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Rechtsprechung. 

Begriff „Kindermilch“. Verkauf der gewöhnlichen Vollmilch als 
Kindermilch. Urtheil des Reichsgerichts (V. Strafsenat«) vom 
21. April 1898. 

Das Urtheil hat festgestellt, dass in der seit dem 1. Februar 1895 be¬ 
stehenden Molkerei - Genossenschaft, deren Betriebsleiter seit dem 2. August 
1895 der Angeklagte M. war und deren Vorstand die drei anderen Angeklagten 
bilden, in den Jahren 1895 und 1896 regelmässig gewöhnliche Vollmilch zu einem 
höheren Preise als Kindermilch verkauft worden, dass der Milchfahrer, wenn er 
Kindermilch haben wollte, sich aus einem Kohlapparate, in welchen ein Theil 
der von den Genossen gelieferten Milch geschüttet wurde, oder aus irgendeiner 
beliebigen anderen Kanne die Flasche mit Milch füllte und dass er sich dann 
von dem Betriebsleiter eine rothe Etiquette mit der Aufschrift „Kindermilch" 
geben liess, die er auf die Flasche aufklebte. 

Lediglich durch die Etiquette und durch den höheren Preis unterschied 
sich die Kindermilch von der gewöhnlichen Milch, die in Flaschen mit schwarzer 
Etiquette mit der Aufschrift „Vollmilch“ den Kunden tiberbracht wurde. Das 
Urtheil hat weiter als erwiesen erachtet, dass als Kindermilch allgemein die¬ 
jenige Milch angesehen wird, die besonders sorgfältig behandelt wird und von 
Kühen herstammt, die besonders gute, insbesondere nur Trockenftttterung er¬ 
halten und in Bezug auf ihren Gesundheitszustand einer besonderen ärztlichen 
Kontrole unterstehen. Und es hat endlich festgestellt, dass die von der Ge¬ 
nossenschaft gelieferte Milch eine solche nicht gewesen ist. 

Diesen Feststellungen gegenüber führen die Revisionen in objektiver 
Richtung aus, dass der Beweis für den Mangel jener Eigenschaften wenigstens für 
die Zeit, in welcher ftir die Kindermilch die von den Ktthen des Angeklagten 
v. B. entnommene Milch verwerthet ist, nicht erbracht worden. Diese Behaup¬ 
tung wird wesentlich ans vermeintlich formellen Mängeln der erstrichterlicben 
Beweisführung hergeleitet. 

Wenn das Urtheil indess in der Beweisführung die von der Revision 
gerügte Wendung braucht: Jenen Mangel der für die Kindermilch erforder¬ 
lichen Eigenschaften „können die Angeklagten nicht bestreiten“, so ist damit 
unverkennbar zum Ausdruck gebracht, dass die den Mangel betreffenden That- 
sachen nach Lage der Sache als unbestreitbar und daher als erwiesen angesehen 
worden sind. 

Wenn ferner das Urtheil erklärt, die Angabe der Angeklagten, sie hätten 
ea dem v. B. zur Pflicht gemacht, seine Milch dreimal zu seihen, „sei nicht fest¬ 
gestellt“, so ist damit der bezügliche Einwand der Angeklagten unerwiesen 
geblieben und die Annahme des ersten Richters, dass die verkaufte Kindermilch 
die erforderlichen Eigenschaften nicht gehabt hat, nicht erschüttert worden. 
\ Aus demselben Grunde ist auch der von der Revision des Angeklagten M. be- 

’ hauptete Widerspruch nicht vorhanden. Denn der Einwand des Angeklagten, 

| dass die verkaufte Kindermilch einem dreifachen Seihungsprozesse unterworfen 

! worden, ist, wie hervorgehoben, nicht erwiesen und deshalb blieb die Milch eine 

„gewöhnliche“. Die Revisionen übersehen überdies, dass, während die Angeklagten 
selbst nur behauptet haben, die v. B.’schen Kühe hätten mehr Trockenfutter er¬ 
halten, als die der übrigen Genossen, als Erforderniss festgestellt ist, dass den 
Kühen nur Trockenfutter gereicht worden ist. Die weitere Behauptung der Re¬ 
vision des Angeklagten M., dass die v. B.’schen Kühe auch dauernd ärztlicher 
Kontrole unterworfen worden, richtet sich lediglich gegen die gegenteilige erst¬ 
richterliche Feststellung, wonach die verkaufte Milch die sämmüichen im Urtheile 
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aufgefiihrten Eigenschaften, also auch die der Herstammung von ärztlich kon- 
trolirten Kühen, nicht gehabt hat. Ebenso ist es nicht ein Trugschluss, sondern 
eine rechtsirrthumfreie Folgerung, dass die Abnehmer der Milch, wenn sie die¬ 
selbe Milch, welche überall und auch in der Genossenschaftsmolkerei für 0,20 
Mark pro Liter verkauft wurde, um deshalb mit 0,30 Mark pro Liter bezahlten, 
weil sie die mehrwerthige Eigenschaft der Kindermilch haben sollte, eine min- 
derwerthige Waare erhielten. Nicht durch den Verkauf derselben Milch zu 
verschiedenen Preisen wurde die Vermögensbeschädigung herbeigeführt, sondern 
dadurch, dass die Angeklagten denen, die thatsächlich einen höheren Preis 
zahlten, die falsche Thatsache vorspiegelten, dass die von ihnen gekaufte Milch 
die mehrwerthige Kindermilch sei. 

Auch die subjektive Seite des Handelns der Angeklagten, dass sie insbe¬ 
sondere wussten, dass die Abnehmer der Milch mit dem Begriffe der Kinder¬ 
milch die im Urtheile niedergelegten Eigenschaften verbanden und dass sie 
ferner die beim Verkaufe angewendeten Täuschungsmassnahmen kannten, ist im 
Urtheile festgestellt und ausreichend begründet. Jn der ersten Richtung hat 
das Urtheil es ebenfalls als unbestreitbar und überdies noch aus anderen auf¬ 
geführten Umständen als erwiesen angesehen, dass auch den Angeklagten der 
im Urtheile näher beschriebene Begriff der Kindermilch bekannt gewesen, dass 
sich die Angeklagten auch der Verpflichtung bewusst gewesen, eine solche Milch 
zu liefern, wie sie dem allgemein bekannten Begriff Kindermilch entsprach. 

In der zweiten Richtung ist festgestellt, dass die Angeklagten die Be¬ 
reitung einer jenen Eigenschaften entsprechenden Kindermilch „der damit ver¬ 
bundenen Kosten und Umstände halber unterlassen haben“, „dass die Ange¬ 
klagten die im Urtheile beschriebene Art und Weise des Verkaufs der Kinder¬ 
milch gewollt haben,“ dass der so gekennzeichnete Verkauf „auf die gemein¬ 
schaftliche Anordnung der Angeklagten zurückzuführen ist“. Das Bemühen der 
Revision der drei Angeklagten v. B., Fr. und Fx., auszuführen, dass jene Fol¬ 
gerungen aus den im Urtheile benannten Thatsachen zu ziehen, irrthümlich sei, 
bewegt sich ebenfalls im thatsächlichen Gebiete und muss daher unberücksichtigt 
bleiben. Auch handelt es sich nicht um Unregelmässigkeiten des Dienstpersonals, 
von denen letztere keine Kenntniss erhalten haben, sondern um „betrügerische 
Manöver“, die die Angeklagten selbst gewollt und angeordnet haben. Die 
Ausführungen des Vertreters der Staatsanwaltschaft in der Hauplverhandlung 
bei Erörterung der Schuldfrage sind für das Gericht nicht bindend, die in der 
Revision der Staatsanwaltschaft unterbreitete Auffassung wird auch in ihrer 
Gegenerklärung als unrichtig bezeichnet. Entgegen endlich der Behauptung 
der Revision, dass die Aussage des Zeugen A. im Urtheile nicht berücksichtigt 
worden, ist auf Grund derselben angenommen, dass allerdings das dreimalige 
Seihen der Milch angeordnet worden, dass diese Anordnung aber erst erfolgt 
ist, als bereits die strafrechtliche Untersuchung zu befürchten war. Für die 
vorausgegangene, der Anklage zu Grunde liegende Zeit hatte daher jene nach¬ 
folgende Anordnung keine Bedeutung. 

Auch in den übrigen, den Thatbestand des Betrugs erfüllenden Fest¬ 
stellungen ist ein Rechtsirrthum nicht ersichtlich. Die Revision musste somit 
verworfen werden. 


Verfälschung von reinem Bienenhonig. Urtheil des Reichs¬ 
gerichts (IV. Strafsenats) vom 22. September 1898. 

Die Feststellung des Vorderrichters, dass der von dem Angeklagten 
W. fabrizirte, von dem Angeklagten B. in den Handel und Verkehr ge¬ 
brachte Tafelhonig ein verfälschtes Nahrungsmittel im Sinne des angezogenen 
Gesetzes sei, ist rechtlich nicht zu beanstanden. Jener Ausspruch des 
Urtheils wird auf die für erwiesen angenommene Thatsache begründet, das 
der gedachte Kunsthonig aus einer Mischung von natürlichem Bienenhonig mit 
Zackerlösung bestehe, dass dieses Mischungsprodukt zwar dem reinen Bienen¬ 
honig in mehrfacher Hinsicht gleichzustellen sei, dass es aber des dem reinen 
Bienenhonig beiwohnenden Aromas, jedenfalls in der gleichen Stärke, entbehre 
und daher in Betreff seiner wirtschaftlichen Bedeutung und Verwendung 
minderen Werth besitze, als der unvermischte Bienenhonig. Alle diese Fest¬ 
stellungen liegen zweifellos auf ^tatsächlichem Boden. Ihre Richtigkeit kann 
daher nach §. 876 der Strafprozessordnung in der Revisionsinstanz nicht nach- 
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geprüft werden, und eben deshalb müssen die von den Beschwerdeführern gegen 
die Richtigkeit jener erstrichterlichen Feststellung vorgebrachten Bedenken, da 
sie gleichfalls thatsäcblicher Natur sind, auf sich beruhen. Selbst wenn sie 
zutreffend wären, würden sie doch nach der prozessualen Natur der Revision 
nicht geeignet sein, dem Rechtsmittel Erfolg zu verschaffen. Dies gilt insbe¬ 
sondere von dem Einwande, es sei nicht erörtert und festgestellt, welche 
spezielle Sorte von Bienenhonig zu dem Mischungsprodukt verwendet worden 
sei, so dass möglich bleibe, dass eine Sorte Verwendung gefunden habe, welche 
zufolge des vorliegenden Gutachtens Sachverständiger nach der Beschaffenheit 
ihres Aromas, wie z. B. der sogenannte Tannenhonig, zu ihrer wirtbschaftlichen 
Verwendbarkeit eine Beimischung von Zuckerlösung geradezu fordere und 
nothwendig erscheinen lasse. Es ist aus der Urtheilsbegründung nicht ersicht¬ 
lich, dass der erste Richter eine spezielle Erörterung dieses Punktes aus 
Rechtsirrthum, und nicht vielmehr auf Grund rein thatsächlicher Er¬ 
wägungen, z. B. weil er angenommen hat, dass solche besondere Sorten von 
Honig mit Rücksicht auf ihr verhältnissmässig geringes Vorkommen, von dem 
Angeklagten W. nicht oder doch jedenfalls nur in sehr kleinen, für die Beant¬ 
wortung der streitigen Frage bedeutungslos bleibenden Mengen verwendet 
worden seien, unterlassen hat. Die Annahme des ersten Richters hingegen, 
dass das W.’sche Fabrikat mit Rücksicht auf seine geringe Nutzbarkeit eine 
Verfälschung des reinen Bienenhonigs im Sinne des §. 10 des Nahrungsmittel¬ 
gesetzes darstelle, lässt eine rechtsirrige Auffassung des Begriffs der Verfäl¬ 
schung nicht hervortreten, sondern entspricht der in Theorie und Praxis 
herrschenden Auffasung hierüber. Dieses Fabrikat charakterisirte sich nach der 
erstrichterlichen Feststellung nicht nur als eine Veränderung, sondern geradezu 
als eine Verschlechterung des reinen Bienenhonigs. Irgend welche besondere 
thatsächliche Umstände, die für geeignet hätten gelten können, die Annahme, 
dass die Beimischung von Zuckerlösung zu dem reinen Bienenhonig eine Ver¬ 
schlechterung, also eine Verfälschung dieses Nahrungsmittels in sich geschlossen 
habe, zu beseitigen, sind im erstiostanzlichen Urtheile nicht festgestellt. Der 
erste Richter hat endlich, dem Beschwerdeführer W. gegenüber, als erwiesen 
bezeichnet, dass dieser in der Zeit von 1892 bis 1897 die Fabrikation des 
Tafelhonigs zum Zwecke der Täuschung im Handel und Verkehr betrieben habe. 
Auch diese Feststellung, die, soweit sie auf thatsächlichen Boden liegt, sich 
jedem Revisionsangriff entzieht, erscheint in materieller Hinsicht bedenkenfrei. 

Der Beschwerdeführer hat hier in speziellerer Begründung nur den Ein¬ 
wand erhoben, dass die Feststellung des Urtheils über den Zeitraum, innerhalb 
dessen die beiden Angeklagten Handlungen vorgenommen hätten, die gegen 
§. 10 des Nahrnngsmittelgesetzes verstiessen, nicht mit einander harmonirten. 
Die deliktische Thätigkeit W.’s solle die Zeit von 1892 bis 1897 umfasst haben, 
was dagegen diejenige des Mitangeklagten B. betrifft, so werden nur Hand¬ 
lungen aus den Jahren 1895 und 1896 festgestellt. Diese Inkongruenz ist 
allerdings vorhanden, aber nicht geeignet, der Revision eine wirksame Stütze 
zu bieten. Die Vorschrift in §. 10 Nr. 1 des Reichsgesetzes vom 14. Mai 1879 
fordert nur, dass zum Zwecke der Täuschung in Handel und Verkehr 
ein Nahrungs- oder Genussmittel nacbgemacht oder verfälscht worden ist, ver¬ 
langt also nicht den Nachweis bestimmter einzelner Akte, durch welche das 
nachgemachte oder verfälschte Nahrungs- und Genussmittel wirklich in den 
Handel und Verkehr gebracht worden ist. Die bemerkte Verschiedenheit in 
der erstinstanzlichen Feststellung erklärt sich ungezwungen daraus, dass der 
erste Richter sich ausser Stande gesehen hat, dergleichen bestimmte konkrete 
Akte des In-Handel- und Verkehrbringens ausserhalb der Jahre 1895 und 1896 
festzustellen. Dass aber W. bereits seit 1892 mit B. in Geschäftsverbindung 
gestanden und ihm fortgesetzt Kunsthonig geliefert hat und zwar mit dem Be¬ 
wusstsein, dass B. diesen Honig gewerbsmässig unter einer die Käufer über 
die wahre Natur der Waare, über ihre Eigenschaft als einer Verfälschung des 
reinen Bienenhonigs, täuschenden Bezeichnung weiter veräussern werde, dies ist 
im angefochtenen Urtheil ausreichend festgestellt. Speziellere thatsächliche 
Angaben über diese geschäftliche Verbindung, als die im Urtheil gegebenen, 
waren für die Feststellung des Thatbestandes des Vergehens aus §. 10 Nr. 1 
des Gesetzes entbehrlich. Der subjektive Thatbestand dieses Vergehens erscheint 
W, gegenüber im angefochtenen Urtheil ausreichend zur Feststellung gebracht. 
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Ein materieller Reohtsirrtham tritt in den bezüglichen Ausführungen des Ur- 
theils nicht hervor. 


Gewerbesteuerfreiheit oder «Pflicht für den Arzt als Unternehmer 
einer Privatkrankenanstalt. Urtheil des Preussischen Oberver- 
waltangsgerichts vom 5. Mai 189 8. 

..... Die Ausübung der Heilkunde durch approbirte Aerzte ist zwar 
neuerdings vom Reichsgericht durch Urtheil vom 30. September 1897') im Sinne 
der Reichsgewerbeordnung und des §. 3 des Reichsgesetzes vom 13. Mai 1870 
wegen Beseitigung der Doppelbesteuerung für ein Gewerbe erklärt worden. Es 
bedarf indessen hier einer Stellungnahme zu der dort entschiedenen Frage nicht, 
weil es bei der Anwendung des Gewerbesteuergesetzes vom 24. Juni 1891 ledig¬ 
lich auf den diesem Gesetze zu Grunde liegenden Begriff des Gewerbe¬ 
betriebes ankommt. In dieser Beziehung besteht aber kein Zweifel darüber, 
dass die Ausübung der Heilkunde durch approbirte Aerzte als Gewerbebetrieb 
nicht anzusehen ist. Dies ergiebt sich unzweideutig aus der Entstehungs¬ 
geschichte der in §. 4 Nr. 7 de3 Gesetzes getroffenen Vorschrift, dass die Aus¬ 
übung des Berufes als Arzt der Gewerbesteuer nicht unter¬ 
liegt. 

.Wesentlich anders liegt die Sache bezüglich der Einrichtung und 

der Unterhaltung von Privatkrankenanstalten. 

Das Gewerbesteuergesetz selbst enthält über derartige Anstalten über¬ 
haupt keine Bestimmung. In der Ausführungsanweisung vom 4. November 1895 
findet sich nur die Vorschrift in Art. 9 Nr. 3 d Abs. 2: 

„Inwieweit die Unterhaltung von Heilanstalten (Privat - Kranken- und 
Irreanstalten, Sanatorien und dergl.), auch wenn sie mit der Ausübung des ärzt¬ 
lichen Berufes verbunden ist, als steuerpflichtiger Gewerbebetrieb anzusehen, 
ist nach den thatsächlichen Umständen des einzelnen Falles zu beurtheilen.“ 

Als Gewerbe im Sinne des Gewerbesteuergesetzes gilt jede mit der Ab¬ 
sicht aaf Gewinnerzielung unternommene, selbstständige berufsmässige und 
erlaubte Thätigkeit, welche sich als Betheiligung am allgemeinen wirtschaft¬ 
lichen Verkehr darstellt. Es genügen also keineswegs diejenigen objektiven 
Merkmale, welche eine Thätigkeit als Gewerbebetrieb im gewerbepolizei¬ 
lichen Sinne erscheinen lassen, sondern es muss für den gewerbe s t e u e r - 
liehen Gewerbebegriff als wesentlich entscheidendes subjektives Merkmal 
der Gewinnzweck hinzutreten, also die Absicht des Unternehmers, aus dem 
Betriebe, aus der Thätigkeit, die den Gegenstand des Unternehmens bildet, 
Gewinn zu ziehen. Für die Annahme eines Gewerbebetriebes bezüglich einer 
bestimmten Thätgkeit genügt nicht schon ein irgendwie geartetes Interesse, 
das den Unternehmer zu dieser Thätigkeit veranlasst, sondern es ist erforder¬ 
lich, dass die Thätigkeit selbst nach der Absicht des Unternehmers die 
Quelle von Einnahmen bildet. Dient die Thätigkeit anderweitigen 
Zwecken, insbesondere nur als Mittel für die Erziehmg von Gewinn aus einer 
anderen Erwerbsthätigkeit, so ist sie kein Gegenstand eines besonderen Ge¬ 
werbebetriebes. Ebenso ist ein Gewerbebetrieb auch nur dann vorhanden, wenn 
die Gewinnerzielung den Hauptzweck der Thätigkeit bildet und nicht 
nur beiläufig und nebensächlich bezweckt wird. 

Nach diesen Grundsätzen kann es nicht zweifelhaft sein, dass sich der 
Betrieb einer Privatkrankenanstalt, in der kranken Personen gegen Entgelt 
Aufenthalt, Beköstigung und Pflege gewährt wird, seitens eines Nichtarztes 

in der Regel als ein gewerbliches Unternehmen darstellt.Die Person und 

der Beruf des Inhabers sind aber für die Frage, ob sich ein Unternehmen als 
ein gewerbliches darstellt, grundsätzlich nicht von entscheidender Bedeutung. 
Auch die von einem Arzte betriebenen Krankenanstalten können daher nicht 
schon wegen des Berufes ihres Unternehmers in gewerbesteuerlicher Beziehung 
anders behandelt werden als die von Nichtärzten betriebenen. Zu einer ab¬ 
weichenden Beurtheilnng der ersteren führt vielmehr nur der Zweck, zu 
welchem derartige Anstalten von Aerzten unterhalten werden. 

Die Entwickelung, welche zahlreiche ärztliche Spezialfächer, z. B. Chirurgie, 
Geburtshülfe, Augen- und Ohrenheilkunde u. s. w., genommen haben, macht es 


*) S. Beilage zu Nr. 1 der Zeitschrift; 1898, S. 1. 
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geradezu nothwendig oder im Interesse der Eranken wenigstens in hohem Grade 
wünschenswert!^ dass ihre ärztliche Behandlung in besonders dazu geeigneten 
und eingerichteten Räumen erfolgt, in denen ausreichend für Luft und Licht 
gesorgt ist und dem Arzte die für Untersuchungen und Operationen erforder¬ 
lichen Instrumente und sonstigen Gegenstände zur Verfügung stehen. Die Art 
des Leidens vieler Kranken erfordert die ärztliche Beobachtung und Behandlung 
in derartigen Räumen bei ausgewählter Verpflegung und Wartung oft für 

längere Zeit. Diese Umstände haben vielfach, namentlich in grösseren 

Städten, dazu geführt, dass Spezialärzte selbst geeignete Räume einrichten und 
unterhalten, in denen sie ihren Patienten neben der ärztlichen Behandlung Auf¬ 
enthalt, Beköstigung und Wartung gewähren. Wird auch von ihnen hierfür 
ein Entgelt verlangt, sei es neben dem Honorar für ihre ärztlichen Bemühungen 
oder mit diesem zusammen, so rechtfertigt dies doch nicht ohne Weiteres die 
Annahme, dass die Aerzte mit dem Betriebe derartiger Anstalten die Erzielung 
eines besonderen Gewinnes neben der Vergütung ihrer ärztlichen Thätigkeit 
bezwecken. Es liegt vielmehr ungemein nahe, dass Aerzte Kliniken oft ledig¬ 
lich zum Zweck der Ausübung ihres ärztlichen Berufes unter¬ 
halten, ohne die Absicht, aus dem Betriebe einen besonderen Gewinn zu 
erzielen. Unter dieser Voraussetzung stellt sich aber die Unterhaltung der 
Klinik nicht als ein gewerbliches Unternehmen dar. Denn ihrem Unternehmer 
fehlt die für den Gewerbebegriff unerlässliche Absicht, gerade aus dieser Thätig¬ 
keit Gewinn zu erzielen. Die Gewerbesteuerfreiheit der Unterhaltung 

einer ärztlichen Klinik kann daher unter diesen Umständen einem Bedenken 

nicht unterliegen. Nicht anders liegt die Sache auch bei einem Arzte, 

der, wie z. B. ein akademischer Lehrer, eine Klinik lediglich zu Lehrzwecken 
oder lediglich als Grundlage für die eigene Fortbildung oder für wissenschaft¬ 
liche Untersuchungen u. s. w. unterhält. 

Den vorbezeichneten Fällen gegenüberzustellen sind dagegen diejenigen, 
wo Aerzte Kranken- und Heilanstalten hauptsächlich zu dem Zwecke betreiben, 
um aus der Gewährung von Aufenthalt und Unterhalt gegen 
Entgelt Gewinn zu erzielen, wo also für den Arzt der Betrieb der An¬ 
stalt Selbstzweck ist, dem sich die Ausübung der eigenen ärztlichen Thätigkeit 
unterordnet. In diesen Fällen dient die ärztliche Thätigkeit lediglich dem 
Zwecke des gewerblichen Anstaltsbetriebes. Die gesammte Erwerbsthätigkeit 
des ärztlichen Unternehmers erscheint daher als Gewerbebetrieb und demgemäss 
der ganze Gewinn aus dieser Thätigkeit als gewerbesteuerpflichtiger Ertrag. 

Ob sich der Betrieb einer privaten Heilanstalt seitens eines Arztes im 
einzelnen Falle als steuerpflichtiges Gewerbe darstellt oder nicht, kann hier¬ 
nach nur unter Prüfung der konkreten Verhältnisse beurtheilt werden. 

.Die Heranziehung der von ihnen betriebenen Krankenanstalten 

zur Gewerbesteuer können die Aerzte insbesondere ohne Weiteres durch den 
Nachweis vermeiden, dass sie einen besonderen Gewinn aus dem Anstalts¬ 
betriebe selbst, nicht erstreben. Die Führung dieses Nachweises wird erleichtert, 
wenn die ärztlichen Unternehmer von Privatkrankenanstalton die Vergütung 
für die ärztliche Thätigkeit einerseits und für die Gewährung von Unterhalt iu 
der Anstalt andererseits getrennt berechnen und über beides gesoudert Buch 
führen; alsdann können sie unschwer beweisen, dass sie thatsächlich erhebliche 
Ueberschü«se nicht erzielt haben oder mit Rücksicht auf die Höhe der Un¬ 
kosten im Vcrhältniss zu den Pensionssätzcn überhaupt nicht zu erzielen 
vermögen. 

Bei Aufstellung einer Berechnung der Einnahmen und Ausgaben einer 
ärztlichen Klinik darf dem Arzte nicht verwehrt werden, deD Betrag, den er 
durch Vermiethnng der dem Anstaltsbetriebe dienenden Räume eines ihm ge¬ 
hörigen Hauses erzielen könnte, sowie einen angemessenen Betrag für die Ab¬ 
nutzung der betreffenden Gebändetheile und ihres Inventars unter den Unkosten 

in Ausgabe zu stellen. Massgebend für die Absicht dtr Gewinnerzielung 

ist ferner der Natur der Sache nach nur das jährliche Schlnssergebniss des 
Anstaltsbetriebes. Ergieöt. sich danach in der Regel kein oder nur eiu uner¬ 
heblicher Gewinn, so ist die Gewinnabsicht auch dann zu verneiueD, wenn der 
Unternehmer der Anstalt zwar von bemittelten Patienten höhere Pensionssätze 
beansprucht, dagegen unbemittelte unentgeltlich oder zu niedrigeren, die Un¬ 
kosten nicht deckenden Preisen in die Anstalt aufnimmt. Als Gewinn endlich 
ist bei der Beurtheilung der Gewinnabsicht überhaupt nicht derjenige Betrag 








6 


Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


der Reineinnahme anzusehen, welcher nur gerade zur Verzinsung des in der 
Anstalt angelegten Kapitals des Arztes zu dem landesüblichen Zinssätze sicher 
angelegten Kapitalien ausreicht. Denn wenn der Arzt einen weiteren Ertrag 
ans dem Anstaltsbetriebe nicht erstrebt als den Betrag, den er in jedem Falle 
dnrch Ausleihung des Anlagekapitals zu diesem Zinsfuss erlangen würde, so 
geht seine Absicht in der Regel nur dahin, dnrch diesen Betrieb nicht eine 
Vermögenseinbusse zu erleiden. 

.Bei freier Beurtheilung trfigt das Oberverwaltungsgericht kein 

Bedenken, die Angaben des Beschwerdeführers für glaubhaft zu erachten und 
demgemäss als festgestellt anznnehmen, dass er mit der Unterbringung und 
Verpflegung der Patienten in seiner Klinik die Erzielnng eines besonderen Ge¬ 
winnes nicht erstrebt, die Klinik vielmehr lediglich als Mittel zur Ausübung 
seiner Thätigkeit als Augenarzt unterhält. 

Da es sich hiernach lediglich um die Ausübung einer ärztlichen Thätig¬ 
keit handelt, so war der Beschwerdeführer von der Gewerbesteuer freizustellen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Massregeln zum Schutz der Arbeiter in Gerbereien gegen Milz¬ 
brand. Erlass des Ministers für Handel nnd Gewerbe (gez.:Bre- 
feld vom 2. Dezember 1898 — B. Nr. 10520, II. A. — an sämmtliche 
Königliche Regierungspräsidenten. 

In einigen der zu dem Erlasse vom 6. Juli v. J. — B. 6S21 — mir 
erstatteten Berichten ist hervorgehoben worden, dass das zur Staubverhütung 
vorgeschriebene Besprengen der Häuteballen mit Wasser sich nur ansführen 
lasse, wenn die Häute unmittelbar nachher eingeweiebt würden, dass dagegen 
eine Anfeuchtung dann unthunlich sei, wenn die Ballen etwa nur zur Besich¬ 
tigung ihres Inhaltes geöffnet würden. Es wird ausgeführt, dass Häute, die 
nicht unmittelbar nach dem Anfeuchten in die Gruben gelangten, dem Ver¬ 
derben ausgesetzt seien. Dieses Bedenken ist begründet, indessen sei darauf 
hingewiesen, dass in grossen Gerbereien eine vorherige Besichtigung der ein¬ 
zelnen Häute zum Zweck der Prüfung der Probernässigkeit der Lieferung nicht 
stattzufinden pflegt, da die Häute in Unternehmungen dieser Art meist en bloc 
gekauft werden. 

In kleineren Gerbereien findet allerdings zumeist eine Besichtigung der 
einzelnen Häute statt und von ihnen wird daher, da feuchte Häute von dem 
Händler nicht zurückgenommen werden würden, eine Besprengung der Ballen 
nicht verlangt werden können, sofern das Oeffnen nur zum Zwecke der Prüfung 
des Inhalts geschieht. 

Es ist aber daran festzuhalten, dass die Ballen in allen Fällen mit Wasser 
reichlich besprengt werden, wenn sie zum Zwecke der Bearbeitung ausge¬ 
packt werden. 

Einige der Berichterstatter haben zu erkennen gegeben, dass sie Schaf- 
und Ziegenfelle, selbst ausländische, für unverdächtig halten. Diese Auffassung 
ist nicht zutreffend; auch Schaf- und Ziegenfelle können Träger von Milzbrand¬ 
keimen sein, wie ein im Regierungsbezirk Magdeburg im letzten Berichtsjahre 
mit voller Sicherheit festgestellter Fall beweist. Dort ist ein mit dem Sortiren 
und Enthaaren italienischer Schaffelle beschäftigt gewesener Arbeiter an Milz¬ 
brand gestorben. Ich betone wiederholt, dass die in dem Erlasse vom 6. Juli v. J. 
mitgetbeilten Vorsichtsin assregeln als unbedingt zuverlässige Sicherungsmittel 
gegen Milzbrandinfektion nicht angesehen werden können. Ihre Durchführbar¬ 
keit hängt ausserdem von dem in den einzelnen Gerbereien üblichen Verfahren 
ab, dies gilt insbesondere von der Unschädlichmachung der Abfälle, mag diese 
nun durch scharfe, die Substanz zerstörende Desinfektionsmittel oder durch Ver¬ 
brennung erfolgen. Es giebt Gerbereien, die einen namhaften Theil ihres Ge¬ 
winnes aus dem Erlös für Abfälle ziehen und diesen wird nicht unbedingt zu- 
gemuthet werden können, die Abfälle zu vernichten. 
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Ueberall da aber, wo z. B. dem Kalk Schwefelnatriam zngesetzt and 
schon dadurch eine weitere Verwerthang der Haare aasgeschlossen wird, ist 
daraaf za halten, dass die Abfälle anschädlich gemacht, thanlichst verbrannt 
werden. Mit Rücksicht darauf, dass über den Werth der in Rede stehenden 
Massnahmen sichere, durch Erfahrungen gestützte Urtheile noch nicht vorliegen, 
and dass sie nar bedingt and nicht überall in demselben Umfange durchführbar 
sind, wird es sich empfehlen, sie nar in der Form einzelner, dem besonderen 
Falle angepasster Verfügungen, nicht aber im Wege der Polizeiverordnung zu 
fordern. 


Verbot des Vorräthighaltens von fabrikmässig hergestellten zu¬ 
sammengesetzten Tabletten in den Apotheken. Randerlass des Mi¬ 
nisters der n. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. im Auftr.: 
v. Bartsch) vom 8. Dezember 1898 — M. Nr. 6334 II. Angel. — an 
sämmtliche Königlichen Regierungspräsidenten. 

In Ergänzung des §. 13 der Vorschriften über Einrichtung and Betrieb 
der Apotheken a. s. w. vom 16. Dezember 1893 (Min.-Bl. f. d. innere Verwalt, 
von 1894, S. 4) bestimme ich, was folgt: 

Zusammengesetzte Tabletten (komprimirte Arzneimittel) fabrikmässiger 
Herstellung, deren Dosirang der Apotheker nicht prüfen, daher anch nicht ge¬ 
währleisten kann, dürfen in den Apotheken nicht vorräthig gehalten werden. 
Zusammengesetzte Tabletten müssen vielmehr auf jedesmalige ärztliche Verord¬ 
nung besonders hergestellt werden. 

Diese Bestimmung ist durch Randverfügung zur Kenntniss der Apotheker 
zu bringen. 


B. Grossherzogthum Sachsen - Weimar. 

Massregeln gegen Typhus. Ministerial-Verordnung vom 
21. November 1898. 

1. Die ausübenden Aerzte sind verpflichtet, von jedem bei Ausübung ihres 
Berufes zu ihrer Kenntniss gelangenden Fall von Typhus möglichst sofort, jeden¬ 
falls aber innerhalb 24 Stunden, dem betreffenden Gemeinde Vorstand eine kurze 
schriftliche Anzeige zu erstatten, in welcher Vor- und Zuname, Alter, Stand 
und Wohnung des Erkrankten, sowie der Tag der Erkrankung und bei Kindern 
auch der Name und Stand der Eltern anzugeben ist. 

2. Der Gemeindevorstand hat von dem gemeldeten Thatbestand unge¬ 
säumt und gleichzeitig sowohl dem Grossherzoglichen Bezirksdirektor, als auch 
dem zuständigen Bezirksarzt Anzeige zu erstatten. 

Ungeachtet der von den Letzteren etwa anzuordnenden weiteren Mass¬ 
nahmen sind die nachfolgenden unter Ziffer 3 bis 11 angegebenen Vorschriften 
zu befolgen. 

3. Jeder Typhaskranke, welcher nicht etwa in ein geeignetes Kranken¬ 
haus mit Isolirräumen gebracht wird, ist thunlichst in einem eigenen, von den 
übrigen Wohnräumen möglichst entfernten Zimmer abzusondern und der Zutritt 
in dieses Zimmer in der Regel nur den zur ärztlichen Behandlung und zur 
Pflege des Kranken erforderlichen Personen zu gestatten. 

4. Alle Abgänge des Kranken sind in unversehrten wasserdichten Behält¬ 
nissen aufzufangen bezw. anzusammeln, die mindestens zum dritten Theil ihres 
Rauminhalts mit Kalkmilch (1 Theil gebrannter Kalk in 4 Theilen Wasser 
gelöst), oder mit Karbolseifenlösung — (3 Theile schwarze oder grüne Seife 
und 5 Theile Karbolsäure mit 100 Theilen heissen Wassers gemischt) — ange¬ 
füllt sind. 

Erst nachdem die angemeldeten Abgänge mit einer der genannten Des¬ 
infektionsflüssigkeiten gehörig gemischt und mindestens eine Stunde lang dem 
Einfluss der Desinfektionsflüssigkeit ausgesetzt worden sind, dürfen sie in die 
Aborte entleert werden. 
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Auch Wasch- und Badewässer von Typhusk ranken sind in ähnlicher Weise 
vorerst zu desiufiziren, bevor sie beseitigt werden. 

In Abzugskanäle, Wasserläufe oder auf Grundstücke in der Nähe von 
Wohnungen, Brunnen oder Was»erläufen dürfen auch die desinfizirten Abgänge 
von Typhuskranken nicht verbracht werden. 

Dafern dergleichen Abgänge vor Erkennung der Krankheit oder aus 
anderen Gründen undesinfizirt in Aborte oder an eine andere Stelle gelangt 
sein sollten, so ist für eine nachträgliche gründliche Desinfektion dieser 
Stellen Sorge zn tragen. 

5. Alle mit Abgängen eines Typhnskranken beschmutzte Bett- oder 
Leibwäsche ist sofort in 5proz. Karbolseifenlösung mindestens zwei Stunden 
lang einznweichen nnd in feuchtem Zustande aus dem Krankenzimmer zn ent¬ 
fernen, bevor sie in gewöhnlicher Weise gewaschen werden darf. 

6. Personen, welche bei der Pflege von Typhuskranken ihre Hände oder 
andere Körpertheile oder ihre Kleidung durch Berührung von Abgängen oder 
verunreinigten Wäschestücken beschmutzten, müssen die betreffenden Stellen 
durch alsbaldiges gründliches Waschen mit Desinfektionsmitteln reinigen. 

7. Nach Ablauf der Krankheit durch Genesung oder Tod des Erkrankten 
oder nach Ueberführung desselben in einen anderen Raum oder in ein Kranken¬ 
haus sind die von demselben benutzt gewesenen Räume einer gründlichen Reini¬ 
gung, Desinfektion nnd Lüftung nach ärztlicher Vorschrift zu unterziehen, bevor 
sie wieder in Benutzung genommen werden. 

Ebenso müssen die Zimmermöbel, sowie alle Gegenstände, welche mit dem 
Kranken in Berührung gekommen sin ', insoweit sie nicht als werthlos verbrannt 
werden können, entweder in einem Dampfapparat der Desinfektion durch Ein¬ 
wirkung strömenden überhitzten Wasserdampfes von mindestens 100° C. ausge¬ 
setzt oder in anderer geeigneter Weise nach ärztlicher Anordnung gereinigt 
oder desinfizirt werden. 

8. Die Leiche einer an Typhus verstorbenen Person ist ohne vorherige 
Waschung in mit desinfizirender Flüssigkeit getränkte Tücher einzuschlagen 
und in einen gut schliessenden, unter Umständen verpichten Sarg einzulegen. 

Nur die nächsten Angehörigen eines an Typhus Verstorbenen, dessen 
Aerzte, sowie die mit der Desinfektion des Raumes und die mit der Bestattung 
der Leiche Beauftragten sollen Zutritt zu dem Sterbezimmer erhalten, bevor 
dieses genügend desinfizirt un i gelüftet worden ist. 

9. In jedem Falle einer Typhuserkrankung sind von dem behandelnden 
Arzte, eventuell auch vom Bezirksarzt, unter Beihülfe des Gemeindevorstandes 
Nachforschungen über die Ursache der Typhusansteckung anzustellen und die 
erforderlichen Schritte zu veranlassen, um die hierbei etwa entdeckten sanitären 
UebeUtände thunlichst schnell und sicher zu beseitigen. 

10. Der Gemeindevorstand hat möglichst zu überwachen, dass die unter 
Ziffer 2 bis 9 gegebenen Vorschriften bei Typhuserkrankungen befolgt werden. 
Er hat zu diesem Behufe den Haushaltungsvorstand der Wohnung, in welcher 
sich der Typhuskranke befindet, noch besonders auf die betr. Bestimmungen 
schriftlich, und nach Befinden unter Beifügung eines Druckexemplars dieser 
Verordnung hinzuweiscu. Der deshalb erforderliche Bedarf an Druckexemplaren 
wird den Gemeindevorständen von dem Grossherzoglichen Bezirksdirektor unent¬ 
geltlich geliefert. 

Bei Armen hat der Gemeindevorstand für Beschaffung der erforderlichen 
Desinfektionsstoffe aus Gemeindemitteln Sorge zu tragen. 

11. Die Polizeibehörden sind ermächtigt, nach Befinden gegen Zuwider¬ 
handlungen gegen die vorstehenden Vorschriften nach Massgabe des Gesetzes 
vom 8. Mai 1879 über die Vollstreckung der Entscheidungen und Verfügungen 
der Verwaltungsbehörden einzuschreiten. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med .-Rath i. Minden i.W. 

J. C. C. Bruns Buckdruckerei, Minden. 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 2. 15. Januar. 1899. 


Rechtsprechung. 

Arztähnlicher Titel (Homöopathisches Institut. N. N.). Urtheil 
des Oberlandesgerichts Kolmar (Strafsenat) vom 15. März 1898. 

Die Auffassung des Berufungsgerichts, dass nur derjenige, welcher sich 
persönlich einen arztähnlichen Titel beilege, auf Grund des §. 147 Ziff. 3 der 
Gew.-Ordn. bestraft werden könne, muss für eine rechtsirrthümliche angesehen 
werden. Es ist vielmehr in Uebereinstimmung mit der herrschenden Recht¬ 
sprechung anzanehmen, dass die Beilegung eines arztähnlichen Titels 
im Sinne der erwähnten Strafbestimmung auch durch Ankündigung eines 
Gewerbebetriebes oder Instituts in Verbindung mit dem 
Namen des Ankündigenden erfolgen kann. Dies trifft aber im vor¬ 
liegenden Faüe zu, da nach der tatsächlichen Feststellung der Vorinstanzen 
der als Arzt im Inlande nicht approbirte Angeklagte durch Zeitungsinserate 
ein homöopathisches Institut mit homöopathischer Behandlung und Behandlung 
von Geschlechtsleiden, Flechten, alter Beinwunden nach eigener Methode in 
seinem Hause unter seinem Namen angekündigt, auch an seiner Hausthür ein 
Schild mit der Aufschrift: „Homöopathisches Institut H. Dittrich“ 
angebracht hat, derartige Ankündigungen aber auf eine ärztliche Ausübung der 
Heilkunde nach homöopathischer oder einer sonstigen besonderen Methode 
hin weisen. 


Zum Grosshandel mit Giften bedarf es keiner besonderen Ge¬ 
nehmigung. Urtheil des Kammergerichts (Strafsenats) vom 4. Juli 
1898. 

Nach §. 34, Abs. 3 der Reichs-Gew.-Ordn. können die Landesgesetze vor¬ 
schreiben, dass zum Handel mit Giften besondere Genehmigung erforderlich ist. 
Der §. 49 der preussischen Allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 
schrieb vor, dass denjenigen, welche mit Giften bandeln, der Gewerbetrieb 
erst dann zu gestatten sei, wenn sich die Behörden von ihrer Unbescholtenheit 
und Zuverlässigkeit überzeugt haben. Durch das Gesetz vom 22. Juni 1861, 
betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen der Allg. Gew.-Ordn. wurden 
die Worte, „denjenigen, welche mit Giften handeln“, dahin abgeändert, „den¬ 
jenigen, welche Gifte feilhalten.“ Demnach ist das Erforderniss der Geneh¬ 
migung nicht mehr für jeden Handel mit Giften, sondern nur für das Feilhalten 
von Giften vorgeschrieben. Unter dem Feilhalten einer Waare ist aber nach 
herrschender Ansicht das Bereithalten derselben zum Verkauf an einer dem 
Publikum zugänglichen, „zum Verkauf“ bestimmten Stelle zu verstehen. Nur 
unter diesen thatsächlichen Voraussetzungen würde aber ein Grosshändler mit 
Giften zu diesem Handel der besonderen Genehmigung bedürfen. Nach der Fest- 
steUung des Vorderrichters haben aber die Angeklagten, welche den Grosshandel 
mit Giften und Drogen betreiben, keinen Verkaufsladen, sondern nur ein Kontor, 
in welches die Kunden zum Unterhandeln, Bestellen und Bezahlen kommen, 
während ihre Lagerräume völlig getrennt von demselben sich im Keller befinden 
und dem Publikum nicht zugänglich sind. Zwar haben sich die Angeklagten 
in Prospekten zum Verkauf von Giften en gros bereit erklärt, Giftstoffe aber 
nur auf schriftliche oder mündliche Bestellung in grösseren Posten abgesandt. 
Die Motive zum §. 49 a. a. 0), welche lauten: Die Nothwendigkeit dieses Er¬ 
fordernisses für den Gewerbetrieb, derjenigen, welche Gifte feilhalten und der 
Kammerjäger, welche sich zur Vertilgung des Ungeziefers hauptsächlich giftiger 
Mittel bedienen, bedarf im Hinblick auf die Gefährlichkeit jedes unvorsichtigen 
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Verkehrs mit Giften keines näheren Nachweises“ sprechen mit Rücksicht auf 
die Schlussworte für die Aufnahme, dass der Gesetzgeber den in einem Laden 
betriebenen Einzelverkauf von Giften im Auge gehabt hat. 

Auch die Verschiedenheit in der Fassung des §. 49, welche bei anderen 
Gewerbetreibenden den Handel bezw. den Kleinhandel und das „handeln wollen“ 
für konzessionspflichtig erklärt, spricht wie der Vorderrichter zutreffend aus¬ 
führt, für die gedachte Auslegung des Wortes „feilhalten“. Auch aus dem Re¬ 
glement vom 16. September 1836 (Ges.-S. 1837, S. 41) und der Bekanntmachung 
vom 29. Juli 1857 ist nicht, wie der Vorderichter mit Recht annimmt, zu folgern, 
dass der §. 49 des Gesetzes vom 22. Juni 1861 den Grosshandel mit Giften im 
Auge gehabt habe, da das Reglement und die Bekanntmachung den Apothekern 
den Kleinhandel mit Giften nicht ausschliesslich vorbehält, sondern nur mit 
gewissen Giften unter bestimmten Voraussetzungen. Für die Annahme, dass 
zum Grosshandel mit Giften nicht besondere Genehmigung erforderlich sei, 
sprechen auch andere über den Handel mit Giften erlassene Verordnungen, 
welche den Grosshandel mit Giften von den dem Handel mit Giften 
auferlegten Beschränkungen ausschliessen, z. B. die Polizeiverordnung der 
Minister für Handel und Gewerbe, der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal- 
Angelegenheiten und des Innern vom 24. August 1895 über den Handel mit 
Giften (Min.-Bl. für die innere Verw. S. 265 ff.), welche in §. 11 Absatz 2 die 
vorhergehenden Bestimmungen auf die Abgabe von Giften, welche von Gross¬ 
händlern an Wiederverkäufer abgegeben werden, nicht für anwendbar erklärt, 
und die Kaiserliche Verordnung, betreffend den Verkehr mit Arzneimitteln vom 
27. Januar 1890 (R.-G.-Bl. 8.9), welche im §. 3 Grosshandel der in dem §. 2 
angeordneten Beschränkung des Feilhaltens und Verkaufs der im Verzeichnisse B 
aufgeführten Gegenstände, unter denen sich auch Gifte befinden, auf die 
Apotheken, nicht unterwirft. 

Bedurften aber die Angeklagten zu dem von ihnen betriebenen Gross¬ 
handel mit Giften keiner besonderen Genehmigung, so sind sie mit Recht von 
der Anklajge eines Vergehens gegen §. 147 der Gewerbe-Ordnung freigesprochen. 
Die Revision war daher zurückzugeweisen. 

Die Entscheidung über die Kosten des Rechtsmittels beruht auf §. 505 
St. P. 0. 


Fasspichereien keine „Pechsiedereien'* im Sinne des §. 16 Ge¬ 
werbe-Ordnung. Entscheidung des Bayerischen Verwaltungs- 
geriohtshofes (2. Sen.) vom 26. Januar 1898. 

Der §. 16 der Gew.-Ordn. führt diejenigen gewerblichen Anlagen auf, 
zu deren Errichtung mit Rücksicht auf den gebotenen Schutz der Nachbarschaft 
und des allgemeinen Publikums gegen die mit der Anlage verbundenen Nach¬ 
theile, Gefahren und Belästigungen eine besondere Genehmigung erforderlich 
ist. Das Verzeichniss dieser Anlagen ist, wie sich schon aus Abs. 3 des §. 16 
ergiebt, kein exempliökatives, sondern ein erschöpfendes, so dass auf solche An¬ 
lagen, welche nicht daselbst aufgeführt sind bezw. nicht unter die daselbst ent¬ 
haltenen Gattungsbegriffe fallen, die besonderen Bestimmungen der §§. 16 ff. 
keine Anwendung finden können. Bei den unter einem Gattungsbegriffe aufge¬ 
führten Anlagen ist allerdings, wie dies auch im Kommentare zur Gewerbeord¬ 
nung von Land mann, 3. Aufl. I. Bd. S. 135 hervorgehoben wird, die Bezeich¬ 
nung des jeweils in Betracht kommenden Gewerbebetriebes für sich allein noch 
nicht massgebend für die Beurtheilung der Frage, ob derselbe auch unter die 
Bestimmungen der §§. 16ff. fällt; es können vielmehr Anlagen, auch wenn sie 
namentlich in §. 16 Gew.-Ordn. aufgeführt sind, immerhin ihrer Natur nach 
unter die daselbst bezeichneten Kategorien zu subsumiren sein. Dies soll nun 
nach den Aufstellungen der Beschwerde bei den Fasspichereien der Fall sein, 
die ihrem Wesen und der Betriebsart nach, auch wenn sie in §. 16 nicht nament¬ 
lich aufgeführt erscheinen, doch den durch das Reichsgesetz vom 2. März 1874 
(R.-G.-Bl. S. 19) als genehmigungspflichtig erklärten „ Pechsiedereien“ beizuzählen 
seien, und zwar deshalb, weil in denselben, wie durch Gutachten von Sachver¬ 
ständigen dargelegt wird, das zur Verwendung gelangende Pech den gleichen 
Erhitzungsgraden wie in Pechsiedereien unterworfen und durch die dem ge¬ 
schmolzenen Peche entweichenden und auch durch die besten Ventilationsein¬ 
richtungen nicht vollständig zu paralysirenden Dämpfe die Nachbarschaft und 



Rechtsprechung und Medizinal-Gesetzgebung. 


11 


das allgemeine Publikum den gleichen Gefahren, Belästigungen und Nachtheilen 
ansgesetzt werde, wie durch den Betrieb einer Pechsiederei. 

Allein die Gleichartigkeit der auftretenden Belästigungen oder die Ge¬ 
meinsamkeit einzelner Betriebsprozesse mag vielleicht dem Gesetzgeber, der 
nach Abs. 3 §. 16 1. c. die Ergänzung des Verzeichnisses im Bedürfnissfalle und 
beim Vorhandensein der gesetzlichen Voraussetzungen seiner eigenen Prttfung 
und Anordnung Vorbehalten hat, Veranlassung zur Aufnahme der Fasspichereien 
unter die genehmigungspflichtigen Anlagen geben; aber sie berechtigt allein 
noch nicht dazu, die „Pechsiedereien“ zu einem Gattungsbegriffe in dem Um¬ 
fange zu gestalten, dass mit denselben die Fasspichereien und damit folgeweise 
auch alle jene Betriebe, in denen überhaupt die Pechprodukte durch Erhitzung 
zur gewerblichen Verwendung gebracht werden, zu identifiziren sind. Voraus¬ 
setzung hierfür wäre, dass die Fasspichereien ihrer Natur nach unter die Ka¬ 
tegorien der Pechsiedereien subsumirt werden können. Aber gerade nach dieser 
Richtung ergeben sich die wesentlichsten Verschiedenheiten. Die Pechsiedereien 
sind wie die meisten in §. 16 Gew.-Ordn. verzeichneten Anlagen solche Vor¬ 
richtungen, welche ihrer Art nach gewerblicher Erzeugung dienen; sie befassen 
sich mit der Gewinnung des Rohpeches aus dem Fiohtenharze, dem Zusammen¬ 
schmelzen desselben mit verschiedenen Oelen, wodurch das sogenannte Brauer¬ 
pech erzeugt wird; in den Fasspichereien wird dagegen das bereits im fer¬ 
tigem Zustande von den Pechsiedereien hergestellte und bezogene Pech nach 
neuerlichem Erhitzen zu gewerblichen Zwecken, nämlich zum Ausziehen der 
für die Brauerei betriebe erforderlichen Fässer zur Verwendung gebracht. 
Während also die Pechsiedereien sich mit der Gewinnung und Herstellung des 
Produktes aus den Rohstoffen befassen, bedienen sich die Fasspichereien, wie 
so manche andere auf die Verwendung von Pech zu gewerblichen Zwecken an¬ 
gewiesene Betriebe, die deshalb doch wohl nicht zugleich als Pechsiedereien be¬ 
zeichnet werden können, des bereits fertig gestellten Produktes zum gewerb¬ 
lichen Gebrauche. Hierin liegt aber die wesentliche Verschiedenheit in der 
Natur dieser beiden Anlagen, die einer Gleichstellung derselben rücksichtlich 
der gewerbepolizeilichen Beschränkungen ihrer Errichtung und ihres Betriebes 
im Sinne §. 16 ff. Gew.-Ordn. nicht znlassen. Anders wäre die Sache selbstver¬ 
ständlich dann gelagert, wenn eine Fasspicherei sich zugleich auch im Neben¬ 
betriebe und zwar nicht einmal zum Zwecke der weiteren Veräussernng für 
andere Betriebe, sondern ausschliesslich zur Erzeugung des bei ihrem eigenen 
Hauptunternehmen zu verarbeitenden Hilfsmittels, mit der Herstellung von Pech 
befassen würde; dass eine solche, wenn auch als integrirender Bestandtheil des 
Hauptunternehmens sich darstellende Anlage unter den §. 16 Gew.-Ordn. fallen 
und darum einer besonderen Genehmigung bedürfen würde, kann wohl keinem 
begründetem Zweifel unterliegen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Arzneitaxe für 1899. Bekanntmachung des Ministers der 
u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: Bosse) vom 19. De¬ 
zember 1898. 

Die Grundsätze zur Berechnung der Arzneitaxe sind unter Ziffer 4 be¬ 
treffs der Preise für 1 Kilogramm ergänzt worden. 

Die allgemeinen Bestimmungen haben in Ziffer 10 geringe Fassnngsän- 
derungen erfahren. 

Die Preise mehrerer Arzneimittel sind den im Laufe des verflossenen 
Jahres eingetretenen Veränderungen in den Einkaufspreisen mehrerer Drogen 
und Chemikalien entsprechend berichtigt. 

In dem Abschnitt IV, Preise der Arbeiten, sind folgende Aenderungen 
eingetreten: 

Auflösen und Anreiben. 

Amerkung 2. Das Auflösen eines Extraktes bei gleichzeitiger Salzlösung 
in einer Mischung darf besonders berechnet werden. 
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Dispensation (Arzneiabgabe). 

Aach für die Abgabe getheilter Pulver darf die Dispensationsgebühr in 
Ansatz gebracht werden. 

Filtriren. 

Hierzu ist in einer Anmerkung eine Erläuterung gegeben. 

Für Kapseln ist der in Abschnitt III ausgeworfene Preis gestrichen und 
unter die Arbeitspreise aufgenommen. 

Der Preis für Pulverkästchen (Abschnitt V) ist auf 10 Pf. herabgesetzt 
worden. 

Die Ueberschreitung der Taxe unterliegt der Bestrafung nach §. 148 
Ziff. 8 der Gew.-Orln. für das Deutsche Reich in der Fassung vom 1. Juli 1888. 

Die Taxe tritt mit dem 1. Januar 1899 in Kraft. 

Genehmigung znm Handel mit Giften nnd Beanfsichtignng des* 
selben. Rundverfügung des Königlichen Regierungspräsidenten 
inTrier voml 8. Oktober 1898 an sämmtlicbe Landräthe des Bezirks; den 
Kreisphysikern des Bezirks znr Beachtung mitgetheilt. 

Die Durchsicht der in Folge der Regierungsverfügnng vom 11. Mai d. J. 
I. 6710 hier kürzlich eingereichten Verzeichnisse der in den einzelnen Kreisen 
vorhandenen Drogen-, Material-, Farben- und ähnlichen Handlungen, sowie andere 
Wahrnehmungen führten zu dem Ergehniss, dass eine das Bedürfniss weit über¬ 
schreitende Zahl von Giftwaaren - Handlungen vorhanden ist, sowie dass der 
gewerbsmässige Handel mit Giften ohne die vorgeschriebene polizeiliche Ge¬ 
nehmigung betrieben wird. Andrerseits haben die von den Bevollmächtigten 
für Apothekenbesichtigungen in Ausführung der Ziffer 11 der Vorschriften über 
die Besichtigung der Drogen- nnd ähnlicher Handlungen mir neuerdings vor¬ 
gelegten Verhandlungen erwiesen, dass die weit überwiegende Mehrzahl der 
Giftwaarenhändler eine auffällige Unkenntniss über die Giftigkeit oder Ungiftigkeit 
der von ihnen feilgehaltenen Stoffe sowohl, wie betreffs der in der Polizei-Ver¬ 
ordnung über den Handel mit Giften vom 24. August 1895 (Amtsbl. 42, Beilage) 
enthaltenen Bestimmungen über die Aufbewahrung und die Abgabe der Gifte 
einschliesslich der giftigen Farben besass; im Besonderen fanden sich nicht 
selten Blei- und arsenhaltige Farben, Phosphorbrei, Strychninweizen und andere 
Giftstoffe in unmittelbarer Nähe von Arzneiwaaren oder Nabrungs- und Genuss¬ 
mitteln und in undichten und mangelhaft oder gar nicht bezeichneten Behältern 
in höchst leichtfertiger, Gesundheit und Leben gefährdender Weise aufgestellt, 
so dass die Zuverlässigkeit in Beziehung auf den Gewerbebetrieb dem Geschäfts¬ 
inhaber zweifellos abzuerkennen war. Stellenweise war die Vorgefundene Un¬ 
ordnung im Betriebe auch auf den Umstand zurückzuführen, dass die ertheilte 
Genehmigung zum Gifthandel zu allgemein gehalten war und eine namentliche 
Benennung der genehmigten Gifte vermissen liess. 

Zur Abstellung dieser Uebelstände erscheinen folgende Massnahmen geboten: 

Alle Diejenigen, welche mit Giften oder giftigen Farben Handel ohne die 
erforderliche Genehmigung treiben, sind, auch wenn es sich nur um den Vertrieb 
vereinzelter Gifte, wie Kupfervitriol, Kleesalz, Bleiweiss, Mennige, Chromgelb, 
Chromroth oder dergl. handelt, durch die Ortspolizeibehörden alsbald unter 
Hinweis auf den §. 34 der Reichs-Gewerbe-Ordnung vom 1. Juli 1883 und den 
§. 49 des Gesetzes vom 22. Juni 1861 betreffend die Abänderung einiger Be¬ 
stimmungen der allgemeinen Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 (G. - S. 
Seite 441) anfzufordern, entweder den Gifthandel aufzugeben oder die Genehmigung 
zum Gifthandel durch schriftlichen Antrag bei der nach §. 114 des Gesetzes 
vom 1. August 1888 zuständigen Behörde (Kreis- hezw. Stadt-Ausschuss) unge¬ 
säumt nachzusuchen. Dem Anträge ist ein nach den Abtheilungen 1, 2 und 3 
der Anlage I der Giftpolizei-Verordnung in Buchstabenfolge aufgestelltes Ver¬ 
zeichniss der feilzuhalteuden Gifte beizufügen. 

Vor der Ertheilung der Genehmigung zum Gifthandel wird gemäss §. 49 
a. a. 0. die Zuverlässigkeit des Antragstellers in Beziehung auf den beabsichtigten 
Gewerbebetieb in persönlicher und fachmännischer Hinsicht auf das Sorgfältigste 
festzustellen sein. Während betreffs der persönlichen Zuverlässigkeit es einer 
Aeuserung der Ortspolizeibehörde bedarf, wird die Zuverlässigkeit in fach¬ 
männischer Hinsicht durch ein — nach vorgängiger, gelegentlicher Prüfung 
der Kenntnisse des Antragstellers über die Bestimmungen der Giftpolizei-Ver- 
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ordnnng nnd die Eigenschaften der an fahrenden Gifte — von dem Königl. 
Kreisphysikus ansznfertigendes Zengniss an erbringen sein. In gleicher Weise 
ist der genannte Medizmalbeamte über die nach den örtlichen nnd sonstigen 
Verhältnissen zu benrtheilende Zulässigkeit der in dem Verzeichnisse enthaltenen 
genehmigungspflichtigen Gifte za hören and hiernach das endgültig and über¬ 
sichtlich aafgestellte Giftverzeichniss in die Genehmignngs-Urknnde aufznnehmen. 

(Znsatz für die Kreisphysiker.) 

Abschrift erhalten Sie zur Eenntnissnahme nnd Beachtung. Bei der 
Feststellung der fachmännischen Zuverlässigkeit der die Genehmigung zum 
Gifthandel nachsuchenden Personen wird es sich empfehlen, mit grosser Sorgfalt 
zn verfahren, bei mangelhaften Kenntnissen die Ausstellung des Befähigungs- 
zeugnisses abzulehnen und dem Antragsteller anheimzustellen, sich einer weiteren 
Prüfung zu unterziehen. Bei Berechnung der Gebühren für die Abhaltung der 
Prüfung und die Ausstellung des Zeugnisses (Befundscheines) ist nach §. 1, 
Abs. 2 des Gesetzes vom 9. März 1872 zu verfahren. 


Die Beschaffenheit der Miethswohnnngen nnd das Schlafstellen¬ 
wesen. Polizeiverordnung des Königlichen Regierungspräsi¬ 
denten zu Lüneburg vom 14. November 1898. 

I. Miethswohnnngen. 

§. 1. Niemand darf das Beziehen einer Wohnung zur Miethe gestatten 
wenn dieselbe nicht den nachstehenden Anforderungen entspricht: 

1. Jede Wohnung muss einen eigenen, durch keine fremden Wohnräume 
führenden verschließbaren Zugang, eigene Kochstelle, Gelegenheit zur Be¬ 
schaffung gesunden Trinkwassers und Gelegenheit zur unschädlichen Entfernung 
der Schmutzwässer haben. 

2. Mindestens je zwei Wohnungen zusammen müssen einen eigenen ver- 
schliessbaren Abort haben. Ausnahmen hiervon sind zulässig, wenn nach den 
baulichen Verhältnissen des betreffenden Hauses oder wegen Beschränktheit des 
betreffenden Grundstückes die nachträgliche Herstellung einer so grossen Anzahl 
von Aborten besondere Schwierigkeiten macht. 

3. Eine Wohnung darf nicht derart feucht sein, dass sie gesundheits¬ 
schädlich für die Bewohner ist. Der Fussboden muss mindestens 30 cm über 
dem gewöhnlich höchsten Grundwasserstande liegen und in genügender Weise 
gegen aufsteigende Feuchtigkeit geschützt sein. Bestehen in einem Falle Zweifel 
über die Höhenlage des gewöhnlich höchsten Grandwasserstandes, so ist dieselbe 
darch die Ortspolizei festzusetzen. 

4. Wohnungen, deren Fassboden mehr als 50 cm unter dem umliegenden 
Terrain liegt (Kellerwohnungen), sind untersagt. Ausnahmen können gestattet 
werden, so lange nach Lage der örtlichen Verhältnisse die Benutzung derartiger 
Wohnungen noch nicht zu entbehren ist und sofern in dem betreffenden Falle 
solcher Benutzung erhebliche gesundheitliche Bedenken nicht entgegenstehen. 

5. Dachwohnungen müssen völlig verputzte oder mit Holz verkleidete 
Wände haben. 

6. Jeder Wohn- und Schlafraum muss mindestens ein in’s Freie führendes 
und zum Oeffoen eingerichtetes Fenster haben, dessen Grösse mindestens den 
12., bei schrägen Dachwohnungen mindestens den 15. Theil der Fussbodenfläche 
betragen muss. 

Ausnahmen sind zulässig, wenn zu der betreffenden Wohnung sonst noch 
einwandsfreie Räume gehören, welche den Bewohnern den erforderlichen Luft¬ 
raum (cfr. unter Nr. 10) gewähren. 

7. Der Fussboden der Wohnungen muss gedielt oder mit einem Belag 
aus festem, undurchlässigem Material versehen sein, welcher keine erheblichen 
Unebenheiten und keine offenen Fugen haben darf. Lehmschlag oder ähnliches 
Material darf für den Fussbodenbelag nicht verwendet werden. 

8. Wohn- und Schlafräume und Küchen (Kochstellen) dürfen mit Aborten 
nicht in offener Verbindung stehen. 

9. Die Wohnung darf nicht baulich verwahrlost sein. Nicht tapezirte 
Wände sind nach Bedürfniss mit einem Anstrich zu versehen. 

10. Jede Wohnung muss ihren Bewohnern so viel Raum bieten, dass auf 
jedes Kind unter 14 Jahren wenigstens 8 kbm Luftraum und 3 qm Bodenfläche, 
auf jede ältere Person wenigstens 15 kbm Luftraum und .0 qm Bodenfläche 
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fallen. Fttr jeden in einem Wohn* oder Schlafraume vorhandenen Kochherd 
sind 15 kbm Luftraum mehr erforderlich. 

§. 2. Die Ortspolizeibehörden sind befugt, bei Mietwohnungen, deren 
Beschaffenheit im Widerspräche zu den Anforderungen Nr. 1—9 steht, die Ab¬ 
stellung der betreffenden Missstände von dem Vermieter zu verlangen und 
eventuell die Bäumung der Wohnung anzuordnen. 

Letzteres kann auch geschehen, wenn die Wohnung überfüllt ist, d. h. 
ihren Bewohnern nicht den nach §. 1 Nr. 10 erforderlichen Luftraum gewährt. 

II. Schlafwesen. 

§. 3. Niemand darf gegen Entgelt anderen Personen eine Schlafstelle 
oder eine Schlafstelle mit Kost (Schlafleute, Einlogirer, Kostgänger) 'gewähren, 
wenn dadurch die Wohnung für die eigene Familie derart beschränkt wird, 
dass den Anforderungen §. 1 Nr. 1—10 nicht mehr Genüge geschieht. 

Besteht die Haushaltung des Sohlafstellenvermiethers aus mehr als drei 
Personen, so müssen demselben wenigstens ein heizbarer Wohnraum und ein 
Schlafraum verbleiben. 

Ausnahmen in letzterer Beziehung können gestattet werden, sofern die 
dem Schlafstellengeber und seiner Familie verbleibende Wohnung den erforder¬ 
lichen (§. 1 Nr. 10) Luftraum enthält. 

§. 4. Im Uebrigen gelten für die Aufnahme von Schlafstellenmiethern 
die folgenden Bestimmungen: 

1. Schlafstellenmiether dürfen nur in Bäumen untergebracht werden, 
welche den Anforderungen §. 1 Nr. 3—9 genügen. 

Die bei §. 1 Nr. 4 und 6 zugelasseuen Ausnahmen finden auf Schlafstellen¬ 
räume keine Anwendung. Ausserdem müssen solche Bäume eine lichte Höhe 
von wenigstens 2,50 m haben. 

2. Schlafstellenmiether verschiedenen Geschlechtes dürfen nur aufge¬ 
nommen werden, wenn sie ein und derselben Familie angehören. 

3. Den Schlafstellenmiethern muss ein besonderer verschliessbarer Baum 
zugewiesen werden, welcher mit den Wohn- und Schlafräumen des Schlafstellen- 
vermiethers und seiner Haushaltsangehörigen nicht in direkter Verbindung stehen 
darf. Etwaige Verbindungsthüren zwischen den beiderseitigen Bäumen sind 
nicht nur verschlossen zu halten, sondern es muss ausserdem durch Vernageln, 
Vorsetzen schwerer Gegenstände, Verschalung oder dergleichen dafür gesorgt 
sein, dass nicht durch blosses Aufschliessen eine unmittelbare Verbindung her¬ 
gestellt werden kann. 

Ausnahmen können zugelassen werden, wenn die Wirthsleute einschliess¬ 
lich ihrer erwachsenen Haushaltsangehörigen und die Schlafstellenmiether des¬ 
selben Geschlechts sind. 

4. Die Schlafräume müssen für jeden Schlafstellenmiether mindestens 
4 qm Bodenfläche und 10 kbm Luftraum bieten. 

5. Für jeden Schlafstellenmiether muss ein besonderes Bettgestell und für 
je zwei mindestens ein besonderes Waschgeschirr vorhanden sein. 

§. 5. Jeder, welcher Schlafstellenmiether bei sich aufnimmt, muss hiervon 
unter Angabe der Zahl der aufzunehmenden Personen und der für dieselben 
bestimmten, sowie der ihm (dem Quartiergeber) verbleibenden Bäumlichkeiten 
der Ortspolizeibehörde binnen 3 Tagen Anzeige machen. Eine Vermehrung der 
Zahl der Schlafstellenmiether, sowie eine Verminderung oder Verkleinerung der 
für dieselben bestimmten oder der dem Quartiergeber verbleibenden Bäumlich¬ 
keiten ist in gleicher Weise und innerhalb derselben Frist anzuzeigen. 

§. 6. Die Bestimmungen des §. 2 finden auf Schlafstellenräume ent¬ 
sprechende Anwendung. 

§. 7. Die Ortspolizeibehörde ist befugt, das Halten von Kost- oder 
Quartiergängern ganz zu untersagen oder zu beschränken: 

a. wenn Thatsachen vorliegen, welche die sittliche Unzuverlässigkeit des 
Schlafstellengebers darthun; 

b. wenn die dem Schlafstellengeber verbleibenden Wohn - und Schlafräume 
für ihn und seine Haushaltungsangehörigen nach den obigen Bestimmungen 
nicht mehr genügen. 

Niemand darf entgegen einer solchen Anordnung der Ortspolizeibehörde 
Schlafstellenmiether aufnehmen oder behalten. 

§. 8. Die nach obigen Paragraphen zugelassenen Ausnahmen können von 
der Ortspolizeibehörde jedoch immer nur auf Widerruf gestattet werden. 
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Ausserdem steht es dem Regierungspräsidenten zu, in allen Fällen von 
den Bestimmungen dieser Polizeiverordnung Dispens zu ertheilen. 

§. 9. Jede Zuwiderhandlung gegen diese Polizeiverordnung wird mit 
Geldstrafe bis zu 80 Mark, im Unvermögensfalle mit entsprechender Haft bestraft. 

§. 10. Soweit durch Orts- oder Landespolizeiverordnung weitergebende 
Anforderungen an die Beschaffenheit von Wohn- oder Schlafräumen gestellt 
sind, behält es dabei sein Bewenden. 

Ebenso bleibt es den Ortspolizeibehörden unbenommen, derartige weiter¬ 
gehende Anforderungen auch in Zukunft durch Ortspolizeiverordnung einzuführen. 

§. 11. Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 1899 in Kraft. 


B. Grossherzogthum Heissen. 

Die Tagebücher der Hebammen. Erlass des Ministeriums des 
Innern, Abtheilnng für öffentliche Gesundheitspflege vom 
8. Dezember 1898 an sämmtliche Kreisgesundheitsämter. 

Aus nachstehend abgedrncktem Erlass 1 ) des Grossherzogi. Ministeriums 
des Innern an die Grossherzoglichen Kreisämter wollen Sie entnehmen, dass die 
genannte Behörde sich veranlasst gesehen hat, ein neues Formular für die Tem¬ 
peraturbeobachtungen der Hebammen bei den Wöchnerinnen einznfübren. 

Wir beauftragen Sie, den Grossberzoglichen Kreisämtern Mittheilung ttber 
die Zahl der nothwendigen Bücher und Temperaturtabellen zu machen nnd anch 
anzugeben, von welcher Bogenstärke die Hefte anznfertigen sind. In der Regel 
wird ein Heft mit 7 Bogen, in welches 78 Geburten eingetragen werden können, 
für ein oder mehrere Jahre ausreichend sein, nur wenige Hebammen werden 
Hefte mit stärkerer Bogenzahl nöthig haben. Das neue Formular erstreckt sich 
auf 2 Blattseiten nnd gestattet, auf 2 Quartseiten je 8 Gebärende einzuzeichnen. 
Das Quartformat erscheint handlicher nicht allein für die Einträge der Heb¬ 
ammen, sondern auch für die statistische Bearbeitung der Einzeichnungen seitens 
der Kreisärzte, welche für die Folge beabsichtigt ist. 

Boi den jährlichen Prüfungen der Hebammentagebücher wollen Sie sich 
Überzeugen, dass die einzelnen Rubriken des Formulars genau nnd pünktlich 
ausgefüllt, und im Benehmen mit den praktischen Aerzten und gelegentlich 
eigener Beobachtungen darüber wachen, dass auch in die Temperaturtabellen 
regelmässige Eintragungen gemacht werden. 

Anlage 1. 


Hebamment&gebueh *). 


1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

No. im 
laufenden 
Jahr. 

1. Jahr 

2. Monat 

3. Tag und 
Stunde der 
Gebart. 

1. Familien- und 
Vorname der 
Entbundenen. 

2. Name und 
Stand des 
Mannes. 

3. Wohnort. 

1. Alter. 

2. Wievielt- 
Gebärende. 

Das Kind 

1. lebend oder 
todtgeboren ? 

2. Geschlecht? 

3. ausgetragen 
oder nicht? 

(welcher Monat) 

17 

1. 1898. 

2. 17. Nov. 

8. 10 Uhr 

Vormittags. 

: 

1. Müller, 
Anna, 

Frau des 

Karl Müller, 
Tagelöhner 

3. Giessen. 

1. 27 Jahre 

2. 3. Ge¬ 
bärende. 

1. Lebender 

2. Knabe 

3. ausgetragen. 


*) In diesem Erlass, von dessen Abdruck hier Abstand genommen ist, 
werden die Kreisämter beauftragt, dafür zu sorgen, dass die Hebammentage¬ 
bücher für die Gemeindehebammen anf Kosten der Gemeinde und die der Privat¬ 
hebammen auf eigene Kosten beschafft werden. 

*) Die Formulare werden von der Bekker’schen Hofbuchhandlung ge¬ 
liefert, und zwar das Tagebuch in Heften zu 7 Bogen für 40 Pf., bei Abnahme 
von 100 Heften zu 35 Pf. pro Stück; von dem Temperaturzettel kosten 50 
80 Pf, 100 : 50 Pf., 1000 : 4 M. 50 Pf. 
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6. 

7. 

8. 

9. 

Geburtsverlanf 

1. Welche Kin¬ 
deslage fand 
die Hebamme ? 

2. Dauer und 
Ausgang der 
Geburt. 

3. Dauer u. Ver¬ 
lauf der Nach¬ 
geburts¬ 
periode. 

1. War 
Kunsthülfe 
nöthig ? 

2. Welche? 

3. Wer führte 
sie aus? 

Wochenbettsverlauf. 

luuriin InurkMiH. 

1. Wann traf die 
Hebamme bei der 
Kreissenden ein? 

2. Bestandene Ge¬ 
burtsstörungen 
durch Becken¬ 
enge, Krämpfe, 
Blutung u. s. w.? 

Befinden der 
Mutter. 
Temp. Puls. 

Befinden des 
Kindes. 
Ernährung. 

1 

1. II. Schädel- 
lage. 

2. 7 1 /* Stunden 
ohne Störung. 

3. 35 Minuten. 
Die Nachge¬ 
burt trat voll¬ 
ständig aus. 

Keine Kunst¬ 
hülfe 
oder 

1. Ja 

2. Zange 

3. Dr. Müller. 

Befinden 
stets gut. 

Temperatur 
nur einen 
Abend wenig 
erhöht, auf 
38,0 Grad 
am 6. Tag. 

Das Kind 
befindet sich 
wohl. 

Es wird von 
der Mutter 
gestillt. 

1. 3 Stunden naeh 
dem Beginne der 
Wehen. 

2. Am Anfang des 
Wochenbetts be¬ 
stand vorüberge¬ 
hend Harnverhal¬ 
tung, so dass 2 
mal katheterisirt 
werden musste. 


Anlage 2. 


Temperaturtabelle *) zu No..dee Tagebuchs 

für 1 


Name der Wöchnerin:_ 


Tag des 
Wochenbettes. 

Temperatur 

Bemerkungen. 

morgens 

abends 

1 . 

2. 

3. 








i 






*) Die Temperaturbeobachtungen sind nach §. 19 Abs. 2 der Dienstan¬ 
weisung bei jeder Wöchnerin einzutragen; das Formular bleibt in der Behau¬ 
sung der Wöchnerin, damit sich der herbeigeholte Arzt sofort ein Bild über den 
seitherigen Gang der Körpertemperatur der Wöchnerin machen und die Ge¬ 
wissenhaftigkeit der Hebamme kontroliren kann. 


Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- n. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. C. Bruns, Minden. 
















Rechtsprechung und ledizinal- 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 3. 1. Februar. 1899. 


Rechtsprechung. 

Gesundheitsschädlichkeit von Nahrungs- und Genussmitteln im 
Sinne des §. 12 Nr. 1 des Nahrangsmittelgesetzes. Ur theil des Reichs¬ 
gerichts (I. Strafsenats) vom 5. November 1898. 

. . . Allerdings wird regelmässig von der Schädlichkeit eines Nahrangs¬ 
und Genassmittels nar dann die Rede sein können, wenn es diese Eigenschaft 
darchschnittlich für jeden Menschen hat, nicht auch, wenn es nur unter beson¬ 
deren, bei einzelnen Menschen ausnahmsweise zutreffenden Voraussetzungen 
schädlich ist. Diese Regel trifft aber nur so lange zu, als Nahrangs- und Ge¬ 
nussmittel in Frage stehen, die für alle Menschen gleichmässig bestimmt sind, 
nicht da, wo sie nur für bestimmte Arten von Verbrauchern bestimmt sind. Sind sie 
wegen der vom Fabrikanten oder Verkäufer ausdrücklich hinzugefügten Bezeich¬ 
nung oder aus einem ähnlichen Grunde erkennbar nur für den Genuss einzelner 
Personenkreise bestimmt, dann ist deren Gesundheit der Massstab, nach dem 
sich die Schädlichkeit oder Unschädlichkeit des Mittels bemisst. Ein für Kinder 
ausdrücklich bestimmtes Nahrungsmittel kann unter §. 12 fallen, wenn es der 
Gesundheit von Kindern schädlich ist, auch wenn erwachsene Personen es ohne 
Nachtheil geniessen. Das nach der Anpreisung des Fabrikanten oder Verkäufers 
für bestimmte Kranke hergestellte Nahrungsmittel idt im Sinne des Gesetzes 
gesundheitsschädlich, wenn es für die Gesundheit dieser in Aussicht genommenen 
Käufer schädlich ist, mag es gesunden Menschen dienlich sein. 

Der vorliegende Fall ist aber nach dem, was im Urtheile festgestellt 
worden ist, anders geartet, als hiernach für die Anwendbarkeit des §. 12 und 
§. 14 nothwendig ist. Es handelt sich nicht um einen besonders für Diabetiker 
hergerichteten Wein, und der Angeklagte hat den Wein auch nicht für solchen 
ausgegeben und verkauft. Er hat vielmehr von den mehreren Sorten Wein, 
die er in seinem Betriebe verabreichte, einen verkauft unter Zusicherung 
einer Eigenschaft 1 ) die sie nicht hatte, und deren Fehlen der Gesundheit der 
Käufer nachtheilig war. Damit ist der Thatbestand des von der Strafkammer 
angewendeten Gesetzes nicht gegeben. Denn dieser liegt nur vor, wenn die 
gekaufte Waare durch Abweichung von der natürlichen oder regelmässigen Be¬ 
schaffenheit der Gattung von Waaren, der sie nach der Erklärung des Verkäu¬ 
fers angehörte, gesundheitsschädlich für die Allgemeinheit oder den Personen¬ 
kreis geworden war, für deren Gebrauch sie herkömmlich oder auch nach der 
ihr gegebenen Bezeichnung bestimmt war. 


Eine Polizeiverordnnng, welche das Feilbieten künstlicher Mi¬ 
neralwässer, die nicht aus destillirtem Wasser und chemisch reinen 
Salzen hergestellt sind, verbietet, überschreitet nicht die dnrch §. 10 
Allg. Landrecht II, 17 gezogenen Grenzen und ist deshalb rechtsgültig. 
Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts (III. Senats) vom 
8. Oktober 1898. 

. . . Die gegen diesen Bescheid erhobene Anklage ist unbegründet. Die 
Polizeiverordnung vom 19. November 1897 findet ihre Stütze in dem §. 10 Tit. 


*) Der Angeklagte hatte durch Verwechselung Wein, dem innerhalb der 
zulässigen Grenzen Zucker zugesetzt war, an Gäste verkauft, von denen er 
wusste, dass sie an Zuckerkrankheit litten und die ausdrücklich zuckerfreien 
Wein verlangt hatten. Er war wegen Fahrlässigkeit auf Grund der §. 12, Nr. 1 
und 14 des Nabrungsmittelsgesetzes verurtheilt, weil der Genuss des gezuckerten 
Weines die Gesundheit der kranken Känfer zu schädigen geeignet sei. 
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17 Th. II des Allg. Landr. und dem §. 6 unter f des Gesetzes über die Polizei¬ 
verwaltung vom 11. März 1850, und das Gesetz, betr. den Verkehr mit Nah¬ 
rungs-, Genussmitteln und Gebrauch «gegen ständen, vom 14. Mai 1879 ent¬ 
hält nichts, was ihr entgegenstände. Aehnliche Polizeiverordnungen sind auch 
anderweit erlassen und ihre Gültigkeit ist anerkannt worden. Was der Kläger 
zum Nachweise der gesetzlichen Unzulässigkeit der Polizeiverordnung vom 19. No¬ 
vember 1897 ausführt, ist verfehlt. Er verkennt dabei namentlich, dass das 
allgemeine Verbot der Verwendung nicht destillirten Wassers noch nicht des¬ 
halb ungerechtfertigt sein kann, weil es Brunnenwasser giebt, dessen Verwen¬ 
dung im einzelnen Falle unschädlich ist. Die Möglichkeit einer Gesundheits¬ 
schädigung durch Verwendung nicht destillirten Wassers genügt, um die letztere 
grundsätzlich zu verbieten. Die Polizeiverordnung ist daher bezüglich dieses 
Verbots und des Verbots des Feilbietens von Mineralwasser, das nicht aus destil- 
lirtem Mineralwasser hergestellt ist, als bezüglich der Bestimmung, dass Aus¬ 
nahmen nur vom Regierungspräsidenten zugelassen werden können, rechtsgültig. 
Es geht insbesondere auch das Verbot des Feilbietens nicht über den verfolgten 
Zweck der Verhinderung von Gesundheitsbeschädigungen hinaus. 

Darauf aber, dass zu seinen Gunsten eine Ausnahme gemacht werde, hat 
der Kläger überhaupt kein Recht, und er hat im vorliegenden Falle um so 
weniger ein Recht, als die Annahme, dass das Wasser des Brunnens in der E.- 
Strasse zu W. nicht einwandsfrei sei, in dem vom Kläger selbst vorgelegten 
Gutachten ihre Unterlage hat. Die Ablehnung seines Gesuchs um Anwendung 
des §. 7 der Polizeiverordnung ihm gegenüber verletzt ihn daher nicht in seinen 
Rechten (§. 127 des L.-V.-G. vom 39. Juli 1883). 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Benutzung von Kleinbahnen bei Dienstreisen der Staatsbeamten, 
a. Beschluss des Staatsministeriums vom 25. Oktober 1898. 

Das Königliche Staatsministerium hat in Ausführung des Artikels I, §. 4 
Nr. III des Gesetzes vom 21. Juni 1897, betreffend die Tagegelder und Reise¬ 
kosten der Staatsbeamten (G.-S. S. 193) Folgendes beschlossen: 

Die Staatsbeamten sind verpflichtet, bei ihren Dienstreisen vorhandene 
Kleinbahnen, welche zur Personenbeförderung dienen, zu benutzen, und erhalten 
dafür dieselben Entschädigungen, wie für Reisen auf Eisenbahnen oder Dampf¬ 
schiffen, mit der Ausnahme, dass bei Reisen, welche ausschliesslich auf Klein¬ 
bahnen oder theils auf Kleinbahnen, theils auf Landwegen zurückzulegen sind. 
Zu- und Abgangsgebühr nicht gewährt wird. Jedoch können in den bezeich- 
neten beiden Fällen die durch Zu- uni Abgang nachweislich entstandenen be¬ 
sonderen Ausgaben ohne Rücksicht auf die Höhe der insgesammt aufgewendeten 
Reisekosten zur Erstattung liquidirt werden. Bei Reisen, welche theils auf 
Kleinbahnen, theils auf Eisenbahnen oder Dampfschiffen zurückzulegen sind, 
wird die auf der Kleinbahn zurückgelegte Reisestrecke hinsichtlich der Ge¬ 
währung von Zu- und Abgangsgebühren ebenso behandelt, als ob sie auf einer 
Eisenbahn zurückgelegt wäre. 

Ist für eine Reise, welche mit einer Kleinbahn hätte zurückgelegt werden 
können, ein Landfuhrwerk, eine Eisenbahn oder ein Dampfschiff benutzt worden, 
so ist die hierfür zuständige Entschädigung dann zu gewähren, wenn die Be¬ 
nutzung der Kleinbahn im Interesse einer angemessenen Erledigung der Reise 
ungenügend gewesen ist. Der liquidirende Beamte hat in diesem Falle in der 
Reisekostenliquidation die Gründe der Nichtbenutzung der Kleinbahn anzugeben 
und deren Richtigkeit zu versichern. Einer besonderen Bescheinigung der fest¬ 
setzenden Behörde über die Gründe der Nichtbenutzung der Kleinbahn bedarf 
es nicht, vielmehr ist diese Bescheinigung als in der vorgeschriebenen allge¬ 
meinen Bescheinigung der Richtigkeit mit enthalten anzusehen. 


b. Runderlass des Finanzministers (gez.: v. Miquel) und des 
Ministers des Innern (gez.: von der Recke) — F. M. I. Nr. 17038 
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2. Ang., M. d. I. IA. Nr. 12844 — vom 25. Dezember 1898 an sämmtliche 
Königlichen Regierungspräsidenten. 

Nach Artikel I §. 4 Nr. in des Gesetzes, betreffend die Tagegelder und 
Reisekosten der Staatsbeamten vom 21. Juni 1897 (G. - S. S. 193) erfolgt die 
Bestimmung darüber, unter welchen Umständen von den Beamten bei ihren 
Dienstreisen Kleinbahnen zu benutzen und welche Reisekostenvergütungen in 
solchen Fällen zu gewähren sind, durch das Staatsministerium. 

In Ausführung dieser Gesetzesvorschrift hat das Königliche Staats¬ 
ministerium den anliegenden Beschluss vom 25. Oktober d. J. gefasst, bei dessen 
Anwendung Folgendes zu beachten ist: 

1. Unter Kleinbahnen im Sinne des Beschlusses sind diejenigen Schienen¬ 
verbindungen zu verstehen, welche nach dem Gesetze über Kleinbahnen und 
Privatanschlussbahnen vom 28. Juli 1892 (G.-S. S. 225) als Kleinbahnen gelten. 
Auf ausserpreussische Schienenverbindungen, für welche die im §. 1 dieses 
Gesetzes, insbesondere im Abs. 2 daselbst angeführten Merkmale zutreffen, findet 
der Beschluss entsprechende Anwendung. Ergeben sich im Einzelfalle Zweifel, 
ob eine ausserpreussische Schienenverbindung als Eisenbahn oder als Kleinbahn 
anzusehen ist, so ist dieserhalb hierher zu berichten. 

2. Da bei Dienstreisen, welche ausschliesslich auf Kleinbahnen oder au/ 
Kleinbahnen in Verbindung mit Landwegstrecken zurückgelegt werden, in der 
Mehrzahl der Fälle besondere Kosten für Zu- und Abgang nicht entstehen, so 
ist bei derartigen Reisen von der Gewährung einer besonderen Zu- und Ab¬ 
gangsgebühr Abstand genommen worden. Dagegen dürfen die besonderen Aus¬ 
lagen, welche in einzelnen Fällen durch den Zu- und Abgang etwa erwachsen, 
bis zur Höhe der gesetzlichen Zu- und Abgangsgebühr besonders liquidirt werden, 
ohne dass, — wie dies bei Anwendung des Art. I §. 4 letzter Absatz des Ge¬ 
setzes vom 21. Juni 1897 erforderlich wäre, —• der Nachweis erbracht wird, 
dass die thatsächlicben Reisekosten im Ganzen den Betrag der zuständigen 
Reisekosten übersteigen. 

Abgesehen von dieser Sonderbestimmnng finden hinsichtlich der Höhe 
und Berechnung der Entschädigungen für die Benutzung der Kleinbahnen die¬ 
selben gesetzlichen und Verwaltungs-Vorschriften Anwendung, welche hinsicht¬ 
lich der Entschädigungen für Benutzung von Eisenbahnen gelten. 

3. Der letzte Absatz des Staatsministerialbeschlusses enthält eine Ein¬ 
schränkung bezw. Ergänzung der Bestimmung unter Ziffer 5 des Staats¬ 
ministerialbeschlusses vom 30. Oktober 1895 (Min.-Bl. f. d. i. V., S. 259) in 
Bezug auf die mittelst Kleinbahnen zurückzulegenden Dienstreisen. Nach dieser 
Bestimmung erfolgt die Berechnung der Reisekosten ohne Rücksicht darauf, 
welchen Weg der Reisende thatsächlich eingeschlagen und welches Beförderungs¬ 
mittel er benutzt hat, nach demjenigen Wege, welcher sich für die Staatskasse 
als der mindestkostspielige darstellt und nach dem Zweck der Reise und den 
Umständen des besonderen Falles von dem Beamten auch wirklich hätte benutzt 
werden können. 

Der vorliegende Staatsministerialbeschluss gestattet nun eine Ausnahme 
von dieser Regel zu machen, wenn die Benutzung einer Kleinbahn zwar an und 
für sich möglich, aber im Interesse einer angemessenen Erledigung der Dienst¬ 
reise ungeeignet gewesen ist. In diesem Falle dürfen die Entschädigungen für 
Benutzung der Eisenbahn, des Dampfschiffes oder, Landweges gewährt werden, 
falls der Beamte thatsächlich nicht die Kleinbahn, sondern eines jener anderen 
Beförderungsmittel benutzt hat. Von dieser Bestimmung wird insbesondere Ge¬ 
brauch zu machen sein, wenn durch die Benutzung eines anderen Beförderungs¬ 
mittels als der Kleinbahn eine erhebliche, im dienstlichen Interesse liegende 
Zeitersparniss erzielt oder eine zweckmässigere Zeiteinteilung hinsichtlich der 
zu erledigenden auswärtigen Dienstgeschäfte ermöglicht wird oder wenn die 
Kleinbahn sich -zur Beförderung des von dem Beamten mitzuführenden Gepäcks 
nicht eignet. Ferner betrifft die in Rede stehende Vorschrift auch solche Fälle, 
in welchen mit Rücksicht auf die dienstliche und gesellschaftliche Stellung des 
reisenden Beamten die in Frage kommende Kleinbahn als ein angemessenes 
Beförderungsmittel nicht zu erachten ist. Im Allgemeinen ist zwar davon aus- 
zugehen, dass die vorhandenen Kleinbahnen den Ansprüchen genügen, welche an 
eine von den Staatsbeamten auf Dienstreisen zu benutzende Verkehrsanstalt zu 
stellen sind, und es ist daher davon abgesehen worden, etwa gewisse Arten 
von Kleinbahnen von der Benutzung bei Dienstreisen seitens der Staatsbeamten 
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im Allgemeinen oder seitens der Beamten der höheren Rangklassen auszu- 
schliessen; es können jedoch Fälle ein treten, wo obige Voraussetzung nicht zu¬ 
trifft und der reisende Beamte mit Rücksicht auf seine Stellung genöthigt ist, 
statt einer vorhandenen Kleinbahn ein anderes Beförderungsmittel zu benutzen. 
Ob letzteres anzunehmen ist, hängt von den besonderen Umständen des Falles 
ab, wobei neben der persönlichen Stellung des Beamten die herrschende ört¬ 
liche Verkehrssitte, der besondere Zweck der Dienstreise, unter Umständen, z. B. 
bei gewissen Vorortbahnen, auch die Tageszeit, zu welcher die Reise zu unter¬ 
nehmen ist, in Betracht kommen. Als Regel ist festzuhalten, dass Kleinbahnen, 
welche mehrere Wagenklassen führen, in keinem Falle aus Gründen, welche die 
persönliche Stellung des Beamten betreffen, als ungeeignet zur Benutzung anzu¬ 
sehen sind. Auch im Uebrigen ist von der in Rede stehenden Vorschrift nur 
aus dringenden Gründen und nach gewissenhafter Prüfung Gebrauch zu machen. 

Hierfür sind diejenigen Dienststellen, denen die Bescheinigung der Rich¬ 
tigkeit der Reisekostenberechnungen obliegt, verantwortlich. Denselben steht 
die Entscheidung darüber zu, ob im einzelnen Falle die Voraussetzungen Vor¬ 
gelegen haben, unter denen die Nichtbenutzung einer in Frage kommenden 
Kleinbahn gerechtfertigt erschien. Verneinendenfalls ist die Reisekostenberech¬ 
nung unter Zugrundelegung der für Benutzung der Kleinbahn zuständigen Ent¬ 
schädigungssätze anderweitig festzustellen. 

4. In den Reisekosten-Liquidationen sind benutzte Kleinbahnen als 
solche ersichtlich zu machen. 

5. Der Staatsministerialbeschluss findet auf alle Dienstreisen Anwendung, 
welche an einem späteren Tage, als dem 31. Dezember 1898 angetreten werden. 


Zulassung der ausserhalb Preussens ausgebildeten Personen zur 
Hebammenprüfung. Runderlass des Ministers der u. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (gez. im Auftr.: v. Bartsch) vom 22. Dezember 
1898 — M. Nr. 8488 — an sämmtliche Königlichen Oberpräsidenten. 

In Ergänzung des Erlasses vom 3. Oktober 1895 — M. 7071 — bestimme 
ich, dass die Entscheidung über die ausnahmsweise Zulassung solcher Personen 
zur Hebammenprüfung, welche den Nachweis eines anderweiten gleichwerthigen 
Bildungsganges, sowie des Besitzes der zur Aufnahme in eine preussische Lehr¬ 
anstalt erforderlichen Eigenschaften führen, von demjenigen Oberpräsidenten zu 
treffen ist, in dessen Bezirk die Antragstellerin ihren Wohnsitz hat, unabhängig 
davon, an welchem Orte sie sich der Prüfung zu unterziehen beabsichtigt. 


Vorschriften für Beerdigungen. Polizeiverordnung des König¬ 
lichen Regierungspräsidenten zu Lüneburg vom 31.Dezember 
1898. 

§. 1. Das Offenhalten der Särge bei Leichenfeierlichkeiten und bei et¬ 
waigen Bewirthungen des Gefolges ist untersagt. 

Der einmal geschlossene Sarg darf nicht wieder geöffnet werden. 

§. 2. Ist der Verstorbene einer ansteckenden Krankheit erlegen, so ist 
am Beerdigungstage jede Bewirthung oder Ansammlung von Menschen im Trauer¬ 
hause, auch nach dem Begräbniss, und die Begleitung der Leiche durch die 
Schuljugend untersagt. 

§. 3. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser Polizeiverord¬ 
nung werden mit Geldstrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögensfalle mit geeig¬ 
neter Haft bestraft. 


B. Königreich Bayern. 

Die Schaffung öffentlicher Anlagen im Gebiete def Stadterweite¬ 
rung München. 1 ) Entschliessung des Ministeriums des Innern 
vom 26. Februar 1898. 

Aus Anlass einer Baulinienänderung wurde seitens des Stadtmagistrats 

*) Der Erlass *hat nicht nur lokales Interesse, sondern ist für St&dt- 
erweiteruneen überhaupt von grosser hygienischer Bedeutung und deshalb hier 
in seinem wesentlichen Theile abgedruckt. 
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Mttnchen berichtet, dass eine Neubearbeitung des Gesammtalignements für das 
Giesinger Oberfeld sich als nothwendig erwiesen habe. Dieser Plan um¬ 
fasst nahezu 500 ba, demnach wohl den Haupttheil des zur Zeit noch unbe¬ 
bauten Gebietes, welches im Südosten der Stadt zur Erweiterung derselben in 
absehbarer Zeit beansprucht werden wird. Im Hinblick auf die Wichtigkeit 
dieses grossen Baulinienprojektes, sowie auf die hohe Bedeutung der auch auf 
anderen Seiten des Stadtgebiets hervortretenden Erweiterungspläne haben nun 
die oberste Baubehörde, sowie der Medizinalreferent im Staats¬ 
ministerium des Innern in eingebender Weise zu der Frage Stellung genommen, 
welche Massnahmen in Bezug auf die Ausnützung der grösseren, die Stadt 
München umgebenden Flächen im öffentlichen, besonders im gesundheitlichen 
Interesse geboten erscheinen. Das Gutachten der k. obersten Baubehörde 
spricht aus: Bei der Alignirung so umfangreicher Strecken, welche bisher als freie 
Umgebung der Stadt eine nicht unwichtige Rolle in hygienischer Beziehung 
spielten, erscheint es als eine Hauptaufgabe derjenigen Stelle, welche über die 
Baulinienfrage zu entscheiden hat, rechtzeitig darauf hinzuwirken, dass den 
hygienischen Forderungen bei der Stadterweiterung entsprechende Fürsorge zu¬ 
gewendet wird. In dieser Beziehung muss es aber als höchst bedenklich be¬ 
zeichnet werden, das ganze zur Verfügung stehende Terrain in Strassen und 
Bauquartiere auszuschlachten, so dass für grössere öffentliche Anlagen, welche 
zur körperlichen Gesundheit und geistigen Erfrischung der Bewohner unent¬ 
behrlich sind, keinerlei Raum übrig bleibt; ..... denn die im Plane ersicht¬ 
lichen Plätze sind lediglich Verkehrsplätze. Bekanntlich hat die Entwickelung 
der Stadt München in den letzten Jahren einen ganz ungeahnten Aufschwung 
genommen. Das Stadtgebiet hat sich ausserordentlich erweitert, und es ist 
trotz aller modernen Verkehrsmittel fast nicht mehr möglich, zum Genuss einer 
reinen und frischen Luft zu kommen. Gebiete wie die Wälder und Spazier¬ 
wege zu beiden Seiten der Isar gegen Grosshesselohe zu, welche sonst zum 
öffentlichen Gebrauch dienten, sind in Privatbesitz übergegangen und theilweise 
bereits bebaut, theils in neuester Zeit alignirt und damit in Bauplätze ver¬ 
wandelt worden. Bei der ausserordentlichen Bauthätigkeit aber ist zu erwarten, 
dass diese Alignements nicht bloss auf dem Papier bleiben, sondern dass sie in 
kurzer Zeit in staubige oder kothige Strassen oder zaunumschlossene Privat¬ 
grundstücke werden verwandelt werden. Hierdurch gehen dieselben für die 
öffentliche Benutzung verloren; gleichzeitig damit aber tritt auch eine enorme 
Werthsteigerung der Grundstücke ein, welche es später nahezu unmöglich macht, 
grössere Flächen von der Bebauung mit Häusern freizuhalten und als öffent¬ 
liche Anlagen anszugestalten. Diesem Gutachten hat der Medizinal¬ 

referent im Staatsministerium des Innern vom hygienischen Standpunkt aus 
vollständig beigestimmt und hierzu noch Folgendes bemerkt: München ist in 
der glücklichen Lage, sich nach allen Richtungen hin unbehindert ausdehnen 
zu können; es darf sich also im Interesse seiner Salubrität und seines guten 
Rufes als einer gesunden Stadt die hygienischen Vortheile nicht entgehen lassen, 
welche in einer richtigen Bebauung seiner Umgebung liegen. Man darf nicht 
einwenden, dass Münchens grossartige Kanalisirung und musterhafte Wasser¬ 
versorgung in Verbindung mit rationeller Beseitigung der Abfallstoffe allein 
schon seine Salubrität sichere; sie haben den früheren endemischen Typbus be¬ 
seitigt und die Choleragefahr bedeutend reduzirt, sie haben aber der Verbreitung 
der Tuberkulose, welche z. Z. von allen Infektionskrankheiten alljährlich mit 
unheimlicher Sicherheit und Stetigkeit die meisten Opfer an Menschenleben 
fordert, keinen Damm entgegenzusetzen vermocht. München ist, das lässt sich 
nicht verhehlen, eine staubige Stadt,und die staubige Atmosphäre,in welcher 
seine Bewohner Jahr aus, Jahr ein zu atbmen gezwungen sind, ist der mäch¬ 
tigste Faktor für die Verbreitung der Tuberkulose. Diesen gesundheitsschäd¬ 
lichen Faktor mehr und mehr herabzudrücken, ist eine hervorragende hygienische 
Aufgabe, deren Lösung nicht auf einem einzigen Wege erstrebt werden kann. 
Früher konnte man einfach sagen, dass derjenige, welcher reine Luft athmen 
wolle, vor die Thore der Stadt gehen solle. Heutzutage ist die Stadt nicht 
mehr von Mauern und Thoren begrenzt, aber ihre Grenzen sind längst nicht 
mehr in einer für den Spaziergänger ohne übermässigen Zeitaufwand erreich¬ 
baren Entfernung, und diese Entfernung wächst von Jahr zu Jahr. Also muss 
dafür gesorgt werden, dass im Innern der Stadt selbst umfangreiche freie Plätze 
und Anlagen entstehen, wo nicht bloss der erholungsbedürftige Bewohner, 
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sondern auch die Kinderwelt frische und reine Luft athmen kann. Nur mit 
Besorgniss kann man sehen, wie in München die früher vorhandenen grossen 
Spiel* und Tummelplätze der Reihe nach verschwinden und wie die Kinder mit 
ihren Beschützerinnen auf viel zu kleinen Plätzen zusammensitzen, so eng zu¬ 
sammen, dass kranke Kinder mit Sicherheit die gesunden anstecken und dass 
diese Erholungsplätze fast den Namen Infektionsplätze verdienen.Dem¬ 

nach kann der Gedanke, hei Bebauung des Giesinger Oberfeldes den erwähnten 
hygienischen Forderungen im grossen Masse rechtzeitig Rechnung zu tragen, 
zur Berücksichtigung dringendst empfohlen werden. 


C. Königreich Württemberg. 

Statistische Erhebungen über die Bewegung der Bevölkerung 
(Geburten, Eheschliessungen und Sterbefälle) und über die Todesur¬ 
sachen. Verfügung der Ministerien der Justiz, des Innern und 
der Finanzen vom 13. Dezember 1898. 

§. 1. Die bestellten Leichenschauer einschliesslich der mit Vornahme der 
Leichenschau für Krankenhäuser und ähnliche Anstalten des Staates, der Ge¬ 
meinden und anderer öffentlicher Körperschaften, für Gefangenenanstalten und 
Arbeitshäuser (zu vergl. §. 3 der Königl. Verordnung vom 24. Januar 1882, be¬ 
treffend die Leichenschau etc. Reg.-Bl. S. 33 ff.) ausnahmsweise betrauten An¬ 
gestellten dieser Anstalten sind gehalten, je nach Ablauf eines Vierteljahrs und 
zwar spätestens am 10. April, 10. Juli, 10. Oktober und 10. Januar einen wort¬ 
getreuen Auszug der Einträge ihres Leichenregisters (Dienstanweisung vom 
3. Februar 1882, Anlage A, Reg.-Bl. S. 56) aus dem abgelaufcnen Vierteljahr 
dem Ortsvorsteher zu übergeben. 

Der Ortsvorsteher hat diese Auszüge, deren rechtzeitige Ablieferung ^er 
zu überwachen hat, mit dem standesamtlichen Sterberegister und mit dem 
Leichenregister des Leichenschauers zu vergleichen, nötigenfalls richtig zu 
stellen und nach erfolgter Beurkundung spätestens bis zum 15. April, 15. Juli, 
15. Oktober und 15. Januar an das Oberamtspbysikat einzusenden. 

§. 2. Das Oberamtsphysikat hat diese Auszüge auf Vollständigkeit, Deut¬ 
lichkeit und Zuverlässigkeit der Angaben, insbesondere hinsichtlich der Todes¬ 
ursachen, zu prüfen, unbestimmte und zweifellos unrichtige Angaben nach Mög¬ 
lichkeit zu verbessern und sodann die Auszüge spätestens bis zum 30. April, 
31. Juli, 31. Oktober und 31. Januar den für die betreffenden Leichenschauer¬ 
bezirke zuständigen Standesämtern zuzusenden. 

§. 3. Der Standesbeamte hat auf Grund dieser geprüften Auszüge in 
das nach §. 5 der Verfügung der Ministerien der Justiz, des Innern und der 
Finanzen vom 14. März 1876, betr. die statistischen Erhebungen über die Be¬ 
wegung der Bevölkerung etc. (Reg.-Bl. S. 101), aufzustellende Verzeichniss der 
Sterbefälle, ausser den in dieser Verfügung genannten Einträgen, bei jedem Ge¬ 
storbenen noch die Todesursache und, wofern das Gestorbene durch einen Arzt 
oder Wnndarzt behandelt wurde, den Namen des behandelnden Arztes oder 
Wundarztes einzutragen. 

An die Stelle des bisherigen Formulars des Verzeichnisses der Sterbefälle 
(Form, c der soeben erwähnten Verfügung vom 14. März 1876) tritt das in der 
Anlage abgedruckte Formular. 

Die Auszüge aus den Leichenregistern sind mit den Sterbfallsverzeich¬ 
nissen an das Königliche Oberamt vorzulegen. Dieses hat sie bei der in §. 7 
der Verfügung vom 14. März 1876 vorgeschriebenen Prüfung zu benutzen und 
mit den übrigen Verzeichnissen bis zum 1. April dem Statistischen Landesamt 
vorzulegen. 

§. 4. Diese Verfügung tritt mit dem 1. Januar 1899 in Kraft. 

Oberamt. 

Gemeinde. . 

der Standesamtsbezirk umfasst ausserdem noch die Gemeinden: 


Sitz des Standesbeamten in 
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Yerzeichniss 

der vom 1. Januar bis 31. Dezember .... vorgekommenen Sterbefälle*) 


Fortlaufende 
Nummer des 
Sterbregisters. 

Monat und 
Tagdes To¬ 
des, bei Todt- 
geborenen 
oder in der Ge¬ 
burt Gestor¬ 
benen auch 
Tageszeit und 
Stunde. 

Ort 

des 

Todes. 

Jahr 

Monat 

und 

Tag 

Ge- 

schlech 

t 

Familien¬ 
stand 
der Ober 15 
Jahre alten 
Personen, ob 
ledig, verhei- 
rathet, ver- 
wittwet oder 
geschieden. 

Bei Kin¬ 
dern 
unter 5 
Jahren 
ob ehe¬ 
lich oder 
unehe¬ 
lich ge¬ 
boren. 

Religionsbekennt- 1 
niss. 1 

der Geburt 
des Ge¬ 
storbenen. 

fl 

fl 

:cö 

Q 

3 

•H 

fr 

1. 

2. 

3. 

4. 

5. 

6. 

p» 

1 • 

8. 

9. 











Stand und Beruf bei Ehe¬ 
frauen: ihres Mannes; bei Kindern 
unter 14 Jahren: der Eltern; bei 
unehelichen Kindern: der Mutter 
oder deren Vater. 

Todes- 
ur sach e. 
Nach 

dem Auszug 
aus dem 
Leichen - Re¬ 
gister. 

Name 
des behan¬ 
delnden 
Arztes oder 
Wundarztes. 

Be¬ 

merkungen. 

Berufsart. 

| Berufsstellung. 

10 a. 

10b. 

11. 

12. 

18. 





1 


Zusammenstellung nach Monaten. 
Anzahl der Gestorbenen 


im 

Monat. 

Jfl 

.52 

a 

fl 

mö 

a 

weiblich. 1 

zu¬ 

sammen. 

darunter Todtgeborenc oder in der 
Geburt Verstorbene 
(vgl. §. 23 des Reichsgesetzes) 

eheliche 
m. | w. 

uneheliche 
m. | w. 

zusammen 
m. | w. 


Januar. . 
u. s. w. 

Zusammen' 




. 1 . 

i 



1 




.! 



i i 

1 



.. 1 




il 

i 






Zur Beurkundung 

, den .18 

Der Standesbeamte. 


Statistik der Todesursachen. Erlass des Ministeriums des 
Innern vom 20. Dezember 1898 — Nr. 16932 — an die Stadtdirektion 
Stuttgart, das Stadtdirektionsphysikat Stuttgart, sowie an sämmtliche Oberämter 
und Oberamtsphysikate. 

Unter Hinweisung auf die Verfügung der Ministerien der Justiz, des 
Innern und der Finanzen vom 13. Dezember 1898, betr. die statistischen Er¬ 
hebungen Ober die Bewegung der Bevölkerung (Geburten, Eheschliessungen und 
Sterbetälle) und über die Todesursachen, wird den vorstehend genannten Be¬ 
hörden Nachstehendes zur Nachachtung bekannt gegeben. 

1. Soweit bisher bei Erhebung der Statistik der Todesursachen nach 

*) Es sind hierzu noch Erläuterungen gegeben, die jedoch hauptsächlich 
für den Standesbeamten bestimmt sind und von deren Abdruck daher Abstand 
genommen ist. 
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Massgabe der Ministerialverfügang vem 29. Dezember 1891 (Reg.-Bl. S. 833) den 
Leichenschauern in grösseren Gemeinden gestattet worden ist, an Stelle der in 
§. 2 der Ministerialverfügang vom 29. Dezember 1891 vorgeschriebenen Leichen¬ 
register aaszü ge die Leichenregister selbst, in Vierteljahrsheften ohne Unter- 
brechung der fortlaufenden Numerirung geführt, je nach Ablaaf des Vierteljahres 
dem Oberamtsphysikat vorzulegen, will man dies in widerruflicher Weise auch 
fernerhin zugelassen haben. 

2. Voraussetzung für die Beibehaltung dieser Behandlnngsweise ist jedoch, 
dass die Vierteljahrshefte der Leichenregister nach erfolgter Prüfung durch das 
Oberamtsphysikat und nach Benutzung seitens der Standesbeamten zur Fertigung 
der in §. 3 der neuen Verfüguug vom 13. Dezember 1898 vorgeschriebenen Ein¬ 
träge der Todesursachen u. s. w. in das Verzeichniss der Sterbefälle dem 
Leichenschauer baldmöglichst zurückgegebcn werden. 

3. Das Oberamtsphysikat hat sich daher zutreffendenfalls mit dem 
Standesbeamten darüber zu verständigen, ob von dem letzteren die Ueberträge 
der Todesursachen u. s. w. aus den Vierteljahrsheften des Leichenregisters in 
das Sterbefallverzeichniss vierteljährlich oder erst nach Ablauf des Kalenderjahres 
gemacht werden. 

Im ersteren Fall hat das Oberamtsphysikat die Vierteljahrshefte der 
Leichenregister nach erfolgter Prüfung seinerseits dem Standesbeamten gegen 
alsbaldige Zurücksendung nach Gebrauch zuzusenden und nach Bückempfang 
dieselben sofort dem betreffenden Leichenscbauer zurückzugeben. 

Im letzteren Falle sind die Vierteljahrshefte des ersten, zweiten und 
dritten Kalendervierteljahrs nach erfolgter Prüfung seitens der Oberamtsphy- 
sikats nicht dem Standesbeamten zuzusenden, sondern sofort dem Leichenschauer 
zurückzugeben mit der Auflage, dieselben nach Ablauf des Kalenderjahres mit 
dem vierten Vierteljahrsheft wieder vorzulegen, worauf nach Prüfung des letz¬ 
teren sämmtliche vier Vierteljahrshefte an den Standesbeamten gegen Zurück¬ 
sendung nach Gebrauch zu übermitteln sind. 

4. Die Vorschrift in §. 3 letzter Absatz der Ministerialverfügung vom 

13. Dezember 1897, dass die Auszüge aus den Leichenregistern mit dem Sterb¬ 
fallverzeichnissen an das Oberamt und von letzterem an das statistische Landes¬ 
amt vorzulegen sind, findet auf diejenigen Fälle, in welchen statt der Auszüge 
die Leichenregister in Vierteljabrsheften vorgelegt werden, keine Anwendung. 
Wenn ein Oberamt oder das Statistische Landesamt in solchen Fällen von dem 
Leichenregister Einsicht zu nehmen veranlasst ist, bleibt den genannten Behörden 
anheimgestellt, das Leichenregister von dem Leichenschauer unmittelbar einzu¬ 
verlangen. _ 


Schutzmassregeln gegen Tollwuth. Bunderlass des Ministeriums 
des Innern vom 14. Dezember 1898 — Nr. 12644 — an das Stadtdirek¬ 
torium und Stadtdirektionsphysikat Stuttgart, sowie an sämmtliche Oberämter, 
Oberamtsphysikate, Oberamtsthierärzte und Ortspolizeibehörden. 

Der Inhalt entspricht völlig demjenigen des prenssischen Ministerialer¬ 
lasses vom 22. Juli 1898; s. Beilage zu Nr. 16 der Zeitschrift, Jahrgang 1898, 
Seite 117. 


33. Grossherzogthum Baden. 

Das Verfahren bei gewaltsamen Todesfällen. Verordnung des 
Ministeriums der Justiz, des Kultus und Unterrichts vom 
17. November 1898. 

Im Einverständniss mit dem Grossherzoglichen Ministerium des Innern 
erhält §. 6 der Verordnung vom 11. September 1879, „das Verfahren bei ge¬ 
waltsamen Todesfällen betreffend“, folgenden Zusatz: Von der Leichenöffnung 
kann abgesehen werden, wenn nach dem Gutachten des Gerichtsarztes nach 
stattgehabter Leichenschau die Todesursache zweifellos feststeht und weder der 
Staatsanwalt, noch ein etwaiger Beschuldigter, falls deren Anhörung ohne Ver¬ 
zug stattfinden kann, sie beantragen. 


Verantwortl. Redakteur: Dr.Rapmund, Reg.-u. Geh. Med.-Rath in Minden i.W. 

Druck von J. C. C, Bruns, Minden. 




Rechtsprechung und Medizinal- 

G-esetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 4. 15. Februar. 1899. 


Rechtsprechung. 

Verfälschung von Wurstwaaren durch Farbzusatz. Urtheil des 
Reichsgerichts vom 21. Mai 1898. 

Die Verfälschung eines Nahrungsmittels besteht entweder in der verheim¬ 
lichten Verschlechterung desselben durch Entnehmen oder Zusetzen von Stoffen 
oder in der scheinbaren Verbesserung einer minder guten oder minder gut ge¬ 
wordenen Waare durch Anwendung künstlicher Mittel. Den Massstab der Be- 
urtheilung bildet eine Waare, die den Anforderungen, welche an sie als Nahrungs¬ 
mittel einer bestimmten Art gestellt werden, in ihren Eigenschaften entspriemt. 
.... Im vorliegenden FaUe steht die Verfälschung von Wurstwaarea in Frage, 
welche dadurch erfolgt sein soll, dass den Bestandteilen der Wurst, Fleisch und 
Speck, ein Zusatz von Karminfarbe zu dem Zweck gegeben wurde, um ihr das 
Aussehen einer noch nicht lange lagernden Wurst zu einer Zeit zu erhalten, zu 
welcher dies bei einer ungefärbten nicht mehr der Fall gewesen wäre. Das 
Urtheil stellt fest, dass das hierzu benutzte Farbmittel an sich unschädlich und 
ohne Einwirkung auf den Nährwerth der Fleisch- und Speckbestandtheile einer 
Wurst sei, dass die vom Angeklagten gelieferten Würste hinsichtlich dieser 
Bestandteile von einwandfreier Qualität gewesen und dass keine Anhaltspunkte 
für eine eingetretene Abnahme ihrer guten Beschaffenheit gegeben seien. 

.... Der Zusatz von Karminfarbstoff zu Würsten gewährt aber nicht 
der Waare bloss ein besseres äusseres Ansehen, vielmehr verleiht er derselben 
ein dem Scheine der Wahrheit nicht entsprechendes Aussehen, sofern die 
materielle Wirkung des Zusatzes dieses Farbstoffes darin besteht, dass er die 
Farbe einer frischen, nicht schon länger gelagerten Waare auch für eine Zeit 
ihr erhalte, zu welcher ohne ihn sich durch Veränderung der natürlichen rothen 
Farbe ins Graue zeigen müsste, dass die Waare nicht mehr frisch sei. ..... 
Es stehe ausser Zweifel, dass die von den Angeklagten gelieferte Wurst an 
deren Abnehmer unter solchen Umständen verkauft wurde, bei welchen eine 
normale Wurstwaare ins Graue verfärbt gewesen wäre. Eine grau gewordene 
Wurst habe aber, wenn auch die Qualität ihres in Fleisch und Speck bestehenden 
Inhalts noch keine ihre Güte beeinträchtigende Aenderung erlitten habe, gleich¬ 
wohl gegenüber der frischen Wurst einen geringeren Genusswertb,.... somit 
liege eine Verfälschung des Nahrungsmittels durch scheinbare Verbesserung 
seiner hinsichtlich des Genusswertbes minder guten bezw. minder gut gewordenen 
Beschaffenheit vor. 

.... Die Revisionen der beiden Angeklagten greifen die Verurtheilung 
unter der Behauptung an, dass, da die aus Fleisch und Speck bestehenden 
Bestandteile der Wurst trotz des Karminzusatzes unverändert gut geblieben 
seien, es sich nur um eine Verbesserung ihres Aussehens, nicht um eine Ver¬ 
änderung ihres Genusswerthes handeln könne. Der Angriff kann jedoch gegen¬ 
über den Feststellungen des Urtheils keinen Erfolg haben. Dass der Angeklagte 
Sch. die Wurst färbte, um ihr den Anschein der Frische auch über die Zeit¬ 
dauer bei normaler Waare zu erhalten, hat das Urtheil, wie aus den Gründen 
erhellt, wiederholt ausgesprochen. Die vom Urtheil festgestellte Durchschnitts- 
meinung des gesammten konsumirenden Publikums über den Genusswerth der 
Wurstwaare, dass eine in ihrer Farbe grau gewordene Wurst einen geringeren 
Genusswerth habe, als eine noch die rothe Farbe der frischen Waare tragende, 
knüpft an die gewöhnliche Erfahrung hinsichtlich der Beschaffenheit grau ge¬ 
wordener Waare an. ... Die gelieferte Wurste wurde auch thatsächlich bei 
den Abnehmern unter solchen Umständen verkauft, unter welchen bei einer 
nicht gefärbten Wurst eine Verfärbung ins Graue eingetreten gewesen wäre 
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und, da die Beschlagnahme bei Einzelnen erst monatelang nach der Lieferung 
erfolgte, durch das Färben solcher Wurst, welche als minder gut erachtet werden 
musste, der Schein einer besseren Beschaffenheit gegenüber einer im gleichen 
Stadium befindlichen, nicht gefärbten Wurst verliehen wurde. — Die Revision 
des Angeklagten Sch. bestreitet endlich sowohl, dass er zum Zwecke der 
Täuschung im Handel und Verkehr die Verfälschung vorgenommen, als auch 
dass er wissentlich die Färbung der Wurst verschwiegen habe. Damit setzt 
sie sich in Widerspruch mit dem thatsächlichen Inhalt der Entscheidungsgründe 
und kann keinen Erfolg haben. _ • 


Unzulässigkeit polizeilichen Einschreitens gegen die grundsätz¬ 
lich freigegebene Ausübung der Beilkunde. — Die Polizei ist nicht 
befugt, die magnetische Behandlung gewisser Krankheiten und die 
diese Behandlung empfehlenden Zeitungsannoncen zu verbieten. Ur- 
theil des Oberverwaltungsgerichts (III. Senats) vom 8. Juni 1898. 

Der Kläger erliess in Zeitungen Ankündigungen wie die folgende: 

„Der Lebensmagnetismus als Heilmittel von H. Sch., Jakobsstr. 9, II. Seit 
einer Reihe von Jahren habe ich als praktischer Magnetopath meinen Beruf 
- in M. auf das Gewissenhafteste vertreten und hebe an dieser Stelle besonders 
hervor, dass ich hier in M. der Einzigste bin, der nach einem System, das 
einzigste neue nach Dr. med. Messmer, magnetisirt, welches sich glänzend 
bewährt hat und auf wissenschaftlichen Grundsätzen beruht, die in keinem 
anderen System zu finden sind. — (Zu dieser Erklärung^werde ich durch häu¬ 
fige Anfragen veranlasst.) 

Ich erzielte grosse Erfolge bei Rheumatismen, Magen-, Zahn-, Hals- und 
Ohrenschmerzen, Knie- und Hüftgelenk - Entzündungen, Nervenleiden, Kopf¬ 
leiden, Augenentzündungen, Krämpfen, hysterischen Zuständen, Veitstanz, 
Lähmungen, Bleichsucht, rosenartigen Krankheiten, Skropheln, englischer 
Krankheit, Wunden, Gelenkwasser, Fieber, Geschwülsten, Migräne etc. 

Ein hypnotischer Prozess, der nur schaden könnte, findet bei meiner Be¬ 
handlung nie statt, im Gegentheil, die magnetische Methode wirkt angenehm 
und beruhigend auf das Nervensystem. — Fast alle Patienten empfinden die 
magnetische Wirkung ohne eine Berührnng von mir, auch werden keinerlei 
Instrumente oder Medizinen benutzt. 

Jedem, der es wünscht, kann ich Hunderte von Geheilten von M. und der 
nächsten Umgebung nennen, von denen ich bereits einen Theil veröffentlichte. 
• —.Man bedenke zudem, dass die Hilfe des Heilmagnetiseurs meist nur von 
solchen Kranken beansprucht wird, welche nirgends mehr Hoffnung haben zu 
genesen und trotzdem resultirt ein übergrosser Prozentsatz von Heilungen. 

Empfang täglich von 10—1 Uhr. Krankenbesuche von 8—10 Uhr und 
Nachmittags von 2 Uhr ab. M,, Jakobsstr. 9, II. 

H. Sch., Heilmagnetiseur.“ 

Unter dem 6. April 1897 richtete der Beklagte die nachstehende Ver¬ 
fügung an ihn: 

„Wie in einer vom Reichsgericht bestätigten Gerichtsentscheidung festge¬ 
stellt ist, ist der thierische Magnetismus auf Kraukheiten, in welchen eine 
organische Veränderung des Körpers oder eine Veränderung der Struktur ein¬ 
zelner Körpertheile eintritt oder eingetreten ist, ohne Einfluss. Ihre markt¬ 
schreierischen Anpreisungen angeblicher Heilerfolge bei derartigen Krank¬ 
heiten sind daher unwahr, sie belästigen und schädigen aber auch das Pu¬ 
blikum, insbesondere dadurch, dass in den Kranken unerfüllbare Hoffnungen 
erweckt werden, und die unausbleibliche Enttäuschung ihre Leiden vermehrt. 

Es wird Ihnen daher untersagt, bei den oben erwähnten Krankheiten, zu 
denen vor Allem die organischen Augen-, Herz-, Nieren-, Blasen-, Magen-, 
Lungenleiden, Skropheln, Schlaganfälle und alle ansteckenden Krankheiten 
gehören, den thierischen Magnetismus als Heilmittel anzuwenden und zu ihrer 
Behandlung öffentlich anzukündigen. 

Bei Zuwiderhandlungen wird, falls nicht gerichtliche Bestrafung wegen 
Betrugsversuchs, fahrlässiger Körperverletzung, unlauteren Wettbewerbs oder 
groben Unfugs eintreten muss, Geldstrafe von 50 Mä?k, &n deren Stelle im 
Fall des Unvermögens 5 Tage Haft treten, gegen Sie festgesetzt werden.“ 

Gegen diese Verfügung klagte der Kläger bei dem Bezirksausschüsse, 
wurde jedoch durch Urtheil vom 19. November 1897 abgewiesen. 
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Auf die hiergegen eingelegte Berafang war die Verfügung des Beklagten 
ansser Kraft zu setzen. 

Es handelt sich weder nm die öffentliche Ankündigung nnd Anpreisung 
von Arznei- nnd Geheimmitteln, noch am den Gebrauch eines der Bezeichnung 
als Arzt ähnlichen Titels, durch den der Glauben erweckt wird, der Inhaber 
sei eine geprüfte Medizinalperson. Ebensowenig liegt bereits der Thatbestand 
einer strafbaren Handlung, namentlich eines Betrags, Betrugsversuchs oder einer 
fahrlässigen Körperverletzung vor. Die Zulässigkeit eines polizeilichen Ein¬ 
schreitens blieb daher ausser Betracht. Den Gegenstand der Entscheidung 
bildet vielmehr lediglich das ausdrückliche und allgemeine Verbot, eine bestimmte 
Behandlung gewisser Kranken behufs ihrer Heilung vorzunehmen und ent¬ 
sprechende öffentliche Ankündigungen zu erlassen, und die Berechtigung dieses 
Verbots. 

Soweit die Ankündigungen in Druckschriften erfolgen können und sollen, 
namentlich in der Form von Zeitungsannoncen, wie sie schon vom Kläger aus- 
gegangen sind, ist das Vorgehen des Beklagten deshalb unstatthaft, weil es 
gegen den Art. 27 der Verfassungsurkunde und den §. 1 des Reichsgesetzes 
über die Presse vom 7. Mai 1874 verstösst, nach welchen Vorschriften die Frei¬ 
heit der Presse gewährleistet ist und nur den durch das Pressgesetz selbst zu¬ 
gelassenen oder vorgeschriebenen Beschränkungen unterliegt, ein prätentives 
Einschreiten der in Rede stehenden Art jedoch unzulässig ist. 

Aber auch im Uebrigen ist die angefochtene Verfügung nicht gerecht¬ 
fertigt. Das Oberverwaltungsgericht hat in Uebereinstimmung mit der herr¬ 
schenden Theorie und Praxis schon wiederholt ausgesprochen, dass die gewerb¬ 
liche Ausübung der Heilkunde grundsätzlich freigegeben und, soweit die Frei¬ 
gabe reicht, das polizeiliche Einschreiten ausgeschlossen ist. Von den Ausnahmen 
dieser Freigabe, wie sie bezüglich der Ausübung der Geburtshttlfe durch weib¬ 
liche Personen, der Ausübung der Heilkunde im Umherzieben u. s. w. bestehen, 
ist hier keiue gegeben. Die Freigabe und damit die Unzulässigkeit polizeilicher 
Gebote oder Verbote gilt für ansteckende Krankheiten ebenfalls, so dass die 
Verfügung des Beklagten auch hinsichtlich dieser keiner besonderen Beurthei- 
lung unterliegt. Es ist ausser Zweifel, dass gegen einen approbirten Arzt, der 
den thierischen Magnetismus zur Heilung Kranker anwendet, deswegen nicht 
polizeilich eingeschritten, namentlich nicht ihm eine solche Heilbehandlung unter¬ 
sagt werden dürfte. Wegen der Freigabe der Heilkunde darf dies auch nicht 
anderen Personen gegenüber geschehen, die die Heilkunde gewerbsmässig aus¬ 
üben und dabei den thierischen Magnetismus anwenden. Wenn der Vorderrichter 
auf Grund des §. 10 Tit. 17 Th. II des Allg. Landrechts und des §. 6 des Ge¬ 
setzes über die Polizeiverwaltung vom 11. Marz 1850 zu einem anderen Ergeb¬ 
nisse gelangt ist, so hat er übersehen, dass diese Vorschriften in der spezial¬ 
gesetzlichen Regelung der gewerblichen Ausübung der Heilkunde ihre Schranke 
finden, die von den Polizeibehörden nicht überschritten werden darf. 


Die Bezeichnung „Apotheker“ auf dem Schilde einer Drogen¬ 
handlung, deren Mitinhaber approbirter Apotheker ist, kann polizei¬ 
lich untersagt werden. Urtheil des preussischen Oberver¬ 
waltungsgerichts (III. Senats) vom 12. März 1898. 

Das Oberverwaltungsgericht hat in dem von dem Beklagten angezogenen 
Urtheile vom 14. Dezember 1878 bereits ausgesprochen, dass dem Inhaber einer 
Drogenhandlang polizeilich untersagt werden dürfte, auf seinem Firmenschilde 
neben seinem Namen die Bezeichnung „Apotheker“ in einer Weise anzubringen, 
die geeignet sei, in dem Publikum oder doch in einem Theile desselben, welcher 
mit den einschlagenden Verhältnissen und den betreffenden gesetzlichen Be¬ 
stimmungen weniger vertraut sei, den Irrthum hervorzurufen, als finde in der 
Drogenhandlang der Betrieb einer Apotheke statt, und dass es dabei nicht auf 
eine Absicht der Täuschung ankomme, sondern genüge, wenn die Art der 
Bezeichnung objektiv geeignet söi, eine Täuschung zu erzeugen. Aehnlich 
ist in anderen Fällen entschieden worden. Namentlich ist für das polizeiliche 
Einschreiten gegen die Aufschrift „ Apothekerwaaren und Thierarzneimittel“ in 
dem Schilde einer Drogenhandlung, bezw. gegen die Anzeigen eines Drogisten, 
dass er alle freigegebenen Arzneimittel nnd Apothekerwaaren verkaufe, und 
gegen die Bezeichnung seiner Person als geprüfter Apotheker in 
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den Anzeigen ausgefttbrt worden, es sei Aufgabe der Polizei darauf zu halten, 
dass diejenigen Geschäfte, welche Apotheken, und diejenigen, welche Drogen¬ 
bandlungen seien, auch nach aussen deutlich von einander unterschieden würden, 
damit nicht das Publikum in dem Qlauben versetzt werde, dass in den letzteren 
Apothekerwaaren unter denselben Garantien, wie in einer Apotheke zu kaufen 
seien, und es ist dabei anerkannt worden, es würde Anlass zum polizeilichen 
Einschreiten Vorgelegen haben, wenn die Anzeigen an sich geeignet gewesen 
wären, das Publikum in den Glauben zu versetzen, dass in dem Drogengeschäft 
Apothekerwaaren unter denselben Garantien, wie in einer Apotheke zu kaufen 
seien. Endlich hat das Oberverwaltungsgericht ganz allgemein hingcstellt, dass 
es einem Gewerbetreibenden nicht erlaubt sei, sich den Anschein zu geben, als 
sei er im Besitze der zu einem bestimmten Gewerbe erforderlichen Erlaubniss 
(Konzession u. s. w.), und dass die Polizei berechtigt sei, hiergegen behufs 
Verhinderung eines Irrthums des Publikums Uber das Vorhandensein einer 
solchen Erlaubniss, behufs Verhinderung einer irrthttmlichen Annahme seitens 
des Publikums, es mit einem konzessionirten Gewerbebetriebe zu thun zu haben, 
einzuschreiten. 

Hiernach durfte der Beklagte eine Bezeichnung untersagen, welche ge¬ 
eignet ist, den Irrthum hervorzurufen, dass die Drogenhandlung, deren Mitin¬ 
haber der Kläger ist, eine Apotheke sei, 1 ) und er durfte dies für den ganzen 
Geschäftsbetrieb und gegenüber jeden thun, der in dem Geschäftsbetriebe die 
Bezeichnung gebraucht und dadurch zu dem Irrthum beiträgt. 

Das Verbot konnte daher an den Kläger ergeben, obwohl er nicht der 
alleinige Inhaber der Drogenhandlung ist, und es ist ferner gleichgültig, dass 
er ein von der Handelsgesellschaft, welche die Inhaberin der Drogenhandlung 
ist, verschiedenes Rechtssubjekt ist und selbst für seine Person kein Handels¬ 
geschäft betreibt. Die Verfügung konnte um so mehr an ihn allein ergehen 

und brauchte nicht an die Handelsgesellschaft als solche oder mit an die übrigen 
Gesellschafter gerichtet zu werden, als er offenbar der einzige Gesellschafter 
ist, der approbirter Apotheker ist, von ihm her also die im Geschäftsbetriebe 
der Drogenhandlung benutzte Bezeichnung „Apotheker“ entnommen worden ist. 

Es ist weiter ohne Bedeutung, ob schon Apothekerwaaren in der Drogen¬ 
handlung wirklich verkauft worden sind oder nicht. Zum Einschreiten seitens 
des Beklagten reicht die Möglichkeit des Irrthums ans, dass solche verkauft 
werden dürften oder dass andere Waaren daselbst unter den gleichen Garantien, 
wie in Apotheken, zu kaufen seien. Ebenso ist es gleichgültig, ob in der Drogen¬ 
handlung nur Grosshandel betrieben wird, denn eiumil ist auch bei denen, die 
im Grosshandel kaufen, die Möglichkeit des Irrthums, es mit einer Apotheke zu 
thun zu haben, nicht unbedingt ausgeschlossen. Ausserdem hindert nichts, jeder 
Zeit auch Kleinhandel zu betreiben, und diese rechtliche und tatsächliche Be- 
fugniss muss bei der Frage, ob die Bezeichnung geeignet ist, den Glaubeu au 
einen konzessionirten Gewerbebetrieb zu begründen, mit berücksichtigt werden. 
Hierzu ist im vorliegenden Falle umsomehr Anlass, als der Kläger nach dem 
an ihn erlassenen Strafbefehle thatsächlish schon Kleinhandel getrieben hat. . . 
Ferner ist unwesentlich, dass das Drogeugeschäft kein offenes Ladengeschäft 
ist. Ganz abgesehen davon, dass auch dies sich jeden Augenblick ändern kann, 
bleibt der Irrthum des Publikums, auf welchen es ankommt, bei einem nicht 
offenen Ladengeschäft gleichfalls möglich. Endlich erscheint es nicht erheblich 
dass an den Thürscheiben mit grossen weissen Buchstaben angeschrieben ist: 
„Fabriklager und Engros - Verkauf der Firma Boarroughs Well Come Company 
London; denn auch dies vermag den Irrthum nicht zu hindern. 

Nur das kann dem Kläger zugegeben werden, dass die vorstehenden Um¬ 
stände, so lange sie bestehen, den Eintritt des Irrthums, es sei das Drogen¬ 
geschäft, dessen Mitinhaber er ist, eine Apotheke, bei dem Publikum erschweren 

‘) Der Beklagte ist Mitinhaber eines Drogengeschäfts, das im Handels¬ 
register unter der Firma „Apotheker L. & Comp.“ eingetragen ist. An den 
in einem Seitenflügel des betreffenden Hauses befindlichen Komptorraum war ein 
Schild mit dieser Firma angebracht und die Beseitigung der Bezeichnung „Apo¬ 
theker“ dem Kläger von dem Königlichen Polizeipräsidium auf Grund des 
Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883 unter Androhung einer Strafe von 
50 Mark aufgegeben. Eine dagegen erhobene Klage hatte der Bezirksausschuss 
abgewiesen. 
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Sie schliessen ihn aber noch nicht ans, er bleibt vielmehr trotz ihrer als Folge 
der Bezeichnung „Apotheker“, wie sie im Geschäftsbetriebe gebraucht wird, 
möglich. 

Zur Verhütung dieses Irrthums einzuschreiten, wird der Beklagte auch 
nicht dadurch gehindert, dass es sich um den Gebrauch einer im Handelsregister 
eingetragenen Firma handelt. 

Nachdem das Urtheil ausgeftthrt hat, dass das Wort „Apotheker“ als 
Zusatz im Handelsregister an sich nicht unzulässig sei, heisst es dann weiter: 

... Es liegt somit eine Kollision zwischen dem Firmenrecht und dem 
Recht der Polizei zur Wahrung der gewerblichen Ordnung gegenüber der Ge¬ 
fahr einer Täuschung des Publikums über das Vorhandensein einer gewerblichen 
Konzession vor. Hierbei muss, gleichviel, wie eine Kollision des letzteren Rechts 
mit dem Recht auf Führung des bürgerlichen Namens, wenn und soweit sie 
möglich sein sollte, zu lösen sein möchte, das Firmenrecht zurückstehen. Wer 
für sein Geschäft eine Firma wählt, hat sie innerhalb der weiten, ihm hierbei 
vom Handelsgesetzbuche gelassenen Grenzen in der Weise zu wählen, dass sie 
nicht gegen berechtigte polizeiliche Anforderungen verstösst. Die geschäftlichen 
Nachtheile, die in Folge der Nothwendigkeit einer Aenderung der Firma ent¬ 
stehen können, haben der Kläger und seine Mitgesellschafter sich selbst zuzu¬ 
schieben, weil sie zwar den Bestimmungen des Handelsgesetzbuches, nicht aber 
auch, was sie zugleich mussten, der Pflicht zu polizeigemässem Verhalten ge¬ 
nügt haben. Wäre wegen des Firmenrechts das Vorgehen des Beklagten un¬ 
statthaft, so würde es in vielen Fällen leicht sein, die Befugniss der Polizei, 
zur Wahrung der gewerblichen Ordnung gegen die Bezeichnung eines Drogen¬ 
geschäfts, welche es einer Apotheke ähnlich macht, einzuschreiten, durch Wahl 
einer gewissen Firma für das Geschäft zu vereiteln. 


Mittel gegen Kahlköpfigkeit und Konzeption sind keine Geheim¬ 
mittel znr Verhütung menschlicher Krankheiten. Urtheil des 
Kammergerichts vom 12. Januar 1899. 

In einer Zeitung war eine Haartinktur gegen Kahlköpfigkeit und ein 
ähnliches Mittel gegen Konzeption angepriesen. Der Redaktenr wurde wegen 
Anpreisens von Geheimmitteln zur Verhütung und Heilung menschlicher Krank¬ 
heiten auf Grund der in dieser Beziehung geltenden Provinzial-Polizeiverordnung 
vom Schöffengericht zu einer Geldstrafe vernrtheilt, von der Strafkammer des 
Landgerichts dagegen freigesprochen. Die hiergegen vom Staatsanwalt einge¬ 
legte Revision wies das Kammergericht zurück, indem es in Uebereinstimmung 
mit dem Landgericht annahm, dass Kahlköpfigkeit wohl die Folge einer Krank¬ 
heit sein könne, aber ebensowenig selbst eine Krankheit sei wie Schwanger¬ 
schaft, die sich als normale Veränderung des weiblichen Körpers darstelle. Die 
betreffenden Mittel seien mithin nicht zur Verhütung und Heilung menschlicher 
Krankheiten angepriesen worden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Abänderung des §. 4 der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend 
die Einrichtung einer ärztlichen Standesvertretung. Königliche Ver¬ 
ordnung vom 23. Januar 1899. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen auf den Antrag unseres Staatsministeriums, was folgt: 

Artikel I. 

An Stelle des §. 4 der Verordnung vom 25. Mai 1887, betreffend die 
Einrichtung einer ärztlichen Standes Vertretung (Gesetz -Sammlung S. 169), tritt 
folgende Vorschrift: 

§. 4. Die Mitglieder der Aerztekammer werden gewählt. Die Wahl 
erfolgt innerhalb des Bezirks der Kammmer getrennt nach Regierungsbezirken 
(Wahlbezirken). Der Stadtkreis Berlin bildet einen eigenen Wahlbezirk. 

Nicht wahlberechtigt und nicht wählbar sind 

1. die Militär- und Marineärzte, 

2. die Militär- nnd Marineärzte des Beurlaubtenstandes für die Dauer ihrer 
Einziehung zur Dienstleistung. 
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Wahlberechtigt und wählbar sind dagegen alle übrigen Aerzte, welche 
innerhalb des Wahlbezirks ihren Wohnsitz haben, Angehörige des Deutschen 
Reichs sind und sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden. 

Das Wahlrecht und die* Wählbarkeit der im vorhergehenden Absatz 
bezeichneten Aerzte gehen verloren, sobald eins der anfgeführten Erfordernisse 
bei dem bis dahin Wahlberechtigten nicht mehr zutrifft. Sie ruhen während 
der Daner eines Konkurses, während der Dauer des Verfahrens auf Zurücknahme 
der ärztlichen Approbation und während der Dauer einer gerichtlichen Unter¬ 
suchung, wenn dieselbe wegen Verbrechen oder wegen solcher Vergehen, welche 
den Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte nach sich ziehen müssen oder können, 
eingeleitet, oder wenn die gerichtliche Haft verfügt ist. 

Artikel II. 

Diese Verordnung tritt sofort in Kraft. 

Dieselbe ist durch die Gesetz - Sammlung zu veröffentlichen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beige¬ 
drucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin im Schloss, den 23. Januar 1899. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst zu Hohenlohe. von Miquel. Thielen. Bosse. 

Freiherr von Hammerstein. Schönstedt. 

Freiherr von der Recke. Brefeld. von Gossler. 

Graf von Posadowsky. von Bülow. Tirpitz. 

Fernhaltung gewerblicher Anlagen von Wohngebäuden. Rund¬ 
erlass des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 18. De¬ 
zember 189 8 — III. Nr. 20110 — an sämmtliche Königliche Regierungs¬ 
präsidenten. 

Das Königliche Oberverwaltungsgericht hat unter dem 3. v. M. eine für 
die Fernhaltung gewerblicher Anlagen von Wohnvierteln wichtige Entscheidung 
gefällt. Es hat zunächst unter Festhaltnng einer bereits früher zum Ausdrucke 
gebrachten Auffassung eine Polizeiverordnungsvorschrift für rechtsgültig erklärt, 
wonach, wenn Fabriken, Werkstätten mit geräuschvollem oder feuergefährlichem 
Betriebe oder sonstigen durch Rauch, Russ, Übelen Geruch oder schädlichen 
Ausdünstungen lästig fallende gewerbliche Anlagen innerhalb eines Wohnviertels 
errichtet werden, sämmtliche zum-Betriebe gehörigen Gebäude auf allen Seiten eine 
bestimmte^Entfernung von den Grundstücksgrenzen und von der Strasse einhalten 
müssen. Der Gerichtshof ist davon ausgegangen, dass derartige Bestimmungen der 
Sorge für Leben und Gesundheit des Publikums, der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs auf öffentlichen Strassen u. s. w. dienen und daher nach §. 6f und b 
des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom II. März 1850, in den neuen Pro¬ 
vinzen der Verordnung vom 20. Septemben 1867 gerechtfertigt seien. Dagegen 
seien solche polizeilichen Gesichtspunkte nicht zu erkennen, wenn eine Verord¬ 
nung die Einhaltung eines gewissen Abstandes allgemein nur zwischen Vorder¬ 
gebäuden in bestimmten Bezirken vorschreibe, für jedes Gebäude aber, welches 
gewerblichen Zwecken diene — z. B. auch für Lagergebäude — die Wahrung 
dieses Abstandes von allen Nachbargrenzen, demnach nicht nur für Vorder¬ 
gebäude fordern. Insbesondere könne die Absicht, im gesundheitspolizeilichen 
Interesse für reichliche Zuführung von Licht und Luft zu sorgen, hier nicht 
obgewaltet haben, da dann, wie für Vordergebäude, so auch für die Seiten- 
und Hintergebäude allgemein und nicht nur in Bezug auf gewerblichen Zwecken 
dienende Baulichkeiten, ein Abstand von der Nachbargrenze hätte vorgeschrieben 
werden müssen. Eine Bestimmung dieser Art entbehre daher der Rechts¬ 
gültigkeit. 

Ich ersuche für die Beachtung dieser Entscheidung beim Erlasse ent¬ 
sprechender Polizeiverordnungen zu sorgen. 

Aufnahme von jugendlichen Idioten nnd Epileptischen in Privat- 
Anstalten. Erlasss der Minister der u. s. w. Medizinalangelegen¬ 
heit e n (gez. im Auftr.: v. Bartsch), der Justiz (gez. in Vertr.: v. N e b e - 
Pflugstaedt), des Innern (gez. im Auftr.: von Bitter) — M. d. g. A. 
M. Nr. 7891, J. M. I. Nr. 7437, M. d. I. II Nr. Nr. 18 356 — vom 13. De¬ 
zember 1898 an sämmtliche Regierungspräsidenten. 
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Die Frage, ob die Aufnahme von jugendlichen Idioten und Epileptischen 
in Privat - Anstalten nur als freiwillige Pensionäre oder auch nach den für die 
übrigen Geisteskranken geltenden Vorschriften erfolgen kann, d. h. ob insbe¬ 
sondere für diejenigen der vorgenannten Kranken, welche nicht ausdrücklich 
als „freiwillige Pensionäre“ in die Anstalten anfgenommen werden, eine amts¬ 
ärztliche Untersuchung nothwendig ist, regelt sich nach der Ergänzung der 
Anweisung vom 20. September 1895 Ober die Aufnahme und Entlassung von 
Geisteskranken, Idioten und Epileptischen vom 24. April 1896 — M. d. g. A. 
M. 3789, J. M. I. 2602, M. d. I. II. 5827, Nr. 3. 

Da hiernach für jugendliche Idioten und Epileptische die Bestimmungen 
des Abschnitts III der Anweisung vom 20. September 1895 gelten, so wird 
nach §. 16 derselben im Allgemeinen eine ärztliche Bescheinigung der Zweck¬ 
mässigkeit der Aufnahme vom medizinischen Standpunkte für die Aufnahme 
derartiger Kranken in eine Privatanstalt genügen. 

Hierdurch ist jedoch keineswegs ausgeschlossen, dass in einzelnen Fällen, 
z. B. bei gefährlichen oder verbrecherischen Personen pp., die Aufnahme jugend¬ 
licher Idioten und Epileptischer nicht als freiwillige Pensionäre, sondern in 
gleicher Weise, wie bei anderen Geisteskranken erfolgt, also auch amtsärztliche 
Untersuchung nothwendig ist. Die Ergänzungs-Anweisung vom 24. April 1896 
sollte hauptsächlich eine Erleichterung in der Aufnahme der Idioten und Epi¬ 
leptischen gewähren, welche in erster Linie zum Zwecke der sachgemässen 
Unterbringung und Erziehung der Anstaltspflege theilhaftig werden. 


B. Königreich Württemberg. 

Vertriebs- und Verkaufspreis des festen Diphtherieserums. V er- 
fügung des Ministeriums des Innern vom 5. Januar 1899. 

Die Verfügung entspricht ihrem Inhalte nach derjenigen des preussiscben 
Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 25. August 1898, s. Beilage 
zu Nr. 18 der Zeitschrift, S. 138. _____ 

C. Herzogthum Sachsen ■ Coburg - Gotha. 

Minimaltaxe für die appröbirten Aerzte und Zahnärzte. Ver¬ 
ordnung vom 21. Dezember 1898.‘) 

Auf höchsten Befehl wird unter Bezug auf §. 80 der Gewerbeordnung 
für das Deutsche Reich (R.-G.-Bl. 1983, S. 177 etc.) Folgendes verordnet: 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Die in Folgendem (unter B und C) aufgeführten Minimal -Taxsätze 
(-Gebühren) stehen den appröbirten Aerzten und Zahnärzten (§. 29, Abs. 1 der 
Gewerbeordnung des Deutschen Reichs) für ihre berufsmässigen Leistungen in 
strittigen Fällen, Mangels einer Vereinbarung zu, wenn nachweisbar Unbemit¬ 
telte oder Armen verbände die Verpflichteten sind, ferner wenn die Zahlung aus 
Staatsfonds, oder aus Mitteln einer milden Stiftung, einer Knappschafts-, einer 
Arbeiter- oder Ortskrankenkasse zu leisten ist. 

Verrichtungen, für welche diese Taxe Gebühren nicht auswirft, sind nach 
Massgabe derjenigen Taxsätze, welche für ähnliche Leistungen gewährt werden, 
zu vergüten. 

§. 2. Die von den appröbirten Aerzten und Zahnärzten aus ihren Mitteln 
bei Kranken verwendeten Verbandslücke, Geräthe, Instrumente u. s. w. sind 
ihnen, soweit als solche sich ohne ihr Verschulden zum Gebrauche bei anderen 
Kranken nicht mehr eignen, zum Selbstkostenpreise zu vergüten. 

§. 3. In allen Fällen, in denen keine Vereinbarung über ein Bausch- 
Honorar getroffen worden ist, sind die appröbirten Aerzte und Zahnärzte ver¬ 
pflichtet, den von ihnen wegen Gebührenzahlung in Anspruch Genommenen auf 
Verlangen eine schriftliche, genaue, deutliche, taxordnungsmässige Rechnung 
nach den diesfalsigen einzelnen Leistungen auszustellen. Bei auswärtigen Ver¬ 
richtungen sind immer die Entfernungen und die etwa stattgehabten haaren 
Auslagen anzugeben. 

§. 4. Diese Verordnung tritt den 1. Januar 1899 in Kraft. 


‘) Die Taxe gilt nur für das Herzogthum Gotha. 
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Die Verordnung vom 26. Jnli 1873, die Taxen der approbirten Medizinal« 
Personen u. s. w. betreffend, wird von diesem Zeitpunkte an aufgehoben. 

B. Gebühren für approbirte Aerzte. 

I. Allgemeine Verrichtungen. 

Die einzelnen S&tze entsprechen den Minimals&tzen der preussischen ärzt¬ 
lichen Gebührenordnung vom 15. Mai 1896 und ist daher von ihrem Abdruck 
Abstand genommen worden, soweit sie nicht von jenen ab weichen. Dies ist 
bei folgenden der Fall: 

1. Der erste Besuch bei dem Kranken: 2 M.; 2. jeder folgende Besuch 
des Arztes im Verlaufe derselben Krankheit: 1 M.; 8. erste Berathung eines 
Kranken in der Wohnung des Arztes: 1,50 (2)) 1 ) M.; 4. Abs. 2. Mehrgebühr für 
besonders eingehende Untersuchung unter Anwendung des Augen-, Kehlkopfs-, 
Ohren-, Scheiden-Spiegels: 1 (2) M.; 6. Ueber eine halbe Stunde dauernde Be¬ 
suche für jede weitere angefangene halbe Stunde: 1 (1,50) M.; 12. für die zweite 
und folgende Konsultation in demselben Krankheitsfalle: 3 (5) M.; 18. Entschä- 
d'igung für die dnrch die Zurücklegung des Weges bedingte Zeitversäumniss 
bei auswärtigen Besuchen: 1 (1,50) M. für jede angefangene halbe Stunde der für 
den Weg erforderlichen Zeit; 19. bei Reisen, welche mehr als 10 Stunden in 
Anspruch nehmen, ansser der Erstattung der Reisekosten eine Vergütung von 
20 (30) M. für den Tag; 22. für eine kurze Bescheinigung über Gesundheit oder 
Krankheit eines Menschen: 1 (2) M.; 24. für ein wissenschaftlich begründetes 
Gutachten: 8 (9) M.; 30. Ausführung der Narkose (ausser dem Preise des Nar¬ 
kose-Mittels: 3 (5) M. 

II. Besondere Verrichtungen. 

a) Wundärztliche Verrichtungen. 

43. Eröffnung eines tiefliegenden Abszesses: 5 (10) M.; 50. Sehnendurch¬ 
schneidung, 5 (10) M.; 51. Sehnennaht: 8 (10) M.; 53. Entfernung fremder 
Körper aus dem Kehlkopf oder Speiseröhre: 5 (6) M.; 55. Entleerung von Flüssig¬ 
keit aus der Brusthöhle, der Bauchhöhle, der Blase oder den Eierstock: 10 (15) M.; 
62. für schwierige Operation am Mittelohr vom Gehörgang aus: 10 (15) M.; 
67. c) Einrichtung und Verband eines gebrochenen Beckenknochens, der Knochen 
der Hand- oder Fusswurzel, der Mittelhand oder des Mittelfusses: 5 (6) M.; 
72. Resektion eines Knochens der Gliedmassen in der Kontinuität: 20 (30) M.; 
79. Knochenaufmeisselung: 10 (20) M.; 80. Osteotomie: 10 (15) M.; 83. Ein¬ 
richtung und erster Verband d) des Vorderarms, Unterschenkels, Fass- oder 
Handgelenkes: 10 (15) M.: 85. für grössere plastische Operationen (Augenlid-, 
Nasen-, Lippen-, Gaumen- Bildung, Operationen der komplizirten Hasenscharte): 
15 (20) M.; 99. Ausrottung des Mastdarms: 30 (50) M.; 101. Operation einer 
Phimose oder PaTaphimose: 5(6)M.; 106. Operation einer Harnröhrenfistel: 15 
(20) M.; 110. Steinsehnitt oder Zertrümmerung (in einer oder mehreren Sitzungen): 
50 (60) M.; 113. Schnittoperation des Wasserbruchs: 15 (20) M.; 114. Ausrot¬ 
tung eines oder beider Hoden: 25 (30) M. 

b) Augenärztliche Verrichtungen. 

118. Operation der Verwachsung der Augenlider mit dem Augapfel: 15 
(20) M.; 132. Operation des grauen Staars oder des Glaukoms: 30 (50) M. 

c) Geburtshülfliche und gynäkologische Verrichtungen. 

140. Bei einer Geburt von mehr als zwei Stunden Dauer für jede ange¬ 
fangene halbe Stunde mehr: 1 (1,50) M.; 141. Künstliche Entbindung a) durch 
Manual-Extraktion: 10 (15) M.; c) durch Wendung, Extraktion und Zange zu¬ 
gleich oder durch Perforation mit oder ohne Kephalotripsie oder Zerstückelung 
oder mit Symphysiotomie: 20 (30) M.; d) bei vorliegendem Mutterkuchen: 5 
(10) M.; 142. Beistand bei einer Fehlgeburt: 5 (6) M.; 146. Entfernung der 
Nachgeburt ohne Entbindung: 5 (10) M.; 149. Operation eines veralteten Damm¬ 
risses: 15 (20) M.; 150. sofern derselbe ein bis in den Darm durchgehender ist: 
25 (30) M.; 157. Naht alter Mutterhalsrisse: 15 (20) M. 

*) Die in Klammern beigefügten Zählen bedeuten die Gebührensätze der 
preussischen Taxe. 

Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. C. Bruns, Minden, 
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rung wiederum wurde im Herrenhanse von dem Grafen r.Erassow bekämpft, 
einmal weil sie nicht weit genug gehe, und sodann weil dadurch in Städten 
mit Königlicher Polizeiverwaltung den Medizinalbeamten ungerechter Weise die 
Entschädigung entzogen werde. Diese Ausführungen, welche die Ablehnung des 
ganzen Gesetzentwurfs zur Folge batten, veranlassten die Regierung, dem neuen 
Gesetzentwürfe abermals die frühere Fassung zu geben. Zur Begründung der 
Vorlage wurde von der Regierung — dem Sinne nach — geltend gemacht, 
dass nach §. 3 des Gesetzes vom 11. März 1850 die Kosten der örtlichen Polizei- 
Verwaltung — abgesehen von den Gehältern der von dem Staate im Falle der 
Anwendung des §. 2 dieses Gesetzes angestellten besonderen Beamten — von 
den Gemeinden auch dann zu tragen seien, wenn die Polizei von einer König¬ 
lichen Behörde oder von einer Privatperson verwaltet, werde, und dass den 
Medizinalbeamten die Besorgung ortspolizeilicher Geschäfte von Amtswegen nicht 
obliege, so dass sie auch bei bestehender Königlicher Polizeiverwaltuug für 
derartige Geschäfte von den Gemeinden entschädigt werden müssten. 

Hiernach können die Medizinalbeamten für medizinal- oder sanitätspoli¬ 
zeiliche Verrichtungen, welche von ihnen im Interesse der Ortspolizei verlangt 
werden, und welche sie an ihrem Wohnorte oder innerhalb einer Viertelmeile 
von demselben zu vollziehen haben, ausser den etwaigen Fuhrkosten eine Gebühr 
bis zu 15 Mark für den Tag von den Gemeinden dann beanspruchen, wenn diese 
die Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung gesetzlich zu tragen haben. 

Durch das Gesetz vom 20. April 1892 (G. - S. 1892, S. 87) hat nun aber 
in denjenigen Stadtgemeinden, in welchen die örtliche Polizeiverwaltung von 
einer Königlichen Behörde geführt wird, der Staat alle durch diese Verwaltung 
entstehenden Ausgaben übernommen. Diese Kostenpflicht des Staates ist in den 
Städten, in welchen — wie in Potsdam — die Königliche Polizeiverwaltung 
schon vor dem 1. April 1893 bestand, mit diesem Zeitpunkte eingetreten. Seither 
können daher die Medizinalbeamten in Potsdam einen Anspruch gegen die Stadt¬ 
gemeinde aus §. 1, Abs. 3 des Gesetzes vom 9. März 1872 nicht mehr erheben. 

Aber aus der Entstehungsgeschichte dieses Gesetzes ergiebt sich unzwei¬ 
deutig, dass die darin normirte Vergütung den Medizinalbeamten für ihre im 
ortspolizeilichen Interesse ausgeführte medizinal- oder sanitätspolizeiliche Thätig- 
keit auch dann hat gewährt werden sollen, wenn die Ortspolizei von einer 
Königlichen Behörde verwaltet würde. Zu der Vergütung verpflichtet war in 
diesem Falle nach logischer Konstruktion der Staat, da von ihm die Thätigkeit 
des Beamten in Anspruch genommen wurde. Dass das Gesetz dem Beamten 
ein unmittelbares Forderungsrecht gegen die Gemeinde verliehen hat, beruht 
lediglich auf der Erwägung, dass die Gemeinde schliesslich die Ausgabe zu 
tragen habe, und es deshalb zweckmässig sei, ein rechtliches Band zwischen 
ihr und dem Beamten herzustellen. 

In Folge des Gesetzes vom 20. April 1892 ist dieses rechtliche Band 
gelöst. Aber es ist der Anspruch des Beamten gegen den eigentlich Verpflich¬ 
teten: den Staat, nunmehr wirksam geworden. Denn der Staat hat ausdrücklich 
die unmittelbaren Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung, zu denen auch die 
Vergütung der Medizinalbeamten für ortspolizeiliche Geschäfte gehört, zur 
eigenen Berichtigung übernommen und dadurch den Medizinalbeamten die Mög¬ 
lichkeit gewährt, die aus dem Gesetze vom 9. März 1872 fliessenden Rechte 
gegen ihn geltend zu machen. Auch hat sich die Natur der von diesen Be¬ 
amten im ortspolizeilichen Interesse vorgenommenen Verrichtungen nicht ver¬ 
ändert. Die Ortspolizei wird von der Königlichen Behörde nach wie vor im 
unmittelbaren Interesse der Gemeinde verwaltet. Die Verrichtungen der Medi¬ 
zinalbeamten erfolgen daher ebenfalls nicht im unmittelbaren Interesse des 
Staates, so dass ihre unentgeltliche Leistung auf Grund des Absatzes 1, §. 1 
des Gesetzes vom 9. März 1872 nicht gefordert werden kann. 

Aus diesen Erwägungen folgt, dass der vom Kläger erhobene Anspruch 
begründet ist. Die Revision muss daher zurückgewiesen werden. 


Dr. Hydr. ist als arztähnlicher Titel anznsehen. Urtheil des 
Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Hamburg vom 31. März 
1898. 

Die Strafkammer musste, um die Anwendung des §. 147* der Gew.-Ordn. 
zu begründen, einmal feststellen, dass der Angeklagte sich einen ärztlichen 
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Titel beigelegt habe, indem er sich als Dr. hydr. bezeichnete und sodann, dass 
durch diesen Titel der Glauben erweckt werde, der Inhaber sei eine geprüfte 
Medizinalperson. Beides ist in einwandfreier Weise geschehen. Allerdings ist 
in der zusammenfassenden Feststellung des Urtheils nicht ausdrücklich wieder 
hervorgehoben, dass Angeklagter einen arztähnlichen Titel gebraucht habe. Allein 
die vorhergehenden Ausführungen ergeben unzweifelhaft, dass die Strafkammer 
die Aehnlichkeit für erwiesen angenommen hat. Denn sie legt dar, der Ange¬ 
klagte bezeichne sich in seinem Schreiben und seinen Annoncen als „Dr. bydr. 
und Ausüber der Heilkunde.“ In diesem Zusammenhänge verstehe man in 
weiten Kreisen unter dem die Heilkunde ausübenden Doktor einen Arzt, d. h. 
eine approbirte Medizinalperson. Die Ausführung kann nicht anders verstanden 
werden, als in der gebrauchten Verbindung die Worte „Dr. hydr.“ ein arztähn¬ 
licher Titel seien. Wenn die Revision einwendet, dass diese Bezeichnung gar 
keine Aehnlichkeit mit dem Ausdruck „Dr. med.“ habe, ebensowenig wie im 
Deutschen der Titel „Doktor der Medizin“, so triftt dieser Einwand das Wesent¬ 
liche der Sache nicht, denn es handelt sich nicht um die Prüfung, ob der von 
dem Angeklagten gebrauchte Titel ein dem Titel Dr. med., sondern darum, ob 
er ein der Bezeichnung als Arzt ähnlicher Titel ist. 

Ob der Angeklagte in der Meinung gewesen ist, durch Verleihung des 
„German medical College“ in Chicago zur Führung des Titels „Dr. hydr.“ be¬ 
rechtigt worden zu sein, ist für die Frage seiner Strafbarkeit aus §. 147 3 der 
Gew.-Ordn. gleichgültig. Er würde nach diesem Paragraphen auch dann straf¬ 
bar sein, wenn er in der That berechtigt wäre, diesen Titel zu führen. Denn 
der §. 147* macht keinen Unterschied, ob der von der nicht approbirten Person 
gebrauchte arztähnliche Titel ein berechtigter oder ein unberechtigter war, so¬ 
fern er nur die Täuschung hervorzurufen geeignet ist, der Inhaber sei eine im 
Inlande geprüfte Medizinalperson. Auch der Vorsatz des Angeklagten würde 
durch die irrthümliche Annahme, er sei zur Führung des Titels berechtigt, nicht 
ausgeschlossen sein, da es zur Bestrafung aus §. 147® der Gew.-Ordn. genügt, 
wenn er bewusst die beanstandete Bezeichnung gebrauchte, so dass ihm sein 
Handeln zur Schuld angerechnet werden konnte. Nicht erforderlich aber ist, 
dass er auch Kenntniss davon hatte, dass er mit der Bezeichnung gegen das 
Gesetz verstosse (Entsch. des Reichsger. in Strafs., Bd. 27. S. 337). 

Nun würde die Anwendbarkeit des §. 360 8 des Strafgesetzbuchs aller¬ 
dings ausgeschlossen sein, wenn der Angeklagte berechtigt wäre, den Titel Dr. 
hydr. zn führen. In dieser Beziehung hat aber die Strafkammer festgestellt, 
dass die Korporation, auf deren Verleihung der Angeklagte sein Recht stützt, 
zur Verleihung des Titels nicht befugt gewesen sei, und dass der Angeklagte, 
wenn er diesen Umstand nicht etwa gekannt haben sollte, ihn bei gehöriger 
Aufmerksamkeit doch habe erkennen können, dass er also mindestens fahrlässig 
gehandelt habe, indem er den ihm nicht zustehenden Titel „Doktor“ führte. 
Diese Feststellung rechtfertigt die Anwendung des fraglichen Paragraphen. 
Dass die Bezeichnung „ Doktor“ ein Titel ist, kann mit Grund nicht bezweifelt 
werden. Er wird von Deutschen Universitäten nach Erfüllung gewisser Bedin¬ 
gungen und auch honoris causa verliehen. Wenn Angeklagter sich für seine 
gegentheilige Ansicht anf Schriftsteller berufen hat, so ist diese Berufung, so¬ 
weit sie Ohlshausen betrifft, jedenfalls verfehlt. 


„Dir.Aerztliches . . . Zahntechniker-. . . Institut“ als arzt¬ 

ähnlicher Titel. Urtheil des Königlichen Kammergerichts zu 
Berlin vom 12. Mai 1898. 

Der Vorderrichter hat seine Feststellung auf zwei Thatsachen gestützt, 
einmal darauf, dass der Angeklagte sich in dem betreffenden Plakat „Dir.“ A. 
nennt, und ferner darauf, dass er unmittelbar hinter seinem Namen das angeb¬ 
lich von ihm geleitete Institut als ein ärztliches bezeichnet. Nach beiden Rich¬ 
tungen hin ist die Begründung der angefochtenen Entscheidung zutreffend. 

Es ist zunächst allgemein anerkannt, dass in der Bezeichnung „Doktor“, 
mag sie ausgeschrieben oder abgekürzt dem Namen vorangesetzt werden, ein 
ärztlicher Titel zu finden ist, weil das Publikum, insbesondere das minder ge¬ 
bildete, die Ausdrücke „Doktor“ und „Arzt“ gleichzustellen und einen sich mit 
der Heilkunde befassenden „Doktor“ als Arzt anzusehen pflegt. Dasselbe gilt 
dann, wenn der Betreffende seinem Namen eine Bezeichnung voranstellt, die 
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zwar nicht „Doktor" bedeutet, aber von Unkundigen als Abkürzung des Doktor¬ 
titels angesehen werden kann. Dies ist z. B. betreffs der Bezeichnung „Dtr.“, 
welche in Wirklichkeit „Dentister“ bedeutet, bereits vom Kammergericht ange¬ 
nommen. Dasselbe konnte der Vorderrichter ohne Rechtsirrthum betreffs der 
Bezeichnung „Dir." annehmen; er hebt zutreffend hervor, dass die Abkürzung 
„Dir." für „Direktor" völlig ungewöhnlich ist, und dass der Angeklagte diese 
Bezeichnung in lateinischen Buchstaben und vor seinem Namen, also nicht vor 
die Bezeichnung des von ihm angeblich geleiteten Instituts gesetzt hat. Richtig 
ist allerdings, dass ein sachkundiger und aufmerksamer Leser die Bezeichnung 
„Dir" nicht als eine Abkürzung von „Doktor" ansehen wird; die erwähnte 
Vorschrift ist aber gerade dazu bestimmt, das nicht sachkundige, aber einer 
wirklich sachverständigen ärztlichen Hülfe bedürftige Publikum vor Täuschungen 
durch Kurpfuscher zu bewahren. 

Wenn also schon die Bezeichnung „Dir." für sich allein die Schiassfest- 
Stellung des Vorderrichters rechtfertigt, so trifft dies um so mehr zu, wenn sie 
in Verbindung mit der Bezeichnung „ärztliches . . . Institut" gebraucht wird, 
so dass dahingestellt bleiben kann, ob die letztere Bezeichnung allein als Bei¬ 
legung eines arztähnlichen Titels betrachtet werden kann, entsprechend der 
Ansicht des Oberlandesgerichts zu München, welches gegen einen Angeklagten 
entschieden hat, weil er seine Anstalt eine solche „für Elektro-Homöopathie" 
nannte. 

Auch der subjektive Thatbestand, das Bewusstsein des Angeklagten, dass 
die Fassung seines Plakats die Täuschung, er sei eine geprüfte Medizinalperson, 
hervorzurufen geeignet war, ist in dem angefochtenen Urtheil bedenkenfrei 
festgestellt. 

Die Revision war daher, und zwar gemäss §. 505 St.-P.*0. auf Kosten 
des Angeklagten zurückzuweisen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Einrichtung und Betrieb der Rosshaarspinnereien, Haar- und 
Borstenzurichtereien, sowie der Bürsten- nnd Pinselmaehereien. Be¬ 
kanntmachung des Reichskanzlers (in Vertr. gez.: Graf v. Posa- 
dowsky) vom 28. Januar 1899. 

Auf Grund der §§. 120 e und 139 a der Gewerbeordnung hat der Bundes¬ 
rath über die Einrichtung and den Betrieb der Rosshaarspinnereien, Haar- und 
Borstenzurichtereien, sowie der Bürsten- und Pinselmaehereien folgende Vor¬ 
schriften erlassen: 

I. Allgemeine Vorschriften. 

§. 1. Die nachstehenden Vorschriften finden Anwendung auf alle An¬ 
lagen, in denen Pferde- oder Rinderhaare, Schweinsborsten oder Schweinswolle 
zngerichtet oder zu Krollhaaren versponnen werden, oder in denen unter Ver¬ 
wendung solcher Materialien Bürsten, Besen oder Pinsel hergestellt werden. 

§. 2. Die aus dem Auslande stammenden Pferde- und Rinderhaare, 
Schweinsborsten und Schweinswolle dürfen erst in Bearbeitung genommen werden, 
nachdem sie in demjenigen Betrieb, in welchem die Bearbeitung stattfinden soll, 
vorschriftsmässig desinfizirt sind. 

Die Desinfektion muss nach Wahl des Betriebsunternebmers geschehen 
entweder 

1. durch mindestens einhalbstündige Einwirkung strömenden Wasser¬ 
dampfes bei einem Ueberdruck von 0,15 Atmosphären, oder 

2. durch mindestens einviertelstündiges Kochen in zweiprozentiger Kalium¬ 
permanganatlösung mit nachfolgendem Bleichen mittelst drei- bis vierprozentiger 
schwefeliger Säure, oder 

8. durch mindestens zweistündiges Kochen im Wasser. 

Durch den Reichskanzler können noch andere Desinfektionsverfahreu zur 
Auswahl zugelassen werden. 

Durch die höhere Verwaltungsbehörde kann angeordnet werden, dass die 
nach Abs. 2, Ziffer 1 vorzunehmende Desinfektion in einer öffentlichen Desin- 
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fektionsanstalt, sofern eine solche am Betriebssitz oder in dessen unmittelbarer 
Nähe verfügbar ist, ausgefttbrt wird. 

§. 3. Einer Desinfektion durch den Unternehmer (§. 2, Abs. 1) bedarf es 
nicht, soweit dieser nach näherer Bestimmung der Landes-Zentralbehörde den 
Nachweis erbringt, dass er das Material in vorschriftsmäesig (§. 2, Abs. 2) des- 
infizirtem Zustande bezogen und abgesondert von nicht desinfizirtem Material 
aufbewahrt hat. 

Der Unternehmer braucht diejenigen weissen Borsten nicht desinfiziren 
zu lassen, welche er vor weiterer Bearbeitung einem Bleichverfabren unterwirft 
oder welche er in bereits gebleichtem Zustand als sogenannte präparirte französi¬ 
sche Borsten bezogen und abgesondert von nicht desinfizirtem Material auf¬ 
bewahrt hat. 

§. 4. Von der höheren Verwaltungsbehörde können Ausnahmen von den 
Bestimmungen des §. 2 für solche Materialien zugelassen werden, welche 

1. nach den bisherigen Erfahrun^StT keinem der nach §. 2 zugelassenen 
Desinfektionsverfahren unterworfen werden können, ohne einer erheblichen Be¬ 
schädigung ausgesetzt zu sein, oder welche 

2. nachweislich bereits im Auslande eine Behandlung erfahren haben, 
welche als der vorschriftsmässigen inländischen Desinfektion gleichwerthig an¬ 
zusehen ist. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat ein Verzeichniss zu führen, in das 
die Fälle und Gründe der von ihr zugelassenen Ausnahmen, in den Fällen der 
Ziffer 2 auch die Art der ausländischen Behandlung, einzutragen sind. Eine 
Abschrift des Verzeichnisses ist alljährlich bis zum 1. Februar der Landes- 
Zentralbehörde einzureichen. 

§. 5. Mit den desinfektionspflichtigen Materialien dürfen vor Ausführung 
der vorschriftsmässigen Desinfektion nur solche Verrichtungen vorgenommen 
werden, welche zur Prüfung der Beschaffenheit der Materialien, zur Verhütung 
ihres Verderbens, sowie zur Vorbereitung und Ausführung der Desinfektion un¬ 
erlässlich sind, z. B. Auspacken, Abschneiden der Haare vom Schweifleder, 
Einträgen in den Desinfektionsapparat, Bündeln der Borsten und Anderes. 
Eine Sortirung der Materialien ist nur insoweit zulässig, als sie nöthig ist, 
um die Haare n. s. w. für die Anwendung verschiedener Desinfektionsverfahren 
zu sondern. 

§. 6. Zur Ausführung der Desinfektion, zur Bearbeitung der gemäss 
§. 4 Abs. 1 Ziff. 1 nicht desinfizirten Stoffe, sowie zu den im §. 5 bezeichneten 
Verrichtungen dürfen in Fabriken jugendliche Arbeiter nicht verwendet werden. 

Diese Bestimmung hat bis zum 1. April 1909 Gültigkeit. 

§. 7. Der Arbeitgeber hat darauf zu halten, dass Arbeiter mit wunden 
Hautstellen, insbesondere an Hals, Gesiebt und Händen, zu den im §. 6, Abs. 1 
bezeichneten Beschäftigungen nicht verwendet werden. 

§. 8. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, über das von ihm bezogene Material 
an Haaren, Borsten und Schweinswolle derart Buch zu führen, dass daraus die 
Menge, die Bezugsquelle und, soweit sie bekannt ist, die Herkunft der em¬ 
pfangenen Waare, sowie die Zeit und die Art der Desinfektion oder der Grund 
des Unterlassens der Desinfektion zu ersehen ist. 

Ist die Desinfektion in einer öffentlichen Anstalt ausgeführt worden, so 
sind die hierüber ausgestellten Bescheinigungen zu sammeln, aufzubewabren und 
den Aufsichtsbeamten (§. 139 b der Gewerbeordnung) auf Verlangen vorzulegen. 

§. 9. Die Vorrätbe an nicht desinfizirtem Material, welches desinfektions¬ 
pflichtig oder gemäss §. 4, Abs. 1, Ziffer 1 von der Desinfektionspflicht ausge¬ 
nommen ist, sind in besonderen, unter Verschluss zu haltenden, dichten Be¬ 
hältern oder Räumen aufzubewahren. Solche Aufbewahrungsräume, sowie die 
Plätze vor ihren Eingängen sind stets rein zu halten. Bei der Reinigung ist 
Staubbildung tbunlichst zu verhüten; der entstehende Kehricht sowie die Um¬ 
hüllungen, in denen die nicht desinfizirten Stoffe anlangen, sind zu verbrennen, 
oder zu desinfiziren (§. 2 Abs. 2). Dies gilt auch von dem bei der Bearbeitung 
nicht desinfizirten Materials entstehenden Staube und dem dabei abfallenden 
Schmutze. 

n. Besondere Vorschriften für grössere Betriebe. 

§. 10. In Betrieben, in denen in der Regel mindestens zehn Arbeiter 
beschäftigt werden, müssen die Arbeitsräume mit einem festen und dichten 
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Fussboden versehen sein, der eine leichte Beseitigung des Staubes auf feuchtem 
Wege gestattet. Hölzerne Fussboden müssen glatt gehobelt und gegen das 
Eindringen der Nässe geschützt sein. 

Die Wände und Decken müssen, soweit sie nicht mit einer glatten, ab¬ 
waschbaren Bekleidung oder mit einem Oelfarbenanstrich versehen sind, mindestens 
einmal jährlich mit Kalk frisch angestrichen werden. 

Bei Errichtung neuer und Erweiterung bestehender Anlagen ist dafür 
Sorge zu tragen, dass in den neuen Arbeitsräumen, in denen mit erheblicher 
Staubentwickelung verbundene Arbeiten ausgeführt werden, die Zahl der darin 
beschäftigten Personen so bemessen wird, dass auf jede mindestens fünfzehn 
Kubikmeter Luftraum entfallen. 

§. 11. Die Arbeitsräume sind täglich zwei Mal mindestens eine halbe 
Stunde lang, und zwar während der Mittagspause und nach Beendigung oder 
vor Wiederbeginn der Arbeit, gründlich zu lüften. Während dieser Zeit darf 
den Arbeitern der Aufenthalt in den Arbeitsräumen nicht gestattet werden. 

Die Fussböden der Bäume, in denen mit Staubentwickelung verbundene 
Arbeiten vorgenommen werden, sind täglich mindestens einmal durch Abwaschen 
oder feuchtes Abreiben vom Staube zu reinigen. Die in diesen Bäumen befind¬ 
lichen Arbeitstische sind mindestens zweimal wöchentlich feucht zu reinigen. 

§. 12. In Bosshaarspinnereien und -Znrichtereien ist das Sortiren und 
Hecheln je in einem besonderen, von sonstigen Arbeitsräumen getrennten Baume 
vorzunehmen. Der dabei entstehende Staub und abfallende Schmutz ist zu 
sammeln und zu beseitigen. 

§. 13. Misch-, Beinigungs- and Hechelmaschinen (sogenannte Batteurs 
und Beisswölfe) müssen dicht ummantelt und mit wirksamen Absaugevorrich¬ 
tungen versehen sein. Der abgesaugte Staub muss in einer Staubkammer ge¬ 
sammelt und, sofern er von den nach §. 4, Abs. 1, Ziffer 1 nicht desinfizirten 
Stoffen herrührt, verbrannt werden. 

§. 14. Die zur Vorbereitung der Desinfektion erforderlichen Verrich¬ 
tungen (§. 5) müssen in besonderen, von sonstigen Arbeitsräumen getrennten 
Bäumen stattfinden. 

Das Gleiche gilt för die Bearbeitung der nach §. 4, Abs. 1, Ziffer 1 nicht 
desinfizirten Stoffe. 

§. 15. Der Arbeitgeber hat allen bei der Vorbereitung und Ausführung 
der Desinfektion oder mit der Bearbeitung der nach §. 4 Abs. 1, Ziffer 1 nicht 
desinfizirten Stoffe beschäftigten Arbeitern Arbeitsanzüge nebst Mützen in aus¬ 
reichender Zahl und zweckentsprechender Beschaffenheit zur Verfügung 
zu stellen. 

Der Arbeitgeber hat durch geeignete Anordnungen und Beaufsichtigung 
dafür Sorge zutragen, dass die Arbeitskleider nur von denjenigen Arbeitern benutzt 
werden, denen sie zugewiesen sind, dass sie während der Zeit, wo sie sich nicht 
im Gebrauche befinden, an den dafür bestimmten Plätzen aufbewahrt und 
mindestens einmal wöchentlich desinfizirt (§. 2, Abs. 2) werden. 

Den im Abs. 1 bezeichneten Arbeitern hat der Arbeitgeber wenigstens 
zweimal wöchentlich Gelegenheit zu geben, ein warmes Bad zu nehmen. 

§. 16. In einem staubfreien Theile der Anlage muss für die Arbeiter 
ein Wasch- und Ankleideraum und getrennt davon, soweit hierfür ein Bedürfniss 
vorliegt, eine Speiseraum vorhanden sein. Diese Bäume müssen sauber und 
staubfrei gehalten und während der kalten Jahreszeit geheizt werden. 

In dem Wasch- und Ankleideraume müssen Wasser. Seife und Hand¬ 
tücher, sowie Einrichtungen zur Verwahrung derjenigen Kleidungsstücke, welche 
vor Beginn der Arbeit abgelegt, werden, in ausreichender Menge vorhanden sein. 

§. 17. Der Arbeitgeber hat für die mit der Bearbeitung der im §. 2, 
Abs. 1 bezeichneten Stoffe beschäftigten Arbeiter verbindliche Vorschriften über 
folgende Gegenstände zu erlassen: 

1. Die Arbeiter haben die ihnen überwiesenen Arbeitskleider (§. 15, 
Abs. 1) bei denjenigen Arbeiten, für welche es von dem Arbeitgeber vorge¬ 
schrieben ist, zu benutzen. 

I* V 2. Die Abeiter dürfen Nahrungsmittel nicht in die Arbeitsräume mit¬ 
nehmen. Das Einnehmen der Mahlzeiten ist ihnen nur ausserhalb der Arbeits¬ 
räume gestattet. 

3. Die Arbeiter dürfen erst dann den Speiseraum betreten, Mahlzeiten 
einnehmen oder die Anlage verlassen, wenn sie zuvor die nach §. 15, Abs. 1 vor- 



Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 39 

geschriebenen Arbeitskleider abgelegt, sowie Gesicht, Hals, Hände und Arme 
sorgfältig gewaschen haben. 

In den zu erlassenden Vorschriften ist vorzusehen, dass Arbeiter, die trotz 
wiederholter Warnung den vorstehend bezeichneten Bestimmungen zuwider¬ 
handeln, vor Ablauf der vertragsmässigen Zeit und ohne Aufkündigung ent¬ 
lassen werden können. 

Ist für einen Betrieb eine Arbeitsordnung erlassen (§. 134 a der Gewerbe¬ 
ordnung), so sind die vorstehend bezeichneten Bestimmungen in die Arbeits¬ 
ordnung aufzunehmen. 

§. 18. In jedem Arbeitsraume, sowie in dem Ankleide- nnd dem Speise¬ 
raume muss an einer in die Augen fallenden Stelle eine Tafel aushängen, die 
in deutlicher Schrift die Bestimmungen der §§. 1 bis 17 wiedergiebt. 

III. Schlussbestimmung. 

§. 19. Die vorstehenden Bestimmungen treten mit dem 1. Juli 1899 in 
Kraft, soweit nicht ihr früheres Inkrafttreten für einzelne Theile des Reichs¬ 
gebiets durch die Landes-Zentralbehörde oder die höhere Verwaltungsbehörde, 
angeordnet wird. 


B. Königreich Preussen. 

Beaufsichtigung der Verkaufsstellen für Materialwaaren, Arznei¬ 
mittel, Gifte od.er giftige Farben. Verfügung des Königlichen 
Regierungspräsidenten in Bromberg vom 8. Februar 1898 an 
sämmtliche Landräthe nnd Kreisphysiker des Bezirks. 

Unter Aufhebung meiner Verfügung vom 30. Oktober 1877 Nr. 1786 M. 
bestimme ich über die Besichtigung der Verkaufsstellen für Materialwaaren, 
Arzneimittel, Gifte oder giftige Farben Folgendes: 

Die Materialwaareuhandlungen sind alljährlich durch die Ortspolizei, wie 
bisher, in Bezug auf eine etwaige Gefährdung von Leben und Gesundheit der 
Menschen zu besichtigen. Dabei ist auf Verdorbensein der Waaren durch 
Schimmel- oder Pilzbildung, Zersetzung der Metalle an den Hohlmaassen, Waagen, 
Krähnen und dergl. zu achten. Ein Formular ist dazu nicht zu verwenden; 
sondern es ist nur summarisch za berichten, wann die Besichtigung stattge- 
funden hat, was für Mängel festgestellt und ob sie bereits abgestellt sind. 

Die Besichtigung der Verkaufsstellen für Arzneimittel, Gifte oder giftige 
Farben, zu denen auch die Schränke der sogenannten Schrankdrogisten gehören, 
haben nach dem Ministerial- Erlass vom 1. Februar 1894 alljährlich ein Mal 
unvermuthet stattzufinden und zwar in den Kreisstädten unter Leitung des 
Kreisphysikus und unter Zuziehung eines auswärtigen Apothekers, in den 
übrigen Orten unter Zuziehung eines auswärtigen Apothekers allein. Falls die 
benachbarten Apotheker die Theilnahme ablehnen und durch die Herbeiholung 
des Apothekers aus grösserer Eutfernung unverhältnissmässig hohe Kosten ent¬ 
stehen würden, ist es zulässig, dass der Kreisphysikus allein an Stelle des 
Apothekers die Besichtigung vornimmt. 

Die Nachbesichtigang zur Feststellung, ob die bei der Besichtigung Vor¬ 
gefundenen Mängel auch wirklich abgestellt sind, hat, falls nicht besondere 
Gründe vorliegen, durch die Ortspolizei allein stattzufinden. Diejenigen Drogen- 
uud Gifthandlungen, die bei Gelegenheit der Apothekenbesichtigung durch meine 
Bevollmächtigten bereits besichtigt wurden, sind grundsätzlich von der jähr¬ 
lichen Besichtigung durch die Ortspolizei in dem betreffenden Jahre zu befreien, 
falls nicht besondere Gründe dagegen vorliegen. 

Bei der Besichtigung dieser Verkaufsstellen ist das beifolgende Formular *) 
zu benutzen und zwar der einfache Umschlagbogen bei gewöhnlichen Drogen¬ 
handlangen, bei Gifthandlangen pp. unter Einfügung eines Einlageblattes. In¬ 
des* dttrfeu die etwa noch vorhandenen alten Formulare aufgebraucht werden. 
Diese Verhandlungen und Berichte sind mir zum 15. Januar jeden Jahres 
einzureichen unter Beifügung eines Verzeichnisses sämmtlicher im Kreise vor¬ 
handenen Verkaufsstellen für Arzneimittel, Gifte oder giftige Farben. Ein 
gleiches Verzeichniss, späterhin nur die Anzeige der darin eingetretenen Ver- 

*) Von einem Abdruck des Formulars ist wegen Raummangels Abstand 
genommen. 
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änderungen. ist alljährlich bis ztim 1. Oktober dem Kreispbysikns zuzufertigen. 
Die Aufstellung dieses Verzeichnisses kann insofern keine Schwierigkeiten be¬ 
reiten, als gemäss §. 85 der Gewerbeordnung (Schlusssatz) in der Fassung vom 
6. August 1896 Personen, die Handel treiben wollen mit Drogen und chemischen 
Präparaten, die zu Heilzwecken dienen, bei Eröffnung des Betriebes, — die 
aber, die vor dem 1. Januar 1897 solchen betrieben haben, dies alsbald der 
zuständigen Ortspolizeibehörde anzuzeigen hatten. 

Die KreUphysiker sind von mir angewiesen, seitens der Ortspolizei an 
sie ergehende Ersuchen nin Leitung oder Vornahme solcher Besichtigungen mög¬ 
lichst bei anderweiter dienstlicher Gelegenheit, im Uebrigen aber soweit es an¬ 
geht, in Form von Randreisen za erledigen. Auf dem Lande, wo der Staat die 
Kosten der örtlichen Polizeiverwaltong zu tragen hat. sind die Dienstreisen der 
Physiker behufs Feststellung von ansteckenden Krankheiten, soweit es angängig 
ist, za diesem Zwecke mit za benutzen. In den Städten, in denen Apotheken 
vorhanden sind, haben die Physiker, am die Kosten möglichst za vermindern, 
bei Gelegeuheit der Masterung der Apotheken oder einer anderweiten dienst¬ 
lichen Gelegenheit die Besichtigung dieser Verkaufsstellen mit vorzunebmen, 
wenn die Ortspolizeibehörden es rechtzeitig beantragen. 


Abschrift erfolgt zur Kenntnissnahme und Beachtung. Die Berichte Aber 
die Apothekenmasterang sind mir nebst der eventuell bei Ausführung mittelst 
besonderer Dienstreisen anfgestellten Reisekostenliquidation, wie bisher, zum 
15. Januar jeden Jahres vorzolegen. Unter der Liquidation ist die Versicherung 
abzageben, dass bis znm Ansführnngstage sich keine anderweite dienstliche 
Gelegenheit dazu geboten hat. Sollte sich bis zum 15. November jeden Jahres 
eine dienstliche Gelegenheit znr Vornahme der Apothekenmasterang nicht ge¬ 
boten habeD, so ertheile ich, wie hisher, so auch weiter die Genehmigung, mit¬ 
telst besonderer Dienstreise die alljährlich vorznnehmende Musterung der Apo¬ 
theken zu erledigen. Ich erwarte aber dabei, dass bei dieser Gelegenheit, wie 
bisher, so anch weiter, die Besichtigung der Drogen- und Gifthandlangen des 
Ortes, der Krankenhäuser and sonstiger in sanitärer Beziehung wichtigen An¬ 
stalten and Einrichtangen and dergleichen mit vorgenommen wird. 

Diesem Berichte über die Apothekenmasterang ist eiu kurzer Bericht Aber 
das Ergebniss der Besichtigung der Drogen- and Gifth&ndlungen, insbesondere 
ob Bestrafungen dabei erfolgt sind, beiznfttgen. Bei den Besichtigungen der 
Drogenanstalten, insbesondere der Schränke der Schrankdrogisten, ist darauf zu 
achten, ob anznnehmen ist, dass ans der Art des Betriebe* Gefahren für Leben 
and Gesundheit der Menschen hervorgehen. Eine Gefährdang der Gesundheit, 
eventuell eine auch nur mittelbar in der Art, als bei schweren einen Arzt un¬ 
bedingt erfordernden Krankheiten Arzneien verkauft werden and dadurch die 
rechtzeitige Anrufung des Arztes verzögert oder verhindert wird, giebt der 
Ortspolizeibehörde die Befugniss, die Untersagnng des Handels durch Klage im 
Verwaltungsstreitverfahren herbeiznfähren. Eine spätere Wiederzulassung an 
diesem Handel bleibt dann nach der Novelle der Gewerbeordnung vom 6. August 
1896 der Landeszentralbehörde Aberlassen. 


C, Herzogthum Braunschweig. 

Einrichtung der Giftkammer. Verordnung des Obersanitäts- 
Kollegiums vom 14. November 1898. 

Wir haben Veranlassung, die Bestimmung in §. 5 Abs. I des Gesetzes 
vom 9. Juni 1895, betr. den Handel mit Giften, wonach als Giftkammer anch 
ein in einem vom Verkaufsraame getrennten Theile des Waarenlagers ange¬ 
brachter „hölzerner Verschlag“ dienen kann, dahin auszulegen, dass dieser Ver¬ 
schlag ein von Brettern ohne Zwischenräume umgebener Raum sein muss. Durch 
einen „Bretterverschlag“ darf nach §. 4 Abs. III des Gesetzes die Giftkammer 
nur in Apotheken in einem Vorrathsranm hergestellt werden. 


Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. C. Bram, Minden. 
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Rechtsprechung. 

Gültigkeit der Bescheinigung von Naturheilkundigen zur Er* 
h&ltung von Krankengeld. Urtheil des preussischen Oberver¬ 
waltungsgerichts (III. Senats) vom 22. Oktober 1898. 

Mit dem Sitz in Hamburg besteht die Zentral-Kranken-und Sterbekasse 
der Zimmerer als eingeschriebene Hilfskasse. Eine örtliche Verwaltungsstelle 
befindet sich in Erfurt. Vorsteher der letzteren ist der Zimmermann E. V., 
Kassirer der Zimmermann M. M. Unter dem. 10. Januar 1898 erliess die Poli¬ 
zeiverwaltung zu Erfurt an jeden von diesen beiden eine Verfügung. Die an 
den Zimmermann V. lautet: 

„Bei der Revision der hiesigen örtlichen Verwaltungsstelle der Zentral- 
Kranken- und Sterbekasse der Zimmerer am 17. Dezember v. J. hat sich heraus¬ 
gestellt, dass trotz meiner durch den Herrn Minister bestätigten und Ihnen be¬ 
kannt gegebenen Verfügung vom 18. November 1898 auf Grund von Bescheini¬ 
gungen des Naturheilkundigen R. M. hier an das Mitglied A. W. für die Tage 
vom 26. September bis 16. Oktober 1897 und an das Mitglied A. A. vom 
18. Oktober bis 6. November 1897 Krankengeld ausgezahlt worden ist. Sie 
werden daher in die Ihnen angedrohte Ordnungsstrafe von 10 Mark genommen 
und aufgefordert, diesen Betrag bei Vermeidung der Zwangsbeitreibung binnen 
zwei Wochen an die hiesige Stadthauptkasse abzuliefern. Wir drohen Ihnen 
für einen weiteren Fall der Zuwiderhandlung eine Ordnungsstrafe von 25 Mark 
an. Gleichzeitig fordern wir Sie auf, dafür zu sorgen, dass das zu Unrecht 
gezahlte Krankengeld der Örtlichen Verwaltungsstelle wieder erstattet wird, und 
erwarten den Nachweis, dass dieses geschehen ist, binnen zwei Wochen.“ 

Durch die in Bezug genommene Verfügung vom 18. November 1898 war 
bei Androhung einer Ordnungsstrafe untersagt worden, Krankenunterstützungen, 
insbesondere auch Krankengeld, zu gewähren, wenn die Bescheinigungen und 
Gutachten über Erkrankungen oder Erwerbsunfähigkeit nicht von staatlich 
approbirton Aerzten ausgestellt seien. Der Erlass des Ministers des Innern vom 
13. Oktober 1896, durch welchen abgelehnt wurde, eine Aenderung dieser Ver¬ 
fügung zu veranlassen, hatte ausgeführt: Sowohl nach §. 6 des Krankenver¬ 
sicherungsgesetzes als nach §. 12 des Hilfskassengesetzes sei unter ärztlicher 
Behandlung die Behandlung durch einen approbirten Arzt zu verstehen. Die 
Versicherten könnten daher im Erkrankungsfalle die Behandlung durch einen 
approbirten Arzt verlangen. In einzelnen besonderen Ausnahmefällen sei es den 
Versicherten gestattet, unter Verzicht auf einen approbirten Arzt die Hilfe eines 
Nichtarztes in Anspruch zu nehmen, insofern der Kassenvorstand damit einver¬ 
standen sei. Unzulässig dagegen sei die Gleichstellung von approbirten Aerzten 
mit den Naturheilkundigen bei der Betheiligung an den Kassenangelegenheiten. 
Die sogenannten autoritativen Obliegenheiten des Heilverfahrens — Ertheilung 
von Zeugnissen über Erwerbsfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit, Gutachten über 
Nothwendigkeit einer Krankenhauspflege etc. — müssten den approbirten Aerzten 
Vorbehalten bleiben, da diese Thätigkeit öffentlich-rechtlicher Natur sei und 
nur von solchen Personen ausgeübt werden könne, welche ihre Befähigung 
hierzu nachgewiesen hätten. Eine Gleichstellung der approbirten Aerzte mit 
Nichtärzten in dieser Beziehung sei daher nicht angängig. 

.... Es handelt sich um ein Einschreiten der Aufsichtsbehörde gemäss 
§. 33 des Gesetzes Über die eingeschriebenen Hilfskassen vom 7. April 1876 und 
1. Juni 1884. Dass dazu die Beklagte zuständig war, ist ausser Zweifel. . . . 
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Die Annahme des Vorderrichters, dass die Feststellung einer Ordnungsstrafe 
durch die Aufsichtsbehörde nicht mittels Klage angefochten werden könne, ist 
verfehlt. Das Gegentheil ergiebt sich aus dem §. 33 Abs. 4 des Hilfskassen¬ 
gesetzes und der Nr. 13 der dazu ergangenen Ausführnngsanweisung vom 
14. Juni 1884, da an beiden Stellen nicht blos von der Androhung, sondern 
auch von der Feststellung von Geldstrafen die Rede ist. 

In der Sache selbst können die angefochtenen Verfügungen nicht mit 
dem Vorderrichter für gerechtfertigt gehalten werden. Sie untersagen die Aus¬ 
zahlung von Krankengeld ohne Bescheinigung der Erwerbsunfähigkeit durch 
einen approbirten Arzt schlechthin und auch für den Fall der Heilbehandlung 
des Kassenmitgliedes nicht durch einen approbirten Arzt, sondern durch einen 
sogenannten Naturheilkundigen. Hierzu war die Aufsichtsbehörde nicht befugt. 
Denn nach dem §. 8 Abs. 1 des Statuts der Zentral-Kranken- und Sterbekasse 
der Zimmerer gewährt die Kasse ihren Mitgliedern in Krankheitsfällen „freie 
Behandl u n g durch die von der Kasse bestimmten Aerzte resp. auf eigenen 
Wunsch der Mitglieder durch einen Naturheilkundigen“. Damit ist zugleich 
bestimmt, dass, wenn die Behandlung durch einen Naturheilkundigen, weil sie 
gewünscht worden ist, gewährt werden muss und gewährt wird, der Kassen¬ 
vorstand zum Nachweise der Erwerbsunfähigkeit, durch welchen die Zahlung 
von Krankengeld bedingt ist, nicht nothwendig die Bescheinigung, eines appro¬ 
birten Arztes zu verlangen braucht. Das Recht des Kassenmitgliedes auf Be¬ 
handlung durch einen Naturheilkundigen enthält mittelbar auch die Befugniss 
des Kassenvorstandes zur Zahlung des Krankengeldes, sobald der behandelnde 
Naturheilkundige erklärt, dass die Krankheit Erwerbsunfähigkeit zur Folge hat, 
und in der Einräumung jenes Rechts ist diese Befugniss mitanerkannt. Wird 
die weit bedeutungsvollere Behandlung der Kassenmitglieder Naturheilkundigen 
anvertraut, so ist ihnen damit gleichzeitig die Ausstellung von Bescheinigungen 
über die Dauer und den Verlauf der Krankheit, sowie darüber, ob mit ihr Er¬ 
werbsunfähigkeit verbunden ist oder nicht, anvertraut. Die statutarische Gleich¬ 
stellung der Naturheilkundigen mit den approbirten Aerzten für die Heilbehand¬ 
lung schliesst eine Gleichstellung auch für die Bescheinigung der Erwerbsunfähig¬ 
keit in der Art, dass der Kassenvorstand »ich mit einer Bescheinigung des 
behandelnden Naturheilkundigen begnügen kann, von selbst in sich und ist 
jedenfalls so lange in dieser Weise zu verstehen, als nicht aus anderweiten 
Bestimmungen des Statuts zu entnehmen ist, dass sie eine solche Bedeutung 
nicht haben soll. Entgegenstehende Bestimmungen hat das Statut der Zentral- 
Kranken- und Sterbekasse der Zimmerer nicht. Dass aber statutarisch die 
Naturheilkundigen den approbirten Aerzten sowohl für die Heilbehandlung, als 
für die Bescheinigung der Erwerbsunfähigkeit gleichgestellt werden durften, 
lffl.nn keinem Bedenken unterliegen. Das Hilfskassengesetz schliesst es nicht 
aus. Für die Zentral - Kranken- und Sterbekasse der Zimmerer konnte daher 
so wie es der §. 8 Abs. 1 ihres Statuts mittelbar gethan hat, bestimmt werden, 
f fo’ra der Kassenvorstand nicht gehindert ist, den Nachweis der mit der Krank¬ 
heit verbundenen Erwerbsunfähigkeit durch eine Bescheinigung desjenigen Natur¬ 
heilkundigen, der die Heilbehandlung besorgt, für geführt anzusehen. In dieser 
Befugniss, von der Bescheinigung eines approbirten Arztes abzusehen, be¬ 
schränken’ die angefochtenen Verfügungen zu Unrecht die Kläger. Sie unter¬ 
liegen daher, ohne dass es der Untersuchung bedurfte, wie es sich ohne eine 
besondere Bes timmung im Statut mit den Bescheinigungen Naturheilkundiger 
über die Erwerbsunfähigkeit verhalten würde, der Aufhebung, und zwar sowohl 
hinsichtlich der Androhung und Festsetzung einer Strafe, als hinsichtlich des 
Gebots, die gezahlten Krankengelder der Kasse wieder zuzuführen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 
Gefängnisordnung für die Justizverwaltung. Auszug aus dem 
Erlass des p reu ssi sehen Just izmini sters vom 21. Dezember 1898. 

§. 2. Geistliche, Aerzte und Lehrer werden nach Bedürfniss angestellt 
oder es wird mit ihnen durch Vertrag ein besonderes Abkommen getroffen. 
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§. 23. Geistliche, Aerzte und Lehrer bei den Gefängnissen sind in Be¬ 
ziehung auf die Aufrechterhaltung der Hausordnung an die Anordnungen des 
Vorstehers gebunden. 

§. 28. Kranke Personen müssen sofort nach ihrer Einlieferung unter 
ärztliche Behandlung gestellt und, — wenn ihre Unterbringung in einer Kranken¬ 
anstalt nicht erfolgt — bis zu ihrer Heilung in besonders hierzu bestimmten 
Zellen verwahrt werden. 

Personen, welche mit ansteckenden Krankheiten behaftet sind, sollen in 
das Gefängniss nicht aufgenommen werden. Dasselbe gilt von schwangeren 
Personen, welche zur Verbüssung einer Strafe angenommen werden sollen, wenn 
die Schwangerschaft bereits bis zum siebenten Monate. vorgerückt ist; es sei 
denn, dass die Aufnahme im Interesse der Strafvollstreckung ausdrücklich ver¬ 
langt wird. 

§. 29. Den Gefangenen ist nicht zu gestatten, Kinder in das Gefängniss 
mitzubringen. Eine Ausnahme ist nur zulässig, wenn ein Säugling von der 
Mutter nicht getrennt werden kann. 

§. 39. Einzelhaft ist ausgeschlossen, wenn eine Gefahr für den körper¬ 
lichen oder geistigen Zustand des Gefangenen zu befürchten steht. 

Der Vorsteher des Gefängnisses hat, wenn die Einzelhaft länger als drei 
Monate dauern soll, den Arzt darüber zu hören, ob die Anwendbarkeit der 
Einzelhaft einem Bedenken unterliegt. 

§. 40. Jeder Gefangene in Einzelhaft wird täglich mehrmals von Be¬ 
amten des Gefängnisses, sowie monatlich mindestens ein Mal von dem Vorsteher 
und dem Arzt besucht. 

§. 60. In sämmtlichen Gefängnissräumen muss stets die strengste Ord¬ 
nung und Reinlichkeit herrschen. 

Die Gefängniszellen, die Arbeits- und Schlafsäle sind wöchentlich ein Mal 
zu scheuern. 

Beschädigungen und Beschmutzungen der Wände sind so bald als möglich 
zu beseitigen. 

Für ausgiebige Lüftung der Gefängnissräume ist vorzugsweise Sorge 
zu tragen. 

Die Nachtkübel sind täglich auszutragen und sorgfältig zu reinigen, die 
Abtritte wöchentlich ein Mal, die Nachtkübel täglich zu desinfiziren. 

§. 66. Die Kost wird so gestaltet, dass die Gesundheit und Arbeitsfähig¬ 
keit der Gefangenen erhalten bleibt. Sie kann mit Rücksicht auf die von dem 
Gefangenen zu leistende Arbeit verschieden sein, ist im Uebrigen aber für alle 
Gefangenen gleicher Art dieselbe. 

Ob zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit Einzelner Ab¬ 
weichungen von der allgemeinen Kost einzutreten haben, wird auf Gutachten 
des Arztes vom Vorsteher bestimmt. 

§. 69. Die Heizung der Gefängnissräume muss soweit erfolgen, als dies 
für die Erhaltung der Gesundheit der Gefangenen erforderlich ist. 

§. 71. In jedem Gefängnisse sind nützliche Arbeiten einzuführen. 

Es kann einzelnen Gefangenen gestattet werden, andere als die einge¬ 
führten Arbeiten zu betreiben. 

Ueber die Zulässigkeit der gewählten Arbeit entscheidet der Gefängniss- 
Vorsteher. 

Ungesunde oder mit der Ordnung im Gefängnisse unverträgliche Arbeiten 
sind weder einzuftthren, noch zuzulassen. 

Bei der Zuweisung von Arbeit an die Gefangenen ist auf ihren Gesund¬ 
heitszustand, ihre Fähigkeiten, ihren Bildungsgrad, ihre Berufsverhältnisse und 
ihr Fortkommen Rücksicht zu nehmen. Dabei ist regelmässig ein bestimmtes 
tägliches Arbeitsmass festzusetzen und dessen Leistung zu überwachen. Die 
verschuldete Nichtleistung ist disziplinarisch zu ahnden. Bei der Arbeitszu¬ 
weisung an jugendliche Gefangene ist ein besonderes Gewicht auch auf die er-: 
ziehliche Bedeutung der Arbeit zu legen. 

§. 78. Alle gesunden Gefangenen, wenn sie nicht mit Arbeiten im Hof 
und Garten oder mit Aussenarbeit beschäftigt werden oder sich nicht im Arrest 
befinden, sind, wo ausführbar und wenn es die Witterung gestattet, täglich 
mindestens eine halbe Stunde zur Bewegung im Freien, in den Gefängnisshof 
zu führen. Sie sind hierbei unausgesetzt zu beaufsichtigen. 
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§. 85. Bei eintretender Erkrankung eines Gefangenen ist der Gefängniss- 
arzt und bei besonderer Dringlichkeit, falls dieser nicht erreichbar ist, ein 
anderer Arzt herbeizurufen. Von bedenklichen Erkrankungen ist dem Vorsteher, 
und wenn es sich um einen Untersuchungsgefangenen handelt, auch dem Richter 
Nachricht zu geben. Von ansteckenden Krankheiten ist nach Massgabe der 
gesundheitspolizeilichen Vorschriften der Polizeibehörde Anzeige zu machen. 

Untersuchungsgefangene können sich mit Genehmigung des Richters, 
Strafgefangene mit Genehmigung des Gefängnissvorstehers, auf ihre Kosten der 
Hülfe eines anderen als des Gefängnissarztes bedienen. 

Kranke Gefangene sind möglichst in abgesonderten, vorzugsweise gesund 
gelegenen Zellen, oder in einer nur für erkrankte Gefangene bestimmten An¬ 
stalt zu behandeln. Die ärztlichen Vorschriften sind streng zu beobachten; ihre 
Ausführung ist durch das Aufsichtspersonal zu überwachen. Die Arzneien, 
welche der Arzt verordnet, sind in ein Arzneibuch einzutragen. 

Nur sofern der Zustand des Erkrankten es erfordert, wird er in einer 
anderen, von dem Oberstaatsanwalt bestimmten Heilanstalt untergebracht. Der 
Strafvollstreckungsbehörde ist von einer solchen Anordnung Kenntniss zu geben. 

Schwangere müssen in der Regel bei dem Herannahen der Niederkunft 
entweder in eine am Orte befindliche öffentliche Entbindungsanstalt geschafft, 
oder einstweilen aus der Haft entlassen werden. 

Wird der Gefangene bei der Unterbringung in die Heilanstalt nicht zu¬ 
gleich aus der Haft entlassen, worüber in jedem Falle eine eingehende Er¬ 
wägung stattzufinden hat, so ist dem Gefängnissvorsteher der Krankenanstalt 
der Zeitpunkt, in welchem der Erkrankte aufhört, Gerichtsgefangener zu sein 
(§. 87), mitzutheilen. 

Bei erkrankten Gefangenen brauchen die Grundsätze im §. 84 zu III über 
Trennung der Gefangenen nicht beobachtet zu werden. 

§. 87. Gemeingefährliche Geisteskranke, welche entlassen worden, sind 
der Polizeibehörde durch rechtzeitige Benachrichtigung zu überweisen. 

§. 89. Sind Untersuchungs- oder Strafgefangene nach einer anderen An¬ 
stalt zu transportiren, so sind sie behufs Feststellung ihrer Transport- bezw. 
Aufnahmefähigkeit vorher einer ärztlichen Untersuchung zu unterwerfen. 

Diese kann unterbleiben, wenn der Gefangene sich bereits einige Zeit 
im Gefängniss befunden hat, ohne dass sein Gesundheitszustand zu Klagen, 
ärztlichen Anordnungen oder zu der Besorgniss einer Krankheit Veranlassung 
gegeben hat. Die Entscheidung über die Transportfähigkeit trifft in diesem 
Falle der Gefängnissvorsteher. Liegen Bedenken gegen die Transportfähigkeit 
vor, oder behauptet der Gefangene, wegen eines krankhaften Zustandes nicht 
transportfähig zu sein, so ist die ärztliche Untersuchung erforderlich. 

Bei der Uebergabe der abzuführenden Gefangenen an die Transportbehörde 
ist festzustellen und in den Transportpapieren zu vermerken, dass der Gefangene 
frei von Ungeziefer und von Hautkrankheiten übergeben worden ist. 

§. 98. Die Selbstbeköstigung ist nur gestattet, wenn nach dem Gutachten 
des Gefängnissarztes die Beibehaltung der regelmässigen Gefängnisskost eine 
Schädigung des Gesundheitszustandes der Gefangenen herbeigeführt und nach 
den Einrichtungen des Gefängnisses sich nicht eine genügende andere Kost 
beschaffen lässt. 


Anzeigepflicht der Anstaltsvorstände bei Typhus. Erlass des 
Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. L Auftr.: 
v. Bartsch) vom 7. Dezember 18 98 — M. Nr. 12893 — an den König¬ 
lichen Regierungspräsidenten in Trier. 

Auf den Bericht vom 7. Oktober d. J., I. 8377 II, die Anzeigepflicht der 
Krankenhausvorstände bei Typhus betreffend, erwidere ich, dass bei Erlass des 
Regulativs vom 8. August 1835 die Natur des Typhuswissenschaftlich noch nicht 
genügend erforscht und die Unterscheidung in Fleckfieber, Unterleibstyphus und 
Rückfallfieber noch nicht durebgeführt war. Hieraus ergiebt sich, dass Alles 
was im Regulativ bezüglich des Typhus angeordnet ist, auf diese drei Krank¬ 
heiten Anwendung zu finden hat. Wenn in dem Erlass meines Herrn Amtsvor¬ 
gängers vom 3. April 1833 M. 5817 der Unterleibstyphus nicht ausdrücklich 
genannt ist, so ergiebt sich schon aus dem übrigen Wortlaut, dass damit die 
Anzeigepflicht bei dieser Krankheit nicht hat aufgehoben werden sollen. 
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Arzneibezug seitens der Krankenkassen ans aasländischen Apo¬ 
theken. Erlass der Minister für Handel and Gewerbe and der 
u. s. w. Medizinalangelegenheiten vom 6. Januar 1899 and 
des Regierungspräsidenten von Aachen vom 6. Februar 1899. 

Die Herren Minister für Handel and Gewerbe and der geistlichen a. s. w. 
Medizinalangelegenheiten haben durch Erlass vom 6. Januar d. J. verfügt, dass 
den Krankenkassen nicht gestattet werden könne, die Arzneimittel ans auslän¬ 
dischen Apotheken zu beziehen, da als Apotheken im Sinne des Krankenkassen¬ 
gesetzes nnr solche Verkaufsstätten für Arzneien zu verstehen seien, deren Ein¬ 
richtungen, den für das Inland erlassenen Vorschriften entsprächen nnd deren 
Geschäftsbetrieb der Aufsicht inländischer Behörden unterliege. Im Uebrigen 
werde diesen Krankenkassen nicht verwehrt werden können, Zubereitungen, 
Drogen und chemische Präparate, die nach der Kaiserlichen Verordnung vom 
27. Januar 1890 auch in anderen Geschäften als Apotheken feilgehalten und ver¬ 
kauft werden dürfen, auch aus Nichtapotheken zu beziehen, und ihren Mitglie¬ 
dern zu verabreichen, jedoch dürfe ein Zwang zum Bezüge dieser Heilmittel 
aus bestimmten Drogengeschäften den Kassenmitgliedern nicht auferlegt werden, 
da nach §§. 6 a, Ziff. 6, 26 a Ziff. 2 b des KrankenVersicherungsgesetzes ein 
solcher Zwang nur für Apotheken ausgesprochen werden dürfe. 


Vermeidung von Fachausdrücken u. s. w. Runderlass 1 ) des Mi¬ 
nisters der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez.: Bosse) vom 
10. Februar 1899 — M. Nr. 4107 — an alle Königl. Regierungspräsidenten. 

In den von den beamteten Aerzten erstatteten amtlichen Berichten, ab¬ 
gegebenen ärztlichen Gutachten und ausgestellten Attesten werden sehr häufig 
ärztliche Fachausdrücke angewendet, welche für Laien nicht selten völlig unver¬ 
ständlich sind.' 

Ich ersuche, die Medizinalbeamten des Bezirks in geeigneter Weise anzu¬ 
halten, bei der Abfassung oben genannter Schriftstücke den Gebrauch von Fremd¬ 
wörtern, soweit dies irgend thunlich ist, zu vermeiden. 


Zulässige Futtermittel für Kindermilchkühe. Bekanntmachung 
des Königlichen Polizeipräsidenten zu Berlin vom 16. Februar 
1899. 

Nach Zustimmung des hiesigen Gemeindevorstandes bringe ich in Er¬ 
gänzung des §. 10 c der am 1. April in Kraft tretenden Polizeiverordnung vom 
23. August v. J., den Verkehr mit Kuhmilch betreffend *), nachstehend das Ver¬ 
zeichniss derjenigen Futtermittel zur Kenntniss der betheiligten Kreise, welche 
im Jahre 1899 an Kindermilchkühe nicht verabfolgt werden dürfen. 

1. Fabrikrückstände, wie Branntweinschlämpe,^Melasse ; und deren Prä¬ 
parate, Rübenschnitzel, Kartoffelpulpe (Kartoffelreibsel), Weizenkleber, Reis¬ 
futtermehl, Fleisch- und Blutmehl, frische, d. h. nicht getrocknete Bierträber, 
ferner Rapskuchen, Senfkuchen, Rizinuskuchen, Baumwollensamenmehl; 

2. Schrot von Bohnen, Wicken und Lupinen; 

3. Stroh von Erbsen, Bohnen, Linsen, Wicken und Lupinen; 

4. Rüben aller Art und rohe Kartoffeln; 

&. Rübenblätter, Kohlblätter und anderes Grünfutter; 

6. Küchenabfälle; 

7. verschimmelte, ranzige, faulige, sauer gewordene oder sonstwie ver¬ 
dorbene Futtermittel jeder Art. 


Massregeln gegen die Verbreitung ansteckender Krankheiten. 
Polizeiverordnung des Königlichen Regierungspräsidenten in 
Minden vom 21. Januar 1899. 


*) Der Erlass ist auch dem Aerztekammerausschuss zugegangen mit dem 
Ersuchen um Aeusserung, ob und in welcher Weise [eine Einwirkung auf di« 
nicht beamteten Aerzte zu demselben Zwecke durch Vermittelung der Aerzte- 
kammer möglich sei. 

*) Siehe Beilage zu Nr. 20 der Zeitschrift, Jahrg. 1898, S. 153. 
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§. 1. Jeder Fall 

a. von Erkrankung an Cholera, Pocken, Flecktyphus, Rückfallfieber, Unter¬ 
leibstyphus, epidemischem Kopfgenickkrampf, Ruhr, Diphtherie, Scharlach, 
Wochenbettfieber, wie auch von entzündlicher Erkrankung des Unterleibes 
im Wochenbett, von Aussatz (Lepra), Rotz, Milzbrand, Wuthkrankheit, sowie 

b. von Bissverletzungen durch tollwuthkranke Thiere und von Trichinose muss 
durch den behandelnden Arzt unges&umt, spätestens aber binnen 24 Stunden, 
der Polizeibehörde desjenigen Ortes, wo sich der betreffende Kranke be¬ 
findet, schriftlich oder zu Protokoll angezeigt werden. 

Dieselbe Anzeige ist in solchen Erkrankungsfällen erforderlich, welche 
den Verdacht von Cholera, Pocken, Flecktyphus, epidemischem Kopfgenickkrampf 
oder Aussatz zu erwecken geeignet sind; nicht minder bei dem Verdachte von 
Unterleibstyphus, sofern solcher Verdacht durch die Erscheinungen eines heftigen 
und anhaltenden gastrischen Fiebers unterstützt wird. 

Ausserdem hat der behandelnde Arzt von jedem Falle der Erkrankung 
an Cholera, Pocken, Flecktyphus und Aussatz noch besonders dem zuständigen 
Kreispbysikus unverzüglich Anzeige zu machen. 

Jeder einzelne Fall bedarf einer besonderen Anzeige. 

Aus gegebener Veranlassung kann auch bei anderen als den oben ge¬ 
dachten Krankheiten für die Dauer ihrer epidemischen Verbreitung den Aerzten 
einzelner Orte oder Kreise durch Anordnung der Ortspolizeibehörde oder des 
Landrathes eine Anzeigepflicht auferlegt werden. 

§. 2. ln der Anzeige (§. 1) sind Vor- und Zuname, Alter, Stand und die 
Wohnung des Erkrankten, sowie der Tag seines Eintritts in die ärztliche Be¬ 
handlung anzugeben. 

Bei Cholera, Pocken, Flecktyphus, Rückfallfieber, epidemischem Kopf¬ 
genickkrampf, Aussatz, Ruhr, Diphtherie und Scharlach ist der Anzeige ausser¬ 
dem eine Angabe darüber beizufügen, ob in dem Hausstande, dem der Kranke 
angehört, von der Krankheit noch nicht ergriffene Schulkinder vorhanden sind. 

§. 3. Für die in den §§. 1 und 2 vorgeschriebenen Anzeigen ist das bei¬ 
gefügte Muster, Anlage A 1 ), zu benutzen. Meldekarten (Postkarten mit ent¬ 
sprechendem Vordruck) werden von den Ortspolizeibehörden vorräthig gehalten 
und auf Verlangen unentgeltlich verabfolgt. 

§. 4. Sobald der behandelnde Arzt Wochenbettfieber oder eine entzünd¬ 
liche Erkankung des Unterleibes im Wochenbett erkennt, hat er davon die 
etwa bei der Entbindung zugezogene oder bei der Pflege der Wöchnerin be¬ 
schäftigte Hebamme zu verständigen. 

§. 5. Falls ein Arzt nicht zugezogen worden ist, so ist jede andere 
Person, die die Behandlung von Krankheiten gewerbsmässig betreibt und im 
Einzelfalle sich mit der Behandlung der Krankheit befasst oder darauf bezüg¬ 
lichen Rath ertheilt hat, und Mangels einer solchen der Haushaltungs- oder 
Anstaltsvorstand, Gast-, Herbergs-, Quartier- oder Hauswirtb, in deren Haus¬ 
stande oder Hause der Erkrankte sich befindet, zur Erstattung der in den §§. 1 
bis 3 dieser Verordnung vorgeschriebenen Anzeige innerhalb der dort vorge¬ 
sehenen Frist verpflichtet. 

§. 6. Ist eine Person, die an einer der im §. 1 genannten Krankheiten 
erkrankt war, soweit genesen, dass die im §. 10 vorgeschriebene Desinfektion 
erfolgen kann, oder in Folge der Krankheit gestorben, so haben der Haus¬ 
haltungs- oder Anstaltsvorstand, Gast-, Herbergs-, Quartier- oder Hauswirth, in 
deren Hausstande oder Hause der Erkrankte sich befindet, innerhalb der im 
§. 1 festgesetzten Frist der zuständigen Ortspolizeibehörde die Genesung [oder 
den Todesfall anzuzeigen. 

§. 7. Erkrankt eine in einem Schulhause wohnhafte Person an Cholera, 
Pocken, Flecktyphus, Rückfallfieber, Unterleibstyphus, epidemischem Kopfgenick¬ 
krampf, Aussatz (Lepra), Ruhr, Diphtherie, Scharlach, Masern, Rötheln, konta- 
giöser Augenentzündung, Krätze oder krampfartig auftretendem Keuchhusten 
oder erkrankt eine zum Hausstande eines ausserhalb des Schulbauses wohnenden 
Lehrers gehörige Person an Cholera, Pocken Flecktyphus, Rückfallfieber, epide- 


») Das Muster der Meldekarten ist übereinstimmend mit demjenigen für 
den Reg.-Bez. Münster: s. Beilage Nr. 17, Jahrg. 1897, S. 115. 
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mischem Kopfgenickkrampf Aassatz (Lepra), Rohr, Diphtherie, Scharlach, Masern 
oder Rötheln, so hat der Haashaltangsrorstand hiervon ungesäumt, spätestens 
aber binnen 24 Standen, sowohl der Ortspolizeibehörde als auch dem Vorsteher 
der Schule (Direktor, Rektor, Haaptlehrer, erster Lehrer a. s. w.) Anzeige za 
erstatten. 

Die Anzeigepflicht gemäss den §§. 1 bis 3 wird hierdurch nicht berührt. 

§. 8. Eltern, Pflegeeltern und Erzieher sind verpflichtet, ihre Kinder and 
Pflegebefohlenen, wenn diese an Cholera, Pocken, Flecktyphus, Rückfallfleber, 
Unterleibstyphus, epidemischem Kopfgenickkrampf, Aussatz (Lepra), Rotzkrank* 
heit, Milzbrand, Wnthkrankheit, Rohr, Diphtherie, Scharlach, Masern, Rötheln, 
kontagiöser Augenentzündung, Krätze, oder krampfartig auftretendem Keuch¬ 
husten leiden, vom Besuche der Schule oder anderer Orte, an denen ein Zu¬ 
sammenfluss von Kindern stattfindet, wie private Unterrichts- und Erziehungs¬ 
anstalten, Konfirmanden-Unterrichtszimmer, Kinderbewahranstalten, Spiel- und 
Warteschulen, Kindergärten u. s. w. so lange fernzuhalten, bis 

a. entweder die Gefahr der Ansteckung nach ärztlicher Bescheinigung als 
beseitigt anzusehen, oder die für den Verlauf der Krankheit erfahrungs- 
mässig als Regel geltende Zeit — bei Pocken und Scharlach 6 Wochen, 
bei Masern und Rötheln 4 Wochen, bei Diphtherie 3 Wochen — abge¬ 
laufen ist und 

b. die krank gewesenen Kinder selbst, sowie ihre Kleidungsstücke gründlich 
gereinigt und desinfizirt sind. 

§. 9. In gleicher Weise sind gesunde Kinder, wenn in dem Hausstande, 
dem sie angehören, ein Fall von Cholera, Pocken, Flecktyphus, Rückfallfieber, 
epidemischem Kopfgenickkrampf, Aussatz (Lepra), Ruhr, Diphtherie, Scharlach, 
Masern oder Rötheln vorkommt, von dem Besuche der Schule sowie der im §. 8 
genannten Oertlichkeiten fernzuhalten, es müsste dann ärztlich bescheinigt sein, 
dass die Kinder durch ausreichende Absonderung vor der Gefahr der Ansteckung 
geschützt seien. 

Bei Erkrankungen an Masern und Rötheln können die gesunden dem be¬ 
troffenen Hausstande angehörenden Kinder die Schule weiter besuchen, auch 
wenn sie von den Erkrankten nicht abgesondert sind, falls sie nachweislich diese 
Krankheit bereits früher überstanden haben. 

§. 10. Haushaltungs- und Austalts- Vorstände, Gast-, Herbergs-, Quartier- 
und Hauswirthe haben dafür Sorge zu tragen, dass die in ihrem Hausstande pp. 
an einer der im §. 1 a genannten Krankheiten Erkrankten, soweit möglich von 
anderen Personen abgesondert werden, dass während des Bestehens der Krank¬ 
heit, sowie alsbald nach deren Beendigung eine gründliche Reinigung und Des¬ 
infektion nach Massgabe der allgemein oder in den einzelnen Krankheitsfällen 
besonders gegebenen Vorschriften durchgeführt werde und in Bezug auf die 
Einsargung, Aufbewahrung und Beerdigung von Leichen der an ansteckenden 
Krankheiten verstorbenen Personen vorgesehenen Bestimmungen genau beob¬ 
achtet werden. 

§. 11. Personen, die an einer der im §. 1 a genannten Krankheiten oder 
an Masern leiden, dürfen ohne besondere polizeiliche Erlaubniss sich weder aus 
einer Wohnung (Logis, Schlafstelle, Obdach u. s. w.) in eine andere, noch aus 
einer Ortschaft in die andere begeben oder fortgeschafft werden, soweit es 
sich nicht um ihre unmittelbare Ueberführung in die zunächst gelegene Kranken¬ 
anstalt handelt. 

§. 12. Wenn Fuhrwerke oder sonstige Beförderungsmittel zur Fort- 
schaffung von Personen benutzt worden sind, die von einer im §. la genannten 
Krankheit oder an Masern erkrankt sind, so müssen sie nach dem Gebrauche 
sofort gründlich gereinigt und desinfizirt werden. 

§. 13. Wer den Bestimmungen dieser Verordnung zuwiderhandelt, oder 
es unterlässt, den ihm durch dieselbe oder durch die bezüglichen Anordnungen 
der Ortspolizeibehörde oder des Landraths (§. 1 letzter Absatz) auferlegten Ver¬ 
pflichtungen nachzukommen, verfällt, soweit nicht die Strafbestimmungen des 
sanitätspolizeilichen Regulativs vom 8. August 1835 (Ges. -S. S. 240) Anwendung 
finden, oder nach den allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe 
verwirkt ist, in eine Geldstrafe bis zu 60 Mark oder verhältnissmässige Haft. 

§. 14. Diese Polizeiverordnung tritt am 1. April 1899 in Kraft und an 
Stelle der mit diesem Zeitpunkte aufgehobenen Polizeiverordnungen vom 
10. August 1891 und 2. Februar 1897. 
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§. 15. Die Vorschriften der Polizei*Verordnung Tom 10. August 1891, 
betreifend die Berufspflichten der Hebammen, bleiben durch die vorstehenden 
Bestimmungen unberührt. _ 


8. Königreich WQrttemberg. 

Verbot der öffentlichen Ankündigung von Geheimmiteln. Ver¬ 
fügung des Ministeriums des Innern vom 14. Februar 1899. 

Auf Grund der Art. 23 a u. 51 des Landespolizeistrafgesetzes vom 27. De¬ 
zember 1871/4. Juli 1898 (Reg.-Bl. S. 891) (Reg.-Bl. S. 149), sowie unter Be¬ 
zugnahme auf die Min.-Verf. vom 26. Juli 1898, betr. das Verbot der öffent¬ 
lichen Ankündigung von Geheimmitteln (Reg.-Bl. S. 161), wird Nachstehendes 
verfügt: 

§. 1. Das Verbot der öffentlichen Ankündigung von Geheimmitteln (§. 1 
der Ministerialverfügung vom 26. Juli 1898) findet unbeschadet der Bestim¬ 
mung in §. 2 auf diejenigen zur Verhütung oder Heilung von Menschen- und 
Thierkrankheiten zu dienen bestimmten Mittel Anwendung, deren Zusammen¬ 
setzung in der Ankündigung nicht unter genauer Angabe der Bestandteile und 
ihrer Gewichts- und Mengenverhältnisse bekannt gegeben wird. 

Nicht betroffen von dem Verbot einer ohne Angabe der Zusammen¬ 
setzung erfolgenden Veröffentlichung sind: 

a) Stoffe und Zubereitungen, deren Zusammensetzung sich unmittelbar aus 
dem Namen des angekündigten Mittels ergiebt; 

b) Stoffe und Zubereitungen, welche in das Deutsche Arzneibuch angenommen 
sind und unter der dort angewandten Bezeichnung angekündigt werden; 

c) Stoffe und Zubereitungen, welche in der medizinischen Wissenschaft und 
Praxis als Heilmittel allgemein anerkannt sind; 

d) Desinfektionsmittel; 

e) kosmetische Mittel; 

f) Nahrungs- und Genussmittel, einschliesslich der als sogen. Kräftigungs¬ 
mittel angebotenen Nährstoffzubereitungen; 

zu lit. d—f unter der Voraussetzung, dass die Mittel nicht als Heilmittel 
gegen Krankheiten angekündigt werden; 

g) Hustenbonbons. 

Die Vorschrift der Ministerialverfügung vom 1. Juli 1885, betr. die Ein¬ 
richtung und den Betrieb der Apotheken, sowie die Zubereitung und Feilhaltung 
der Arzneien (Reg.-Bl. S. 305) wonach den Apothekern verboten ist, irgend 
welche Stoffe oder Zubereitungen als Heilmittel gegen Krankheiten oder körper¬ 
liche Beschwerden öffentlich anzukündigen, bleibt unberührt. 

§. 2. Die nachstehend verzeichneten Mittel werden theils wegen ihrer 
Wirkungslosigkeit, theils wegen der schwindelhaften Art ihrer Anpreisung und 
ihres Vertriebes gemäss §. 2 der Ministerialverfügung vom 26. Juli 1898 dem Ver¬ 
bot der öffentlichen Ankündigung ohne Rücksicht darauf unterstellt, ob 
ihre Zusammensetzung bekannt gegeben ist oder nicht: 

„Antirheumatischer und antiarthritischer Blutreinigungsthee“ von Franz 
Wilhelm, Apotheker in Neunkirchen, Niederösterreioh, 

„Bandwurmmittel“ von Th. Konetzky in Säckingen, Baden, 
„Bruchheilmittel“ von Joh. Wörle in Langenargen, 

„Dentila“ von Geo Dötzer in Frankfurt a. M., 

„Glandulen“ von Dr. Hofmann Nachfolger in Meerane i. S., 

„Hämaton“ von Apotheker Haitzema in Amsterdam, 

„Herba polygonum (Knöterich)“ von Emil Gördel in Colberg, 
„Kräuterthee, Buss. Knöterich (Polygonum avic.)“ von Ernst Weidemann 
in Liebenburg a. H., 

„Dr. R. Schiffmanns Asthma-Pulver“, vermittelt von G. L. Daube & Co. 
in Berlin, 

„M. Schütze’s Universalheilsalbe“ und „M. Schütze’s Blutreinignngspulver* 
von Ed. Wildt in Köstritz, Reuss, 

„Volta-Kreuz, Elektro-Volta-Kreuz, Volta-Stern“, 

„Warners safe eure“. 

Es bleibt Vorbehalten, dieses Verzeichniss nach Bedarf von Zeit zu Zeit 
zu ergänzen. 


Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von j. C. C. Bruns, Hindun. 
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Rechtsprechung. 

Zeugengebühr oder Sachverständigenbühr? Urtheil des Reichs¬ 
gerichts (VI. Ziv.-Sen.) vom 16. Januar 1899. 

Ein sachverständiger Zenge im Sinne des §. 876 der C.-P.-O. hat aller¬ 
dings nur Zeugengebühr in Anspruch zu nehmen. Wird aber die Erklärung 
eines Arztes Uber die Erwerbsfäbigkeit eines angeblich in Folge einer Ver¬ 
letzung in seiner Erwerbsfähigkeit Beschränkten eingeholt, so wird doch nicht 
blos die Darstellung äusserlicher Wahrnehmungen, sondern die Abgabe eines 
Urtheils erwartet, das der Arzt sich auf Grund seiner Sachkunde aus Wahr¬ 
nehmungen bildet. Die Bekundung des Dr. N., dass er bei den drei Besuchen 
des Kr. eine Beeinträchtigung der Erwerbsfähigkeit des Klägers nicht habe 
feststellen können, lässt demgemäss auch entnehmen, dass Dr. N. nicht blos 
eine äusserliche Wahrnehmung berichtet, sondern ein, wenn auch nicht einge¬ 
hend begründetes technisches Urtheil abgegeben habe. Demgemäss war ihm 
auch die beanspruchte Sachverständigengebiihr . . . zuzusprechen. 


Verbreitung von Prospekten ist gleichbedeutend mit Feilhalten. 
Entscheidung des Oberlandesgerichts zu Darmstadt vom 
27. Juli 1898. 

Ein Fabrikant verschiedener Medizinalartikel für Pferdekrankheiten hatte, 
um direkten Absatz und auswärtige Kundschaft zu erzielen, einen Prospekt mit 
Einzelbeschreibung der Mittel und ihrer Wirksamkeit — verstärkt durch Zu¬ 
schriften, Belobungen und Bestellungen von Pferdeinteressenten — und ausser¬ 
dem Bestellungsformulare als Postkarten mit Adresse drucken lassen und 
solche nach auswärts versandt. Die erste und zweite Instanz hatten ein vor¬ 
schriftswidriges „Feilhalten“ im Sinne des §. 367, Z. 3 St.-G.-B. und der Ver¬ 
ordnung vom 27. Januar 1890 angenommen und den Fabrikanten verurtheilt. 
Die hiergegen eingelegte Revision wurde von dem Oberlandesgerichte unter 
folgender Begründung zurückgewiesen: 

„Unter Feilhalten im Sinne des Gesetzes ist nur das Bereithalten zum 
Verkaufe an das Publikum zu verstehen. Es wird erfordert: 1. Besitz der 
Waare, 2. der Besitzer muss die Absicht haben, die Waare zu verkaufen, und 
zwar muss der Verkauf an unbestimmt welche Personen beabsichtigt sind, — 
Besitz, verbunden mit Verkaufsabsicht, ist die „Bereitschaft“. Diese Bereit¬ 
schaft erfordert die thatsächliche Möglichkeit, die Absicht, die Waare zu ver¬ 
kaufen, jeder Zeit mit der Schnelligkeit auszuführen, welche die Sitte des be¬ 
züglichen Handels erheischt. Ferner muss — nach Entscheidung des Reichs¬ 
gerichts — 3. Besitz und Verkaufsabsicht für das Publikum erkennbar geworden 
sein. Aus der Thatsache, dass die Bereitschaft in einem dem Publikum zu¬ 
gängigen Verkaufslokal stattfindet, kann gefolgert werden und bezw. ist zu 
folgern, dass die Bereitschaft hinreichend erkennbar gemacht ist. Dies ist aber 
nicht die einzige Art, durch welche die Bereitschaft erkennbar gemacht werden 
kann, dies kann auch in anderer Weise geschehen, insbesondere durch ausdrück¬ 
liche Erklärung. Denn dadurch wird die Waare dem Publikum zum Ankäufe 
zugänglich gemacht. 

Nach der ganzen Fassung des angegriffenen Urtheils kann nicht zweifel¬ 
haft sein, dass das Gericht als erwiesen annahm, dass der Angeklagte die ange¬ 
priesene Waare vorräthig hatte und deshalb in der Lage war, die Bestellungen 
auf die Waare alsbald auszuführen. Es wurde festgestellt, dass der Angeklagte 
die Waare fabrizirt, also in grösserer Menge anfertigt, dass er, um direkten 
Absatz und auswärtige Kundschaft in angemessenem Umfange zu erzielen, den 
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Prospekt mit den Anerkennungsschreiben der Kundschaft, nebst Preisliste und 
Besteilkarte, versende, und es wurde dann ausgeföhrt, dass die Waare nicht in 
H. gegenwärtig zu sein brauche, sondern dass die Möglichkeit der alsbaldigen 
Ausführung der Verkaufsabsicht genüge. Daraus erhellt, dass die Vorinstanz 
als feststehend erachtete, dass der Angeklagte die Waare zum Verkauf bereit 
hatte. Was sodann weiter die Erkennbarmachung der Verkaufsbereitschaft 
gegenüber dem Publikum betrifft, so liegt hier eine für die Revision unan¬ 
fechtbare ausdrückliche Feststellung vor. Der Anführung der Beweismittel 
bedarf es nicht. 

Da hiernach weder der Begriff des „Feilhaltens“ verkannt, noch die Rüge 
mangelnder thatsächlicher Feststellung begründet ist, so musste die Revision 
zurückgewiesen werden.“ 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Schulärztliche Untersuchungen in ländlichen Volksschulen. Rund¬ 
erlass des Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten 
vom 31. Oktober 1898 an die Königlichen Regierungspräsidenten zu ... . 

Durch die schulärztlichen Untersuchungen in Wiesbaden, welche in dem 
mit Verfügung vom 18. Mai d. J. U. III. A. 408 / M. 10553 übersandten aus¬ 
zugsweisen Reisebericht meiner Kommissare mitgetheilt sind, ist ausser Zweifel 
gestellt, dass bei den Kindern in den Volksschulen der Grossstädte mancherlei 
Gebrechen, Krankheiten und Krankheitsanlagen bereits beim Eintritt in die 
Schule sich vorfinden, welche bei späterer Erkennung einerseits unberechtigter 
Weise dem Schulbesuche zur Last gelegt werden, andererseits auch eine Ge¬ 
fährdung der Mitschüler in sich bergen. 

E3 ist für mich von Interesse, einen Einblick in den Gesundheitszustand 
der Kinder auch iu den ländlichen Bezirken durch die ärztliche Unter¬ 
suchung einer grösseren Zahl zu erhalten, und zwar sowohl der Kinder, welche 
in die Schule eintreten, als derjenigen, welche dieselbe längere Zeit besucht 
haben, damit auf Grund dieser Feststellungen bcurtheilt werden kann, ob die 
ärztliche Prüfung des Gesundheitsstandes bei der Aufnahme der Kinder in länd¬ 
lichen Volksschulen, sowie bei der gesundheitlichen Ueberwachung überhaupt 
und in welchem Umfange erforderlich ist. 

Ich ersuche Sie, die zum Schulbesuch angemeldeten Kinder an etwa G für 
diesen Zweck geeigneten Schulen des dortigen Bezirkes, bei deren Auswahl auch 
die etwaige Verschiedenheit der Bevölkerung möglichst zu berücksichtigen ist, 
durch den zuständigen Medizinalbeamten unter Zuziehung des Kreisschulinspek¬ 
tors und mit Unterstützung des Lehrers (Hauptlehrers) darauf hin untersuchen 
zu lassen, ob dieselben: 

1. ohne Gefährdung ihrer Mitschüler zum Eintritt in die Schule znge- 
lasscn, und 

2. voraussichtlich ohne Nachtheil für ihre körperliche Entwickelung an 
dem Unterricht uneingeschränkt oder bedingungsweise (Platzanweisen [Nr. 4], 
Dispensation vom Turnen pp.) theilnehmen können. Hinsichtlich des ersten 
Punktes hat sich die Untersuchung zu erstrecken auf Ungeziefer (Krätze, 
Läuse pp.) und ansteckende Krankheiten, insbesondere Scharlach, Masern, 
Keuchhusten, Diphtherie. 

Bei den genannten Kinderkrankheiten ist durch Erkundigung bei den 
begleitenden Eltern pp. thunlichst für jedes Kind festzustellen, ob und in 
welchem Jahre diese Krankheiten überstanden sind und ferner, ob etwa zur 
Zeit andere Kinder derselben Familie oder in demselben Hause davon be¬ 
fallen sind. 

Bezüglich des zweiten Punktes ist zu beachten: 

1. die allgemeine Körperbeschaffenheit nach den Kategorien: gut, mittel, 
schlecht. Die Bezeichnug „gut“ ist nur bei vollkommenem Gesundheitszustand 
und „schlecht“ nur bei ausgesprochenen Krankheitsanlagen oder chronischen 
Erkrankungen anzuwenden; 

2. die geistige Entwickelung nach der Unterscheidung normal, zurück¬ 
geblieben, defekt, wobei als defekt diejenigen Kinder zu bezeichnen sind, deren 
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geistige Abnormität sie zum Besuche eiher Schule unfähig macht, und als zurück¬ 
geblieben diejenigen, deren geistiger Zustand auf den Unterricht in einer Hilfs¬ 
klasse hinweist, weil sie zwar unterrichtsfähig sind, jedoch an dem Unterricht 
in der Volksschule nicht mit Erfolg theilnehmen können; 

3. konstitutionelle Krankheiten, darunter insbesondere Bleichsucht, Tuber¬ 
kulose, Skrophulose, Syphilis hereditaria, Epilepsie oder sonstige Krampfzustände; 

4. körperliche Gebrechen, wobei namentlich in Betracht kommt Ver¬ 
krümmung der Wirbelsäule, Unterleibsbruch, Ohr und Gehör, Auge und Seh¬ 
fähigkeit, Sprache. (Stottern pp.), Nase und Nasenrachenraum, Mundhöhle und 
Gebiss. Das letztere ist als schlecht bei mehr als 2 kranken, als schadhaft bis 
zu 2 kranken und bei gesunden Zähnen als gut zu bezeichnen. Die Sehfäbigkeit 
ist zu unterscheiden als normal bei voller Sehschärfe (S = 1), als mittlere bei 
einer Sehschärfe bis zu */, und ungenügend bei einer Sehschärfe unter V 2 ; ausser 
der Sehschärfe ist auch der Brechungszustand — normal, kurz- oder weit¬ 
sichtig — und der Grad der Brechungsanomalie festzustellen; beim Gehör be¬ 
zeichnet gut, wenn Flüstersprache über die ganze Länge des Schulzimmers, 
schwach, wenn dieselbe nur bis zur Mitte, schwerhörig, wenn sie nur in 
nächster Nähe verstanden wird. 

Als geimpft gilt das Kind, welches mindestens 2 deutliche Impfnarben 
aufweist. 

Im Allgemeinen wird sich die ärztliche Thätigkeit auf eine genaue Be¬ 
sichtigung des Kindes und äussere Untersuchung mit Entblössung einzelner 
Körperstellen beschränken können, und nur wenn hiernach ein tieferes Leiden 
vermuthet werden muss, ist bei Knaben eine eingehendere Untersuchung der 
Lungen und des Herzens pp. mit Entkleidung vorznnehmen. 

Bei Mädchen ist, ausgenommen, wenn dieselbe von den Eltern ausdrück¬ 
lich gewünscht wird, von einer Entkleidung abzusehen und nur zu vermerken, 
wenn die äussere Untersuchung auf ein tieferes Leiden hinweist. 

Ich lege Gewicht darauf, dass die Untersuchungen schonend ausgeftthrt 
und etwaige Wünsche der Eltern gebührend berücksichtigt werden. 

Die Entkleidung eines Knaben ist gegen den ausdrücklichen Willen der 
Eltern nicht vorzunehmen. 

Ueber jedes Kind ist alsbald bei der Untersuchung ein Zählblatt nach 
dem beigegebenen Formular I durch den Lehrer auszufüllen; beim Diktiren sind, 
soweit dies angebracht erscheint, Zahlen oder Buchstaben zu verwenden, um die 
Kinder und ihre Begleiter nicht unnöthiger Weise aufmerksam zu machen oder 
ihr Gefühl zu verletzen. 

Das Gesammtergebniss der Untersuchungen ist durch eine von dem Arzte 
nach beifolgendem Formular anzufertigende Uebersicht zu veranschaulichen. 

Gleichzeitig ist auf dieser zu vermerken, welche Zeit die Untersuchung 
insgesammt und die des einzelnen Kindes in geringster und in längster Zeit¬ 
dauer beansprucht hat, ferner ob ein Widerstreben gegen die ärztliche Unter¬ 
suchung hervorgetreten ist. 

Die ersten Untersuchungen werden zweckmässig an einer Schule ange¬ 
stellt, bei welcher die Zahl der schulpflichtig werdenden Kinder eine kleine 
ist, bei einer grösseren Anzahl von Kindern wird eine Theilung derselben vor¬ 
zunehmen sein, wenn angenommen werden muss, dass die Zeitdauer der Unter¬ 
suchungen mehr als 8 Stunden beanspruchen wird. 

Der Gesundheitszustand der Kinder, welche die Schule mehrere Jahre 
besucht haben, ist durch die ärztliche Untersuchung der Schüler der Oberstufe 
bei einklassigen und einer Oberklasse bei mehrklassigen Schulen zu ermitteln. 
Zu diesem Zwecke hat der Kreisschulinspektor mit dem zuständigen Medizinal¬ 
beamten die ausersehenen Klassen unangemeldet zu besuchen. Die anwesenden 
Schüler sind alsdann der Untersuchung auf ihren Gesundheitszustand unter Be¬ 
nutzung des Formulars I nach den vorangegebenen Gesichtspunkten zu unterziehen 

Zugleich ist im Anschlüsse hieran die Besichtigung des Schulzimmers 
vom hygienischen Standpunkte auszuführen und hierbei zu beachten: Anzahl 
der Kinder, Rauminhalt der Klasse, die Reinlichkeit, natürliche und künstliche 
Beleuchtung, Fenstervorhänge, Temperatur, Lüftungs- und Heizungsvorrichtung, 
Luftbescbaffenheit, die Subscllien und sonstige Ausstattungsgegenstände. 

An die Besichtigung der Schulzimmer hat sich eine solche des ganzen 
Schulgrundstückes anzusekliessen, wobei namentlich auf die Beschaffenheit des 



52 


Rechtsprechung und Medizinal • Gesetzgebung. 


Trinkwassers, die Beseitigung der Abfallstoffe, (Latrinen) und auf Gewerbe¬ 
betriebe in unmittelbarer Nachbarschaft zu achten ist. 

Werden Mängel hierbei gefunden und sind Ausstellungen zu machen, so 
ist streng zu beachten, dass der Lehrer nicht seinen Schülern gegenüber bloss¬ 
gestellt wird, vielmehr ist seine Autorität an dieser Stelle nach jeder Richtung 
gebührend zu berücksichtigen. 

Das Ergebniss der ärztlichen Untersuchung der Schüler ist ebenso, wie 
das der hygienischen Untersuchung der Schule von dem Medizinalbeamten in 
einer übersichtlichen Zusammenstellung zu veranschaulichen und hierbei für 
letztere das Formular III zu verwenden. 

Aus den Uebersichten über die einzelnen Schulen hat der Medizinal¬ 
beamte eine Gesammtübersicht seiner Ermittelungen bei den Knaben und 
Mädchen getrennt nach den zum Schulbesuch angcmeldeten Kindern und den 
die Schule bereits besuchenden Kindern, sowie Uber den hygienischen Befund 
in den Schulen anzuiertigen und nach vorheriger Verständigung mit dem Kreis¬ 
schulinspektor alsdann mit gutachtlichem Bericht Ew. Hoch wohlgeboren ein¬ 
zusenden. 

Im Falle der Meinungsverschiedenheit zwischen dem Medizinalbeamten 
und Kreisschulinspektor wird dem letzteren freigestellt, einen gesonderten gut¬ 
achtlichen Bericht beizufügen. 

Die Ergebnisse in dem gesammten Bezirk sind von dem medizinaltech¬ 
nischen Referenten der Regierung zu bearbeiten, übersichtlich zusammenzustellen 
und mir alsdann nach Anhörung der Schulabtheilung mit gutachtlichem Bericht 
einzureichen. 


(Knaben weiss. Mädchen blau.) 


Formular I für Einzeluntersuchung. 

. . . . , den .. ten.18 . . 


Vor- und Zuname:., geb.18 . . Geimpft 


A. 




1. Ansteckende 

selbst 

in der 

in 

Krankheiten. 

! 

Familie 

1 

dem Hause 

: 


2. Parasiten: 


Kinderkrankheiten: 
(Scharlach, Masern, Keuch¬ 
husten, Diphtherie) 


überstanden 


nicht 
überstanden 


B. 

8. Allgemeine Körperschaffenheit: 

4. Geistige Entwickelung: 

5. Konstitutionelle Krankheit: 

6. Körperliche Fehler 

a) Verkrümmungen der Wirbelsäule : 

b) Unterleibsbruch: 

c) Ohr und Gehör: 

d) Auge und Sehfähigkeit: 

e) Nase und Nasenrachenraum: 

f) Mundhöhle und Gebiss: 

g) Sprache: 

7. Organleiden 

h) Lunge: 

i) Herz: 
k) Andere: 

8. Sonstige Anomalien: 

Zum Schulbesuche zuzulasseu j bedingt 5 ^™ 11 ^ 
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Schule zu 


(Knaben weiss. Mädchen blau.) 


Formular II. 

Summarische Uebersicht der Ergebnisse der Untersuchung 

von Schülern 

in Klasse: 


Anzahl der Untersuchten 

Geimpft. 

Durchschnittsalter . . 


A. 

1. Ansteckende Krank¬ 

heiten : 

a) Scharlach. 

b) Masern. 

c) Keuchhusten. . . . 

d) Diphtherie. 

e. Andere (Granulöse etc.) 

2. Parasiten: 

f) Scabies. 

g) Pediculi. 

h) Andere. 

B. 

3. Allgemeine Körper¬ 

beschaffenheit : 

a) gut. 

b) mittel. 

c) schlecht. 

4. Geistige Entwicklung: 

d) normal. 

e) zurückgeblieben . . 

f) defekt. 

5. Konstitutionelle Krank¬ 

heiten : 

g) Bleichsucht . . . 

h) Tuberkulose. . . 

i) Skrophulose . . . 

k) Syphilis hereditaria 

l) Epilepsie oder sonstige 

Krankheiten . . 

m) Andere .... 

6. Körperliche Gebrechen 

n) Verkrümmung der 

Wirbelsäule . . 

o) Unterleibsbruch . 

. gnt 

Ohrleiden 
Gehör 


P) 


q) 


Augen¬ 

leiden 

Sehfähig¬ 

keit 


schwach 

schwer¬ 

hörig 

normal 

mittel 

ungenü¬ 

gend 


Brech- j normal. 
«- ! 


ungs- > kurzsichtig 
^ zustandj weitsichtig 
Anomalien u. Krank¬ 
heiten der Nase u.des 
Nasenrachenraumes. 


I. 


II. 


III. I IV. 


V. 


VI. 


Sa. 
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Anomalien u. Krank¬ 
heiten der Mund- 
\ höhle . * » « « 

} j 1 gut . . . 

Gebiss > schadhaft .; 
j schlecht . | 

7. Organleiden: 

t) Herz. j 

u) Lungen.j 

v) Andere.| 

8. Sonstige Anomalien . . 

Zum Schulbesuch zuzu- i 
lassen: | 

uneingeschränkt. 
bedingt.... I 


II. 


I 

I 

! 


I 


I 


Zeitdauer der Gesammtuntersuchungen . 
„ „ Einzeluntersuchungen . . 

Widerstreben der Eltern etc.: 


in Klasse 
Iir. j IV. | 


V. 


i VI. 

i 

i 

i 


i 



i i 

in max. 


| Sa. 


i 


in min. 


Kreisphysikus. 


Schulzimmer 


Formular III. 
der Schule zu . 


Besichtigt am . . ten . . 
Anzahl der Kinder 


Reinlichkeit. 

Beleuchtung} ; ; ; ; 

FcustetvorhSuge } §££„■ ; ; ; ; 

Temperatur nach Celsius. 

Lüf tungsvor-1 natürliche (Fenster, Th iir) 
richtung /künstlich. 

“sssr iss*} 0 —- • ■ 

ng j Centralheizung . . . 

Luftbeschaffenheit. 

Sonstige Ausstattungsgegenständ c 
Gesammturtheil über den Befund . . 


18 


Rauminhalt. 

Grundfläche ftlr das Kind, 
cbm Luftmenge für das Kind. 


gut 


ausreichend 


mangelhaft 


Kreisphysikus. 


Kreisschuiinspektor. 


Bissverletzungen durch tollwuthverdilchtige Thiere und Schutz¬ 
impfungen gegen Tollwuth. Runderlass des Ministers der u. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez.: Bosse) vom 1. März 1899 — 
M. Nr. 10393 U. I. — an sämmtlichc Königliche Regierungspräsidenten. 

Aus der Zusammenstellung der Verzeichnisse, welche auf Grund meines 
Rnnderlasses vom 12. Oktober 1897 (M. 12558) eingereicht worden sind, habe 
ich ersehen, das noch nach Erstattung der zum 1. Januar v. J. fällig gewesenen 
Berichte Fälle von Bissverletzungen von Menschen durch tollwnthverdächtige 
Thiere aus dem Jahre 1897 zur amtlichen Kenntniss gekommen sind. Es waren 
dies im Ganzen 9, von denen 1 tödtlich geendigt hat, so dass sich die Zahl der 
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Fälle im Jahre 1897 von 152 auf 161 erhöht. Ich nehme hieraus Veranlassung, 
den Termin zur Einreichung der durch den obenbezeichneten Runderlass vorge¬ 
schriebenen Verzeichnisse für künftig vom 15. Januar auf den 1. März jeden 
Jahres hinauszuschieben. 

Im Jahre 1898 sind nach den bis jetzt vorliegenden amtlichen Meldungen 
254 Personen von tollen bezw. tollwuthverdächtigen Thieren gebissen worden, 
von denen 7 = 2,76 °/ 0 derselben an Tollwuth gestorben sind. Ausserdem ist 
noch im vorigen Jahre eine der im Jahre 1897 gebissenen Personen an Toll¬ 
wuth gestorben. 

Die Bissverletzungen des Jahres 1898 betrafen 170 männliche und 84 
weibliche Personen, von denen das Lebensalter bei 7 unbekannt geblieben ist. 
Von den übrigen standen im Alter von 
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Die Bissverletzungen wurden zugefügt von 177 Hunden, 2 Hatzen und 
1 Kuh, von denen bei den Katzen, der Kuh, sowie bei 144 Hunden die Toll¬ 
wuth zweifellos festgestellt ist, während bei 32 Hunden starker Tollwuthver- 
dacht bestand und 5 Hunde sich durch Entlaufen der Feststellung entzogen 
haben. 

Von den Bissverletzungen hatten ihren Sitz 12 am Kopf, 6 am Rumpf, 
128 an den oberen und 98 an den unteren Gliedmassen, während bei 17 Fällen 
der Sitz der Verletzung nicht ermittelt worden ist. 

Die Verletzungen kamen in 7 Provinzen vor, nämlich 122 in Schlesien, 
37 in Westpreussen, 34 in Posen, 23 in Ostpreussen, 16 in Pommern, 11 in 
Brandenburg und 8 in Sachsen. Auf die einzelnen Regierungsbezirke entfielen 
und zwar auf Oppeln 56, Liegnitz 35, Breslau 31, Posen 26, Marienwerder 20, 
Danzig 17, Königsberg 13, Frankfurt 11, Köslin 11, Gumbinnen 10, Bromberg 8, 
Merseburg 8, Stettin 5 und Potsdam 3. Betheiligt waren 87 Kreise, nämlich 
33 je mit einem, 17 mit zwei, 17 mit drei, 2 mit je vier, 6 mit je fünf, 4 mit 
je sechs, 4 mit je sieben, 3 mit je zehn und 1 mit sechszehn Fällen. Auf die 
einzelnen Monate kamen, nnd zwar 36 auf Oktober, je 30 auf Juni und Juli, 
21 auf Mai, 20 auf März, je 18 auf April, September und November, je 17 auf 
Februar und August, 15 auf Januar, 14 auf Dezember. Es kamen also 77 auf 
den Sommer (Juni bis August). 22 auf den Herbst (September bis November), 
49 auf das Frühjahr (März bis Mai) und 46 auf den Winter (Dezember bis 
Februar). 

Von den Verletzten blieben 52 ohne ärztliche Behandlung; von ihnen 
starben 4. Bei 149 fand ärztliche Behandlung statt, doch ist bei 75 nicht an¬ 
gegeben, welcherlei Art dieselbe war, während bei den übrigen 74 eine mehr 
oder weniger energische örtliche Behandlung angewendet worden ist. 19 der ärzt¬ 
lich Behandelten wurden nachträglich noch der Schutzimpfung nach Pasteur 
unterzogen; dies geschah bei 53 Kranken sofort, so dass im Ganzen 72 Kranke 
geimpft worden sind. Diese Impfung fand statt in 57 Fällen im Institut für 
Infektionskrankheiten zu Berlin, 8 mal im Rudolfspital zu Wien, 3 mal im 
Impfinstitut gegen Tollwuth in Krakau, während in 4 Fällen nicht ermittelt ist, 
wo die Impfung vorgenommen wurde. Von diesen 72 Kranken ist keiner an 
Tollwuth erkrankt; dagegen sind von den 130 nur ärztlich Behandelten, aber 


nicht Geimpften 3 an Tollwuth zu Grunde gegangen. 

Es starben mithin von 100 

der nicht ärztlich Behandelten.7,69, 

der ärztlich Behandelten, aber nicht Geimpften . . 2,31, 
der nach Pasteur Geimpften.0. 


Auch der schon im Jahre 1897 gebissene Kranke war zwar ärztlich be¬ 
handelt, aber nicht geimpft worden. 

Von den 8 Gestorbenen waren gebissen worden 4 im Gesicht, 1 an der 
Hand, 2 am Oberschenkel und 1 am Knie, während in einem Falle der Sitz des 
Bisses nicht festgestellt worden ist. 





r.vi K&ilzüu*. - ''hsetxzib ntr. 


fcn *r<vhc »rgAvtrur.. d*t i rug-m Bezirks in geeigneter 

>, , f /•),>, W'Tt'i. 'jX^l.l ti.TiZ i ■**,--&. T .3. tlzetll i*jT6rdiC'h- 

t 't uw: gcr», «»err.cn v.'i. i a.» m ’v;.. ‘.a cer reaitzintrung im 

fr.f.r fr.-•.<cr.>.<:*kr.*.*.-'r. ren n iise-T. uri. l*iU dies 

fti'-r.t riftrcr/ig..'.o g; <eer.cn t-iun. zi '■>r fir Aiü.itziag ül zirpet useae Be¬ 
händ long 4er Bmwor, le dar-iö e.nen Am Sorge za tnjtai. 

Wegen der AbfMenr.g Jee zura 1. März k. J. ii..iz-n Verzeichnisses 
r.ei.me »cu auf 'Jeft .Hern .^.»uz mein* ErUfees Tom 1*5. Juli v. J. iM. 12124) 
Bezug. 


Entziehung der Bestallung als Fleiscbbeschauer wegen Ennässi- 
grmg der amtlich festgesetzten TrichinensK-haugebühren. VerfQgang 
des K 6 fj i g I i c h e n He g i e r n n g e Präsidenten za Aachen Tom5. März 
J H 99 an stärn rötliche Bandrätbe und Krei.-phy-iker des Bezirks. 

Pie Herren Hessortminister haben aus Anlass eines Einzelfalles ent¬ 
schieden, dass die Annahme, es sei gegenüber den Bestimmungen der §§. 36 u. 
79 der H.-Gow.-O. nicht ziUiissig, den Fieisehbeschauern eine Ermässigung der 
amtlich festgesetzten Trichinenschan-Gebühren zu untersagen, nicht als zutref¬ 
fend anerkannt werden könne. Wie die Polizei - Verwaltung nur solche Per¬ 
sonen als Fleisch beschaner zuzulassen brauche, welche von ihr für geeignet und 
zuverlässig gehalten werden, so erscheine die Polizei-Verwaltung auch befngt, 
denjenigen Fieisehbeschauern die Hestallung wieder zu entziehen, welche die 
Irrt öffentlichen Interesse hinsichtlich der Handhabung der Fleischbeschau er¬ 
lassenen Anordnungen, zu denen auch die Bestimmungen über die Gebühren 
gehören, nicht beachten und deshalb zu Zweifeln bezüglich ihrer Zuverlässigkeit 
Anlass gehen. 


11. GroMMliurzogthum Baden. 

Vondltlitglialten von Arzneitabletten in den Apotheken. Ver¬ 
ordnung dos Minsteriums des Innern vom 28. Febnnar 1899. 

Der Sb 25 Absatz 1 <lor diesseitigen Verordnung vom 11. September 1896 
den Geschäftsbetrieb in den Apotheken betreffend — (Gesetzes- u. Verord¬ 
nungsblatt N. >111) erhält folgende Fassung: 

Abgewogene (dosirte) Pulver und komprimirte Arzneimittel (Tabletten), 
welche starkwirkende oder der Zersetzung unterworfene Stoffe enthalten, dürfen 
in den Apotheken nicht fuilgohalton werden. 


C. Freie Htadt Hainbm'g. 

Aligabe st arkwirkender Arzneimittel auf telephonische Bestellung 
Ist, verboten. Bekanntmachung des Medizinalkollegiums vom 
2 3. Februar 1899. 

Nachdem es dem Medizinal* Kollegium bekannt geworden, dass neuer¬ 
dings in den Apotheken starkwirkende Arzneimittel auf Grund telephonisch mit- 
uclheilter Rezepte abgegeben worden sind, werden die Herren Apotheker ein- 
dringlichst an den §. 1 der Bekanntmachung des Senates vom 28. Augnst 
1999 bet reffend die Abgabe starkwirkender Arzneimittel erinnert, nach welchem 
selche Mittel nur auf schriftliche mit Datum und Unterschrift versehene An - 
wcitnng (Rezept) eines Arztes. Zahnarztes oder Tinerarztes als Heilmittel an 
das Publikum abgegeben werden dürfen. 

_ Hebert retungon werden, sofern nicht eine höhere Strafe verwirkt ist, nach 
’l'*« wnter 5 des Strafgesetzbuches mit Geldstrafe bis zu 150 M. oder mit 
Haft bestraft. 


Verantwortl, Redakteur: 


Pr. Rapmund, Reg.* u. Geh. Med.-Rath in Minien i. W. 

l > r . ok von J . l\ O . l ' nns , Minern . 
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Rechtsprechung und medizinal 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 8. 15. April. 1899. 


Rechtsprechung. 

Fahrlässige Tödtung seitens einer Knrpfnscherin durch Be¬ 
schleunigung des Todes in Folge Zurttckhaltens des Kranken von einer 
nothwendigen Operation. Urtheile des Reichsgerichts a) vom 
9. November 1897 und c) vom 6. Mai 1898, b) des Landgerichts zu 
Kottbus vom 26. Februar 1898. 


a) 

Die verehelichte Schwarzviehh&ndler H. fühlte im Jahre 189Ö einen kleinen 
Knoten in der linken Brust, wegen dessen sie den praktischen Arzt Dr. J. um 
Rath fragte; dieser erkannte, dass die Geschwulst krebsartig sei und empfahl 
der Frau, sich baldmöglichst einer Operation zu unterwerfen. Bevor sie sich 
endgültig wegen der Operation entschloss, wandte sie sich im September oder 
Oktober 1895 an die ihr als sog. kluge Frau bekannte Angeklagte, zu der sie 
grosses Vertrauen hatte, weil ihr erzählt worden war, es kämen sogar aus 
Amerika Kranke zu ihr. Frau H. zeigte der Angeklagten die kranke Brust, 
theilte ihr mit, dass sie sich nicht gern operiren lassen möchte, und fragte sie, 
ob sie das Knötchen durch Besprechen fortbringen könne; könne sie das nicht, 
so möchte sie es von vornherein sagen, dann würde sie sich doch lieber operiren 
lassen. Die Angeklagte erklärte nach Besichtigung der Brust, es sei ein Glück, 
dass die Zeugin jetzt gekommen sei, wo es noch Zeit sei, und dass sie Bich von 
den Aerzten nicht hätte verpfuschen lassen, die immer gleich mit dem Schneiden 
bei der Hand seien; sie werde alles sicher durch Besprechen fortbringen. An¬ 
geklagte besprach dann die Brust zu zwei verschiedenen Malen, wobei sie der 
Frau H. jedes Mal ein Fläschchen Medizin zum Einreiben gab, wofür diese je 
0,50 Mark bezahlen musste. Frau H. suchte die Angeklagte erst im Herbst 1896 
wieder auf, nachdem sich plötzlich ein ziehender Schmerz in der Brust einge¬ 
stellt hatte; sie bat die Angeklagte dringend, ihr zu sagen, wenn sie ihr nicht 
helfen könne; doch diese behauptete wiederum, sie könne ihr helfen, und setzte 
das Besprechen während des Herbstes 1896 fort; einige Male erhielt die Kranke 
auch Medizin, für die sie insgesammt jedoch nicht mehr als 8 Mark bezahlt bat, 
während die Angeklagte für das Besprechen überhaupt kein Geld nahm. Auf 
weiteres Drängen erklärte die Angeklagte endlich, sie könne ihr nicht mehr 
helfen, und rieth jetzt selbst zur Operation, die sich nunmehr jedoch als nahezu 
unausführbar herausstellte, während sie nach den in der Hauptverhandlung ab¬ 
gegebenen Gutachten der Sachverständigen noch vor etwa einem Jahre einen 
ziemlich sicheren Erfolg gehabt haben würde. 

.... Diese Ausführungen des Vorderrichters lassen einen Rechtsirrthum 
erkennen; offenbar ist der Gegensatz zwischen Handlungen und Unterlassungen 
unrichtig aufgefasst, da sonst nicht alles dasjenige ausser Acht gelassen sein 
könnte, was vor dem Eintritt der Frau H. in die Behandlung seitens der An¬ 
geklagten lag. Diese wurde von jener mit dem ausdrücklichen Hervorheben 
konsultirt, dass sie nur dann von ihr behandelt sein wolle, wenn sie ihr sichere 
Hülfe in Aussicht stellen könne, da sie sich andernfalls operiren lassen wolle. 
Die Angeklagte gab sich das Ansehen, dass sie dazu im Stande sei, und be¬ 
stimmte so die Frau H., sich in ihre Behandlung zu geben, andererseits aber 
den Gedanken an die Vornahme einer Operation aufzugeben. Bereits in diesem 
Verhalten der Angeklagten war ein positives Thun — ein „Handeln" — zu 
finden, das als solches der richterlichen Beurtheilung zu unterstellen war. In 
Folge der Verkennung der rechtlichen Natur des Verhaltens der Angeklagten 
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ist die Beurtheilung der in der Urteilsbegründung wieder gegebenen Resultate 
der Beweisaufnahme eine unvollständige geblieben und somit durch jenen Rechts¬ 
irrthum beeinflusst. Hierdurch war die Aufhebung des angefochtenen Urtheils 
bedingt. Bei der anderweiten Verhandlung der Sache wird, dem Eröffnungs- 
beschlusse entsprechend, zu prüfen sein, ob die Angeklagte „gewerbsmässig“ — 
und, wenn dieses zu verneinen sein sollte (was nach den jetzt vorliegenden Fest¬ 
stellungen nicht unbedingt geboten erscheint) eventuell, ob sie „berufsmässig“ 
gehandelt und so eine erhöhte Verpflichtung zur Aufmerksamkeit in der Behand¬ 
lung der sich ihr anvertrauenden Kranken gehabt habe. Einer besonderen Er¬ 
örterung bedürftig ist ferner die Frage des Kausalzusammenhanges zwischen 
dem Verhalten der Angeklagten und der Verschlimmerung des körperlichen Zu- 
standes der Frau H., wofür die Feststellung der Bereitwilligkeit der letzteren, 
sich einer Operation zu unterwerfen, und der begründeten Aussicht auf einen 
günstigen Erfolg einer solchen von Erheblichkeit ist. 

b) 

Auf Grund der nochmaligen Verhandlung der Strafkammer des König¬ 
lichen Landgerichts in Kottbus unter dem 26. Fe.bruar 1898 wurde 
nunmehr die Angeklagte wegen Vergehens gegen §. 222 St.-G.*B. zu einem Jahre 
Gefängniss verurtheilt. In diesem Urtheil schliesst sich das Gericht dem Gutachten 
der beiden Sachverständigen, Kreispbysikus Dr. J. und prakt. Arzt Dr. H., an, wo¬ 
nach das Krebsleiden, als die Kranke zum ersten Mal den Arzt konsultirt habe, 
noch im Entstehen begriffen gewesen sei und eine damals vorgenommene Ope¬ 
ration bei dem heutigen Stande der Wissenschaft zur Heilung geführt haben 
würde, während beim Unterbleiben der Operation jedes Krebsleiden unweigerlich 
binnen etwa zwei Jahren zum Tode führe. 

Die Angeklagte habe der Kranken gesagt, sie brauche sich nicht operiren 
zu lassen, sie sei im Stande, ihr Leiden durch blosses Besprechen zu heilen,. die 
Kranke solle sich nicht mit den Aerzten einlassen, welche immer gleich schneiden 
wollen. Lediglich durch diese Zusicherung habe sich die H. von der Operation 
abhalten lassen. Dieses Einreden der Angeklagten auf sie sei mithin die Ur¬ 
sache gewesen, dass ihr Leiden sich mehr und mehr verschlimmert und unrett¬ 
bar zum Tode geführt habe. Die Angeklagte habe als sog. kluge Frau gestftnd- 
licher Weise wiederholt durch Besprechen die Heilung von Vieh unternommen 
und hierbei die Landbevölkerung betrogen; 9ie sei deshalb auch gerichtlich zur 
Verantwortung gezogen worden. Bei dieser Gelegenheit habe sie wiederholt 
von den vernommenen Sachverständigen gehört, dass ihr Besprechen und ihre 
sonstigen Sympathiemittel nicht den geringsten Werth haben. Wolle man ihr 
nun auch glauben, dass sie vordem in gutem Glauben gehandelt hat, so sei 
dieser doch damit zerstört. Wenn sie dessen ungeachtet die Anwendung dieser 
Mittel auf die Behandlung eines Menschen ausgedehnt habe, so habe sie, wenn 
nicht gar wider besseres Wissen, so doch zum Mindesten grob fahrlässig ge¬ 
handelt. Aber man muss noch weiter gehen; die Angeklagte wusste, dass das 
Leiden der Frau H. Krebs ist; dies giebt sie selbst zu. Dass aber das Krebs¬ 
leiden ein schweres, zum Tode führendes Leiden ist, weiss jeder. Auch die 
Angeklagte wusste dies, wie ihre Aeusserung beweist: „Am Besten ist es, wenn 
Sie zu Professor B. nach Berlin gehen, der operirt alle Frauen an der Brust.“ 
Wenn die Angeklagte trotzdem Frau H. in Behandlung nahm und sie abhielt, 
sich der unbedingt nothwendigen Operation zu unterziehen, so handelte sie grob 
fahrlässig und führte dadurch das Siechthum und den schliesslichen Tod der 
Frau H. herbei. 

Dass die Angeklagte die Behandlung von Vieh durch Besprechen berufs- 
und gewerbsmässig betrieben hat, unterliegt keinem Zweifel; dagegen ist dies 
nicht bezüglich der Behandlung von Menschen erwiesen. Es sind der Ange¬ 
klagten ausser dem unter Anklage stehenden Falle keine weiteren Behandlungen 
menschlicher Krankheiten nacbgewiesen worden; sie hat diese Thätigkeit nur 
einmal oder wenigstens bloss vereinzelt ausgeübt. Es ist auch nicht erwiesen, 
dass die Angeklagte hierbei überhaupt einen Erwerb gemacht hat. Ihre Be¬ 
hauptung, dass durch die Zahlung von 0,50 Mark für jedes Fläschchen Medizin, 
angeblich Baldriantropfen, nur die ihr entstandenen Kosten gedeckt worden 
sind, ist nicht widerlegt worden; jedenfalls war ihre Thätigkeit nicht auf einen 
fortgesetzten Erwerb gerichtet, bildet also kein „Gewerbe“. Auch sind keine 
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ausreichenden Umstände für die Annahme festgestellt worden, dass die Ange¬ 
klagte die Behandlung kranker Menschen als eine dauernde, selbstgewählte, mit 
Fachkenntniss verbundene Thätigkeit ausübe. 

Es ist danach thatsächlich festgestellt, dass die Angeklagte zu G. in den 
Jahren 1895, 1896 und 1897 durch Fahrlässigkeit den Tod der am 24. oder 
25. Februar 1898 zu G. verstorbenen Wittwe H. verursacht hat, Vergehen gegen 
§. 222 Abs. 1 St.-G.-B. Dagegen ist nicht thatsächlich festgestellt worden, dass 
die Angeklagte zu der Aufmerksamkeit, welche sie aus den Augen setzte, ver¬ 
möge ihres Berufes oder Gewerbes besonders verpflichtet war. 

Bei der Strafzumessung war zu berücksichtigen, dass die Angeklagte 
schon wiederholt vorbestraft ist, darunter auch bereits mit Zuchthaus, dass aber 
die Angeklagte diese Strafen bereits in ihren jüngeren Jahren erlitten hat. 
Ferner ist inBetracht zu ziehen, dass die Kurpfuscherei, wenn 
auch straffrei, an und für sich sehr gefahrbringend ist, dass 
sie aber geradezu gemeingefährlich wird, wennsie in derfahr- 
lässigen und leichtsinnigen Art der Angeklagten betrieben 
wird. Es erschien danach ein Jahr Gefängniss eine ange¬ 
messene Sühne. 

c) 

Die gegen dieses Urtheil erhobene Berufung wurde vom Reichsgericht 
durch nachstehendes Urtheil vom 6. Mai 1898 verworfen. 

Aber auch der materielle Revisionsangriff versagt. Beschwerdeführerin 
behauptet Verletzung des §. 222 des St.-G.-B., weil, wie die Todesursache der 
Frau H., ebenso auch der ursächliche Zusammenhang zwischen der Handlung 
der Angeklagten und dem Tode der Frau H., endlich auch die Fahrlässigkeit 
der Angeklagten in unzulänglicher Art festgestellt seien. Eine Nachprüfung der 
Todesursache der Frau H. ist in dieser Instanz ausgeschlossen. Aber auch die 
Feststellung des erforderlichen ursächlichen Zusammenhanges zwischen der 
Thätigkeit der Angeklagten und dem Tode der Wittwe H. ist ohne rechtliches 
Bedenken erfolgt, zumal wenn man erwägt, dass auch die blosse Beschleunigung 
des Todes einer Person als Verursachung des Todes derselben im Sinne des 
§.222 St.-G.-B. zu erachten ist. Ebensowenig ist ersichtlich, dass der Begriff 
der „Fahrlässigkeit“ vom Vorderrichter verkannt worden sei. Die Ausführungen 
der Revisionsschrift bewegen sich in dieser Beziehung zum Theil auf dem Ge¬ 
biete des Thatsächlichen und können daher insoweit keine Beachtung finden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Königreich Preussen. 

Verbot der Beimischung von Saccharin zum Bier. Runderlas s 
der Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: 
v. Bartsch), des Innern (gez. i. Auftr.: Lindig) und für Handel und 
Gewerbe (gez.: Brefeld) — M. d. g. A. M. Nr. 8899, M. d. I. Nr. 61, M. 
f. H. u. G. Nr. 1305 — vom 18. Februar 1899 an sämmtliche Königliche 
Regierungspräsidenten. 

Das im §. 3 des Gesetzes vom 6. Juli 1898, betreffend den Verkehr mit 
künstlichen Süssstoffen (R.-G.-B1. 919) ausgesprochene Verbot der Saccharinver¬ 
wendung bei der gewerbsmässigen Herstellung von Bier wird dadurch um¬ 
gangen, dass einige Bierbrauer den Süssstoff nicht mehr wie früher, selbst zu¬ 
setzen, sondern die Beimischung ihren Kunden anheimstellen, denen das Saccharin 
zugleich mit dem Biere nebst einer Gebrauchsanweisung geliefert wird. 

Inroweit die Abgabe des Saccharins und die Aufforderung, mittels dieses 
Stoffes das Bier zu versüssen, nur an Personen erfolgt, welche das Bier für 
ihren Privathaushalt beziehen, wird nicht eingeschritten werden können; Anders 
aber liegen die Verhältnisse, wenn das Bier von Gast- und Schankwirthschaften 
oder sonstigen mit dem Vertrieb von Bier sich befassenden Gewerbetreibenden 
mittels des ihnen von den Brauereien gelieferten Saccharins gesüsst und mit 
diesem Zusatze alsdann feilgebalten und verkauft wird. Es mag dahingestellt 
bleiben, ob in einem gewohnheitsmässigen Zusatz von Saccharin zum Bier sei- 
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tens der Sch&nkwirthe za dem Zwecke, am des Getränk dem Geschmack der ' 
Gäste anznpassen, nicht schon ein nach §. 8 Nr. 1 des Eingangs erwähnten Ge- | 

setz es verbotenes gewerbsmässiges Herstellen von Bier unter V er wen- I 

dang eines künstlichen Süssstoffes za erblicken ist. Jedenfalls aber ist das / 

Verkaufen und Feilhalten mittels Saccharins gesüssten Bieres, gleichviel 
ob der Süssstoff schon beim Braaen des Bieres oder nachträglich zngesetzt 
worden ist, auf Grand des §. 3 Nr. 2 a a. 0. verboten and nach §. 4 strafbar. 

Die erfolgreiche Aufmunterung hierzu und die absichtlich zu diesem Zwecke ! 

bewirkte Saccharinlieferung an Gast- und Schankwirthe stellt sich als eine An- ( 

Stiftung oder Beihülfe zu einem Vergehen im Sinne der bezeichneten Gesetzes- < 

bestimmung dar. Unter Umständen wird in der Verbreitung von Empfehlungs- | 

Schriften, in denen den Schankwirthen nahe gelegt wird, das Bier erst nach 
vorgenommener Süssung mittels Saccharin zu verkaufen, sogar ein Vergehen im | 
Sinne des §. 111 des R.-Str.-G.-B. erblickt werden können. , 

Hiernach ist das Geschäftsgebahren der in Betracht kommenden Bier- I 

brauer, sowie der zu ihren Abnehmern zählenden Schankwirthe, Gastwirthe und , 

Bierhändler einer scharfen Ueberwachung zu unterstellen und gegebenen Falls | 

strafgerichtliches Einschreiten herbeizuführen. Insbesondere empfiehlt es sich, 
von Zeit zu Zeit Proben von dem zum Ausschank kommenden Bier entnehmen | 
und auf ihre Zusammensetzung untersuchen zu lassen und, falls sich begrün¬ 
deter Verdacht für den Zusatz eines künstlichen Süssstoffes ergiebt, Strafanzeige f 
zu erstatten. Im Hinblick auf das Eingangs erwähnte Verfahren einiger Bier¬ 
brauer ist da, wo ein solches zur Kenntniss der Behörde gelangt, eine öffent- j 

liehe Warnung an die betheiligten Gewerbetreibenden zu erlassen. ? 

Für entsprechende Anweisung der nachgeordneten Behörden ist in geeig¬ 
neter Weise Sorge zu tragen. __ ’ 

Verhaltaugs- und Verhütungsmassregeln bei kontagiöser Augen- 
entaündung. Bekanntmachung des Königlichen Begierungs- [ 

Präsidenten zu Gumbinnen vom 16. Februar 1899. 

Seit einer Reihe von Jahren herrscht im hiesigen Bezirke, namentlich 
unter der ländlichen Bevölkerung die sogenannte kontagiöse, d. h. ansteckende 
Augenkrankheit. Diese Krankheit kann ein oder beide Augen befallen, findet 
sich sowohl vereinzelt hie und da bei einer Person, als auch gruppenweise bei 
mehreren Mitgliedern einer Familie, eines Hauses oder Gehöftes, in Schulen, 
Erziehungsanstalten oder beim Militär. 

Das Leiden tritt entweder schleichend auf und kann jahrelang bestehen, 
ohne Schmerzen oder sonstige erhebliche Beschwerden zu verursachen. Die 
Kranken klagen in diesen Fällen Anfangs nur über Spannung und Schwere in 
den Augenlidern, die Augen thränen bei der Arbeit und sind nach dem Schlafe 
meist verklebt. Erst später nach Monaten oder Jahren stellen sich erhebliche 
Störungen beim Sehen ein. die allmählich zur vollständigen Erblindung führen 
können. 

ln einer anderen Reihe von Fällen tritt das Leiden gleich im Beginn heftig 
auf. Unter Schmerzen schwellen die Augenlider an, werden roth und empfind¬ 
lich, aus der Augenlidspalte quillt eitrige und blutig wässerige Flüssigkeit hervor, 
ln sehr heftigen Fällen kann schon in wenigen Tagen Erblindung eintreten, in 
anderen weniger heftigen Fällen dieser Art können die Erscheinungen sich wieder 
lurückbilden oder sind überhaupt in etwas milderem Grade vorhanden und das 
Leiden verläuft später wieder mehr schleichend unter dem Bilde der geschilderten 
ersten Gruppe. 

Anfangs sind nur die Lider ergriffen und die im gesunden Auge weiss 
erscheinenden Theile des Augapfels, später auch die durchsichtigen Theile des 
letzteren. Die Rücktläche der Lider ^eigt fast in allen Fällen eine ranhe Be¬ 
schaffenheit. 

Das wichtigste Merkmal der Krankheit ist die l'ebertragbarkeit derselben l 
von einer Person auf die andere, daher der Name .kontagiöse oder ansteckende [ 

Augenkrankheit - . Diese l’cberiragung geschieht häufig dadurch, dass gesunde ' 

Personen mit dou Ton der Krank neu Behafteten in enger Berührung leben, in / 
einem Zimmer oder gar in einem Bette mit eman ier schlafen, dasselbe Wasser, I 

Geschirr oder Handtuch mm Reinigen des Gesichts und der Hände brauchen 


f 
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oder auf andere Weise Absonderung des erkrankten Auges auf ihr gesundes 
Auge übertragen. 

Am leichtesten und daher am häufigsten werden solche Augen von der 
Krankheit ergriffen, die sich bereits in einem entzündlichen oder gereizten Zu¬ 
stande befinden. Diese Erfahrung ist sehr wichtig, gerade für den hiesigen 
Bezirk, in welchem eine grosse Zahl dieser leichten und wenig Beschwerden 
verursachenden Augenkrankheiten namentlich unter der ländlichen Bevölkerung 
beständig vorkommt. Der Aufenthalt in engen, überfüllten und schlecht ge¬ 
lüfteten Räumen, unsaubere Körperhaltung, Arbeiten in staubiger Luft (Pferde¬ 
putzen, Dreschen, Pflügen, Eggen u. s. w.) erzeugen sehr leicht diese Reizzu¬ 
stände des Auges, welche oft jahrelang bestehen und immer den ergiebigsten 
Boden für die Entwickelung der ansteckenden Angenkrankheiten darbieten. 

Zur Vorbeugung oder Bekämpfung der letzteren ist es daher nothwendig: 

1. durch Reinlichkeit des Körpers, fleissiges Waschen, namentlich nach 
Arbeiten in staubiger Luft, durch fleissiges Lüften und Reinhalten der Wohn- 
und Schlafstuben, das Auge vor Reiz und Erkrankung überhaupt zu schützen, 

2. jede enge Berührung mit einer an ansteckenden Augenkrankheit 
leidenden Person zu vermeiden, namentlich: 

a. nicht mit ihr in einer Stube oder gar in einem Bette zu übernachten, 

b. nicht dasselbe Waschwasser, Geschirr oder Handtuch zu gebrauchen, 

c. oder auf andere Weise Absonderung aus dem erkrankten Auge auf ein 
anderes gesundes Auge zu übertragen. 

Sehr wichtig ist: 

3. dass jeder Fall von ansteckender Augenkrankheit so schnell als mög¬ 
lich ärztlich behandelt wird. Es wird hierdurch in vielen Fällen nicht blos der 
Erblindung vorgebeugt, sondern auch weiterer Uebertragung der Krankheit. 

Es ergeht daher die Aufforderung zur Beachtung dieser Massregel und 
vor Allem zur rechtzeitigen Anzeige aller Fälle von verdächtigen Augenkrank¬ 
heiten. Sind in einer Familie, in einem Hause, auf einem Gehöfte, in einer 
Schule oder Erziehungsanstalt mehrere Personen unter den oben geschilderten 
Zeichen an den Augen erkrankt, so lässt sich mit ziemlicher Sicherheit an¬ 
nehmen, dass es sich um die ansteckende (kontagiöse) Augenkrankheit handelt 
und ist in diesen Fällen die Anzeige dieser Erkrankungen an die Ortspolizei¬ 
behörde, den Amtsvorsteher, den Landrath eine im öffentlichen Wohle gebotene 
dringende Pflicht. 


Gebührenordnung für die Bezirkshebammen der Regierungsbe¬ 
zirks Stettin. Verfügung des Königlichen Regierungspräsi¬ 
denten zu Stettin vom 17. Februar 1889. 

1. Für den Beistand bei einer Entbindung oder Fehlgeburt je 

nach Schwierigkeit und Dauer.4 —12 M. 

2. Für eine Zwillingsentbindung.5—15 „ 

3. Für die durch Eingehen in die Gebärmutter bewirkte Los¬ 
lösung der Nachgeburt.2— 4 „ 

4. Für die Wendung des Kindes durch innere Handgriffe . . . 5-10 „ 

5. Für den Wochen- oder sonst verlangten Besuch einschliesslich 
der nothwendigen Untersuchungen und Verrichtungen, wie Ein¬ 
spritzungen, Blutegelansetzen, Schröpfen, Klystiersetzen, Ka¬ 
thedereinlegen 

a) am Orte.0,50—2 „ 

b) über 2 km je nach der Entfernung.1 — 4 „ 

c) bei Nacht von 9 Uhr Abends bis bis 7 Uhr Morgens 

a) am Orte.1—4 „ 

ß) über 2 km.2—5 „ 

6. Für Berathung, Untersuchung oder die zu 5 genannten Ver¬ 
richtungen in der Wohnung der Hebamme.0,50—2 „ 

7. Für eine Nachtwache ausserhalb der Entbindung.2 -3 „ 

8. Für den Beistand der Hebamme bei einer geburtshülflichen 

Operation.3—5 „ 

9. Für ein von einer Behörde erfordertes Zeugniss.1—2 „ 

Die Hebamme ist berechtigt, die nachweislich verabreichten, aus eigenen 

Mitteln beschafften Desinfektionsmittel und Verbandstoffe in Rechnung zu stellen, 
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Diese Sätze finden auch in allen Fällen Anwendung, in denen ein Ge¬ 
burtshelfer zugezogen eder anderweite Hälfe gesucht worden ist. 

Bei grösserer Entfernung als 2 km von ihrer Wohnung steht der Heb¬ 
amme freies Fuhrwerk fflr die Hin- und Rückfahrt zu, andernfalls sind ihr die 
haaren Auslagen für das Fuhrwerk oder 15 Pf. für jedes zu Fuss zurückgelegte 
Kilometer zu erstatten. 

Bei Armen hat der Gemeinde- oder Gutsvorstand das Fuhrwerk zu stellen. 

Vorstehende Taxe findet bei Mangel einer Vereinbarung in streitigen 
Fällen Anwendung. 

Welcher von den verschiedenen Sätzen innerhalb des gegebenen Spiel¬ 
raums zu gelten hat, hängt vorzugsweise von den Vermögensverhältnissen der 
Zahlungspflichtigen, der Schwierigkeit der Verrichtung und der Zeitversäumniss ab. 

Wo nach den gesetzlichen Bestimmungen ein Armenverband für einen 
Hülfsbedürftigen oder eine Kranken- oder sonstige öffentliche Kasse für ihre 
Bezugsberechtigten eintritt, können nur die Mindestsätze gefordert werden. 


Handel mit Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken. Polizei- 
Verordnung des Königlichen Regierungspräsidenten in Schles¬ 
wig vom 28. Februar 1899. 

§. 1. Der Handel mit dem freien Verkehr überlassenen Arzneimitteln 
und Verbandstoffen ausserhalb der Apotheken unterliegt nachstehenden Vor¬ 
schriften. 

§. 2. Die Arzneimittel und Verbandstoffe dürfen nur in trockenen und 
luftigen Räumen auf bewahrt werden. Die Räume müssen sauber gehalten werden. 

§. 3. Die Arzneimittel sind sowohl in den Verkaufs- als auch in den 
Vorrathsräumen in dichten festen Behältnissen mit gut schliessenden Deckeln 
oder Stöpseln aufzubewahren. Die Schiebekasten, in welchen die Arzneimittel 
lose liegen, sind entweder mit dicht schliessenden Staubdt-ckeln zu versehen oder 
müssen in vollen Füllungen laufen. Papierbeutel dürfen als Hüllen nur für 
abgefasste Arzneimittel und zwar nur für abgefasste trockene Pflanzenpulver, 
Kräuter und nicht feucht werdende Salze verwendet werden. Jeder Behälter 
darf nur einerlei Waare führen. In Fächer getheilte Schubkasten für ver¬ 
schiedene Arzneimittel sind nicht zulässig. 

§. 4. Die Aufnahmebehältnisse müssen übersichtlich geordnet und mi 
einer dem Inhalt entsprechenden dauerhaften deutlichen Bezeichnung in deut¬ 
scher Sprache auf der Aussenseite versehen sein. Die Namensschilder müssen 
festsitzen. Die Bezeichnungen dürfen nicht abgekürzt werden und haben den 
Inhalt genau, soweit angängig, mit dem deutschen Namen des Arzneibuches an¬ 
zugeben. Sie sind in schwarzer Schrift auf weissem Grunde auszuführen. Die 
für Thierheilmittel bestimmten Behältnisse müssen die Bezeichnung „nur für 
Thiere“ tragen. Die Arzneimittel sind getrennt von den anderen Waaren- 
beständen in besonderen Waarengestellen oder wenigstens in geschlossenen, mit 
festen Trennungswänden versehenen Abtheilungen aufzustellen. 

§. 5. Für den Einzelverkauf bestimmte abgefasste Arzneimittel sind auf 
der Umhüllung mit der entsprechenden Bezeichnung nach Massgabe der in §. 4 
gegebenen Vorschriften und mit der Firma des Verkäufers deutlich und dauer¬ 
haft zu versehen. Der Verschluss der hierfür verwandten Aufnahmebehältnisse 
als Papierbeutel, Schachteln ans Pappe oder Blech u. s. w. muss leicht zu öffnen 
sein, um zu ermöglichen, sich von der Beschaffenheit des Inhaltes derselben zu 
überzeugen. Die abgefassten Arzneimittel sind, jedes in besonderem Behälter, 
getrennt von den gleichartigen Waarenvorräthen aufzubewahren. 

§. 6. Die Arzneimittel und Verbandstoffe dürfen nur in brauchbarem, 
unverdorbenem, unverfälschtem und nicht verunreinigtem Zustande feilgehalten 
und abgegeben werden. 

§. 7. Für die Arzneimittel müssen hesondere Wiege- und Abfassgeräthe 
welche stets in reinlichem ordentlichen Zustande zu halten sind, vorhanden sein. 

§. 8. Arzneimittel, welche zu den in der Anlage I Abtheilnng 1—3 der 
Polizeiverordnung vom 24. August 1895 über den Handel mit Giften genannten 
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giftigen Stoffen gehören, unterliegen den hierüber bestehenden besonderen poli¬ 
zeilichen Bestimmungen. 

§. 9. Auf den Grosshandel finden die Bestimmungen dieser Verordnung 
keine Anwendung. 

§. 10. Zuwiderhandlungen werden, sofern nicht nach den bestehenden ge¬ 
setzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit einer Geldstrafe 
bis zu 60 Mark und im Falle des Unvermögens an deren Stelle mit entsprechender 
Haft bestraft. 

§. 11. Diese Polizeiverordnung tritt einen Monat nach ihrer Veröffent¬ 
lichung in Kraft. 


S. Königreich Bayern. 

Transport Geisteskranker. Entschliessung des Königlichen 
Staatsministeriums des Innern vom 21. Januar 1899. 

Zur Fernhaltung von Unzukömmlichkeiten beim Transport Geisteskranker 
und Blödsinniger wird hiermit im Einverständnis mit dem Königlichen Staats- 
ministerium des Königlichen Hauses und des Aeussern Nachstehendes ange¬ 
ordnet: 

1. Die Leiter der unter Aufsicht der Königlichen Begierungen, Kammern 
des Innern, bezw. der Distriktspolizeibehörden stehenden Irren- und Blöden¬ 
anstalten haben, sobald sich die Nothwendigkeit des Transportes von Geistes¬ 
kranken oder Blödsinnigen mittelst Eisenbahn ergiebt, vor Einleitung des Trans¬ 
ports* mit dem Vorstande der Station, von welcher aus die Reise angetreten 
wird, bezw. bei einer Lokalbahnstation mit der Lokalbahnbetriebsleitung recht¬ 
zeitig in das Benehmen zu treten und hierbei ausser der Zahl der zu befördernden 
Geisteskranken bezw. Blödsinnigen und ihrer Begleitspersonen auch die Be¬ 
stimmungsstation des Transports und die fttr letzteren in Aussicht genommenen 
Zöge zu bezeichnen. 

Schnellzüge und Vorortszüge, sowie die für den Ausflugsverkehr be¬ 
stimmten Züge, welche überwiegend Wagen des Interkommunikationssystems 
führen, eignen sich auf Hauptbahnen nicht zur Beförderung von Geistes¬ 
kranken. 

2. Die Begleitspersonen haben den Anordnungen des Stationsvorstandes 
bezw. Betriebsleiters hinsichtlich der Einzelheiten des Transports innerhalb des 
Bahnrayons Folge zu leisten und sich überhaupt thunlichstes Zusammenwirken 
mit dem Bahnpersonal angelegen sein zu lassen. 

3. In allen anderen Fällen, insbesondere beim Transport zu Fuss oder 
zu Wagen ist in Bezug auf Zeit und Art der Weiterbeförderung jene Form des 
Transports zu wählen, bei welcher Störungen der öffentlichen Ruhe, Beschädi¬ 
gungen Geisteskranker, Verletzungen des Anstandes und dergl. möglichst aus¬ 
geschlossen sind. 

4. Bei der Verbringung Geisteskranker und Blöder aus der Privatpflege 
in Irren- oder Blödenanstalten ist, soweit thunlich, auf Beachtung der vorstehend 
unter 1—3 ertheilten Direktiven hinzuwirken, namentlich ist bei dem Trans¬ 
port von Personen, deren Unterbringung gemäss Art. 80 Abs. II und 81 Abs. II 
des Polizeistrafgesetzbuches' angeordnet wurde, nach diesen Vorschriften zu 
verfahren. 


C. Königreich Sachsen. 

Schutzimpfungen gegen Tollwuth im Institut für Infektions¬ 
krankheiten zu Berlin. Verordnung des Ministers des Innern vom 
23. Dezember 18 98. 

Der Inhalt entspricht dem preussischen Ministerialerlass vom 22. Juli 
1898, s. Beilage zu Nr. 16, Jahrg. 1898, S. 117. 
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D, Herzogthum Braunsehweig. 

Besichtigung der Gift-, Drogen- und ähnlichen Handlungen. Rund¬ 
schreiben des Herzoglichen Ober-Sanit&ts-Kollegiums vom 
16. Januar 1899 an sämmtliche Physici. 

Die Erfahrungen, welche seither bei den Besichtigungen der Gift-, Drogen- 
und ähnlichen Handlungen gemacht sind, haben erkennen lassen, dass das von 
uns zur Aufnahme des Protokolls festgestellte Formular zweckmässig nur für 
solche Handlungen benutzt wird, in welchen Gifte sämmtlicher drei oder von 
zwei Abtheilungen und Drogen in grösserem Umfange feilgehalten und verkauft 
werden, während für diejenigen zahlreichen Handlungen, in welchen nur Gifte 
der Abtheilung 8 — meist nur Kupfervitriol, Aetznatron und Salzsäure —, sowie 
einige wenige Drogen feilgehalten und verkauft werden, die Benutzung eines 
einfacheren Formulars vollkommen genügt. Wir haben ein solches Formular 
festgestellt und lassen Ihnen mit dem Aufträge der Benutzung bei der Besich¬ 
tigung derjenigen Drogen- etc. Handlungen, welche nur Gifte der Abtheilung 3 
oder einige wenige Drogen feilhalten, eine grössere Anzahl dieser Formulare 
hierneben zugehen. 

In Ergänzung unserer Verfügung vom 11. Januar 1893 Nr. 1692 eröffnen 
wir Ihnen gleichzeitig, dass für die Abschriften dieser einfachen und der bis¬ 
herigen Protokolle, wie überhaupt für das Ausfällen von Formularen künftig 
4 Pfg. pro Seite vergütet werden. Die Vergütung für gebrochen geschriebene 
Sachen dagegen ist jetzt auf 6 Pfg. die ganze Seite festgesetzt. 


Anlage. 

Geschehen . . . ., den . . ten .... 1 . 

Verhandlung 
über die Besichtigung 

der.’ sehen Materialwaaren-, Farben-, Seifen-Handlung 


Gegenwärtig sind: 

Physikus . . . 

und als Vertreter der Ortspolizeibehörde 


zu 


Als Geschäftsräume dienen: 

Verkaufsraum 

Nebenraum 

Lagerraum 

Keller 


Feilgehalten werden: 

1. An Arzneimitteln, welche dem freien Verkehr überlassen sind: 
Vorgefundene Mängel: 

2. An Arzneimitteln, welche dem freien Verkehr nicht überlassen sind: 
Eingezogen wurden: 

3. An Giften der Abtheilung 3 
Vorgefundene Mängel: 

Polizeiliche Anmeldebescheinigung zum Betriebe des Handels mit Giften 

der Abtheilung 3 vom . .ten.1 . . wurden vorgelegt. 

Von den gesetzlichen Bestimmungen fehlte: 

Die bei der letzten Besichtigung am . .ten ..1 . . 

Vorgefundenen Mängel sind erledigt bis auf: 

Der Geschäftsinhaber bemerkte: 


Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben: 
.Geschäftsinhaber. 


Geschlossen: 

.. Physikus. 

.. Vertreter der Ortspolizeibehörde. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck toh J. C. C. Brun«, Minden. 









Rechtsprechung und Ifedizinal- 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizin&l-Be&xnte. 

Nr. 9. 1 . Mai. 1899. 


Rechtsprechung. 

1. Mit Uebern&hme der sächlichen Polizeikosten durch den Staat 
ist dieser der vermögensrechtliche Träger der Kosten für die von 
Medizinalheamten im ortspolizeilichen Interesse verrichteten Geschäfte. 
Demgemäss haben die Medizinalbeamten keinen Anspruch auf Gebühren 
für derartige Geschäfte, sondern dieselben nach §. 1 des Gesetzes vom 
9. März 1872 unentgeltlich zu vei richten. 1 ) 

2. Die Kosten für die regelmässigen gesundheitspolizeilichen 
Untersuchungen der Schulkinder gehören zu unmittelbaren der Polizei¬ 
verwaltung. Urth eil des preussischen Oberverwaltungsgerichts 
(I. Senats) vom 20. Januar 1899. 

1. Im §. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 wird unterschieden einerseits 
zwischen den Verrichtungen, die von Medizinalbeamten im allgemeinen 
staatlichen Interesse vollzogen und für welche sie durch ihre Besoldung 
aus der Staatskasse entschädigt werden, und solchen Verrichtungen, die durch 
ein Privatinteresse veranlasst sind. FOr letztere haben sie den Betheiligten 
gegenüber einen Anspruch auf Gebühren. Diesen „betheiligten“ Privatpersonen 
sind die Gemeinden für den Fall gleichgestellt, dass die Thätigkeit der Medi¬ 
zinalbeamten für „solche ortspolizeilichen Interessen in Anspruch ge¬ 
nommen wird, deren Befriedigung den Gemeinden gesetzlich obliegt“. Das 
Gesetz stellt hiernach nicht sämmtliche Verrichtungen, die im ortspolizei¬ 
lichen Interesse erfolgen, zu denen in Gegensatz, die im allgemeinen staatlichen 
Interesse vollzogen werden, sondern nur diejenigen von ihnen, deren Befriedi¬ 
gung den Gemeinden gesetzlich obliegt. Es räumt dagegen einen An¬ 
spruch auf Gebühren den Medizinalbeamten nicht für den Fall ein, dass die 
Befriedigung der ortspolizeilichen Interessen dem Staate obliegt. Eine solche 
Verpflichtung des Staates ist keineswegs erst durch das Polizeikostengesetz vom 
20. April 1892 in Preussen neu eingeführt worden. Sie bestand auch bereits 
zur Zeit der Einführung des Gebührengesetzes vom 9. März 1872 in einzelnen 
Theilen des Preussischen Staates, für dessen ganzes Gebiet dieses Gesetz erlassen 
worden ist, insbesondere in den Städten Kassel, Marburg, Fulda, Hanau und 
Wiesbaden, wo die Kosten der örtlichen Polizeiverwaltung vom Staate getragen 
wurden und die Stadtgemeinden hierzu nur einen festen jährlichen Beitrag zu 
leisten hatten (vergl. Begründung des Entwurfs zum Polizeikostengesetz vom 
20. April 1892, S. 4 bis 6). Wollte man annehmen, dass Verrichtungen der 
Medizinalbeamten, die im ortspolizeilichen Interesse der genannten Stadt¬ 
gemeinden erfolgen, nicht unter den Begriff der im „allgemeinen staatlichen 
Interesse“ vorgenommenen fallen, so würde in dem Gesetz vom 9. März 1872 
über die Kosten dieser Verrichtungen gar keine Bestimmung getroffen worden 
sein. Sie würden weder zu den im §. 1 Abs. 1 erwähnten „im allgemeinen 
staatlichen Interesse“ erfolgenden gehören, noch zu den im §. 1 Abs. 8 be¬ 
handelten, im ortspolizeilichen Interesse vorgenommenen, deren Befriedigung den 
Gemeinden gesetzlich obliegt. Dass das Gesetz hier eine Lücke enthält, 
darf aber nicht angenommen werden, wenn eine Auslegung des Gesetzes möglich 
ist, die jene nicht erscheinen lässt. Es muss daher davon ausgegangen werden, 
dass unter die „im allgemeinen staatlichen Interesse“ von den Medizinalbeamten 
zu verrichtenden medizinalpolizeilichen und sanitätspolizeilichen Verrichtungen 


*) Siehe die entgegengesetzte Entscheidung des Beidisgerichts vom 5. Ja¬ 
nuar 1899; Beilage zu J?r. 5 der Zeitschrift. 
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auch alle ortspolizeilichen Verrichtungen auf den bezeichnten Gebieten fallen, 
deren Befriedigung gesetzlich nicht den Gemeinden, sondern dem Staate obliegt. 
Wenn die erwähnte Entscheidung des Königlichen Kammergerichts zu Berlin 
vom 23. August 1898 (abgedruckt in Nr. 13 Jahrgang 1898 der „Rechtsprechung 
und Medizinalgesetzgebung, Beilage zur Zeitschrift für Medizinalbeamte ) zu 
einem anderen Ergebniss dadurch gelangt ist, dass sie auf Grund der Be¬ 
stimmungen des Polizei Verwaltungsgesetzes vom 11. März 1850 den Ausdruck 
_im allgemeinen staatlichen Interesse“ für gleichbedeutend mit „im landes¬ 
polizeilichen Interesse“ erklärt, so mag bemerkt werden, dass keiner von diesen 
beiden Ausdrücken in dem bezeichnten Gesetze vorkommt, und dass aus dem¬ 
selben kein Anhalt für jene einschränkende Auslegung des Ausdrucks „allge¬ 
meines staatliches Interesse“ entnommen werden kann. Auch durch die Orts¬ 
polizeiverwaltung wird eine Aufgabe des Staates erfüllt. Andererseits 
erfolgen landespolizeiliche Massnahmen nicht stets im allgemeinen staatlichen 
Interesse, wenn man diesen Ausdruck räumlich als Gegensatz zum ortspoli- 
zeilichen auffasst, sondern meistens in dem eines einzelnen Bezirks. 

Es bleibt daher nur übrig, unter dem „staatlichen Interesse“ im §. 1 
Abs. 1 des Gesetzes vom 9. März 1872 eine vermögensrechtliche Beziehung zum 
Staate und unter den im staatlichen Interesse erfolgenden Verrichtungen der 
Medizinalbeamten diejenigen zu verstehen, bei denen unmittelbar für den Staat 
etwas geleistet wird und die Gegenleistung daher auch aus der Staatskasse zu 
erfolgen hat. In diesen Fällen soll die etatsmässige Besoldung als Vergütung 
gelten. Ist der Medizinalbeamte dagegen auf einem Gebiete der Polizeiver¬ 
waltung thätig, dessen Kosten nicht der Staat, sondern die Gemeinde zu 
tragen hat, wird demgemäss die Thätigkeit vermögensrechtlich im Inter¬ 
esse der Gemeinde ausgeführt, so soll diese ebenso wie eine Privatperson den 
Medizinalbeamten entschädigen. Der Ausdruck „allgemeines staatliches“ Inter¬ 
esse bildet nicht einen Gegensatz zu gewissen besonderen staatlichen Inter¬ 
essen, sondern nur zu dem „Privatinteresse“ und dem ihm gleichgestellten 
Gemeindeinteresse. Zu einer anderen Auffassung bieten auch die Motive,. die 
dem Entwürfe des Gesetzes von der Staatsregierung beigegeben sind, keinen 
zwingenden Anlass. Allerdings ist dort zur Begründung des §. 1 bemerkt, dass 
die Staatsregierung einem früheren Beschlüsse des Abgeordnetenhauses, einen 
Gebührenanspruch der Medizinalbeamten für ortspolizeiliche Geschäfte nnr solchen 
Gemeinden gegenüber zuzulassen, in denen eine Königliche Polizeiverwaltung 
nicht besteht, deshalb nicht beigetreten sei, weil die Kosten der örtlichen 
Polizeiverwaltung nach §. 8 des Gesetzes vom 11. März 1850 von'den Gemeinden 
zu tragen, und die Medizinalbeamteu, denen die Besorgung lokalpolizeilicher 
Geschäfte von Amtswegen nicht obliege, für die Besorgung dieser^ Geschäfte 
von den Gemeinden zu renumeriren seien, und dass dies auch auf Gemeinden 
mit Königlicher Polizeiverwaltung zutreffe. Der innere Grund für die Gleich¬ 
stellung der Gemeinden mit Königlicher Polizeiverwaltung und der mit eigener 
Polizeiverwaltung ist hiernach darin gefunden worden, dass in beiden der 
Träger der Kostenlast für die ortspolizeilichen Geschäfte der Medizinal¬ 
beamten die Gemeinde ist. Dieser Gesetzeszustand, wonach im Geltungsgebiete 
des Gesetzes vom 11. März 1850 auch in den Orten mit Königlicher Polizei- 
Verwaltung die ortspolizeiliche Thätigkeit der Medizinalbeamten auf Rechnung 
der Gemeinde stattfand, hat aber eine Aenderung durch das Polizeikostengesetz 
vom 20. April 1892 dahin erfahren, dass die unmittelbaren Kosten, die durch 
eine Königliche Polizeiverwaltung entstehen, sämmtlich vom Staate zu be¬ 
streiten sind. Wenn den Ausführungen des Kammergerichts in dem erwähnten 
Urtheile nun auch darin beigetreten werden muss, dass durch die Uebernahme 
der sächlichen Polizeikosten von der Gemeinde auf den Staat die „ortspolizei¬ 
lichen Interessen“ im Sinne des §. 1 Abs. 3 des Gesetzes vom 9. März 1872 
nicht zu „allgemeinen staatlichen“ gemacht worden sind, so hat das Polizei¬ 
kostengesetz vom 20. April 1892 den früheren Rechtszustand doch insofern ge¬ 
ändert, als in den betreffenden Gemeinden der Träger der Kosten für 
ortspolizeiliche Geschäfte ein anderer geworden ist, und dass daher Ausgaben 
für diese Geschäfte dort vermögensrechtlich nicht mehr die Gemeinden, sondern 
nur den Staat interessiren. Das ortspolizeiliche Interesse, für das die Thätig¬ 
keit der Medizinalpersonen in Anspruch genommen wird, ist in Gemeinden, auf 
die §. 1 des Gesetzes vom 20. April. 1892 Anwendung findet, nicht ein solches, 
dessen Befriedigung durch Aufbringung der erforderlichen Geldmittel der Ge- 
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meinde obliegt. Die besondere Bestimmung im Abs. 3 des §. 1 des'Gesetzes 
▼om 9. März 1872 kann daher bei diesen Gemeinden nicht Platz greifen, viel¬ 
mehr muss die allgemeine des Abs. 1 zur Anwendung gelangen. Würde hier¬ 
nach der Staat, wenn er die Gesundheitspolizei nicht anf Grund des §. 6 des 
Gesetzes vom 20. April 1892 der Klägerin überwiesen hätte, Gebühren für die 
gesundheitspolizeilichen Verrichtungen des Stadtphysikus in Köln nicht zu 
zahlen gehabt haben, so konnten ihm solche Gebühren auch nicht als Ersparniss 
in Rechnung gestellt werden. Hieran ändert anch der Umstand nichts, dass 
die Klägerin für die von ihr bei Verwaltung der Gesundheitspolizei dem Stadt¬ 
physikus ertheilten Aufträge Gebühren zu zahlen gehabt hat. Sie war hierzu 
verpflichtet, weil ihr „die Befriedigung der ortspolizeilichen Interessen“ auf dem 
Gebiete der Gesundheitspolizei, nachdem ihr deren Verwaltung auf Grund des 
§. 6 a. a. 0. überwiesen worden war, „gesetzlich oblag“. 

2. Hinsichtlich der Kosten der im gesundheitspolizeilichen Interesse 
bewirkten regelmässigen Untersuchungen der Schulkinder sind 
Einwendungen gegen die Nothwendigkeit und Zweckmässigkeit der Massregeln 
an sich vom Beklagten nicht erhoben. Diese Kosten gehören zn den unmittel¬ 
baren Kosten der Polizeiverwaltnng, die ohne Rücksicht darauf, von wem sie 
bisher getragen worden, nach §. 1 des Gesetzes vom 20. April 1892 vom 
Staat zu tragen sind. Sie dienen nicht, wie die sogenannten mittelbaren Kosten 
der Polizeiverwaltung zur Erhaltung oder Herstellung eines polizeimässigen 
Zustandes, sondern zur Information der Polizeibehörde über den vorhandenen 
Zustand behufs Prüfung der Nothwendigkeit gesundheitspolizeilicher Anord¬ 
nungen und werden zur Besoldung von Hilfskräften der Polizeibehörde aufge¬ 
wendet. Die Höhe des betreffenden Kostenaufwandes kann nnr im Wege der 
Schätzung festgestellt werden, da die Untersuchungen durch Aerzte vorgenommen 
werden, die zu anderen Zwecken von der Klägerin gegen feste Besoldung an¬ 
gestellt sind. Mit Rücksicht auf die tbatsächlichen Anführungen der Klägerin 
darf angenommen werden, dass ihre Schätzung jener Kosten auf jährlich 2000 
Mark keine zu hohe ist. Dass der Staat bei eigener Verwaltung der Gesund¬ 
heitspolizei diese umfangreichen Untersuchungen nicht durch die staatlichen 
Medizinalbeamten würde ausführen lassen können, sondern hierfür eine besondere 
Vergütung würde zahlen müssen, die sich mindestens auf 2000 Mark belaufen 
würde, muss aus den von der Klägerin angegebenen Gründen ebenfalls ange¬ 
nommen werden. Die Ersparniss des Staates erhöht sich dem Festsetzungs- 
Beschlüsse des Beklagten gegenüber hiernach um weitere 2000 Mark. 


Betrügerische Kurpfuscherei. Urtheil des Königlichen Land¬ 
gerichts zu Oppeln vom 1. Februar 1899. 

Der Angeklagte, welcher früher Schäfer gewesen sein will, seit längerer 
Zeit aber domizillos und vielfach, darunter mehrmals wegen Kurpfuscherei 
(Betruges) vorbestraft ist, kam Ende November 1898 in die Ortschaften G., 0., 
W. und J. Hier ging er in die Häuser, erkundigte sich nach kranken Personen 
und verschrieb diesen dann irgend etwas unter dem Vorgeben, dass die anf den 
Rezepten angegebene Medizin den Kranken helfen würde. Sein Auftreten war 
derart, dass die von ihm besuchten Personen in den Glauben versetzt wurden, 
sie hätten es mit einem Sachverständigen zu thun. Für seine Bemühungen 
verlangte und erhielt der Angeklagte jedes Mal kleinere Geldbeträge. 

Die von dem Angeklagten verschriebenen Mittel sind nach dem Gut¬ 
achten des Königlichen Kreisphysikus Sanitätsrath Dr. K. sämmtlich mehr oder 
weniger indifferente, im Handverkauf freigegebene Mittel, die theilweise werth- 
los sind, in geeigneten Fällen angewendet auch helfen, dagegen kaum schaden 
können. 

In allen Fällen haben sich diejenigen Personen, für die und für deren 
Angehörige der Angeklagte angebliche Heilmittel verordnete, zur Bezahlung 
seiner Thätigkeit dadurch verleiten lassen, dass Angeklagter ihnen vorspiegelte, 
er sei Sachverständiger, verstehe sich auf die Erkennung und Heilung von 
Krankheiten, kenne auch die Heilkraft der von ihm verschriebenen Mittel und 
wende sie in geeigneter Weise auf von ihm erkannte Krankheiten an. That- 
sächlich wohnt dem Angeklagten aber eine solche Sachkunde nicht inne; seine 
ganze Wissenschaft leitet sich nach seinem eigenen Zugeständnis daher, dass 
er die Anwendung gewisser Heilkräuter von seinem Vater erlernt und eine Zeit 
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lang als Krankenwärter fungirt hat. Der Angeklagte hat auch immer, ohne 
irgendwie die Art und den Verlauf der Krankheit näher festzustellen, auf 
Grundlage ganz oberflächlicher Befragung der Patienten Mittel verschrieben, 
welche auf die fraglichen Leiden einzuwirken nicht geeignet waren. 

Der Angeklagte hat aber sich nicht nur dadurch, dass er sich geradezu 
als Doktor (Arzt) bezeichnete, vorgab, von der Regierung besoldet zu sein und 
dergl. mehr, einer Täuschung schuldig gemacht, sondern insbesondere auch da* 
durch, dass er den betreffenden Personen vorspiegelte, die von ihm verordneten 
Medikamente würden in den Apotheken umsonst oder doch zu erheblich herab¬ 
gesetztem Preise abgegeben, weil eben er, Angeklagter, mit der Regierung in 
Verbindung stehe. Dementsprechend ist auch die durch die Vorspiegelungen 
des Angeklagten hervorgerufene Vermögensbeschädigung nach einer doppelten 
Richtung hin eingetreten. 

Die betreffenden Personen leisteten eine Zahlung für einen ihnen vom 
Angeklagten ertheilten Rath, sonach für etwas, was in Wirklichkeit für sie 
keinen Gebrauchswerth hatte; denn bei seinem Mangel an Sachkunde verordnete 
der Angeklagte nicht ein durch sachverständiges Urtheil ausgewähltes Mittel, 
sondern ein solches, bei dem es lediglich dem Zufall anheimgegeben war, ob es 
helfen werde oder nicht. Mit anderen Worten: Die Gegenleistung, für welche 
das Geld hingegeben wurde, war an sieb und objektiv betrachtet werthlos. 
Indem die getäuschten Personen ferner der Meinung waren, sie würden die vom 
Angeklagten verschriebenen Mittel in der Apotheke umsonst erhalten, demnächst 
aber dafür in Anbetracht ihrer Vermögens Verhältnisse erhebliche Preise zahlen 
mussten, erlitten sie auch insofern einen Vermögensschaden, der ohne die Vor¬ 
spiegelung des Angeklagten nicht eingetreten sein würde, da diese Vorspiege¬ 
lung wesentlich mit dafür bestimmend gewesen ist, dass die Rathschläge des 
Angeklagten befolgt wurden. 

Dem Angeklagten, der mittel- und unterkunftslos ist, ist es nach der 
üeberzeugung des Gerichts nur darum zu thun gewesen, sich einige Mittel zu 
seiner Existenz, nicht aber anderen Heilung oder Linderung ihrer Krankheiten 
zu verschaffen, zumal er wusste, dass die von ihm verordneten Mittel zweck¬ 
los seien. 

Der Angeklagte ist u. A. wegen Betruges zwei Mal bestraft. . . . 

Die jetzt zur Aburtbeiluug stehenden Fälle sind als eine einheitliche 
Handlung aufgefasst worden. Der Angeklagte hat auf Grund eines und des¬ 
selben Willensentschlusses sich Geldmittel dadurch zu verschaffen gesucht, dass 
er andere in ärztliche Behandlung nahm und hierbei in der geschilderten Weise 
falsche Thatsachen vorspiegelte. 

Hiernach steht thatsächlich fest: 

I. Dass der Angeklagte im November 1898 in den Ortschaften G., 0., 
W. und J. durch eine fortgesetzte Handlung in der Absicht, sich einen rechts¬ 
widrigen Vermögensvortheil zu verschaffen, das Vermögen anderer Personen 
dadurch beschädigt hat, dass er durch Vorspiegelung falscher Thatsachen einen 
Irrthum erregte, und zwar nachdem er im Inlande wegen Betruges ein Mal und 
wegen darauf begangenen Betruges zum zweiten Male bestraft worden war; 

II. dass der Angeklagte durch eine und dieselbe Handlung wie zu I die 
Heilkunde als Gewerbe im Umherziehen betrieben hat, obwohl er für dieselbe 
nicht approbirt ist; 

III. dass der Angeklagte im November 1898 zu J. unbefugt den Doktor¬ 
titel angenommen hat. Angeklagter war daher, wie geschehen, aus §§. 263, 
264, 73 St. - G. - B., §. 360 8 das., §§. 148 Nr. 7 a bis 56 a Reichs - Gewerbeordnung 
zu bestrafen. Bezüglich des Vergehens ist das Vorhandensein mildernder Um¬ 
stände angenommen mit Rücksicht darauf, dass Angeklagter durch sein Treiben 
einen Schaden an der Gesundheit erweislich nirgends angerichtet hat. Anderer¬ 
seits war eine empfindliche Strafe von 1 Jahr Gefängniss am Platze mit Rück¬ 
sicht auf das Vorleben des Angeklagten und den Umstand, dass er eben erst 
eine wegen Kurpfuscherei verhängte Strafe abgebüsst hatte. Die wegen der 
Uebertretung erkannte Haftstrafe von 2 Wochen ist gemäss §. 60 St.-G. -B. 
als durch die vom Angeklagten erlittene Untersuchungshaft für verbüsst 
erachtet. ... 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Könlgreioh Preneeen. 

Untersagen der Bernfsthätigkeit der Hebammen behnfs Be¬ 
kämpfung des Kindbettfiebers. Runderlass des Ministers der u. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Förster) vom 1. April 
1899 — M. Nr. 6340 — an sämmtliche Königliche Regierungspräsidenten. 

Die Reichsgerichts - Entscheidung vom 15. Dezember 1893 (Entscheidungen 
in Strafsachen, Bd. 24, S. 436) durch welche die Befugniss, behufs Bekämpfung 
des Kindbettfiebers der Hebamme die Ausübung ihres Berufes zeitweilig zu 
untersagen, als zur Zuständigkeit des Regierungspräsidenten allein gehörig be¬ 
zeichnet worden ist, hat die Voraussetzungen des Erlasses vom 22. November 
1888 (Min.-Bl. f. d. innere Verw., S. 207) und namentlich der Bestimmungen im 
§. 15 der diesem Erlass beigefügten Anweisung nicht unwesentlich verändert. 
Um den hieraus zu befürchtenden Schäden zu begegnen, erscheint es erforder¬ 
lich, die bestehenden bezüglichen Polizei - Verordnungen oder Anweisungen der 
durch die Reichsgerichts-Entscheidung geschaffenen Rechtslage anzupassen. Es 
wird hierbei genügen, wenn den Kreisphysikern allgemein die Ermächtigung 
ertheilt wird, bei den der Hebamme gemäss §. 15 der Anweisung zur Verhütung 
des Kindbettfiebers — Anlage der Bekanntmachung vom 27. November 1888 — 
zu gebenden Verhaltungsmassregeln nöthigenfalls auf die sofortige Einstellung 
der Berufsthätigkeit in Ew. Hochwohlgeboren Namen und Auftrag auf eine be¬ 
stimmte Zeit — jedoch höchstens bis zu 8 Tagen — der betreffenden Hebamme 
aufzugeben. Von einer derartigen Massregel hätte der Kreisphysikus Ew. Hoch¬ 
wohlgeboren durch Vermittelung des Landraths sofort Anzeige zu erstatten und, 
wenn eine 8 Tage übersteigende Enthaltung von der Hebammenthätigkeit für 
nöthig befunden wird, die Anordnung derselben unter Darlegung der Gründe zu 
beantragen. 

Mit Rücksicht auf den für die Hebammen zu befürchtenden Erwerbsver¬ 
lust und die Schädigung ihres Rufes, sowie auf die aus einer längeren Zeit 
dauernden Suspension etwa erwachsende Hebammenpfuscherei ist besonders dar¬ 
auf aufmerksam zu machen, dass den Hebammen die Ausübung ihres Berufes 
nicht ohne zwingenden Grund untersagt und dass namentlich auf dem Lande 
und in dünn bevölkerten Gegenden, wo ein Hebammenersatz schwer zu be¬ 
schaffen ist, nur in den dringendsten Fällen solche Massregel angeordnet 
werden darf. 

Hiernach überlasse ich Ihnen, soweit solches nicht bereits geschehen ist, 
entsprechende Verfügung zu treffen. 


Schutz und Fürsorge für die ausserhalb der Anstalten lebenden 
Geisteskranken, Geistesschwachen nnd Blödsinnigen. Verordnung 
des Königlichen Regierungspräsidenten in Danzig vom 1. März 
1899. 

Zum Schutze und zur Fürsorge für die ausserhalb der Irrenanstalten 
lebenden Geisteskranken einschliesslich der Geistesschwachen und Blödsinnigen 
und zur Ermöglichung einer regelmässigen Kontrole und erforderlichen Falis 
einer geeigneten Abhilfe bestimme ich hierdurch Folgendes: 

I. Von jeder Ortspolizeibehörde ist ein namentliches Verzeichniss aller 
in dem betreffenden Polizeibezirk befindlichen Geisteskranken, Geistesschwachen 
und Blödsinnigen, soweit dieselben noch nicht in ausschliesslich znr Aufnahme 
solcher Personen dienenden Anstalten untergebracht sind, nach dem beigegebenen 
Schema aufzustellen und fortgesetzt auf dem Laufenden zu halten. Die Spalten 
9—13 und 15 des Schemas sind, wenn irgend angängig, auf Grund bestimmter 
Angaben eines Arztes (event. des Armen- oder Kassenarztes etc.) auszufüllen 
und nach Bedarf, ebenfalls unter möglichster Betheiligung des Arztes, fortlau¬ 
fend zu vervollständigen bezw. abzuändern. 

II. Ausserhalb der Stadtkreise ist das unter I genannte Verzeichniss 
von der Ortspolizeibehörde in Urschrift oder beglaubigter Abschrift am 1. Fe¬ 
bruar eines jeden Jahres dem zuständigen Landrathe einzureichen. 

III. Der Landrath, in Stadtkreisen der Polizeiverwalter nimmt alljährlich 
im Laufe des Februars unter Zuziehung des Kreisphysikus eine Prüfung dieser 
Zusammenstellungen vor. Sofern dieselben zu Bedenken Veranlassung geben 
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and eine genügende Aufklärung and Erledigung derselben durch Rückfragen 
nicht erreicht wird, behalte ich mir vor, falls nicht ein sofortiges Einschreiten 
für geboten erachtet wurde, auf Grund der nach Punkt IV dieser Verordnung 
mir zu erstattenden Berichte die Untersuchung der betreffenden geisteskranken 
etc. Personen durch den Kreisphysikus anzuordnen. 

Wo besondere Uebelstände wahrgenommen werden und die Abstellung 
derselben in den bisherigen Verhältnissen nicht zu erreichen und sicher zu stellen 
ist, insbesondere auch, wo der Krankheitszustand dies erfordert, ist die Unter¬ 
bringung des Geisteskranken etc. in eine geeignete Anstalt am Platze. 

IV. Ein eingehender Bericht mit den abschriftlichen Aeusserungen des 
Physikus ist alljährlich am 1. April unter Beifügung einer Abschrift des Ver¬ 
zeichnisses Seitens eines jeden Landrathes, in Stadtkreisen Polizei-Verwalters 
des Bezirkes, an mich zu erstatten. 

V. Es ist dafür zu sorgen, dass die in Familienpflege untergebrachten 
Geisteskranken, Geistesschwachen und Blödsinnigen unter ausreichender ärzt¬ 
licher Berathung stehen, dass insbesondere die Armenärzte angehalten und am 
besten kontraktlich dahin verpflichtet werden, innerhalb ihres Besirkes die 
ihnen namhaft zu machenden Kranken gndachter Art in bestimmten Zwischen¬ 
räumen und nach Bedarf auch häufiger zu besuchen. 

Schema. 

1. Laufende Nummer 

2. Vor- und Zunamen 

3. Lebensalter 

4. Religion 

5. Stand und Gewerbe I oder Blödsinnigen. 

6. Unterstützungswohnsitz I 

7. Gegenwärtiger Aufenthaltsort J 

8. Ist der Kranke unterstützungsbedürftig? 

9. Form der Geisteskrankheit etc. 

10. Dauer derselben. 

War der Kranke schon in einer Irren- etc. Anstalt? 

Event: Wo und wann? 

11. Ist der Kranke gemeingefährlich? 

Event.: Wie äussert sich die Gemeingefährlichkeit? 

12. Art der Unterbringung und Verpflegung? 

Bei privaten Pflegern: Namen und Stand desselben, Grösse der Fa¬ 
milie desselben, Pflegesatz (wie hoch)? von wem bezahlt? 

Unterkunftsraum des Kranken. 

13. Art der ärztlichen Behandlung. 

14. Ist der Kranke entmündigt? 

Event.: Name, Stand und Wohnort des Vormundes. 

Wer und wo sind die nächsten Verwandten des Kranken? 

15. Bemerkungen. 

Etwaige Vorschläge. 


B. Königreich Bayern. 

Verhältnisse der Bader. Königliche Allerhöchste Verord¬ 
nung vom 31. März 1899. 

1. Die approbirten Bader dürfen mit Karbolsäure, Borsäure und Salicyl- 
säure präparirte Verbandstoffe, sowie Jodoformgaze anwenden und sich ausser¬ 
dem zu Verbänden der einprozentigen Lysollösung und der einprozentigen 
Kreolinlösung bedienen. 

2. Von Arzneimitteln dürfen die approbirten Bader Heftpflaster, Blei¬ 
wasser, Höllenstein, bypermangansaures Kali, Borlösung, Salmiakgeist, Hofif- 
mann’s Tropfen und Theeaufgüsse von Kamillen, Malvenblüthen, Hollunder- 
blüthen, Lindenblüthen, Wollblumen und Pfefferminze bei Ausübung ihrer Be¬ 
fugnisse anwenden. 

3. Andere Arzneimittel ohne ärztliche Ordination anzuwenden oder ab¬ 
zugeben, ist den Badern verboten; insbesondere ist ihnen verboten: 

a) Schwefelätber, Chloroform, Luftgas, Amylnitrit und Bromäthyl, sowie 
andere Mittel zur Hervorrufung einer Narkose; 


des Geisteskranken, 
Geisteschwachen 
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b) Morphium zum innerlichen Gebrauche, wie auch zu Einspritzungen (Injek¬ 
tionen) ohne ärztliche Ordination anzuwenden oder abzugeben. 

4. Die Bader mttssen die Arzneimittel, deren Abgabe oder Anwendung 
ihnen zusteht, aus einer Apotheke beziehen. 

Die Bestimmungen der Bekanntmachung des Königl. Staatsministeriums 
des Innern vom 28. Juni 1884 treten hiermit ausser Wirksamkeit. 

Fttr Arzneimittel, deren Abgabe und Anwendung den Badern gestattet 
ist, desgleichen fttr Blutegel, kommt die Arzneitaxe in Ansatz. 

Die antiseptischen Verbandmittel dürfen mit ihrem Anschaffungspreise 
nebst 20pCt. Zuschlag in Aufrechnung gebracht werden. 


C. Grossherzogthum Baden. 

Untersuchung von Verletzten durch Gerichtsärzte in Abwesen¬ 
heit des behandelnden Arztes. Erlass des Ministeriums des Innern 
vom 2. April 1899 an sämmtliche Bezirks- und Bezirksassistenzärzte. 

Nach §. 48 Abs. 1 der Dienstanweisung fttr Gerichtsärzte vom 4. Januar 
1883 (Gesetzes- u. Verordn.-Bl. S. 33) ist der Geriehtsarzt zwar zur Besichti¬ 
gung eines Verletzten auch befugt, wenn die Behandlung desselben durch einen 
Privatarzt stattfindet, darf aber an dem Verletzten nichts vornehmen, was nach 
dem Urtheil des behandelnden Arztes die Heilung stören könnte. Dies wurde 
mitunter so aufgefasst, dass der Gerichtsarzt in Abwesenheit des den Verletzten 
behandelnden Privatarztes zur Untersuchung des Verletzten dann nicht berech¬ 
tigt sei, wenn nach Lage des Falls die Untersuchung ohne Abnahme des Ver¬ 
bands nicht möglich war. Diese Auslegung gab nicht selten zu Beschwerden 
und Auseinanderlegungen zwischen dem Gerichtsarzt und dem behandelnden 
Arzt Anlass, insbesondere in Fällen, wo der von dem Gerichtsarzt ttber die Zeit 
der beabsichtigten Untersuchung des Verletzten in Kenntniss gesetzte Privat¬ 
arzt zu derselben nicht erschien, oder wo der Verletzte .von auswärts — oft von 
weither — sich zum Amtsgericht begeben hatte und von diesem kurzer Hand 
dem Gerichtsarzt zur Untersuchung und gutachtlichen Aeusserung zugeschickt 
worden war. 

Im Einverständniss mit dem Ministerium der Justiz, des Kultus und 
Unterrichts werden daher die Gerichtsärzte darauf hingewiesen, dass sie zu 
Folge einer Anordnung des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft zur Unter¬ 
suchung eines Verletzten auch in Abwesenheit des behandelnden Arztes dann 
befugt sind, wenn die Untersuchung nach dem pfiichthaften Ermessen des Ge¬ 
richtsarztes ohne Abnahme des Verbands nicht möglich ist und der behandelnde 
Arzt der Einladung zur Besichtigung nicht nachkommt, oder eine solche Ein¬ 
ladung nach Lage des Falls nicht geschehen kann. 

Selbstverständlich ist in solchen Fällen nach Beendigung der Unter¬ 
suchung der Verband wieder kunstgerecht anzulegen. 

Dieser Erlass ist den Privatärzten des Amtsbezirks zur Kenntnissnabme 
mitzutheilen. 


D. Freie Stadt Lübeck. 

Arzneitaxe. Verordnung des Medizinalkoll.egiums vom 
24. Februar 1899. 

Auf Grund des §. 2 ‘Nr. 5 der Medizinalordnung vom 25. September 1867 
bestimmt das Medizinalkollegium in Betreff der Arzneitaxe Folgendes: 

Vom 1. April 1899 haben die Preise der Arzneien, Arbeiten undGefässe, 
welche die Königlich Preussische Arzneitaxe fttr 1899 festsetzt, im Lttbekischen 
Staatsgebiete Gültigkeit. 

Dabei werden die Preise der Arbeiten dahin ergänzt, dass fttr das Korn* 
primiren einer Substanz zu einer Tablette einschliesslich aller dazu nöthigen 
Arbeiten 

bis 20 Tablette.fttr das Stück 5 Pf., 

fttr jede weitere Tablette .... fttr das Stück 3 Pf. 

zu berechnen ist. 
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Ferner treten an Stelle der dieser Prenssiscben Arzneitaxe Torgedrnckten 
nachfolgende 

Allgemeine Bestimmungen. 

1) Die vorliegende Taxe gilt nnr für die Rezeptor. 

Die Preise der im sogenannten Handverkauf abgegebenen Arzneimittel 
sind der freien Vereinbarung Überlassen, dürfen jedoch nicht höher sein, als die 
Ansätze dieser Taxe. 

2) Als Rezept gilt: 

a. jede schriftliche ärztliche Verordnung eines starkwirkenden Arzneimittels 
im Sinne der Verordnung des Senates vom 11. Juli 1896, 

b. jede anderweitige schriftliche ärztliche Verordnung eines Arzneimittels, 
welches vom Apotheker für den besonderen Fall zubereitet oder mit einer 
für den besonderen Fall ärztlicherseits vorgeschriebenen Signatur versehen 
werden muss. 

Das einmalige Abwägen oder Abmessen der geforderten Menge eines vor* 
räthigen Arzneimittels gilt für sich allein nicht als Zubereitung. Signaturen, 
welche nur aus allgemein gehaltenen Anweisungen, z. B. „Nach Bericht“ oder 
andern gleichbedeutenden Ausdrücken, sowie „Aeusserlich“ bestehen, oder die 
nur die Bezeichnung des Arzneimittels angeben, genügen bei Verordnungen, 
deren Kosten aus Staats- oder Qemeindemitteln, sowie von Krankenkassen, 
welche unter staatlicher Verwaltung oder Aufsicht stehen, bezahlt werden, für 
sich allein nicht, um dieselben als Rezept gelten zu lassen. Alle schriftlichen 
ärztlichen Verordnungen, welche nicht als Rezept im Sinne der vorstehenden 
Bestimmungen gelten, unterliegen betreffs ihrer Preisbestimmung der freien 
Vereinbarung mit der Ziffer 1 Absatz 2 angegebenen Beschränkung. 

3) und 4 entsprechen Nr. 1—3 der allgemeinen Bestimmungen der 
prenssischen Taxe. 

&) Von einem neuen, bisher nicht angefertigten Rezepte darf ohne Ein¬ 
willigung des Arztes nicht die Hälfte bereitet werden. Wird bei Reiteraturen 
von Rezepten die Anfertigung der Hälfte verlangt, so ist dafür bei zusammen¬ 
gesetzten Verordnungen nicht die Hälfte, sondern */» des vollen Taxpreises zu 
berechnen. 

6) bis 9) Abs. 1—3 entsprechen der Nr. 4—7 der allgemeinen Bestim¬ 
mungen der prenssischen Taxe. 

9) Abs. 4. Tropfgläser dürfen, wenn sie nicht ausdrücklich verlangt oder 
verordnet sind, nur bei tropfenweise innerlich zu gebrauchenden stark wirkenden 
Arzneimitteln im Sinne der Verordnung des Senates vom 11. Juli 1896 zur An¬ 
wendung kommen. 

Bei den Krankenkassen- und Armen - Rezepten (Ziffer 2, Abs. 3) müssen 
für Salben mit alleiniger Ausnahme der Augensalben stets graue (gelbe) Kruken, 
für getheilte Pulver in der Regel Papierdüten, für ungeteilte Pulver Schach¬ 
teln verwendet und berechnet werden, wenn vom Arzt nicht ein anderes Ge- 
fäss ausdrücklich gefordert wird. Pulver (einerlei ob geteilt oder ungeteilt) 
und Pastillen, welche stark wirkende Arzneimittel im Sinne der Bekanntmachung 
des Senates vom 11. Juli 1896 enthalten, müssen jedoch, soweit das Arzneibuch 
kein anderes Gefäss vorschreibt, stets in Schachteln bezw. Pulverkästchen ab¬ 
gegeben werden. 

In allen Fällen, in welchen der Apoteker bei der Auswahl des Abgabe- 
gefässes oder der Umhüllung ein anderes als das billigste aus dieser Taxe er¬ 
sichtliche Verfahren ohne ausdrückliche ärztliche Verordnung einschlägt, muss 
ein entsprechender Vermerk auf dem Rezept gemacht werden. 

10) Für die Abgabe von Arzneien während der Nachtzeit (von 10 Uhr 
Abends bis 6 Uhr Morgens) wird die Dispensationsgebühr auf 25 Pf. erhöht und 
für den Handverkauf eine Grundtaxe von 25 Pf. angesetzt. 


Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Drück Ton J. C. C. Brune, Minden. 


Rechtsprechung und ledizinal- 

Gresetzgehung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizin&l-Be&mte. 

Nr. 10. 15. Mai. 1899. 


Rechtsprechung. 

Eine Semmel erlangt dadurch, dass in sie eine Stecknadel hin¬ 
eingesteckt wird, noch nicht die Eigenschaft eines gesundheitsschäd¬ 
lichen Nahrungsmittels. Urtheil des Reichsgerichts (II. Strafsenats) 
vom 11. November 1898. Nr. 3468. 

.... „Es kann nicht angenommen werden, dass dnrch die Thätigkeit 
der Angeklagten im Sinne des Gesetzes ein gesundheitsschädliches Nahrangs¬ 
mittel zur Entstehung gelangt sei. 

Nicht zu bezweifeln ist zwar, dass derjenige, welcher einem znm Genüsse 
fertigen unschädlichen Nahrungsmittel nachträglich eine Eigenschaft 
verleiht, vermöge deren das Nahrungsmittel als solches, der Genuss 
des Nahrungsmittels, der menschlichen Gesundheit schädlich wird, als 
der Hersteller eines gesundheitsschädlichen Nahrungsmittels im 
Sinne des §. 12 zu betrachten ist. Allein wo es sich um das Hinzubringen eines 
schädlichen Stoffes zu dem unschädlichen Nahrungsmittel handelt, tritt der be- 
zeichnete Erfolg nur unter der Voraussetzung ein, dass der zugebrachte Stoff 
ein wirklicher Bestandtheil des Nahrungsmittels selbst wird. Nur bei 
solcher Gestaltung der Sachlage kann davon die Rede sein, dass das Nah¬ 
rungsmittel eine gesundheitsgefährliche Beschaffenheit angenommen habe, 
nicht aber in Fällen, wo — wie hier — auf mechanischem Wege eine völlig 
äusserliche Verbindung zwischen dem Nahrungsmittel und einem ihm seiner 
Natur nach innerlich fremden Gegenstände hergestellt ist, der durch diese Ver¬ 
bindung weder selbst anfgehört hat, als selbstständiges Ding za existiren, noch 
durch seine Beifügung die Natur des Nahrungsmittels irgendwie ver¬ 
ändert hat. Das Nahrungsmittel blieb hier nach wie vor die Semmel; das Hin¬ 
einstecken der Nadel machte die Semmel zu keiner nach irgend einer Richtung 
anders gearteten Semmel, zu keinem für den Genuss minder tauglichen Nahrungs¬ 
mittel. Nicht sie, sondern der in sie eingeschobene Fremdkörper war es, der 
eine gesundheitsschädliche Wirkung zu äussern vermochte, wenn er in den 
menschlichen Organismus eiugeführc wurde; der Genuss der Semmel würde nur 
in äusserlichster Weise diese Einführung vermittelt, das Nahrungsmittel würde 
nur als Hülle oder Werkzeug gedient haben, um den gesundheitsgefährlichen 
Gegenstand Anderen beizubringen. Vor dem Gesetze liegt der gegenwärtige 
Fall nicht verschieden von dem, wo etwa eine Stecknadel äusserlich irgendwie 
der Semmel angefügt, ihr angeklebt wäre, oder wo etwa in ein flüssiges 
Nahrangs- oder Genussmittel, einen Teller Suppe oder eine Tasse Kaffee, eine 
Stecknadel hineingeworfen wäre. Dass solche Fälle vom Gesetzgeber bei Erlass 
der Strafbestimmung in §. 12 in’s Auge gefasst worden wären, muss verneint 
werden, auch um der Konsequenz willen, dass die Anwendbarkeit des §. 12 
im Falle fahrlässigen Zuwiderhandelns die Anwendbarkeit des §. 14 des Gesetzes 
nach sich ziehen müsste, ohne dass irgend welcher schädliche Erfolg für eine 
Person herbeigeführt zu sein brauchte. Vielmehr ist nach dem Geiste des 
Reichsgesetzes vom 14. Mai 1879, das zwar für die Anwendung seiner Straf¬ 
bestimmungen im Einzelfalle gemeingefährliches Handeln nicht erheischt, dennoch 
aber die durch den Verkehr mit gesundheitsschädlichen Nahrungsmitteln be¬ 
gründete gemeine Gefahr zu unterdrücken bezweckt, anzunehmen, dass es Fälle 
der vorliegenden Art als durch die sonst bestehende Gesetzgebung aus¬ 
reichend getroffen angesehen hat, und sie, soweit nicht das gemeine Strafgesetz 
(§§. 223, 229 etc.) Anwendung leidet, straflos lassen wollte. 

Ist nun hier die Anwendbarkeit anderweiter strafgesetzlicher Bestimmungen 
durch die thatsächlichen Feststellungen des angefochtenen Urtheiles ausge- 
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schlossen, and greift nach dem Dargelegten §. 12 des Nahrangsmittelgesetzes 
nicht Platz, weil ein gesundheitsschädliches Nahrangsmittel nicht vorliegt, 
also auch weder vou Herstellen noch Inverkehrbringen eines solchen gesprochen 
werden kann, so muss dem Rechtsmittel der Staatsanwaltschaft der Erfolg ver¬ 
sagt werden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsch es Reich. 

Auslegung der Prüfungsordnungen für Aerzte, Zahnärzte und 
Apotheker. Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 24. April 
189 9. 

Auf Grund der Bestimmungen im §. 29 der Gew.-Ordn. für das Deutsche 
Reich hat der Bandesrath beschlossen, dass den Prüfungsordnungen für Aerzte, 
Zahnärzte und Apotheker fortan folgende Auslegung gegeben werde: 

1) Als Universitätsstudium im Sinne 

des §. 3 Abs. 2 b und Abs. 3 der Bekanntmachung, betr. die ärztliche Vor¬ 
prüfung, vom 2. Juni 1883 (Centralbl. für das Deutsche Reich S. 198), 
des §. 4 Abs. 4 Ziffer 2 und 3 der Bekanntmachung, betr. die ärztliche Prü¬ 
fung, vom 2. Juni 1883 (Centralbl. für das Deutsche Reich S. 191), 
des §. 4 Abs. 1 Ziffer 3 der Bekanntmachung, betr. die Prüfung der Zahn¬ 
ärzte, vom 5. Juli 1889 (Centralbl. für das Deutsche Reich S. 417), • 

des §. 3 Abs. 3 Ziffer 3 der Bekanntmachung, betr. die Prüfung der Apo¬ 
theker, vom 5. März 1875 (Centralbl. für das Deutsche Reich S. 167) 
gilt auch die Zeit, in welcher die zur Pfrüfung sich Meldenden gastweise (als 
Hospitanten oder Hospitantinnen) an einer Universität — bei der Apotheker¬ 
prüfung auch an einer gleichstehenden Lehranstalt — Vorlesungen besucht 
haben, sofern sie ungeachtet des Nachweises der für die Zulassung zur Prüfung 
vorgeschriebenen schul wissenschaftlichen Vorbildung sowie der erforderlichen 
sittlichen Führung aus Gründen der Universitätsverwaltung von der Immatri¬ 
kulation ausgeschlossen waren, und die Einhaltung eines ordnungsmässigen 
akademischen Studienganges dargethan wird. 

(2 Als Universitäts - Abgangszeugniss im Sinne 
des §. 3 Abs. 4 und des §. 9 Abs. 1 der Bekanntmachung, betr. die ärztliche 
Vorprüfung, 

des §. 4 Abs. 4 Ziffer 2 und des §. 23 Abs. 2 der Bekanntmachung, betr. die 
ärztliche Prüfung, 

des §. 11 Abs. 2 der Bekanntmachung, betr. die Prüfung der. Zahnärzte, 
des §. 4 Abs. 3 Ziffer 3 und des §. 17 a Abs. 2 der Bekanntmachung, betr. 
die Prüfung der Apotheker, 

gilt in den unter 1 bezeichneten Fällen jede Bescheinigung der Universitäts¬ 
oder Anstaltsbehörde über die vollständige Erledigung des Studiums. 

3) Als Anmeldebuch im Sinne des §. 3 Abs. 4 der Bekanntmachung, be¬ 
treffend die ärztliche Vorprüfung, gilt in den unter 1 bezeichneten Fällen jede 
Bescheinigung der Universitätsbehörde über die Annahme von Vorlesungen. 

4) Der Immatrikulation im Sinne des §. 1 Abs. 1 und §. 8 der Bekannt¬ 
machung, betreffend die ärztliche Vorprüfung, wird in den unter 1 bezeichneten 
Fällen die Zulassung zum gastweisen Besuche der Vorlesungen gleich geachtet. 

5) Dem wissenschaftlichen Qnalifikationszeugnisse für den einjährig - frei¬ 

willigen Militärdienst im Sinne des §. 3 Abs. 3 Ziffer 1 der Bekanntmachung, 
betreffend die Prüfung der Apotheker, steht das Zengniss einer als berechtigt 
anerkannten Schule über den Erwerb der entsprechenden wissenschaftlichen Vor¬ 
bildung gleich. _ 


Einrichtung and Betrieb gewerblicher Anlagen, in denen Thomas¬ 
schlacke gemahlen oder Thomasschlackenmehl gelagert wird. Be¬ 
kanntmachung des Reichskanzlers (gez. in Vertr.: Graf von Posa- 
dowsky) vom 25. April 1899. 

Auf Grund der §§. 120 e und 139 a der Gewerbeordnung hat der Bundes¬ 
rath über die Einrichtung und den Betrieb gewerblicher Anlagen, in denen 
Thomasschlacke gemahlen oder Thomasschlackenmebl gelagert wird, folgende 
Vorschriften erlassen: 
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§. 1. Die Arbeit8rftnme, in denen Tbomasschlacke zerkleinert oder ge¬ 
mahlen oder Thomasschlackenmehl gelagert wird, müssen geräumig und so ein¬ 
gerichtet sein, dass in ihnen ein ausreichender Luftwechsel stattfindet. 

Sie müssen mit einem dichten und festen Fussboden versehen sein, der 
eine leichte Beseitigung des Staubes auf feuchtem Wege gestattet. 

§. 2. Die Vorzerkleinerung der Schlacke von Hand darf nicht in den 
Aufgaberäumen für die Feinmühlen, sondern muss entweder im Freien oder in 
Schuppen vorgenommen werden, die an allen Seiten offen sind. 

§. 3. Die zur maschinellen Vorzerkleinerung der Schlacke dienenden 
Apparate sowie die Feinmühlen müssen so eingerichtet sein, dass ein Austritt 
des Staubes in die Arbeitsräume thunlichst vermieden wird. Sie müssen, sofern 
nicht durch andere Vorkehrungen eine Verstaubung nach aussen verhindert ist, 
mit wirksamen Vorrichtungen zur Absaugung des Staubes und zu seiner Ab¬ 
führung nach einer Staubkammer versehen sein. 

§. 4. Die Zuführung des Mahlguts, sowie dessen Aufgeben an die zur 
Vorzerkleinerung dienenden Apparate und an die Feinmühlen muss so einge¬ 
richtet sein, dass eine Staubentwickelung thunlichst verhütet wird. 

Wird die Schlacke den Feinmühlen in Transportgefässen zugeführt, so 
muss die Beschickung so eingerichtet sein, dass die Transportgefässe unmittelbar 
über den Aufgabetrichtern entleert werden und dass, z. B. durch theUweise 
Ummantelung der Aufgabestellen und durch Staubabsaugung, das Eindringen 
von Staub in die Arbeitsräume thunlichst verhindert wird. 

Wird die Schlacke den Feinmühlen in Transportgefässen zugeführt, so 
muss die Beschickung so eingerichtet sein, dass die Transportgefässe unmittelbar 
über den Aufgabetrichtern entleert werden und dass, z. B. durch theUweise 
Ummantelung der Aufgabestellen und durch Staubabsaugung, das Eindringen 
von Staub in die Arbeitsräume thunlichst verhindert wird. 

§. 5. Die Aussenwandungen und Fagen der Mühlen, der Zerkleinerungs¬ 
und sonstigen staubentwickelnden Apparate, der Staubleitungen und Staub¬ 
kammern müssen staubdicht sein; entstehende Undichtigkeiten sind sofort zu 
beseitigen. 

Die Staubleitungen und Staubkammern müssen so eingerichtet sein, dass 
sie im regelmässigen Betriebe von aussen gereinigt und entleert werden können. 

§. 6. Reparaturarbeiten an den im §. 5 bezeichneten Apparaten und 
Einrichtungen, bei denen die Arbeiter der Einwirkung von Schlackenstaub aus¬ 
gesetzt sind, darf der Arbeitgeber nur von solchen Arbeitern ausführen lassen, 
welche von ihm gelieferte, zweckmässig eingerichtete Respiratoren oder andere, 
Mund und Nase schützende Vorrichtungen, wie feuchte Schwämme, Tücher 
u. s. w., tragen. 

§. 7. Das Schlackenmehl darf nur unter Vorsichtsmassregeln so aus den 
Mühlen und Staubkammern entleert und in die zur Lagerung losen Mehles 
dienenden Räume (Silos) verbracht werden, dass eine Staubentwickelung thun¬ 
lichst verhindert wird. 

§. 8. Die Abfüllung des Mehles in Säcke (Absackung) an den Ausläufen 
der Mühlen, der Transporteinrichtungen und Staubkammern darf, wenn nicht 
eine Staubentwickelung durch andere Vorkehrungen verhindert ist, nur unter 
der Wirkung einer ausreichenden Absaugevorrichtung erfolgen. 

§. 9. Säcke, in denen das Mehl in Stapeln gelagert wird, dürfen keine 
geringere Stärke und Dichtigkeit haben als diejenigen, die im Handel mit dem 
Gewicht von vierzehn Unzen bezeichnet werden; Säcke, in denen das Mehl in 
Stapeln von mehr als 3,5 m Höhe gelagert wird, dürfen nicht unter fünfzehn 
Unzen haben. 

Die Lagerung von Mehl in Säcken muss in besonderen, von anderen Be¬ 
triebsräumen getrennten Räumen geschehen. In den Mühlräumen dürfen 
höchstens die Säcke der letzten Tagesproduktion verbleiben. 

Von den Bestimmungen des Abs. 1 können Ausnahmen durch die höhere 
Verwaltungsbehörde bewilligt werden, soweit ihr der Nachweis erbracht wird, 
dass nach der Betriebsweise oder nach der Beschaffenheit des zu lagernden 
Mehles ein häufigeres Zerreissen der Säcke und Verstäuben des Mehles aus¬ 
geschlossen ist. 

§. 10. Als lose Masse darf Mehl nur in besonderen Lagerräumen (Silos) 
aufbewahrt werden, die gegen alle anderen Betriebsräume dicht abge¬ 
schlossen sind. 
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Es müssen Einrichtungen dahin getroffen sein, dass ein Betreten der Silos 
bei ihrer Entleerung und beim Abfällen des in ihnen lose gelagerten Mehles in 
Säcke vermieden wird. 

Sofern nicht durch andere Vorkehrungen eine Staubentwickelung bei der 
Absackung verhindert ist, darf letztere nur unter der Wirkung einer aus¬ 
reichenden Absaugevorrichtung erfolgen. 

§. 11. Die Fussböden der im §. 1 bezeichnten Räume sind, sofern 
Arbeiter in denselben beschäftigt werden, vor Beginn jeder Arbeitsschicht oder 
während jeder Schicht in einer Arbeitspause feucht zu reinigen. Während des 
Reinigens darf den damit nicht beschäftigten Arbeitern der Aufenthalt in diesen 
Räumen nicht gestattet werden. 

§. 12. Der Arbeitgeber darf nicht gestatten, dass die Arbeiter Brannt¬ 
wein mit in die Anlage bringen. 

§. 13. In einem staubfreien Theil der Anlage muss ftlr die Arbeiter ein 
Wasch- und Ankleideraum und getrennt davon ein Speiseraum vorhanden sein. 
Diese Räume müssen sauber und staubfrei gehalten und während der kalten 
Jahreszeit geheizt werden. 

In dem Wasch- und Ankleideraume müssen Wasser, Seife und Hand¬ 
tücher sowie Einrichtungen zur Verwahrung derjenigen Kleidungsstücke, welche 
vor Beginn der Arbeit abgelegt werden, in ausreichender Menge vorhanden sein. 

§. 14. ln denjenigen Räumen der Anlage, in welche Thomasschlacke oder 
Thomasschlackenmehl eingebracht wird, darf Arbeiterinnen und jugendlichen 
Arbeitern die Beschäftigung und der Aufenthalt nicht gestattet werden. 

Diese Bestimmung hat bis zum 30. Jnni 1909 Gültigkeit. 

§. 15. Die Beschäftigung der Arbeiter, welche beim Zerkleinern oder 
Mahlen der Thomasschlacke, sowie beim Abfällen, Lagern oder Verladen des 
Thomasschlackenmehls verwendet werden, darf täglich die Dauer von zehn 
Stunden nicht überschreiten. Zwischen den Arbeitsstunden müssen Pausen von 
einer Gesammtdauer von mindestens zwei Stunden, darunter eine Pause von 
mindestens einer Stande gewährt werden. 

§. 16. Der Arbeitgeber darf zu den im §. 15 bezeichnten Arbeiten nur 
solche Personen eicstellen, die ihm nicht als Gewohnheitstrinker bekannt sind 
und welche die Bescheinigung eines von der höheren Verwaltungsbehörde dazu 
ermächtigten Arztes darüber beibringen, dass bei ihnen Krankheiten der Ath- 
mungsorgane nicht nachweisbar sind. Die Bescheinigungen sind zu «annnmln, 
aufzubewahren und dem Aufsichtsbeamten (§. 139 b der Gewerbeordnung) auf 
Verlangen vorzulegen. 

§. 17. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zur Kontrole über den Wechsel 
und Bestand sowie über den Gesundheitszustand der Arbeiter ein Buch zu 
führen oder durch einen Betriebsbeamten führen zu lassen. Er ist für die 
Vollständigkeit und Richtigkeit der Einträge, soweit sie nicht etwa von einem 
Arzte bewirkt werden, verantwortlich. 

Dieses Kontrolbuch muss enthalten: 

1. den Namen dessen, welcher das Buch führt; 

2. Vor- und Zunamen, Alter, Wohnort, Tag des Ein- und Austritts jedes 
Arbeiters; 

3. den Tag und die Art der Erkrankung eines Arbeiters; 

4. den Namen des Arztes, welcher den Arbeiter bei der Krankornnftldung 
etwa untersucht bat; 

5. den Tag der Genesung eines Arbeiters oder seines Todes. 

§. 18. In jedem Arbeitsraume sowie in dem Ankleide- und dem Speise¬ 
raume muss eine Abschrift oder ein Abdruck der §§. 1 bis 17 dieser Vorschriften 
an einer in die Augen fallenden Stelle aushängen. 

§. 19. Die vorstehenden Bestimmungen treten mit dem 1. Juli 1899 
in Kraft. 

Soweit in einzelnen Betrieben znr Durchführung der in den §§. 1 bis 5, 
7, 8, 10, 13 enthaltenen Bestimmungen umfangreiche Aenderungen der Betriebs¬ 
einrichtungen erforderlich sind, kann die höhere Verwaltungsbehörde hierzu 
Fristen von höchstens einem Jahre, vom Inkrafttreten (Abs. 1) dieser Be¬ 
stimmungen ab gerechnet, gewähren. 
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B. Hönigreioh Württemberg. 

Gebühren der Aerzte, Zahnärzte, Wundärzte zweiter Abthei- 
lnng und Hebammen. 1 ) Königliche Verordnung vom 17. März 1899. 

I. Gebühren für amtliche Verrichtungen und Verrichtungen im 

amtlichen Auftrag. 

' §. 1. Die Gebühren, welche den Aerzten .... für amtliche Verrich¬ 

tungen oder für Verrichtungen im amtlichen Auftrag zustehen, sind in der Anlage 
verzeichnet. 

Wenn die Verrichtung zu den durch den Gehalt belohnten ordentlichen 
Amtsobliegenheiten gehört, besteht ein Anspruch auf Gebühren mit Ausnahme 
von Diäten und Reisekosten, sowie der besonders ausgesetzten Entschädigungen 
für entgehenden Erwerb nicht. 

§. 2. Insoweit für den Gebtthrenansatz ein Rahmen aufgestellt ist, ist 
die Gebühr nach der Schwierigkeit des Geschäfts und nach dem Zeitaufwand 
zu berechnen. 

Wird der Mindestbetrag der festgesetzten Gebühr überschritten, so ist 
die Berechtigung des höheren Ansatzes näher zu begründen. 

II. Gebühren für Geschäfte der Privatpraxis. 

§. 3. Die Gebühren für die beruflichen Leistungen der approbirten Aerzte, 

.in der Privatpraxis werden vorbehältlich der nachstehenden allgemeinen 

Bestimmungen durch das Ministerium des Innern festgesetzt. 

§. 4. Die Gebührenordnung ist bindend für Forderungen des Heilper¬ 
sonals an öffentliche Kassen, soweit nicht Anstellungsdekrete oder besondere 
Verträge etwas Anderes bestimmen. Ausserdem dient sie als Richtschnur für 
die Bemessung der Vergütung für gesetzlich gebotene Verrichtungen und als 
Norm für streitige Fälle beim Mangel einer Vereinbarung (vergl. §. 80 Abs. 2 
der Reichsgewerbeordnung). 

§. 5. Bei Gebühren, für welche ein Rahmen besteht, gelangen die 
niedrigsten Sätze zur Anwendung: 

a) wenn nachweisbare Unbemittelte oder Armenverbände die Zahlungs¬ 
pflichtigen sind; 

b) wenn für die Zahlung andere juristische Personen des öffentlichen Rechts, 
oder juristische Personen, welche wohlthätige Zwecke verfolgen, oder Ge¬ 
nossenschaften, Anstalten, Kassen, einschliesslich der eingeschriebenen 
Hülfskassen, welche einer gesetzlichen Unfall-, Invaliditäts-, Alters-, Kranken¬ 
versicherung dienen, aufzukommen haben. 

In den Fällen lit. b ist ausnahmsweise die Ueherschreitung des niedrigsten 
Gebührensatzes zulässig, wenn besondere Schwierigkeiten der Leistung oder das 
Maass des Zeitaufwands einen höheren Ansatz rechtfertigen. 

§. 6. Im Uebrigen ist die Höhe der Gebühr innerhalb der festgesetzten 
Grenzen nach den besonderen Umständen des einzelnen Falles, insbesondere nach 
der Beschaffenheit und Schwierigkeit der Leistung, dem Zeitaufwand und den 
Vermögens- und Einkommensverhältnissen des Zahlungspflichtigen, sowie unter 
Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse zu bemessen. 

§. 7. Verrichtungen, welche in der Gebührenordnung nicht besonders 
aufgeführt sind, sind nach Massgabe derjenigen Sätze zu berechnen, welche für 
ähnliche Verrichtungen gewährt werden. 

§. 8. Auf Verlangen des Zahlungspflichtigen ist eine Rechnung auszu- 
steilen, in welcher die einzelnen Leistungen und die dafür beanspruchten Ge¬ 
bühren bezeichnet sind. 

Gebührenanrechnungen, welche an Behörden, Krankenkassen u. 8. w. ein¬ 
gereicht werden, müssen auf Papier in Kanzleiformat geschrieben, in’s Einzelne 
berechnet, mit dem Namen des Kranken und, sofern es die Behörden, Kranken¬ 
kassen u. s. w. verlangen, mit genauer Angabe der an dem Kranken behandelten 
Krankheit oder Verletzung versehen sein. 

III. Schlussbestimmung 

Gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Mai 1899 in Wirksamkeit 

Mit diesem Tage treten die Bestimmungen der K. Verordnung vom 


’) Von einem Abdruck der Gebühren für Zahnärzte, Wundärzte zweiter 
Abtheilung und der Hebammen ist mit Rücksicht auf den zur Verfügung ste¬ 
henden Raum Abstand genommen. 
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4. November 1875, betreffend eine neue Medizinaltaxe (Reg.-Blatt S. 540), so¬ 
weit dieselben sich nicht aal die Thierftrzte beziehen, ausser Geltang. 

Unsere Ministerien der Justiz and des Innern sind mit der Vollziehung 
dieser Verordnung beauftragt. 

L 

. Gebühren der Aerzte.für amtliche Verrichtungen und für 

Verrichtungen im amtlichen Aufträge. 

A. Gebühren für Aerzte. 

1. Für die Besichtigung und Oeffnung einer Leiche zu ge- Mark 


richtlichen Zwecken einschliesslich des Protokolls und vorläufigen 
Gutachtens jedem der beiden Aerzte: 

a) bei weit vorgeschrittener Verwesung. 20 

b) bei sehr umständlicher anatomischer Untersuchung einzelner 

Körpertheile, besonders mit Hülfe des Mikroskops. 16 

c) in den übrigen Fällen. 12 

2. Für eine Leichenbesichtigung und Leichenöffnung zu poli¬ 
zeilichen Zwecken sammt Erfundbericht und Gutachten .... 12 


3. Für die Besichtigung eines Leichnams, ausgegrabener oder 
aufgefundener Leichentheilen zu gerichtlichen Zwecken sammt 
Protokoll und vorläufigem Gutachten: 
a) bei weit vorgeschrittener Verwesung oder sehr grosser Umständ¬ 


lichkeit der Untersuchung. 10 

b) in den übrigen Fällen. 8 

4. Für eine solche (Ziff.3) zu polizeilichen Zwecken sammt 

Erfundbericht .. 3 

5. Für das vollständige Scblussgutachten über eine gerichtliche 
Obduktion sammt den etwa nachgeforderten Erläuterungen .... 8—20 

6. Für die Berathung und Mitvollziehung des Schlussgutachtens 

dem zweiten Arzt.3—5 

Falls der zweite Arzt nach Lage der Sache die Erstattung 
eines gesonderten vollständigen Schlussgutachtens für erforderlich er¬ 
achtet, kann er die Gebühr Ziff. 5 anrechnen. 

7. a) Für die Untersuchung einer Person bezüglich ihrer Körperbe¬ 


schaffenheit im Allgemeinen oder zur Konstatirung eines äusseren 
Gebrechens oder einer Verletzung oder einer inneren Krankheit 


einschliesslich der Geisteskrankheiten sammt Erfundbericht ohne 

weitläufigere gutachtliche Ausführung.4—6 

b) für die mikroskopische, bakteriologische und chemische Unter¬ 
suchung von Flecken jeder Art, Haaren, Gewebstheilen u. s. w. 
mit Einschluss des Berichts.3—20 


8. Für ein von der Behörde verlangtes ausführliches, mit wissen¬ 

schaftlichen Gründen unterstütztes, nicht bereits im Termin zu Pro¬ 
tokoll gegebenes Gutachten, es mag dasselbe den körperlichen oder 
geistigen Zustand einer Person oder die Beschaffenheit einer Sache 
betreffen.8—25 

Ausnahmsweise darf über den Höchstsatz bis zum Anderthalb¬ 
fachen hinausgegangen werden in solchen Fällen, iu denen die Leistung 
einen so ausserordentlichen Aufwand an Zeit, Mühe und Fleiss er¬ 
fordert, dass derselbe selbst durch den höchsten ordentlichen Taxan- 
satz nicht vergütet sein würde. 

9. Sind zu der verlangten sachkundigen Ermittelung besondere 

Besuche nöthig, für jeden Besuch.2—4 

Falls mehr als drei Vorbesuche nothwendig sind, ist darüber an 
die auftraggebende Behörde zu berichten. 

10. Die ärztlichen Mitglieder des Medizinalkollegiums und die 
Direktoren der Staatsirrenanstalten haben für Obergutachten den 
anderthalbfachen Betrag der Sätze in Ziff. 7, 8, 9 und 13 lit. b zu 
beanspruchen. 

11. Für die Reinschrift grösserer Berichte und Gutachten können 
sich die Aerzte fremder Hülfe bedienen und die dafür gehabten Baar- 
auslagen in Rechnung stellen. 
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12. In Epidemiefttllen, welche in Staatsfttrsorge stehen, bei Tag Mark 
oder Nacht: 

a) für aämmtlicbe Besuche, welche der amtlich bestellte Arzt in 
einem oder mehreren Orten macht, einschliesslich der vorge¬ 
schriebenen Berichte, Leitung der Desinfektion, Berathung der 
Behörden nnd kleinerer Operationen, wie Entnahme von Diph¬ 
theriemembranen, subkutane Injektionen n. s. w. 

a) wenn die Zahl der besuchten Kranken nicht mehr als 5 be¬ 
trägt, täglich. 3 

ß) bei einer grösseren Zahl von Kranken für die einzelnen 
Krankenbesuche, sowie für die Berathungen im Hanse des 
Arztes die Hälfte der für die Privatpraxis gütigen niedrigsten 

Taxbeträge bis zum Höchstbetrage von. 20 

für einen Tag; 

b) für grössere Operationen die Hälfte der für die Privatpraxis 
festgesetzten niedrigsten Sätze; 

c) für die Vornahme der vollständigen Sektion eines Verstorbenen, 
der als epidemiekrank unter Staatsfürsorge behandelt war, wenn 


dieselbe im allgemeinen Interesse für geboten erachtet wird . . 12 

wenn nnr eine Körperhöble geöffnet wird. 6 

d) für Vornahme einer bakteriologischen Untersuchung zur Fest¬ 
stellung einer Krankheitsdiagnose.3—20 


Dem Medizinalkollegium bleibt Vorbehalten, statt der tax- 
mässigen Reisekosten einschliesslich der Versäumnissgebühr Aversal- 
entschädigungen zu gewähren. 

13. Für das Anwohnen bei Verhandlungen vor amtlichen Stellen 
(Terminen) nnd für sonstige nicht besonders taxirte Verrichtungen, 
wenn der Arzt als Sachverständiger an seinem Wohnort in An¬ 
spruch genommen wird: 

a) als Entschädigung für Versäumniss der Zeit zwischen Abgang 
von und Rückkehr zur Wohnung (Versäumnissgebühr) für jede 

angefangene Stunde. 2 

bis znm Höchstbetrage von. 12 

für den ganzen Tag bis zu 24 Stunden; 

b) als Vergütung für seine Mühewaltung nach Festsetzung der zu¬ 
ständigen Behörde.4—10 

und in den Fällen, in welchen ein von demselben Sachverständigen 
ausgearbeitetes schriftliches Gutachten nicht vorliegt .... 6—16 

14. Bei Verrichtungen ausserhalb des Wohnorts dürfen 
vorbehältlich der Bestimmungen in Ziff. 15 und 16 ausser der be¬ 
sonders ausgesetzten Verrichtungsgebühr oder der in den Fällen der 
Ziff. 13 an deren Stelle tretenden Gebühr für die Mühewaltung ange¬ 
rechnet werden: 

a) Versäumnissgebühr, d. h. Entschädigung für den durch 
die Abwesenheit vom Wohnort einschliesslich des Reisens veran- 
lassten besonderen Zeitaufwand und Diät, d. h. Vergütung der 
auswärts erforderlichen Zehrung: für jede Stunde der noth- 


wendigen Abwesenheit von Haus. 2 

bis zum Höchstbetrage von. 18 


für einen vollen Tag bis zu 24 Standen; 
b) Ersatz der Reiseauslagen: 

a) wenn uud soweit Eisenbahn, Dampfboot oder Post zur Reise 
benutzt werden können, die Auslagen an Fahrgebübr II. Klasse 
bei Eisenbahnen, I. Klasse bei Dampfbooten, Fahrtaxe der 
Post; ausserdem als Entschädigung für sämmtliche Nebenaus¬ 
lagen die halbe Taxe für einen Platz in II. Klasse eines ge¬ 
wöhnlichen Eisenbahnzuges, für einen Platz in I. Klasse eines 
Dampfbootes und die halbe Taxe für einen Platz bei der Post, 
ß) soweit die Benutzung der Eisenbahn, des Dampfbootes oder 
der Post nicht möglich ist, für jeden zurückgelegten Kilo¬ 
meter 40 Pfg., wobei Bruchtheile eines Kilometers als volle 
Kilometer angerechnet werden dürfen. 

Wenn die Verrichtungsgebühr für die Mühewaltang (Ziff. 13 












80 


Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


lit. b) den Betrag von 10 Mark tibersteigt, so wird die Gebühr lit. a Mark 
um den Mehrbetrag, jedoch nicht unter den Betrag von 12 Mark 
gekürzt. 

15. Die ärztliche Praxis ausübenden Mitglieder des Medizinal¬ 
kollegiums erhalten bei Verrichtungen ausserhalb ihres Wohnortes 
ausser der etwaigen Gebühr für das Geschäft (Verrichtungsgebühr 
oder in den Fällen der Ziff. 13 Gebühr für die Mühewaltung): 

a) Diäten und Reisekosten nach den Bestimmungen des Diäten¬ 
regulativs vom 28. Juni 1873 (Reg.-Blatt S. 269), 

b) für entgehenden Erwerb auf einen vollen Tag (volle 8—24 


Stunden). 10 

für weniger als 8 und mehr als 2 Stunden. 6 


Dieselben Bezüge kommen den Oberamtsärzten zu bei Ver¬ 
richtungen ausserhalb des Oberamtsbezirks, für welchen sie ange¬ 
stellt sind. 

Andere im Staatsdienst angestellte Aerzte, denen die Ausübung 
der ärztlichen Praxis nicht gestattet ist, erhalten die gleichen Bezüge 
mit Ausnahme der Entschädigung für entgehenden Erwerb. 

16. Die Oberamtsärzte und Oberamtswundärzte erhalten bei 
auswärtigen Verrichtungen innerhalb ihres Amtsbezirks, als Gesammt- 
entschädigung für entgehenden Erwerb, Diäten und Reisekosten: 


für den vollen Tag. 15 

für den halben Tag. 10 


Für die Berechnung der Aversalentschädigung sind die hin¬ 
sichtlich der Aversalentschädigung der Bezirksbeamten geltenden Be¬ 
stimmungen (§. 3 des Diätenregulativs) massgebend. 

II. 


Gebühren der approbirten Aerzte für die Geschäfte der Privatpraxis. 
Verfügung des Ministeriums des Innern vom 25. März 1899. 

• Auf Grund des §. 3 der Königlichen Verordnung vom 17. März d. J., 
betreffend die Gebühren der Aerzte (Reg.-Blatt S. 274) werden die Gebühren 
für die beruflichen Leistungen der approbirten Aerzte in der Privatpraxis mit 
Wirkung vom 1. Mai d. J. an festgesetzt, wie folgt: 

Gebühren für approbirte Aerzte. 

Allgemeine Verrichtungen. Mark 


1. a) Erster Besuch des Arztes bei dem Kranken.2—10 

b) jeder folgende im Verlaufe derselben Krankheit . . . 1—5 

2. a) Erste Berathung eines Kranken ohne Besuch.1—6 

b) jede folgende Berathung in derselben Krankheit . . . 1—3 


3. Die Gebühr für den Besuch bezw. die Berathung schliesst 
die Untersuchung des Kranken und die Verordnung mit ein. 

Findet jedoch eine besonders eingehende Untersuchung eines 
oder mehrerer Organe unter Anwendung des Augen-, Ohren-, Nasen-, 
Kehlkopf-, Scheiden-, Mastdarm-Spiegels statt, oder werden die Seh¬ 
kraft, der Brechungszustand der Augen oder etwaige Farbenblindheit 
bestimmt, so können neben der Gebühr Ziff. 1 und 2 hierfür besonders 
berechnet werden. 1 

4. Muss der Arzt nach der Beschaffenheit des Falles oder auf 
Verlangen des Kranken oder seiner Angehörigen länger als eine 
Stunde verweilen, so stehen ihm ausser der gewöhnlichen Besuchs- 
gebühr noch für Zeitversäumniss zu für jede weitere angefangene Stunde 3 

5. Mehr als zwei Besuche an einem Tage können nur dann 
berechnet werden, wenn dieselben im Einverständniss mit dem Kranken 
oder den Angehörigen desselben erstattet wurden oder nach der Be¬ 
schaffenheit des Falles nothwendig waren. 

6. Sind bei einem Besuche mehrere zu einer Familie gehörende 
und in derselben Wohnung befindliche Kranke gleichzeitig zu behandeln, 
so ermässigt sich der Gebührensatz für die zweite und jede folgende 
Person auf die Hälfte der Ansätze in Ziff. 1. 

7. Für Besuche oder Berathungen, welche in der Zeit zwischen 
9 Uhr Abends und 7 Uhr Morgens (Nachtzeit) verlangt oder noth- 
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wendig werden, beträgt die Gebühr das Doppelte der in Ziff. 1, 2 und Mark 
4 enthaltenen Sätze, jedoch nicht unter .. 3 


8. Für Besuche, welche am Tage auf Verlangen des Kranken 
oder seiner Angehörigen sofort nach der Berufung des Arztes oder zu 
einer fest bestimmten Stunde gemacht werden, erhöht sich die Gebühr 
auf das Doppelte der Sätze in Ziff. 1. 

9. Wird bei einem Besuche oder einer Berathung eine der¬ 
jenigen Verrichtungen vorgenommen, für welche eine besondere Ge¬ 
bühr festgesetzt ist, so bleibt es dem Arzte freigcstellt, die Gebühr 
filr den Besuch bezw. die Berathung oder die Gebühr für die Ver¬ 
richtung zu berechnen. 

Eine Anrechnung für den Besuch bezw. die Berathung neben 
der Gebühr für die Verrichtung ist jedoch insoweit zulässig, als die 
Anrechnung im Ganzen für Hülfcleistungen bei Tage den Betrag von 
5 Mark und für Hülfeleistungcn bei Nachtzeit den Betrag von 15 Mark 
— Reisekosten nicht eingerechnet — nicht überschreitet. 

10. Für die unter Zustimmung des Kranken oder seiner An¬ 
gehörigen erfolgte mündliche Berathung mit anderen Aerzten ge¬ 


bühren jedem der betheiligten Aerzte einschliesslich des Besuches 

a) für die erste Berathung.5—20 

b) für jede folgende Berathung.5—10 

bei Nacht das Doppelte dieser Sätze. 

11. Jedem als Beistand bei einer anderweitigen ärztlichen Ver¬ 
richtung (Operation, Leichenöffnung u. s. w.) hinzugezogenen weiteren 
Arzte ..5—50 


jedoch nicht mehr als die Hälfte der für die betreffende Verrichtung 
zulässigen Gebühr. 

12. In den Fällen zu Ziff. '7, 8,10 und 11 kann auch innerhalb 

des Wohnortes des Arztes, wenn letzterer mehr als 2 km von dem 

Kranken entfernt wohnt, Vergütung der thatsächlich erwachsenen 
Fahrauslagen beansprucht werden. 

13. Befindet sich der Kranke ausserhalb des Wohnortes des 

Arztes uud zwar nicht unter 1 km von der Grenze des Wohnortes 

und nicht unter 2 km von der Wohnung des Arztes entfernt, so hat 
der Arzt ausser der Gebühr für den Krankenbesuch bezw. für die be¬ 
sonders taxirte Verrichtung anzusprechen: 

für Zeitversäumniss, Fukrkosten und Zehrung eine Reiseent¬ 
schädigung von. 0,60—1 

für jeden zurückgelegten Kilometer, wobei jeder augefangene 
Kilometer für voll gerechnet wird. 

Die über den Satz von 50 Pfg. hinausgehenden Ansätze dürfen 
beispielsweise hei Nachtreisen, bei höheren Fuhrwerksauslagen u. s. w. 
berechnet werden; die Berechnung des höheren Satzes ist aber in der 
Rechnung besonders zu begründen. 

Bei Reisen, welche ganz oder in der Hauptsache mit der Eisen¬ 
bahn gemacht werden, darf der Mindestsatz nicht überschritten werden. 

Wenn hierbei die Reiseentschädigung gleichwohl mehr betragen würde 
als 3 Mark für jede angefangene Stunde der nothwendigen Abwesen¬ 
heit von Hause zuzüglich der thatsächlich erwachsenen Fahranslagen, 
so darf nur dieser Betrag in Rechnuug gestellt werden. 

Wird dem Arzt das Gefährt gestellt, so ist bei Berechnung 
der Reiseentschädigung ein entsprechender Abzug für die freie Fahrt 
zu machen. 

14. Besucht der Arzt mehrere ausserhalb seines Wohnorts be¬ 
findliche Kranke auf einem Weg, so sind die Gebühren für die Reise 
(Ziff. 13) in angemessener Weise auf die einzelnen Verpflichteten zu 
vertheilen. 

15. Wird der Arzt hei Gelegenheit der Besuche gemäss Ziff. 13 
und 14 noch von anderen Kranken in Anspruch genommen, so stehen 
ihm gegenüber den Letzteren die Sätze in Ziff. 1 und 2, bezw. die 
Gebühren für die besonders taxirte Verrichtung zu. 

16. a) Für ein ärztliches Zeugniss . . . 


1—5 
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falls eine besondere Untersuchung dann nöthig ist, Mark 

mindestens . 2 

Anmerkung: 

Eine einfache Erankheitsbescheinignng für Vorgesetzte, 
Krankenkassenvorstände and dergl. während eines Be¬ 
suches oder einer Berathung gilt nicht als ärztliches 
Zeagniss im Sinne dieser Ziffer. Die Belohnung hierfür 
ist unter der Besuchs* bezw. Berathungsgeböhr begriffen. 


b) für einen ausführlichen Krankheitsbericht oder eine aus¬ 
führliche schriftliche Berathang.3—10 

c) für ein wissenschaftlich begründetes Gutachten .... 6—20 

17. Für einen Brief ärztlichen Inhalts an einen Kranken, an 

seine Angehörigen oder einen Arzt.2—5 

18. Für die Besichtigung and äussere Untersuchung einer Leiche 

nebst Ausstellung einer knrzen Bescheinigung.3—6 

19. a) Für die Sektion einer Leiche nebst kurzer Bescheinigung 10—30 

b) wenn nur eine Körperhöhle eröffnet wird.5—15 

20. Für einen ausführlichen schriftlichen Sektionsbericht . . 5—10 

21. Für eine mikroskopische oder bakteriologische Untersuchung 3—20 

22. Für eine qualitative chemische Urinuntersuchung .... 1—5 


23. Für eine chemische Untersuchung des Magensaftes oder 

Mageninhalts.3—6 

24. Die Auslagen für die Reinschrift umfangreicher Erfand- 
berichte and Gutachten können in Rechnung gestellt werden. 

25. Die Instrumente und Verbandmittel, welche entweder nur 
einen einmaligen Gebrauch erlauben oder wegen besonderer Umstände 
vernichtet werden müssen, oder welche der Kranke zu fernerer An¬ 
wendung für sich behält, sind dem Arzt zu liefern oder ihrem Werthe 
nach zu vergüten. 

26. Länger dauernde Wiederholungen einer und derselben 
mechanischen Hülfe (Anlegung des Katheters, der Kerze, der Magen¬ 
sonde, hydropathische Einwickelungen, Massage, subkutane Ein¬ 
spritzungen, Anwendung der Elektrizität u. s. w) sind in der Weise 
za berechnen, dass für die drei ersten Male die volle Gebühr, für die 
folgenden Male nur je die Hälfte der letzteren, jedoch nicht unter 
1 Mark, ausgesetzt werden darf. 

27. a) Bei Operationen, Knochenbrüchen und Verrenkungen 

können für die Nachbehandlung (ausser den für die¬ 
selben eingesetzten Gebührenansätzen) nur die Besuche 
bezw. Berathungen angerechnet werden, 
b) Sind sehr zeitraubende und mühsame Verbände, operative 
Eingriffe oder sonstige besondere Massnahmen, wie 
Massage, Elektriairen u. s. w. nöthig, so können diese 
in Anrechnung gebracht werden. 

Die Einschränkung in Ziff. 9 findet auch auf die 
Ziff. 27 Anwendung. 

Gebühren für besondere ärztliche und wundärztliche 


Verrichtungen. 

28. Impfang der Schutzpocken einschliesslich der Nachschau 

und Ausstellung des Impfscheins.3—5 

29. Ein Klystier. 1—2 

30. Eine vollständige hydropathische Ein Wickelung .... 1—4 

31. Leitung eines Bades.1—6 

32. Massage, Heilgymnastik, jede Sitzung.2—5 

33. Anwendung des Glüheisens, des Thermo- und Galvano¬ 
kauters, soweit keine besondere Gebührenansätze vorgesehen sind . . 3—20 

31. Anwendung des konstanten oder induzirten Stromes der 
statischen Elektrizität.2—10 

35. Wiederbelebungsversuche bei Verunglückten oder Schein- 

todten.4—20 

36. a) Ausführung der Narkose ausser dem Ersatz für das ge¬ 

brauchte Mittel.5—IQ 
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b) erfolgt die Narkose behofs Ausführung einer Operation, Mark 
eines Verbandes n. s. w., für welche der Arzt mindestens 
10 Mark za beanspruchen hat, so ist für die Narkose 
keine besondere Anrechnung zulässig. 

37. Einspritzung (ausser dem Betrag für das eingespritzte 
Heilmittel) 

a) unter die Haut.1—3 

b) in eine Blutader.2—6 

38. Schröpfen bis zu 6 Köpfen. 2 

für jeden weiteren Kopf. 0,25 

39. Ansetzen von Blutegeln bis zu 5 Stück. 1,50 

für jeden weiteren . 0,30 

40. Aderlass.3—5 

41. Anlegung eines grösseren festen oder Streckverbandes . . 5—15 

42. Entfernung eines solchen Verbandes (Ziff. 41).2—5 

43. Entleerung von Flüssigkeit mittels Einstichs 

a) aus dem Wasserbruch.3—10 

b) aus der Brust* oder Bauchhöhle, Eierstockszyste . . . 10—25 

44. Oeffnen eines oberflächlichen Abszesses.2—6 

45. Oeffnen eines tiefliegenden Abszesses.10—40 

46. Ausrottung kleiner und leicht zu operirender Geschwülste, 

Mutteruiäler, Feigwarzen, Polypen.3—15 

47. Ausrottung grösserer und komplizirter Gsschwülste . . . 30—200 

48. a) Erster Verband einer kleineren Wunde, einer Ver¬ 

brennung, eines Geschwürs oder einer Quetschung sammt 

der etwa nothwendigen Naht.2—10 

b) für jeden folgenden Verband.1—2 

49. a) Erster Verband einer grossen Wunde, einer ausgedehnten 

Verbrennung, eines grossen Geschwürs sammt etwa noth- 

wendiger Naht.10—30 

b) für jeden folgenden Verband ein Drittel des Ansatzes a. 

50. Blutige Wund- und Fistelspaltung, Einschnitte .... 2—10 

51. Entfernung fremder Körper aus den natürlichen Oeffnungen 2—10 

52. Herausnahme fremder Körper und Knochensplitter bei 

Schusswunden .5—10 

53. Knochenaufmei8selung.20—100 

54. Knochenzerbrechung.10—50 

55. Osteotomie.20-80 

56. Osteotomie an der Hüfte.40—150 

57. Operation des Klumpfusses. . 15—60 

58. Gewaltsame Lockerung oder Streckung grosser Gelenko . 10—40 

59. Gelenkscbnitt zur Drainage oder Fremdkörperentfernung . 10—80 

60. a) Kontinuitätsresektion eines Gelenks. 30—250 

b) Ausrottung einer Gelenkskapsel. 30—200 

61. Kontinuitätsresektion eines Knochens.20—100 

62. a) Totalresektion von Ober- oder Unterkiefer. 50—200 

b) Resektion der Fass- oder Handwurzelknochen .... 20—100 

63. Trennung verwachsener Finger oder Zehen.5—30 

64. Absetzung oder Auslösung von Gliedern, und zwar: 

a) des Oberarms, Unterarms, Unterschenkels.40—150 

b) des Oberschenkels. 40—200 

c) des Fnsses oder der Hand.30—120 

d) eines Fingers, einer Zehe oder einzelner Glieder derselben 5—20 

65. Ausrottung eines Finger- oder Zehennagels ...... 3—6 

Beinbrüche und Verrenkungen. \ 

66. Einrichtung und Verband gebrochener Knochen, und zwar: 

a) eines Gesichtsknochens, eines Schulterblattes.3—10 

b) einer oder mehrerer Rippen.2—10 

c) der Knochen des Beckens, der Hand- oder Fusswurzel, 

der Mittelhand, des Mittelfasses.6—10 

d) des Schlüsselbeins.6—20 

e) des Ober- und Unterarms.10—20 

f) des Unterschenkels.15—25 
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g) des Oberschenkels.20—50 

h) der Kniescheibe.15—30 

i) Naht der Kniescheibe.25—60 

k) eines oder mehrerer Finger oder Zehen.3—10 

67. Sind die Knochenbräche mit Durchbohrung der Haut kom- 
plizirt, tritt eine Erhöhung der Ans&tze in Ziff. 66 ein um . . . . 10—50 

68. Einrichtung und Verband verrenkter Glieder, und zwar: 

a) des Unterkiefers.5—10 

b) des Oberarms, Unterarms, Unterschenkels.10—30 

c) des Oberschenkels.25—50 

d) der Hand oder des Fusses.10—20 

e) der Finger oder Zehen.3—15 

f) der Wirbel.10—25 

69. Einrichtung und Verband veralteter Verrenkungen das 
Doppelte der Ansätze in Ziff. 68. 

Haut, Nerven, Gefässe, Sehnen. 

70. Anwendung des scharfen Löffels oder der vielfachen Skari- 

fikationen der Haut.2—10 

71. Ueberpffanzen von Hautstücken.3—30 

72. Dnrchschneidung oder blutige Dehnung oder Naht eines 

Nerven (s. auch Ziff. 81).10—50 

73. Operation der Blutaderknoten.5—30 

74. Unterbindung eines grösseren Blutgefässes als selbstständige 

Operation, Operation einer Pulsadergeschwnlst.25—150 

75. Transfusion 

a) mit Kochsalzlösung.15—30 

a) mit Blut.20—60 

76. Sehnennaht.10—40 

77. Durchschneidung von Sehnen und Muskeln.10—30 

Kopf. 

78. a) Einfache Eröffnung der Schädelhöhle.30—150 

b) mit Operation am Gehirn. 40—250 

79. Eröffnung der Kinnbackenhöhle.5—30 

80. Oeffnung des verschlossenen Mundes, Gehörganges, Nasen¬ 
loches .6—30 

81. Durchschneidung eines Gesichtsnerven.20—150 

82. Grössere plastische Operationen: 

Nasen-, Lippen-, Augenlid-, Gaumenbildung, einschliesslich 

der Nachoperationen. 30—200 

83. Operation der Hasenscharte . •..20—150 

84. Ausrottung der Zunge oder eines grösseren Theiles derselben 30—300 

85. Entfernung der Mandel, des Zäpfchens.5—15 

86. Entfernung von adenoiden Wucherungen im Rachen . . 10—40 

87. Blutige Entfernung von Polypen und anderen Geschwülsten: 

a) aus der Nase.6—15 

b) aus dem Nasenrachenraum.20—60 

88. Aetzungen und Abtragungen von Polypen in der Nase: 

a) mit Chemikalien.3—10 

b) mit Glühhitze.5—20 

c) im Wiederholungsfall bei a).2—5 

bei b).3—10 

89. Ausstopfung der Nase: 

a) von vorn.2—5 

b) von vorn und hinten.10—20 

Zähne. 

90. Reinigen sämmtlicher Zähne.. 3—8 

91. a) Ausziehen eines Zahnes oder einer Zahnwurzel .... 1—3 

b) beim Ausziehen mehrerer Zähne oder Wurzeln in der¬ 
selben Sitzung für den zweiten und die folgenden je die 
Hälfte, jedoch nicht unter 1 Mark. 

92. Anbinden eines losen Zahnes.1—3 

93. Für die Füllung einer Zahnhöhle mit plastischem Material 2—6 








































Rechtsprechung and Medizinäl - Gesetzgebung. 85 


einer freiliegenden Palpa oder Extraktion einer solchen Mark 

in derselben Sitzung . . ..2—4 

b) für den zweiten und die folgenden Zähne je die Hälfte. 

95. Fttr jede antiseptische Behandlung einer Zahnhöhle oder 

eines Wurzelkanals.1—1,50 

96. Fttr das Abfeilen störender Ränder oder oberflächlich 
kariOser Stellen: 

a) am ersten Zahn.1—2 

b) an jedem weiteren in derselben Sitzung die Hälfte. 

97. Fttr die Stillung einer übermässigen Blutung nach einer 

Zahnoperation. 2—4 

Ohr. 

98. Kleinere Operationen im QehOrgang einschliesslich der An¬ 
wendung des scharfen Löffels.2—6 

99. Entfernung von Wucherungen oder Fremdkörpern aus dem 
Ohr in veralteten Fällen: 

a) ohne Ablösung der Ohrmuschel.5—20 

b) mit Ablösung.20—50 

100. Durchbohrung des Trommelfells und Ausschneiden desselben 5—15 

101. Durchschneidung der hinteren Trommelfellfalte .... 5—15 

102. Anfrischung der Ränder von Durchbohrungen des Trommel¬ 
fells .3—5 

103. Auslösung von Gehörknöcheln.10—30 

104. Durchschneidung der Sehne des Trommelfellspanners . . 10—20 

105. Anwendung des scharfen Löffels in der Paukenhöhle . . 3—10 

106. a) Anwendung des Katheters oder der Kerze einschliesslich 

Ausspttlung und Lufteinblasungen durch die Eustachische Röhre . . 3—6 

b) Lufteinblasungen allein.1—2 

107. Aufmeisselung des Warzenfortsatzes 

a) in einfachen Fällen.15—40 

b) in schwierigen Fällen .30—100 

Auge. 

108. Ansetzen eines künstlichen Blutegels.2—3 

109. Galvanokaustische Aetzung der Binde- oder Hornhaut . . 5—15 

110. Operation der verengten oder krankhaft erweiterten Lid¬ 
spalte oder der Verwachsung der Lidspalte.5—30 

111. Operation des einwärts gekehrten oder des herabhängenden 

Augenlides.10—60 

112. Operation des auswärts gewendeten Augenlidrandes . . . 10—50 

113. a) Katheterisirung der Thränenwege.2—10 

b) im Falle der Wiederholung.1—3 

114. Operation der Thränensackfistel oder Verödung des Thränen- 

sackes oder Operation der Thränendrttsenfistel.15—50 

115. Ausrottung der Thränendrüse.20—60 

116. Operation der Verwachsung der Augenlider mit dem 

Augapfel.20—80 

117. Operation des Fiügelfelles.10—40 

118. Entfernung von Fremdkörpern 

a) aus der Bindehaut .2-6 

b) aus der Augenhöhle.5—50 

c) aus der Hornhaut.3—15 

d) aus der vorderen Augenkammer.20—50 


119. Schieioperation, einschl. der nothwendigen Nachoperationen 20—100 

120. Tätowirung der Hornhaut in einer oder mehreren Sitzungen 15—20 

121. Eröffnung der vorderen Augenkammer.10—25 

122. Pupillenbildung (Iridektomie).20—100 

123. a) Operation des grauen Staares oder Glaukoms .... 50—200 

b) Nachst&aroperation.20—80 

124. Entfernung des Augapfels..30—100 

125. Auswahl und Einsetzen eines künstlichen Auges .... 2—5 
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Hals und Brost. Mark 

126. Rntfernong eines Fremdkörpers aas der Speiseröhre . . . 6—40 

127. Eröffnung des Schlandkopfes oder der Speiseröhre durch 

Schnitt.50—150 

128. a) Kleinere Operationen innerhalb des Kehlkopfes ein* 

schliesslich Einbringung von Arzneimitteln.3—10 

b) Einbringung von Arzneimitteln allein.1—8 

129. Kehlkopf* oder Luftröhrenschnitt.30—150 

180. Entfernung von Fremdkörpern, Polypen, Neubildungen aus 

dem Kehlkopfe mit oder ohne Spaltung.20—150 

181. Gänzliche oder theilweise Ausrottung des Kehlkopfes . . 50—250 

132. Ausrottung des Kropfes. 50—300 

133. Eröffnung von Kropfzysten durch Stich oder Schnitt . . . 5—30 

184. a) Absetzung einer Brustdrüse.30—100 

b) mit Ausräumung der Achselhöhle und Mitnehmen von 

_1_1_i.'_ P' A rtAA 


iuuoaui|/ni ..... t 

135. Operation des Empyems (Eiteransammlung im Brustranme) 

darch Schnitt.40—80 

Bauch. 

136. a) Anwendung der Magensonde oder Schlundröhre . . . 3—10 

b) mit Magenausspülung oder bei Speiseröhrenverengerung 5—10 

137. Zurückbringung eines eingeklemmten Bruches.10—50 

138. Operation eines eingeklemmten Bruches.40—120 

139. Radikaloperation eines Bruches.50—150 

140. Einbringung von Flüssigkeiten mittelst Mastdarmrohres bei 

innerer Einklemmung, Darmverengerung und dergl.3—10 

141. Anlegung oder Verschluss eines künstlichen oder wider¬ 
natürlichen Afters. 40—150 

142. Operation des verschlossenen Afters.10—SO 

143. Operation der Mastdarmfistel.10—50 

144. Operation des Mastdarmrisses.10—30 

145. Zurückbringung des Mastdarmvorfalls oder eines beweglichen 

Bruches.3—10 

146. Operation von Hämorrhoidalknoten oder des Mastdarmvorfalls 10—80 

147. Ausrottung des Mastdarms oder grösserer Theile desselben 50—250 

148. Eröffnung der Bauchhöhle und Operation an inneren Organen 

derselben... 50—350 

Geschlechtsorgane. 

149. Operation der Phimose oder Paraphimose.6—20 

150. Zurückbringung der Paraphimose.3—10 

151. Plastische Operation am Penis.20—80 

152. Absetzung des Penis.15—50 

153. Katheterisirnng der Harnblase oder Einbringung einer Kerze: 

a) beim Mann.. 2—15 

b) beim Weibe.2—4 

154. Einspritzung in die Harnröhre.1—3 

155. Harnröhrenschnitt: 

a) bei durchgängiger Harnröhre.10—80 

b) bei undurchgängiger oder zerrissener Harnröhre . . . 50—150 

156. Ausspülung der Harnblase und dergl.2—5 

157. Spiegelung der Harnblase (als selbstständige Operation) . 6—20, 

158. Eröffnung der Harnblase durch Stich.6—20 

159. Entfernung fremder Körper oder Steine aus der Harnblase 
mittelst Schnitts oder Zertrümmerung einschliesslich aller Sitzungen: 

a) beim Mann. 60—350 

b) beim Weibe.die Hälfte 

160. Operation eines Blutaderbruches.10—30 

161. Heftpflastereinwickelung des Hodens.1—5 

162. Radikaloperation des Wasserbruches durch Schnitt, In¬ 
jektion n. s. w.20—40 

163. Ausrottung eines oder beider Hoden.. 80—80 

164. Untersuchung einer Frau auf Schwangerschaft, erfolgte Ge¬ 
burt oder Erkrankung der Geschlechtsorgane.3—10 






































Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 87 

Mark 

165. Abtragung der Scheidenklappe.10—30 

166. Operation der verschlossenen Vnlva, Vagina, Gebärmutter. 10—80 

167. Operation des Vorfalls der Scheide und der Gebärmutter . 20—80 

168. Operation: 

a) des frischen Dammrisses.5—20 

b) des veralteten Dammrisses.25—150 

169. Operation der Blaseu-, Harnleiter- oder Mastdarm -Scheiden¬ 
fistel oder Aehnliches . 50—300 

170. Ansetzen von Blutegeln an die Gebärmutter oder Skari- 

fikationen an derselben.3—10 

171. Einlage von arzneimittelhaltigen Stiften in die Gebärmutter, 

Ausspülung derselben, Einspritzungen in dieselbe, Aetzung des Mutter¬ 
halses oder der Gebärmntterhölile.. . 3—10 

172. Ausschabung der Gebärmutterhöhle.10—30 

173. Unblutige Erweiterung der Gebärmutter.5—10 

174. Blutige Erweiterung des Muttermundes.5—25 

175. Nahtvereinigung alter Mutterhaisrisse.20—40 

176. Theilweise Entfernung der Gebärmutter.20—100 

177. Gänzliche Entfernung der Gebärmutter. 100 - 300 

178. Entfernung von Gebärmutterpolypen.10—40 

179. Einlegung von arzneihaltigen Tampons in die Scheide . . 2—3 

180. a) Rechtlagerung oder Lage Verbesserung der Gebärmutter 

mit oder ohne Einlegung eines Mutterkranzes .... 5—15 

b) durch eine blutige Operation.50—100 

181. Massage der Gebärmutter und ihrer Anhänge.3—6 

Geburtshülfliche Verrichtungen. 

182. Beistand bei einer natürlichen Entbindung.10—30 

183. Gewaltsame Erweiterung des Muttermundes zur Beendigung 

der Geburt. 8—15 

184. Künstliche Entbindung: 

a) durch die Zange.15—60 

b) durch die Wendung einschl. der manuellen Extraktion 20—60 

c) bei Sterns- oder Fusslage.10—40 

d) durch Wendung, Extraktion und Zange zugleich . . . 30—100 

c) durch Perforation mit oder ohne Kephalotripsie oder 

durch Zerstückelung des Kindes.40—120 

f) bei vorliegendem Mutterkuchen einschliesslich der fol¬ 
genden künstlichen Entbindung .20—120 

g) mittelst Symphyseotomie sammt folgender künstlicher 

Entbindung.30—75 

185. Einleitung der künstlichen Frühgeburt oder des künstlichen 

Aborts.15—50 

186. Kaiserschnitt 

a) bei einer Lebenden. 100—200 

b) bei einer Verstorbenen.20—40 

187. Rechtlagerung der nach rückwärts gebeugten schwangeren 

Gebärmutter.10—30 

188. Rechtlagerung der vorgefallenen Nabelschnur oder eines 

Kindstheils.5—10 

189. Zurückführung der ein- oder umgestülpten Gebärmutter . 10—50 

190. Entfernung der Nachgeburt 

a) durch änssere Handgriffe.5—10 

b) durch innere in leichteren Fällen.10—15 

c) durch innere in schweren Fällen.20—40 

191. Beistand bezw. Operation bei einer Fehlgeburt (Abortus) . 10—40 

192. Beistand bezw. Operation bei einer Molengeburt .... 10—40 

193. Stillung einer gefährlichen Geburtsblutung.10—40 

194. Ausstopfung der Scheide.3—6 

195. Wiederbelebung eines scheintodten Neugeborenen .... 3—10 


196. Werden bei einer künstlichen Entbindung mehrere der oben 
von Ziff. 183 an aufgeführten operativen Eingriffe vorgenommen, darf 
im Ganzen der Höchstbetrag von 120 Mark und im Falle die Ziffer 
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186 a Anwendung findet, der Höchstbetrag von 200 Mark nicht überschritten 
werden. 


C. Grossherzogthum Baden. 

Belehrung über die Bekämpfung der Tuberkulose. Bekannt¬ 
machung des Ministeriums des Innern vom 21. März 1899. 

1. Unter den ansteckenden Krankheiten, die für die Menschen tödtlich 
werden können, nimmt die Tuberkulose den ersten Platz ein. 

2. Vorzugsweise werden ven der Tuberkulose die Lungen befallen 
(Lungenschwindsucht), doch können auch andere Organe, wie Drüsen, 
Knochen, Qelenke und dergleichen, von ihrergriffen werden; bei diesen tuberku¬ 
lösen Erkrankungsformen bildet sehr häufig Lungentuberkulose das Endstadium. 

8. Der Ansteckungsstoff der Tuberkulose ist hauptsächlich 
im Auswurf der an Lungenschwindsucht leidenden Personen enthalten. 

4. Die Uebertragung des Ansteckungsstoffes auf Gesunde 
kann geschehen durch direktes Anhusten und Ansprechen aus unmittelbarer 
Nähe; häufig aber erfolgt sie in der Weise, dass der Ansteckungsstoff am Boden, 
an den Zimmerwänden, auf Taschentüchern, Kleidungsstücken und Geräthen, 
in mit Sand oder Sägemehl gefüllten Spucknäpfen eintrocknet, verstäubt und 
von Gesunden eingeathmet wird. 

5. Zur Verhütung dieser Uebertragung ist es nöthig, dass jeder 
an Husten mit Auswurf Leidende beim Husten die Hand vor den Mund hält und 
den Auswurf nur in die für die Aufnahme desselben bestimmten Spucknäpfe 
oder Spuckgläser entleert. Die gesunden Angehörigen von Schwindsüchtigen 
sollten darüber wachen, dass diese Vorsichtsin assregel von den Kranken ge¬ 
wissenhaft befolgt wird. Ein Schwindsüchtiger, welcher diese Vorschrift befolgt, 
ist für seine Umgebung nicht gefährlich; das Nichtbefolgen derselben gefährdet 
die Gesundheit der Mitmenschen, am meisten diejenige der nächsten Angehörigen 
und der Mitbewohner der Krankenräume. 

Wenn irgend thunlich, sollten gesunde Personen nicht in den gleichen 
Bäumen schlafen, in denen Lungenschwindsüchtige schlafen. 

6. Es empfiehlt sich in allen Bäumen, in denen viele Menschen verkehren 
(in Bahnhöfen, Wartesälen, Fabriken, Schulen, Kirchen etc.), Spucknäpfe aufzu¬ 
stellen ; in den Aufenthaltsräumen von Lungenschwindsüchtigen müssen sie stets 
vorhanden sein. 

Nur Gefässe aus Porzellan, Steingut oder emaillirtem Metall sind hierzu 
zu verwenden; zur Füllung derselben eignet sich Wasser, das mit dem Auswurf 
von Zeit zu Zeit in den Abort zu entleeren ist. 

7. Mit Auswurf von Schwindsüchtigen verunreinigte 
Kleider, Wäsche, Geschirre und sonstige Gebrauchsgegenstände müssen 
sorgfältigst gereinigt, am besten ausgekocht und dadurch desinfizirt werden. 

8. In Bäumen, in denen Schwindsüchtige verkehren, sorge man für strenge 
Beinlichkeit, reichliche Lüftung, möglichst viel Sonnenlicht; namentlich bekämpfe 
man jeden Staub durch feuchtes Aufziehen. 

Bäume, in denen Schwindsüchtige lange gelebt haben oder gestorben 
sind, müssen desinfizirt werden. Man beziehe keine Wohnung, in der unmittelbar 
vorher ein Schwindsüchtiger gewohnt hat, ehe dieselbe desinfizirt ist. 

9. Wo Schwindsüchtige mit Behandlung von Nahrungs- und Genussmit¬ 
teln oder Gebrauchsgegenständen beschäftigt sind, oder wo Schwindsüchtige mit 
Gesunden regelmässig Zusammenkommen (in Schulen, Kanzleien, Werkstätten, 
Fabriken), ist auf die Beobachtung der Vorsichtsmassregel unter 5 auf strenge 
Beinlichkeit zu achten. 

Die Beschäftigung reichlich aushustender Brustkranker beim Verkauf von 
Nahrungs- und Genussmitteln, sowie beim Melken und bei der Wartung von 
Milchvieh, ist nicht ohne Gefahr für Käufer und Konsumenten. 

10. Da die Milch der Träger verschiedener Ansteckungsstoffe sein kann, 
empfiehlt es sich, dieselbe vor dem Genüsse abzukochen. 

11. Die Lungenschwindsucht ist heilbar; am meisten Aussicht 
auf Heilung bieten Anstalten, die als Heilstätten für Lungenkranke besonders 
eingerichtet sind. Die Aussicht auf Heilung ist um so grösser, je früher die 
Kranken in ärztliche Behandlung bezw. in geeignete Heilstätten gelangen. 

VerantwortLBcdakteur: Dr. Bapmund, Beg.-u. Geh. Med.-Bath in Minden i."W. 

Druck Ton J. C. C. Brun«, Minden. 
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6. August 1896, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, eingefttlxrte 
Zalässigkeit der Untersagung des Handels mit Drogen n. s. w. diesem Grund¬ 
sätze. Bis zum Inkrafttreten der Novelle, dem 1. Januar 1897, war die Unter¬ 
sagung dieses Handels unzulässig. Der Beklagte war daher trotz der bis zu 
diesem Zeitpunkte begangenen Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über 
den Verkehr mit Arzneimitteln und Giften beim Inkrafttreten der Novelle im 
Sinne des §. 1 Abs. 2 der Gewerbeordnung „zum Betriebe des Gewerbes berech¬ 
tigt“. Dieses Becht kann ihm nicht entzogen werden, weil er den Erforder¬ 
nissen des neuen Gesetzes nicht genOgt. Die Untersagung kann vielmehr nur 
auf solche Thatsachen gegründet werden, welche darthun, dass der Beklagte 
durch Handhabung des Gewerbebetriebes nach dem 1. Januar 1897 Leben 
und Gesundheit von Menschen gefährdet hat. Bei Würdigung dieser That¬ 
sachen ist es allerdings nicht ausgeschlossen, zur Feststellung des Charakters 
des Gewerbebetriebes im Allgemeinen frühere Vorgänge heranzuziehen. 

Danach kommen bei der Prüfung, ob der Beklagte durch Handhabung 
seines Gewerbebetriebes Leben und Gesundheit gefährdet, nicht nur, wie der 
Vorderrichter meint, diejenigen Vorgänge nicht entscheidend in Betracht, welche 
die ersten vier Bestrafungen des Beklagten nach sich gezogen haben, sondern 
auch der Verkauf des Bandwurmmittels im Juni 1896, sowie der Verkauf ge- 
stossenen Bhabarbers am 12. Dezember 1896. Es bleiben mithin nur die Ergeb¬ 
nisse der Durchsuchung vom 1. Februar 1897 sowie der Geschäftsrevision vom 
20. September 1897 übrig. Beide machen die Geschäftsführung des Beklagten 
zwar verdächtig, reichen aber für sich allein nicht aus, um eine Leben und 
Gesundheit gefährdende Handhabung des Gewerbebetriebes festzustellen. In der 
Feilhaltung von Heilmitteln, Drogen u. s. w., welche nach der Kaiserlichen 
Verordnung vom 27. Januar 1890 den Apotheken Vorbehalten sind, kann an und 
für sich noch nicht eine Gefährdung von Leben und Gesundheit erblickt werden. 
Es wäre zur Klagebegründung erforderlich gewesen, im Einzelnen anzugeben, 
inwiefern die Art des Vertriebes der gedachten Gegenstände zur begründeten 
Besorgniss Veranlassung giebt, dass Leben und Gesundheit von Menschen in 
Gefahr gesetzt sei. Die Thatsache, dass die am 1. Februar 1897 beschlag¬ 
nahmten Gegenstände theils in der B.’schen Küche in Körben verpackt, theUs 
im Boden eines Schlafsophas vorgefunden wurden, beweist für sich allein noch 
nicht eine Leben und Gesundheit gefährdende Handhabung des Gewerbebetriebes. 
Eine solche Handhabung wird auch nicht durch die allgemein gehaltenen Be¬ 
mängelungen des Geschäftsbetriebes im Bevisionsprotokoll vom 20. September 
1897 dargethan. Darnach musste die vom Vorderrichter ausgesprochene Ab¬ 
weisung des Klageantrages auf Untersagung des Handels mit Drogen u. s. w. 
für gerechtfertigt erachtet werden. 

Die Berufung des Beklagten anlangend, so können nach §. 53 der Beichs- 
gewerbeordnung die im §. 34 daselbst bezeichneten Genehmigungen, also auch 
die nach Massgabe der Landesgesetze ertheilte Genehmigung zum Handel mit 
Giften (§. 34 Abs. 3 a. a. 0.) zurückgenommen werden, wenn aus Handlungen 
oder Unterlassungen des Inhabers der Mangel der Eigenschaften, welche bei 
Ertheilung der Genehmigung nach Vorschrift dieses Gesetzes vorausgesetzt 
werden mussten, klar erhellt. Für Preussen ist die Genehmigung zum Handel 
mit Giften durch §. 49 der Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845 in der 
Fassung des Gesetzes vom 22. Juni 1861 davon abhängig gemacht, dass die 
Behörde sich von der Zuverlässigkeit des die Genehmigung Nachsuchenden über¬ 
zeugt hat. Es hat hiernach bei der Konzessionirung des Beklagten am 8. No¬ 
vember 1891 vorausgesetzt werden müssen, dass ihm diese Zuverlässigkeit bei¬ 
wohne, und es ist die Konzession zurückzunehmen, wenn er dieselbe nicht mehr 
besitzt. Der Gerichtshof hat kein Bedenken getragen, letzteres in Ueberein- 
Stimmung mit dem Bezirksausschuss anzunehmen. 

Ob die im Bevisionsprotokoll vom 20. September 1897 aufgeführten Un¬ 
regelmässigkeiten bei Aufbewahrung der Gifte thatsächlich vorhanden gewesen, 
kann dahingestellt bleiben. Jedenfalls hat die Geschäftsrevision am 9. No¬ 
vember 1896 ausweislich des darüber aufgenommenen, vom Beklagten unter¬ 
schriftlich vollzogenen Bevisionsprotokolls vom 9. November 1896 ergeben, 
der Beklagte nach verschiedenen Bichtungen die Vorschriften über Aufbewahrung 
von Giften ausser Acht gelassen hat. Es wurden in der Giftkammer alle Sepa- 
randen und Säuren vorgefunden (§. 5 der Polizei-Verordnung über den Handel 
mit Giften vom 24. August 1895, Ministerialblatt der inneren Verwaltung S. 265) 
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ferner im Giftschrank Giftweizen abgefasst in Standgefässen (§. 6 a. a. 0.), so¬ 
dann mehrere Gifte ausserhalb der Vorrathsgefässe zum Theil in Stärke- 
schachteln nnd ohne Giftsignatur (§§. 8, 4 a. a. 0.)- Letzteres hat der Be¬ 
klagte zwar mit der Behauptung zu entschuldigen gesucht, er sei gerade beim 
Signiren beschäftigt gewesen, als er durch die Revision überrascht worden. Diese 
Angabe erscheint jedoch unglaubhaft, wenn man berücksichtigt, dass der Be¬ 
klagte nicht nur das Revisionsprotokoll vorbehaltlos unterzeichnet, sondern auch 
die wegen Nichtbeachtung der Giftvorschriften über ihn verhängte Polizeistrafe 
widerspruchslos bingenommen hat. Rechtfertigt schon diese Nichtbeachtung der 
Giftvorschriften den Schluss, dass es dem Beklagten in Bezug auf den Handel 
mit Giften an der erforderlichen Zuverlässigkeit fehlt, so erscheint diese An¬ 
nahme vollends geboten, wenn man berücksichtigt, dass er, wie sowohl seine 
verschiedenen Bestrafungen, als auch das Resultat der Durchsuchung vom 
1. Februar 1897 ergiebt, fortgesetzt Handel mit Heilmitteln, Drogen u. s. w. 
getrieben hat, die nach der Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 1890 den 
Apotheken Vorbehalten sind, und zwar ausweislich des Durchsuchungsverzeich¬ 
nisses vom 1. Februar 1897 in recht umfangreicher Weise. Dass er sich dabei 
keineswegs auf harmlose Mittel beschränkt hat, ergiebt sich aus den anlässlich 
des Todes der unverehelichten L. B. angestellten Ermittelungen. Die B. ist 
nach dem Genuss eines aus dem Geschäfte des Beklagten entnommenen Band¬ 
wurmmittels, das eine für ihre Körperbeschaffenheit viel zu hohe Dosis Extrac- 
tum Filicis enthielt, gestorben. Nicht einmal die Klageerhebung hat den Be¬ 
klagten veranlasst, von dem verbotenen Handel Abstand zu nehmen, wurden 
doch bei der Revision am 20. September 1897 wiederum sieben unter das Ver¬ 
zeichniss A. der Kaiserlichen Verordnung fallende Zubereitungen bei ihm be¬ 
schlagnahmt. Diese hartnäckige Missachtung der Vorschriften über den Ver¬ 
kehr mit Arzneimitteln deutet darauf hin, dass der Beklagte wie überhaupt, 
so auch insbesondere in Bezug auf den Handel mit Giften unzuverlässig ist. 
Unter diesen Umständen musste die Zurücknahme der Erlaubniss zum Handel 
mit Giften als gerechtfertigt angesehen werden. Hiernach war die Vorent¬ 
scheidung, wie geschehen, zu bestätigen. 


Die Beseitigung einer unterirdischen Kanalanlage kann von der 
Polizei dem Grundstückseigenthümer aufgegeben werden, wenn sie zur 
Abwendung von Gefahren für Leben und Gesundheit des Publikums 
geboten ist. Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts (UI. Se¬ 
nats) vom 8. Februar 1899 (Nr. 196j. 

Die Revision des Klägers konnte nur dann Erfolg haben, wenn der 
Vorderrichter entweder das bestehende Recht durch unrichtige Anwendung oder 
Nichtanwendung verletzt hat oder wenn sein Verfahren an wesentlichen Mängeln 
leidet (§. 94 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 80. Juli 
1883). Beides trifft nicht zu. 

Der Beklagte durfte dem Kläger die Ableitung der Abwässer von seinem 
Grundstück nach dem Chausseegraben untersagen, wenn dies zur Abwendung 
von Gefahren für Leben und Gesundheit der Anwohner geboten war (§. 10 Tit. 17 
Th. II A. L.-R.). Unter dieser Voraussetzung musste der Vorderrichter es auch 
bei der Verfügung des Beklagten bewenden lassen, obschon sie sich nicht anf 
das Verbot der Ableitung unreiner und gesundheitsschädlicher Abwässer be¬ 
schränkt, sondern die Beseitigung der zur Abführung der Abwässer angelegten 
Kanalanlage verlangt und dem Kläger die Ansammlung der Schmutzwässer in 
Gruben auf dem Hofe aufgiebt. Die Polizeibehörde ist ermächtigt, die Be¬ 
seitigung von Anlagen zu verlangen, deren Gebrauch sich als schädlich er¬ 
wiesen hat, wenn dies wegen der Schwierigkeit der Beaufsichtigung des Ge¬ 
brauches solcher Anlagen unvermeidlich ist. Es mnss aber anerkannt werden, 
dass die Beaufsichtigung des Gebrauches unterirdischer Anlagen erheblichen 
Schwierigkeiten unterliegt. Dazu kommt, dass dem Kläger das Recht nicht zu¬ 
steht, seine Kanalanlage in den Chausseegraben einmünden zu lassen. 

Dass durch die Kanalanlage thatsächlich dem Chausseegraben gesund¬ 
heitsschädliche Abwässer fortgesetzt zugeführt worden sind, hat der Vorder¬ 
richter unanfechtbar festgestellt. Der Kläger bestreitet auch selbst nicht, dass 
bei der Aufräumung der durch die Kanalanlage dem Chausseegraben zuge¬ 
führten Sinkstoffe zwei Arbeiter in Folge der Einwirkung der Gase erheblich 
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erkrankt sind, dass die sich entwickelnden ttblen Gerüche den Ortsbewohnern 
vielfach su Klagen Anlass gegeben haben, and dass die in seinen HKasern ein¬ 
gerichteten Aasgüsse in die Kanalanlage einmünden, wie dies im polizeilichen 
Vorverfahren ermittelt ist. Er bestreitet nar, dass er selbst der Kanalanlage 
anreine Abwässer zugeführt habe; dies ist jedoch anerheblich, denn auch wenn 
nur die Bewohner seiner Häaser oder auch nar die Bewohner der oberhalb 
gelegenen Grundstücke, denen der Kläger Vorflath za gewähren hat, solche 
Abwässer zugeführt haben sollten, war der Beklagte gleichwohl befugt, ihm die 
Beseitigung einer Anlage anf seinem Grandstücke aafzugeben, deren Betrieb 
die Gesundheit der Anwohner gefährdet hat. 


Die Polizeibehörde ist befagt, die Beseitigung des Anschlusses 
eines Pissoirs an eine Rohrleitung zu fordern, durch welche Haus¬ 
wässer ln ein Nachbargrundstück und von dort durch eine weitere 
Rohrleitung in einen Graben geleitet werden, wenn der Anschluss des 
Pissoirs als eine der Ursachen des gesundheitsgefährlichen Zustandes 
des Grabens anzusehen ist. Entscheidung des Ob er verw altunga¬ 
gericht s (III. Senats) vom 4. Januar 1899 (Nr. 15). 

Wie nach der gesammten Sachlage, insbesondere nach der gutachtlichen 
Aeusserung des Stadtbauraths H. zu Eberswalde vom 14. März 1898, anzunehmen 
ist und deshalb keiner weiteren Ermittelungen mehr bedarf, ist der Weinberg¬ 
graben derart in gesundheitsgefäbrlicher Weise verunreinigt, dass die Polizei¬ 
behörde nach dem §. 10 Tit. 17 Th. II des Allgemeinen Landrechts und dem 
§. 6 litt, f des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850 behufs 
Verhinderung fernerer Verunreinigung einzuschreiten befagt ist, und es wird die 
Verunreinigung durch die vom klägerischen Grundstück herkommenden erheb¬ 
lichen Mengen von Urin bewirkt. Es sind auch die Auslassungen der Kläger 
in der Beschwerdeinstanz und in der Klageschrift nicht dahin zu verstehen, 
dass sie den gcsnndheitsgefährlichen Zustand des Weinberggrabens in Abrede 
stellen. Sie machen nur geltend, dass der Anschluss des Pissoirs an die Rohr¬ 
leitung als solcher und auf ihrem Grundstücke keine Gefahr begründe, sprechen 
aber selbst von einer Gefahr, die eintrete, wenn der Urin in den Weinberg¬ 
graben gelange. In der mündlichen Verhandlung hat dann allerdings ihr Pro¬ 
zessbevollmächtigter ausdrücklich bestritten, dass der Weinberggraben sich in 
einem polizeiwidrigen Zustande befinde. Dieses Bestreiten war jedoch mit 
Rücksicht auf die abweichenden früheren Erklärungen der Kläger durch die 
Ermittelungen, welche bereits stattgefunden haben, für widerlegt zu erachten. 

Nach den Feststellungen der Polizeiverwaltung werden ferner von anderen 
Grundstücken her Exkremente oder unreine Flüssigkeiten nicht in den Wein¬ 
berggraben geleitet. Es bildet also der vom klägerischen Grundstücke kommende 
Urin die alleinige Ursache der vorhandenen Gesundheitsgefahr. Aber selbst 
wenn, wie die Kläger behaupten, noch von anderen Grundstücken aus Urin 
oder unreines Wasser auf das T.’sche Grundstück und von da weiter in den 
Weinberggraben geleitet werden sollte, würde noch immer bleiben, dass der 
vom klägerischen Grundstücke zugeführte Urin mit eine wesentliche Ursache 
des gesundheitsgefährlichen Zustandes des Weinberggrabens ist. Beim Vor¬ 
handensein einer Gesundheitsgefahr, die polizeilich verhindert werden kann, darf 
aber die Polizeibehörde ihr Vorgehen gegen den Urheber oder den Miturheber 
der Gefahr richten. Urheber oder doch in erheblichem Masse Miturheber aber 
sind die Kläger auch, trotzdem sich der Urin in dem Pissoir der von einem 
Anderen betriebenen Schankwirthschaft sammelt und sie den Urin nicht un¬ 
mittelbar in den Weinberggraben leiten, sondern nur dem T.’schen Grundstücke 
zuführeu und die Einleitung in den Weinberggraben erst durch eine weitere, 
nicht von ihnen hergestellte Rohrleitung vermittelt wird. Denn das Pissoir 
befindet sich auf ihrem Grundstücke und ist, wenn nicht von ihnen selbst, so 
doch jedenfalls mit ihrem Wissen und Willen errichtet und an die Rohrleitung 
an geschlossen, und der Urin fliesst von ihrem Grundstücke ohne eine dazu bei¬ 
tragende weitere Thätigkcit eines anderen Menschen von selbst bis in den 
Weinberggraben. Zwischen dessen Verunreinigung und dem Abfliessen des 
Urins aus dem Pissoir auf dem klägerischen Grundstücke besteht also der ur¬ 
sächliche Zusammenhang, der erforderlich, auf der anderen Seite aber auch ge¬ 
nügend ist, um, wenn nicht eine unmittelbare, so doch eine mittelbare Urheber¬ 
schaft bezw. Miturheberschaft zu begründen. 
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Es mag sein, dass die Polizeiverwaltung auch gegen den Eigentümer 
des Grabens, gegen den EQrschnermeister T. und, wenn noch andere Grund- 
stttckseigenthümer unreines Wasser dem Weinberggraben zuftthren sollten, gegen 
diese hätte einschreiten können, vielleicht sogar, dass sie besonders zu einem 
Einschreiten gegen den Kürschnermeister T. mehr Veranlassung gehabt hätte, 
wie zu dem gegen die Kläger. Dies vermag indessen ihre Berechtigung zum 
Einschreiten gegen die Kläger nicht ausznschliessen. 

Dass die privatrechtlichen Abmachungen mit dem Maurermeister H. die 
Kläger nicht zu einer Gefährdung der Gesundheit anderer Menschen ermächtigen 
können und dem polizeilichen Vorgehen nicht entgegenstehen, ist ausser Zweifel, 
wird auch von den Klägern zugegeben. Die Schwierigkeiten, den Urin auf 
andere Weise vom Grundstücke zu entfernen oder ihn so, dass er keine Gesund¬ 
heitsgefahr mehr begründen kann, vor der Einleitung in den Weinberggraben 
zu reinigen, sind selbstverständlich ohne Bedeutung. 

Hiernach durfte die Polizeiverwaltung den Klägern die fernere Ein¬ 
leitung von Urin in den Weinberggraben untersagen, dies insbesondere auch in 
der Art thun, dass sie die Beseitigung des Anschlusses des Pissoirs an die Rohr¬ 
leitung anordnete, ohne welchen die gesundheitsgefährliche Verunreinigung des 
Weinberggrabens nicht eingetreten wäre, und ohne welchen sie künftig nicht 
mehr eintreten wird. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preuzzen. 

Rezeptabschriften auf dem Arzneibehältniss bezw. auf dessen 
Signatur. Rothe Signaturen bei äusserlicb anzuwendenden, in Schach¬ 
teln abzugebenden Arzneimitteln. Runderlass des Ministers der 
n. s. w.Medizinalangelegenheiten (gez.: Bosse) vom 8^ Mai 1899 — 
M. Nr. 6150 — an sämmtliche Königlichen Regierungspräsidenten. 

Wiederholt ist aus den Kreisen des Publikums der Wunsch laut geworden, 
dass die ärztlichen Verordnungen (Rezepte) von dem Apotheker, wie in anderen 
Ländern üblich, abschriftlich auf dem Arzneibehältniss vermerkt werden möchten. 

Nachdem die Wissenschaftliche Deputation für das Medizinalwesen ebenso, 
wie die Technische Kommission für pharmazeutische Angelegenheiten sich zu 
Gunsten dieses Verfahrens ausgesprochen haben, welches in vielen preussischen 
Apotheken schon seit längerer Zeit geübt wird, ordne ich im Anschluss an §. 31 
der Vorschriften über Einrichtung und Betrieb der Apotheken vom 16. Dezember 
1893 — Min.-Bl. f. d. inn. Verw. von 1894, S. 4 — hierdurch an, dass die Apo¬ 
theker in Zukunft jede ärztliche Verordnung auf dem Arzneibehältniss abschrift¬ 
lich zu vermerken haben. Es empfiehlt sich, dazu die Rückseite der Signatur¬ 
fahne, der Schachtel oder des Pulverkästchens zu benutzen und an Salbentöpfen 
einen zweiten Zettel mit der Rezeptabscbrift zu befestigen. 

Entsprechend dem §. 9 des Runderlasses vom 22. Juni 1896, betreffend die 
Abgabe starkwirkender Arzneimittel pp. — Min.-Bl. f. d. inn. Verw., S. 123 — 
bestimme ich ferner, dass auch Schachteln, welche äusserlich anzuwendende 
Mittel enthalten, mit einer Signatur von rother Grundfarbe zu versehen sind. 

Diese Bestimmungen sind durch Einzelabdrucke zur Kenntniss der Physiker 
und der Apotheker zu bringen. 


Verdeutschung der Fremdwörter ans der Sprache der Aerzte n. s. w. 
Runderlass desMinisters de r u. s. w. Med izinalangelegenheite n 
(gez.: Bosse) vom 9. Mai 1899 — M. Nr. 876 — an sämmtliche Königlichen 
Regierungspräsidenten. 

Von dem Oberstabsarzt I. Kl. Dr. Otto Kunow ist 1898 im Verlage des 
Allgemeinen Deutschen Sprachvereins hierselbst unter dem Titel „Die Heilkunde, 
Verdeutschung der entbehrlichen Fremdwörter aus der Sprache der Aerzte und 
Apotheker“ ein Werkchen in zweiter Auflage veröffentlicht worden, welches 
beamteten und nicht beamteten Aerzten als Hülfsmittel bei der Ausstellung 
amtlicher Atteste empfohlen zu werden verdient. 

Ich ersuche Sie, die Mcdizinalbcamten des dortigen Bezirks hiervon in 
Kenntniss zu setzen. 
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Schatz and Fürsorge für die aasserhalb der Irrenanstalten unter¬ 
gebrachten Geisteskranken. Verfügung des Königlichen Regie¬ 
rungspräsidenten in Stettin vom 16. September 1898 an sämmt- 
liehe Landräthe and Kreisphysiker des Bezirks. 

Der Inhalt der Verfügung entspricht fast genau demjenigen der Ver¬ 
fügung des Königlichen Regierungspräsidenten in Danzig vom 1. März 1899 
(s. Beilage zu Nr. 9 der Zeitschrift, S. 69). Der Termin für den alljährlich zu 
erstattenden Bericht ist hier jedoch auf den 1. Juli, statt auf den 1. April 
gesetzt. _ 

Verhütung der Uebertragnng von Typhus durch Milch. Ver¬ 
fügung des Königlichen Regierungspräsidenten zuAachenvom 
1. Mai 1899 an sämmtliche Landräthe und Kreispbysiker des Bezirks. 

Eine umfangreiche Epidemie von Unterleibstyphus, die im Jahre 1898 
in einem Theile des Kreises Malmedy geherrscht hat, ist mit grösster Wahr¬ 
scheinlichkeit darauf zurückzuführen, dass die Milch eines erstinfizirten Hauses 
an die Molkerei geliefert worden ist und von dort nach Verarbeitung zurück¬ 
gegeben, als Magermilch in den anderen Häusern genossen wurde und die An¬ 
steckung vermittelte. Dieser Weg der Uebertragung ist um so glaubhafter, als 
die Ansteckung durch Milch ohne Vermittelung einer Molkerei schon öfters fest¬ 
gestellt worden ist. 

Nachdem die Errichtung von Molkereien in den letzten Jahren einen 
grösseren Umfang angenommen hat, ergiebt sich die Nothwendigkeit, diese Art 
der Verbreitung nicht nur von Thierseuchen, sondern auch von Unterleibs¬ 
typhus und anderen Krankheiten durch entsprechende polizeiliche Anordnungen 
zu bekämpfen. 

Es ist deshalb in jedem Falle sobald der Ausbruch des Typhus in einem 
Hause, aus dem Milch abgegeben wird, bekannt wird, sofort der Verkauf oder 
die Abgabe von Milch an Private oder an Molkereien so lange zu verbieten, bis 
nach sorgfältiger, sachverständiger Prüfung die Möglichkeit einer Uebertragung 
ausgeschlossen ist. Dies ist anzunehmen, wenn sowohl das zum Reinigen der 
Gefässe verwandte Wasser als einwandsfrei betrachtet werden kann, als auch 
die Fernhaltung aller mit der Pflege der Kranken irgend wie befassten Per¬ 
sonen von dem Milchwirthschaftsbetriebe gänzlich sicher gestellt ist. 

Wenn diese Gewähr nicht geboten wird, so ist im Sinne des §. 61 der 
Bekanntmachung des Bundesraths, betreifend Instruktion zur Ausführung der 
§§. 19 bis 29 des Gesetzes vom 1. Mai 1894 über die Abwehr und Unter¬ 
drückung von Viehseuchen vom 27. Juni 1895 (R.-G.-B1. S. 357) Verfügung zu 
erlassen. Ist anzunehmen, dass schon eine Inözirung der Molkerei stattgefunden 
hat, so ist nach Benehmen mit dem Kreisphysikus erforderlichenfalls anzuordnen, 
dass die Molkerei dieselben Massnahmen treffe (Erhitzen der Milch bis zur Des¬ 
infektion, Abbrühen der Milchkannen mit Sodalauge u. s. w.), wie sie bei Maul¬ 
und Klauenseuche vorgeschrieben sind. 

Cysticercus tenuicollis bei Schweinen. Verfügung des König¬ 
lichen Regierungspräsidenten zu Aachen vom 22. April 1899 
an sämmtliche Kreisphysiker, Kreisthierärzte, Landräthe u. s. w. des Bezirks. 

Wie die dieserhalb angestellten Erhebungen ergeben haben, findet sich 
im Schweine verhältnissmässig häufig eine bisher allgemein weniger beachtete 
Finne, die zu Verwechselungen mit der dem Menschen gefährlichen Finne, der 
Taenia solium, der eigentlichen Schweinefinne, geführt hat. Da die erstere, der 
sogenannten Cysticercus tenuicollis, für den Menschen anscheinend unschädlich 
ist, so fallen die mit ihm behaftet gefundenen Schweine nicht unter die Be¬ 
stimmungen der Polizei-Verordnung vom 27. August 1897 bezw. der Anlagen 
dazu. Da sie aber zur Entwickelung eines Bandwurmes bei Hunden führt, so 
sind die Trichinen- und Finnenbeschauer anzuweisen, für die Vernichtung dieser 
Finne ebenso Sorge zu tragen, wie für die der echten Schweinefinne. Da sich 
dies ohne gleichzeitige Zerstörung von Fleisch bewerkstelligen lässt, und da 
dabei höchstens zuweilen einige oberflächliche Stücke von Unterleibsorgane ge¬ 
opfert zu werden brauchen, so sehe ich davon ab, diese Massnahme auf dem 
Wege einer besonderen polizeilichen Verordnung zur Pflicht zu machen. 
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Ich ersache Sie, die Trichinen- and Finnenbeschaaer and die in den 
Schlachthäusern mit der Fleischbeschau betrauten Sachverständigen von dem 
Vorkommen dieser Finne und von der Nothwendigkeit ihrer Vernichtung unter 
gleichzeitiger Mittheilung folgender besonderen Merkmale in Eenntniss zu setzen. 

1. Der Cysticercus tenuicollis hat seinen Sitz in der Bauchhöhle, seltener 
auch in der Brusthöhle. Seine Blase findet sich am Netz, am Darm, am Ueber- 
zuge der Leber, des Zwerchfelles u. s. w. und zwar in der Kegel mehr an¬ 
hängend, als tief eingewachsen. 

2. Die Blasen sind meistens grösser als die der Schweinefinne und er¬ 
reichen gewöhnlich die Grösse einer Haselnuss, zuweilen sogar die eines Hühner¬ 
eies und mehr. Die Wandung der Blase ist derber als bei der Schweinefinne. 

3. Der Hals der Finne ist lang, dünn und gefaltet, er lässt sich leicht 
ausstülpen. 

4. Der Hakenkranz zählt 32—86—40 oder noch mehr Haken, während 
nur selten etwas weniger Haken vorhanden sind. Die echte Schweinefinne hat 
dagegen nur 24—28, nur ganz selten noch etwas mehr Haken. 

5. Die Wurzelfortsätze der kleinen Haken sind flügelmutterartig 
gespalten. 

Bei sorgfältiger Beachtung dieser Merkmale wird meistens eine Ver¬ 
wechselung zu vermeiden sein. In Zweifelsfällen ist der Kreisphysikus oder 
der Kreisthierarzt unter Vorlegung des Präparates zu befragen. 


Handel mit Drogen und Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken. 
Polizei Verordnung des Königlichen Regierungspräsidenten 
zu Aachen vom 17. April 1899. 

Der gewerbsmässige Handel mit Drogen und Arzneimitteln, soweit ihre 
Abgabe ausserhalb der Apotheken überhaupt freigegeben ist, unterliegt nach¬ 
stehenden Vorschriften: 

§. 1. Drogen and Arzneimittel dürfen nur in brauchbarem, unverdor¬ 
benem, unverfälschtem und nicht vernnreinigtem Zustande feilgehalten und ver¬ 
kauft werden. 

§. 2. Drogen und Arzneimittel müssen sowohl in den Verkaufs- als auch 
in den Vorrathsräumen in dichten, festen Behältern mit durchschliessenden, 
festen Deckeln oder Stöpseln aufbewahrt werden. Schiebladen müssen entweder 
mit derartigen Deckeln versehen sein oder in vollen Füllungen laufen. 

Säcke oder Papierbentel sind als Aufnahmebehälter unzulässig. In einem 
und demselben Behälter (Vorrathsgeiässe, Schieblade, Kasten und dergleichen) 
dürfen nicht gleichzeitig verschiedene Arzneien aufbewahrt werden. 

§. 3. Jeder Aufnahmebehälter (§. 2) muss mit einer seinem Inhalte ent¬ 
sprechenden, dauerhaften und deutlichen Bezeichnung versehen sein. Lackirte 
Papierschilder mit Druck- oder gleich deutlicher Schrift sind zulässig, wenn sie 
von dauerhafter Beschaffenheit sind. Die Bezeichnung ist in deutscher Sprache 
anzubringen und zwar, falls der Inhalt des Aufnahmebehälters nicht zu den 
Giften gehört, in schwarzer Schrift auf weissem Grunde. Die gleichzeitige 
lateinische Bezeichnung ist statthaft, wenn hierdurch die deutsche Bezeichnung 
nicht an Deutlichkeit einbüsst. 

§. 4. Die Aufnahmebehälter (§. 2) sind in einfachen Reihen, von allen 
übrigen Waaren gesondert und nach dem Alphabete geordnet, aufzustellen. 

§. 5. Die Räume, in denen Drogen und Arzneimittel aufbewahrt und 
feilgehalten werden, müssen der Ortspolizeibehörde bekannt gegeben werden. 
Die Benutzung der Räume zu diesem Zwecke darf nur nach Ertheilung der 
polizeilichen Genehmigung erfolgen. In anderen als den von der Polizeibehörde 
genehmigten Räumen dürfen Drogen nicht aufbewahrt oder feilgehalten werden. 

§. 6. Auf den Grosshandel mit Drogen und Arzneimitteln finden die 
Vorschriften der §§. 2—5 keine Anwendung. 

§. 7. Drogen und Arzneimittel, die zu den Giften gehören, unterliegen 
den hierüber bestehehenden besonderen polizeilichen Bestimmungen. 

§. 8. Zuwiderhandlungen gegen diese Verordnung werden, soweit nicht 
nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt 
ist, mit einer Geldstrafe bis zu 60 M., im Falle des Unvermögens mit verhält- 
nissmässiger Haft bestraft. 

§. 9. Diese Verordnung tritt mit dem 1. August d. J. in Kraft. 
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B. Königreich Sachsen. 

Aerztliche Bezirks- and Kreisvereine and die pharmazeutischen 
Kreisvereine. Verordnung des Ministeriums des Innern vom 
14. März 1899. 

Zn weiterer Ausführung des Gesetzes, betreffend die ärztlichen Bezirks¬ 
vereine, vom 23. März 1896 (G.- u. V. - Bl. 8. 81), verordnet das Ministerium 
des Innern gemäss §. 8 dieses Gesetzes, beziehentlich im Anschlüsse an §§. 2 
und 23 der Verordnung zur Ausführung desselben vom 23. März 1896 (G.- und 
V.-Bl. S. 84) wie folgt: 

1. Die ärztlichen Bezirksvereine, die ärztlichen und die phar¬ 
mazeutischen Keisvereine, sowie deren Organe, insbesondere die Ehren- 
räthe der ärztlichen Bezirksvereine und die Kreisvereinausschüsse unterstehen der 
Aufsicht der Kreishauptmannschaften. Etwaige z. Z. anhängige Angelegen¬ 
heiten sind zur weiteren Entschliessung an die Kreishauptmannschaften abzugeben. 

Neue Statuten oder Nachträge zu solchen sind bei der zuständigen Kreis¬ 
hauptmannschaft einzureichen. Die entgegenstehende Vorschrift im ersten Satze 
von §. 40 der Verordnung vom 23. März 1896 wird aufgehoben. 

2. Aerzte und Wundärzte, welche nach §.l des Gesetzes vom23. März 
1896 zum Beitritt in die ärztlichen Bezirksvereine verpflichtet sind, haben sich 
bei dem Vorstande des ärztlichen Bezirksvereins, zu dessen Bezirk der Nieder¬ 
lassungsort gehört, im Falle der Niederlassung an- und im Falle des Wegzugs 
abzumelden. Diese Meldung hat schriftlich und zwar die Anmeldung binnen 
14 Tagen nach erfolgter Niederlassung, die Abmeldung binnen 14 Tagen nach 
erfolgter Aufgabe des Wohnortes zu erfolgen. 

Nichtbeachtung dieser Vorschrift wird auf Antrag des Vorstandes des 
ärztlichen Bezirksvereins mit Geldstrafe bis zu 20 Mark geahndet. 

3. Beiträge, welche zu Zwecken der ärztlichen Bezirksvereine (§. 4 des 
Gesetzes vom 23. März 1896) erhoben werden, sind bei unterlassener recht¬ 
zeitiger Abführung auf schriftlichen Antrag des Vereinsvorstandes von der Ver¬ 
waltungsbehörde des Wohnortes des im Rückstände verbliebenen Vereinsmit- 
gliedes nach Massgabe der Bestimmungen über Zwangsvollstreckungen wegen 
Geldleistungen in Verwaltungssachen beizutreiben. 

Gleichzeitig wird die auf Grund von §. 5 des Gesetzes vom 23. März 1896 
erlassene Standes-und Ehrengerichts-Ordnung für die ärztlichen 
Bezirks vereine und zwar letztere mit der zu §. 13 für nöthig befundenen 
Ergänzung zur Nachachtung bekannt gegeben. 


C. Königreich Württemberg. 

Hygienische Begutachtung öffentlicher Wasserversorgung« - An¬ 
lagen. Erlass des Ministeriums des Innern vom 12. April 1899. 

Um das Zustandekommen hygienisch unanfechtbarer Wasserversorgungs¬ 
anlagen zu sichern, ist es dringend geboten, vor der Inangriffnahme der Bau¬ 
arbeiten die Verhältnisse der Wasserentnahmestelle einer hygienichen Prüfung 
und die Beschaffenheit des Wassers einer chemisch - physikalischen, eventuell 
auch einer mikroskopisch - bakteriologischen Untersuchung zu unterziehen. Das 
K. Medizinalkollegium ist bereit, diese Untersuchungen gegen Entrichtung der 
Untersuchungskosten zu übernehmen, wogegen die Kosten des örtlichen Augen¬ 
scheines, insoweit als es sich um Wasserversorgungen von Gemeinden und 
anderen öffentlichen Korporationen handelt, von der K. Staatskasse werden be¬ 
stritten werden. 

Den Gemeindebehörden wird in ihrem Interesse empfohlen, bei der Ein¬ 
richtung öffentlicher zentraler Wasserversorgungen, welche ganze Gemeinden 
oder grössere Theile von solchen umfassen, und bei der Ausdehnung von Wasser¬ 
versorgungen , bei der die Benutzung neuer Quellen oder die Versorgung 
weiterer Ortschaften oder grösserer Theile derselben in Frage kommt, bei dem 
K. Medizinalkollegium die Veranlassung dieser Untersuchung zu beantragen. 
Die K. Kreisregierungen werden die Genehmigung von Schuldaufnahmen und 
Grundstocksangriffen für solche Zwecke davon abhängig machen, dass durch ein 
Gutachten des K. Medizinalkollegium oder das Gutachten eines gleichwertigen 
Sachverständigen die Unbedenklichkeit der Anlage in hygienischer Hinsiebt 
festgestellt ist. An die Erfüllung derselben Voraussetzung wird auch die Ver- 
willigung von Staatsbeiträgen zu den Kosten derartiger Anlagen geknüpft werden. 

Verantworte Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck tob J. 0. 0. Braut, Minden. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königfreloh Prensseu. 

Missbrauche in der Margarine - Industrie; Ueberwachnng der 
Margarinefabriken. Randerlass der Minister der n. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (gez. i. Aoftr., Förster), für Landwirth • 
schaft (gez. i. Aoftr.: Dr. Thiel), des Innern (gez. i. A.: v. Bitter), für 
Handel und Gewerbe (gez. i. Auftr.: Hoeter) vom 26. April 1899 
an sämmtliche Königliche Regierungspräsidenten. 

In letzter Zeit sind wiederum einige neue Missbräuche in der Margarine- 
Industrie wahrgenommen worden. Namentlich hat sich herausgestellt, dass 
sogenannte Retourwaare, d. h. Margarine, welche aus verschiedenen Gründen, 
zum Theil auch wegen Verdorbenseins zurückgesandt wird, in den Fabrikbetrieb 
zurückgelangt und von Neuem zur Herstellung von Margarine verwendet wird, 
und zwar unter Verhältnissen, welche die so hergestellte Margarine als ekel¬ 
erregend erscheinen lassen. 

Ferner hat die Untersuchung von verschiedenen Handlungen entnom¬ 
menen Margarineproben einen Gehalt an Borsäure oder borsauren Salzen ergeben. 
Wenn nun auch die Margarinefabrikanten bei der Herstellung von Margarine- 
dauerwaare die Verwendung von Konservirungsmitteln, wie Borsäure oder Borax, 
zur Zeit nicht glauben eutbehren zu können, so muss es doch bedenklich er¬ 
scheinen, bei der Herstellung eines so ausgedehnte Anwendung findenden Nah¬ 
rungsmittels die uneingeschränkte Verwendung eines Konservirungsmittels zuzu¬ 
lassen, gegen dessen Zusatz zu anderen Nahrungs- und Genussmitteln mit Recht 
Einwände erhoben werden. 

Endlich hat sich bei der chemischen Untersuchung gezeigt, dass einzelne 
Margarineerzeugnisse in letzter Zeit ohne jeden Zusatz von Sesamöl oder mit 
einem zu geringen Zusatz hergestellt waren. 

Wir nehmen hieraus Veranlassung, unter Bezugnahme auf die Erlasse 
vom 13. Juli und 7. November v. J. — Min.-Bl. f. d. inn. Verw. S. 189 u. 252 
— den nachgeerdneten Behörden eine strenge und fortlaufende Ueberwachnng 
der Margarinefabriken wiederholt einzuschärfen; insbesondere ist auf etwa vor¬ 
kommende Missbräuche und Gesetzesverletzungen der obenerwähnten Art das 
Angenmerk zu richten. 

Ueber etwaige belangreiche Wahrnehmungen, welche nach der vorstehend 
angedeuteten Richtung gemacht werden sollten, ist an uns zu berichten. 


Impfung der ans Rnssland kommenden Arbeiter. Runderlass 
des Ministers der u. s. w. Medzinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: 
Förster) vom 24. Mai 1896 — M. Nr. 11037 — an sämmtliche König¬ 
liche Regierungspräsidenten. 

In den an die preussische Ostgrenze anstossenden russischen Grenzge¬ 
bieten sind in beträchtlicher Ausdehnung die Pocken aufgetreten. Hieraus 
nehme ich Veranlassung an meine Erlasse vom 1. Mai 1893 — M. Nr. 6019 — 
und 28. Juni 1895 — M. Nr. 5489 — zu bestimmen, dass die aus Russland 
kommenden Arbeiter, welche in ländlichen oder Gewerbebetrieben Beschäftigung 
suchen, vor ihrer Einstellung ärztlich untersucht und, falls sie nicht glaubhaft 
nachweisen, dass sie im Laufe der letzten zehn Jahre geimpft worden sind, 
der Schutzimpfung unterzogen werden. 

Die erforderliche Lymphe wird von den Königlichen Anstalten zur Ge¬ 
winnung thierischen Impfstoffs unentgeltlich verabfolgt werden. 










98 


Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


Verhütung der Erkrankungen an Kindbettfieber. Verfügung 
des Königlichen Regierungspräsidenten in Breslau vom 8. Januar 
1899 an sämmtliche Kreisphysiker des Bezirks. 

Die durch Rundverfügung vom 15. Oktober 1895 — I VIII/IX 4308 — 
angeordneten Ermittelungen über Entstehung und Verlauf des Kindbettfiebers, 
sowie das Verhalten der betheiligten Hebamme sind mehrfach nicht mit der 
nöthigen Gründlichkeit und Umsicht angestellt worden, so dass sie ihren Zweck, 
die Hebammen zur strengen Befolgung der zur Sicherung eines gesunden Wochen¬ 
betts gegebenen Vorschriften anzuhalten und einer Weiter Verbreitung der Krank¬ 
heit vorzubengen, oft nicht entsprochen haben. 

Zur Herbeiführung eines gleichmässigen Verfahrens bestimme ich, dass 
künftig in allen Fällen, wo es sich um Kindbettfieber handelt, die Erhebungen 
unter Zugrundelegung der in dem anliegenden Schema angegebenen Punkte in 
der Regel durch den Kreisphysikus möglichst bald nach Eingang der Anzeige 
an Ort und Stelle anznstellen sind, wobei ich bemerke, dass jede Frage genau 
und zuverlässig auf Grund des Ergebnisses der vorgenommenen Verhandlungen 
zu beantworten ist, damit die Unterlagen für eine diesseitige selbstständige 
Prüfung gewonnen werden. Ich setze voraus, dass die Kreismedizinalbeamten 
in Anbetracht des schweren und verantwortungsvollen Berufes der Hebammen, 
sowie der theilweisen schwierigen ländlichen Verhältnisse, denen oft auch die 
energischeste und gewissenhafteste Hebamme machtlos gegenübersteht, mit der 
nöthigen Schonung und Vorsicht gegen die Hebamme Vorgehen und sich in 
ihrem Handeln nicht von dem Vorurtheil leiten lassen, dass die Hebamme unter 
allen Umständen an dem unglücklichen Ereigniss Schuld habe. Es muss ver¬ 
mieden werden, dass wenn der Hebamme eine Pflichtwidrigkeit nicht zur Last 
fällt, ihr aus der Untersuchung eine Schädigung ihres guten Rufes oder der 
Praxis erwächst. Der Kreismedizinalbeamte, welcher durch die Nachprüfungen 
Gelegenheit gehabt hat, die Hebammen seines Bezirks hinsichtlich ihrer Zuver¬ 
lässigkeit, Kenntnisse und Fähigkeiten kennen zu lernen, wird meist wissen, 
wie er im speziellen Fall der Hebamme zu begegnen hat. Hat die Hebamme 
leichtfertig und nachlässig gehandelt, dann soll die berechtigte Ahndung nicht 
ausbleiben, andererseits sollen ihr die Belehrung und wohlwollende Berathung 
durch den Kreismedizinalbeamten nicht vorenthalten werden. 

Anlage. 

Feststellung der Vorgänge bei Kindbettfieber. 

Verhandelt zu .... am. 

A. 1. Name und Wohnort der erkrankten Wöchnerin, Tag und Stunde 
der Entbindung, die wievielte Entbindung, deren Beginn, Verlauf und Dauer. 

2. Nebenumstände, ob und welche Kunsthülfe erforderlich war; aus 
welchen Gründen? 

3. Jetziger Zustand der Erkrankten event. Tag und Stunde des Todes. 

4. Name der zugezogenen Hebamme. 

5. Namen der Personen, die etwa bei der Entbindung zugegen ge¬ 
wesen sind. 

6. Name des etwa zugezogenen Arztes und Angabe, wann derselbe zuerst 
gerufen wurde. 

7. Hat die Hebamme dem Rufe zur Wöchnerin sofort Folge geleistet 
oder warum nicht? 

8. Hat sich die Hebamme zu Hause vorschriftsmässig gereinigt? (§. 106 
H.-L.-B. Fingernägel!) 

9. Hatte sie die vorgeschriebenen Gerätschaften zur Stelle? 

10. War die Hebamme mit den nöthigen Desinfektionsmitteln und welchen 
ausgerüstet? 

11. Konnten die Aermel des Kleides bis über die Mitte der Oberarme 
hinaufgestreift werden ? 

12. Hatte die Hebamme eine reine, nach der letzten Wäsche noch nicht 
benutzte, weisse Schürze angelegt? 

13. Ist die Hebamme bei Herstellung der Desinfektionslösungen vor¬ 
schriftsmässig verfahren? 

14. Hat sich die Hebamme Hände und Arme mit Zuhülfenahme von 
Seife und Waschbürste gründlich gewaschen? Hat sie durchgekochtes Wasser 
benutzt ? 
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15. Hat die Hebamme die äusseren Geschlechtstheile der Gebärenden 
«gereinigt and womit P Womit erfolgte die AbtrocknnngP 

16. Hat die Hebamme der Schwangeren reine Leibwäsche angezogen nnd 
das Gebnrtslager mit reinen Bettbezügen nnd Unterlagen versehen oder 
warum nicht P 

17. Hat sie sich vor der ersten nnd jeder folgenden inneren Unter¬ 
suchung yorschriftsmässig gereinigt nnd desinfizirt? (Event, genaue Angabe 
'der Art der Desinfektion.) 

18. Wie oft hat die Hebamme innerlich nntersncht? 

19. Hat die Hebamme Instrumente benutzt und sind diese vorschrifts- 
mässig desinfizirt worden? 

20. Kam die Nachgeburt von selbst oder musste sie mit der Hand gelüst 
werden? War sie vollständig? Hat der Arzt sich von der Vollständigkeit der 
Nachgeburt und der Eihäute überzeugt ? 

21. War bei der Geburt ein Dammriss oder sonst eine Verletzung erfolgt? 

22. Hat die Hebamme die Wöchnerin nach der Entbindung vorschrifts- 
mässig gereinigt? War das Wasser abgekocht? 

23. Ist das Wochenlager gewechselt oder mit reiner Unterlage versehen 
worden ? 

24. Was ist als Vorlage vor die Geschlechtstheile benutzt worden? Ist 
^dieselbe genügend oft gewechselt worden? 

25. Hat die Hebamme die Körpertemperatur regelmässig gemessen? 

26. Wie verhielt sich der Wochenfluss, war er übelriechend und seit wann? 

27. Sind Scheidenausspülungen, womit und auf wessen Anordnung ge¬ 
macht worden? 

28. Wann trat zuerst Fieber auf? 

29. Hat die Hebamme die Zuziehung eines Arztes rechtzeitig verlangt? 
Hat derselbe die Krankheit für Kindbettfieber erklärt? 

30. Hat die Hebamme dem Kreisphysikus die vorgeschriebene Anzeige 
•erstattet? Wann geschah dies? 

31. Hat die Hebamme kurz vor oder gleichzeitig mit der erkrankten 
Frau noch andere entbunden oder verpflegt? Sind diese gesund? 

32. Ist die Hebamme sonstwie mit Krankheitsstoffen in Berührung ge¬ 
kommen? Bejahendenfalls, hat sie sich danach gründlich desinfizirt? 

B. 33. Welches ist die muthmassliche Entstehungsnrsacbe des Wochen- 
bettfiebers? 

C. 34. Ist der Hebamme ein Verschulden und warum zur Last zu legen? 

35. Welche Schutzmassregeln sind angewandt worden? 

Der Kreis- (Polizei - Stadt - Bezirks-) Physikus. 


B. Grossherzogthum Hessen. 

Massnahmen gegen ansteckende Krankheiten. Erlass des Mi¬ 
nisteriums des Innern vom 14. April 1899 an sämmtliche Grossher¬ 
zoglichen Kreisämter. 

Da in letzterer Zeit in verschiedenen Bezirken des Grossherzogthums ein 
vermehrtes Auftreten einzelner Ansteckungskrankheiten, insbesondere des Schar¬ 
lachs und anscheinend auch der Diphtherie sich bemerkbar gemacht hat, auch 
Zeitungsnachrichten zufolge innerhalb des Reichsgebiets, angeblich durch Ar¬ 
beiter aus dem Osten eingeschleppt, Blatternerkrankungen vorgekommen sind, 
halten wir es für zweckmässig, dass die für die einzelnen Kreise erlassenen 
Polizeiverordnungeu, betr. Massnahmen gegen ansteckende Krankheiten, durch 
wiederholte Bekanntmachung den Aerzten und den Einwohnern überhaupt in 
Erinnerung gebracht werden. 

Indem wir Ihnen empfehlen, dies zu veraulassen, bringen wir zugleich 
unser Ausschreiben vom 19. November 1894, betr. das Auftreten von Blattern¬ 
orkrankungen unter fremdländischen Arbeitern in Erinnerung. 


Besserung der materiellen Lage der Hebammen. Erlass des 
Ministeriums des Innern vom 15. April 1899 an sämmtliche Gross¬ 
herzoglichen Kreisämter. 

Die Medizinalordnung für das Grossherzogthum Hessen vom 25. Juni 1861 
sieht in dem § 39 die Eintheilung der einzelnen Medizinalbezirke in eine Reibe 
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von Hebammendistrikten vor und ordnet in den folgenden § 40 an, dass die 
Zahl der Hebammen niemals in einem den Unterhalt einer Hebamme gefährdenden 
Masse überschritten werde. Der Wunsch und das Streben auch der kleineren 
Gemeinden, jeorts sofort die Hülfe einer Hebamme zur Hand zu haben, hat nach 
nnd nach dahin geführt, dass vielfach die Anordnungen der erwähnten 2 Para¬ 
graphen der Medizinalordnung ausser Acht gesetzt wurden und dass sich die 
Zahl der Hebammen bis zu einem die materielle Lage einzelner Hebammen in 
Frage stellenden Masse vermehrt hat. Wir wollen nicht verkennen, dass die stete 
Hilfsbereitschaft einer im Orte wohnenden Hebamme und die Möglichkeit der 
Auswahl zwischen mehreren Hebammen in grösseren Orten nicht zu unter¬ 
schätzende Vortheile bieten kann, müssen aber anderseits zu bedenken geben, 
dass nur ausreichend beschäftigte Hebammen Gelegenheit zu fortdauender prak¬ 
tischer Ausbildung haben und dass nur von solchen Enthaltung von störenden und 
die Thätigkeit beeinträchtigenden Nebenbeschäftigungen erwartet werden darf. 
Andererseits giebt aber auch nur eine genügende Inanspruchnahme der Thätig¬ 
keit der Hebamme derselben die Aussicht auf Einnahmen, die ihren Lebens¬ 
unterhalt sicberstellen und die für ihren Beruf nothwendige Schaffensfreudigkeit 
erhalten. Wir haben zwar schon öfter daurauf hingewiesen, dass zum Zwecke 
der Besserung der materiellen Lage der Gemeimiehebammen eine Erhöhung 
ihres Gehaltes anzustreben sei, müssen jedoch bedauern, dass diese Anregungen 
bisher wenig Erfolg gehabt haben. Umsomehr sind wir veranlasst, den Grossh. 
Kreisämtern zu empfehlen, bei eintretenden Abgängen von Hebammen zu er¬ 
wägen, ob ein Ersatz derselben zu billigen oder gar anzuregen sei, ob nicht 
vielmehr in grösseren Orten die Zahl der bereits vorhandenen Hebammen 
dem Bedürfnisse genüge, oder ob es sich, wenn kleinere Orte mit einer nur 
geringeren Zahl von Geburten in Frage stehen, nicht empfehle, zwei oder 
mehrere benachbarte Orte (bis zu einer Entfernung von 3 Kilometer) zu einem 
Hebammendistrikt zu vereinigen. 

Um die Lage der Hebammen zu verbessern, haben wir vor einigen Jahren 
eine neue Taxe mit erhöhten Sätzen erlassen, aber schon häufig die Wahrnehmung 
machen müssen, dass das Hängen an althergebrachten Gewohnheiten die neuen 
Sätze nicht zur Geltung kommen lässt. In der Taxe ist der Ersatz von Aus¬ 
lagen der Hebammen für Verband- und Desinfektionsmittel vorgesehen; die 
Hebammen nehmen aber vielfach Anstand, diese Aufrechnungen zu machen und 
es haben desshalb nach den Mittheilungen der Kreisgesundheitsämter in einer 
beschränkten Anzahl von Kreisen die Gemeinden oder die Kreiskasse die Er¬ 
stellung jener Mittel übernommen. Wir haben bei Erlass der Dienstanweisung 
für die Hebammen bereits angedeutet, dass wir die Uebernahme der Kosten 
für Desinfektion auf die Gemeinde- oder Kreiskasse für sehr zweckmässig halten 
und möchten diese Empfehlung wiederholen. Um über die einschlägigen Ver¬ 
hältnisse orientirt zu sein, wünschen wir eine Mittheilung darüber, was in den 
einzelnen Kreisen in dieser Hinsicht geschehen ist. 

In mehreren Kreisen sind bereits Schritte gethan worden, um die Heb¬ 
ammen für den Invaliditätsfall oder für den Erwerbsausfall im Alter zu sichern» 
Diese Bestrebungen werden von uns in hohem Grade gebilligt; um aber eine 
gewisse Gleichmässigkeit in dieser Beziehung auzubahnen, ist es nothwendig, 
dass wir auch nach dieser Richtung baldigst von Ihnen über das bereits Ge¬ 
schehene in Kenntniss gesetzt werden. 


C. Herzogth um Braunaohweig. 

Schutzimpfungen gegen Tollwuth. Erlass des Staatsministe- 
riumsvom28. Februar an sämmtliche Kreisdirektoren und Rundschreiben 
des Obersanitäts-Kollegiums vom 7. März 1899. 

Der Inhalt des Erlasses bezw. Rundschreibens entspricht dem preussischen 
Erlass vom 22. Juni 1898; s. Beilage zu Nr. 16, Seite 117, Jahrg. 1898. 


Verantwort!. Redakteur: Dr. Rapm und, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden L W. 

Druck toh J. C. 0. Bruns, Minden. 
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Rechtsprechung. 

Fahrlässige Körperverletzung durch Unterlassung der Anlegung 
eines Brachbandes. Urtheil des Königlichen Landgerichts za 
Elberfeld vom 17. Januar 1899. 

. . . Der Angeklagte wusste, wie aus dem Zeugniss des F. unzweifelhaft 
hervorgeht, dass das Kind an einem Bruch litt. Er selbst hat ihn für einen 
schweren erklärt. Der Angeklagte hat sich anheischig gemacht, den Bruch zu 
heilen. Er hatte hiernach die Pflicht, diejenigen Mittel anzuwenden, welche 
nach dem Ermessen eines sorgsamen Mannes geboten waren. Der Angeklagte 
hat als Heilmittel eine Salbe verschrieben mit den Worten: „Die Aerzte pflegen 
ein Bruchband anzulegen; ich mache es aber mit einer Salbe. Für ein Bruch¬ 
band sind die Knochen eines Kindes zu zart.“ Die Haltlosigkeit der letzteren 
Begründung ist in dem Gutachten der Aerzte hervorgehoben, welche erklären, 
dass dieses Bedenken völlig unbegründet ist, und in dieser Beziehung Meinungs¬ 
unterschiede unter Sachverständigen nicht beständen. Im Uebrigen ist nach 
dem Gutachten der Aerzte eine Salbe völlig wirkungslos. Es war als einziges 
Heilmittel ein Bruchband geboten. Indem der Angeklagte nicht dieses an¬ 
wandte, sondern eine Salbe für ein taugliches Mittel hielt, befand er sich in 
einem Irrthum. Dass eine indifferente Salbe, wie die verschriebene, am Hoden¬ 
sack eingerieben nicht einen Leistenbruch zu heilen vermag, ist, wie die Aerzte 
bekunden, auch dem unbefangen urtheilenden Laien ohne Weiteres einleuchtend, 
eine Thatsache, über welche eine Meinungsverschiedenheit nicht herrschen kann. 
Mit dieser Thatsache hat sich jeder vertraut zu machen, der sich zur gewerbs¬ 
mässigen Heilung von Brüchen erbietet. Kennt er diese Thatsache nicht, so ist 
er in einem schuldhaften Irrthum befangen. Uebrigens hat der Angeklagte die 
Wirksamkeit der Salbe gegen Brüche in der Hauptverhandlung nicht mehr 
behauptet. Auf jenem Irrthum beruht die weitere Verfehlung des Angeklagten, 
dass er nicht das nach dem Gutachten der Sachverständigen allein gebotene 
Mittel eines Bruchbandes angewendet hat. Es bedarf keiner Hervorhebung, 
dass in einer grossen Reihe von Fällen die Meinungen über das wirksame Heil¬ 
mittel auseinandergehen können, andererseits aber lässt sich nicht leugnen, dass 
in gewissen Fällen, ähnlich wie in der Baukunst Bauregeln, so in der Heilkunst 
Heilmittel so allgemein anerkannt sind, dass ein willkürliches und unbegründetes 
Abweichen von diesen Vorschriften eine Ausserachtlassung der gebotenen Um¬ 
sicht enthält. 

Zu diesen anerkannten und durch andere nicht ersetzbaren Mitteln gehört 
das Bruchband. Die Heilung eines Bruches auf andere Weise als durch den 
mechanischen Druck eines Bruchbandes ist nicht bekannt. Indem der Ange¬ 
klagte dieses Mittel ohne einen haltbaren Grund nicht anwandte, verabsäumte 
er eine durch Erfahrung bewährte Heilmethode, die unerlässlich geboten war 
und wahrscheinlich völlige Heilung herbeigeführt, sicher aber das Fortschreiten 
des Leidens gehemmt hätte. Dass dieser Erfolg nicht erreicht wurde, beruht 
demnach auf einem Mangel der von ihm zu fordernden Umsicht. Das schnellere 
Fortschreiten des Bruches, d. h. ein Fortschreiten, welches schneller erfolgte, 
als es bei Anwendung der gebotenen Aufmerksamkeit, bei Verordnung eines 
Bruchbandes der Fall gewesen sein würde, stellt eine Körperverletzung — Ge¬ 
sundheitsbeschädigung — dar im Sinne des §. 230 St.-G. -B. 

Der Angeklagte ist demnach schuldig zu B. im Juni 1898 durch Fahr¬ 
lässigkeit die Körperverletzung des Kindes F. verursacht zu haben. — Vergehen 
gegen §. 230 St.-G.-B. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Frenssen. 

Anfthannng gefrorener Leichen vor den Sektionsterminen. Er* 
lass des Justizministers (gez.: Schönstedt) vom 13. April 1 899. 

In nicht seltenen Fällen werden Obduktionstermine dadurch vereitelt, 
dass die zu öffnende Leiche in gefrorenem Zustande vorgefunden wird, welcher 
die Leichenöffnung unmöglich macht. 

Im Einvernehmen mit dem Minister des Innern bestimme ich daher, dass 
der Richter bei Anberaumung des Termins zur Leichenöffnung, falls nach den 
augenblicklichen Temperaturverhältnissen und den sonstigen Umständen des 
Falles die Besorgniss vorliegt, dass die Leiche sich zur Zeit des Termins in 
gefrorenem Zustande befinden wird, an die Ortspolizeibehörde das Ersuchen zu 
richten hat, die Leiche so lange in einem auf 20° C. erwärmten Raume aufzu- 
bewahren, dass sie bis zu dem Termin aufgethaut ist. Der Zeitraum ist auf 
mindestens 12 Stunden zu bemessen, bei starkem Gefrorensein der Leiche aber 
entsprechend, nötigenfalls bis auf 24 Stunden, zn verlängern. 

Die Ortspolizeibehörde ist verpflichtet, den bezüglichen Ersuchen zu ent¬ 
sprechen. Die Kosten der Massnahme trägt der Justizfiskus. 


Schutz gegen Hautausschläge bei den Arbeitern in Zündholz- 
fabriken. Runderlass des Ministers für Handel und Gewerbe 
(gez. Brefeld) vom 2 6. Mai 1899 — B. Nr. 5212 — an sämmtliche König¬ 
lichen Regierungspräsidenten. 

Die auf meinen Runderlass vom 1. April vorigen Jahres — B. 2516 — 
mir erstatteten Berichte lassen es kaum noch zweifelhaft erscheinen, dass die 
bei den Arbeitern in Sicherheitszündholz-Fabriken beobachteten Hautausschläge 
auf die Einwirkungen des Paraffins znrückzuführen sind, jedenfalls scheint nach 
den an verschiedenen Stellen angestellten Beobachtungen und Versuchen fest¬ 
zustehen, dass die bei der Zündholzfabrikation verwendeten Chromverbindungen 
nicht als Ursache der Hautausschläge anzusehen sind. Es ist ferner als er¬ 
wiesen anzusehen, dass die Empfindlichkeit der Arbeiter gegen die schädlichen 
Einwirkungen des Paraffins individuell sehr verschieden ist, dass manche Per¬ 
sonen dagegen immun sind, andere es im Laufe der Zeit werden. 

Endlich scheint als feststehend angenommen werden zu dürfen, dass die 
in Rede stehenden Gesundheitsschädigungen nnr dort auftreten, wo die biUigen, 
mit allerlei Produkten der trockenen Destillation verunreinigten Paraffine ver¬ 
wendet werden; jedenfalls kann nicht bezweifelt werden, dass die Hautaus- 
schläge, wo sie früher beobachtet worden sind, verschwanden, nachdem die 
Fabrikanten statt des früher verwendeten ungereinigten Paraffins zur Ver¬ 
wendung reinen Paraffins übergegangen waren. 

Auch die Einführung maschineller Vorrichtungen zum Abfüllen der Zttnd- 
• hölzer hat auf den Gesundheitszustand der damit beschäftigten Personen günstig 
gewirkt. 

Danach ist darauf zu halten, dass in den Zündholzfabriken thunlichst 
gereinigtes Paraffin verwendet, dass aber, wo dies nicht geschieht, auf eine 
möglichst vollständige Entfernung der bei der Erwärmung des Paraffins ent¬ 
stehenden Dämpfe mit Nachdruck hingewirkt werde und dass die als besonders 
empfindlich sich erweisenden Personen nur mit Verrichtungen beschäftigt werden, 
bei denen sie weder mit Paraffin, noch mit den im Paraffinirraum entstehenden 
Dämpfen in Berührung kommen. Selbstverständlich ist dafür Sorge zu tragen, 
dass die Arbeiter Gelegenheit haben, sich ordnungsmässig zu waschen. 


Anstellung staatlich geprüfter Nahrungsmittelchemiker bei den 
öffentlichen Anstalten zur Untersuchung von Nahrungs- und Ge¬ 
nussmitteln. Runderlass der Minister der Finanzen (gez in Vertr.: 
Lehnert), der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. in Vertr.: 
v. Bartsch), für Justiz (gez. in Vertr.: Nebe-Pflugstaedt), des 
Innern (gez. im Auftr. v. Bitter) und für Handel und Gewerbe (gez. 
im Auftr.: Hoeter) vom 27. Mai 1899 an sämmtliche Königlichen Regie¬ 
rungspräsidenten. 
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Der durch Erlass vom 10. Mai 1892 — Zentralbl. f. d. ges. Unterr.-Verw. 
S. 433 — bekannt gegebene Beschluss des Bundesraths vom 22. Februar 1894, 
wonach bei der Auswahl der Arbeitskräfte für die öffentlichen Anstalten 
zur Untersuchung von Nahrungs- und Genussmitteln denjenigen 
Chemikern vorzugsweise Berücksichtigung zu theil werden soll, welche den Be¬ 
fähigungsausweis als Nahrungsmittel-Chemiker erworben haben, 
findet nicht überall Beachtung. 

Es wird deshalb den Kommunen, welche für die von ihnen errichteten 
Anstalten gedachter Art die Beilegung des Charakters als „öffentliche Anstalten“ 
nachsuchen, in Zukunft bei Genehmigung ihres Antrages als Verpflichtung oder 
Bedingung auferlegt werden, dass sie bei diesen Anstalten lediglich Chemiker 
beschäftigen, welche den Befähigungsausweis als Nahrungsmittel-Chemiker bei¬ 
zubringen vermögen. 

Ausserdem ist den bereits als öffentliche anerkannten Nahrungsmittel- 
Untersuchungsanstaltea unter Hinweis auf das den Verwaltungsbehörden zu¬ 
stehende Widerrufsrecht aufzugeben, staatlich geprüfte oder denselben gleich¬ 
stehende Nahrungsmittel - Chemiker in ihrem Betriebe anzustellen. Dies muss 
in allen Fällen geschehen, in denen es sich um die Neubesetzung einer solchen 
Stelle handelt, ist aber auch mit Nachdruck zu erstreben, wenn sich die ange- 
stellten Chemiker als unbefähigt erweisen sollten. 

Uebrigens bemerken wir, dass die Anerkennung einer Nahrungsmittel- 
Untersuchungsstation als einer öffentlichen im Sinne des §. 17 des .Gesetzes vom 
14. Mai 1879 — R.-G. -Bl. S. 145 — und event. auch der Widerruf dieser An¬ 
erkennung der Entscheidung der Zentralinstanzen Vorbehalten bleibt. 


Ueberwachnng des Verkehrs mit Milch. Runderlass der 
Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. in Vertr.: 
v. Bartsch), für Landwirthschaft (gez. in Vertr.: Sterneberg), des 
Innern (gez. im Auftr. v. Bitter) und für Handel (gez. im Auftr.: Hoeter) 
— M. d. g. A. M. Nr. 5913, A. f. L. Nr. I A. 2298, M. d. I. Nr. II, 5828, M. f. 
H. Nr. C. 3996 — vom 2 7. Mail899 an sämmtliche Königlichen Oberpräsi¬ 
denten. 

Die durch den Runderlass vom 28. Januar 1884 (Min.-Bl. für die innere 
Verwaltung S. 23) zur Regelung des Verkehrs mit Milch empfohlenen Grund¬ 
sätze erscheinen nicht mehr in allen Einzelheiten zeitgemäss. Wir haben des¬ 
halb nach Anhörung von Sachverständigen, sowie von Interessenten der Land- 
wirthschaft und des Handels die in der Anlage enthaltenen veränderten Grund¬ 
sätze Uber den Verkehr mit Milch zusammenstellen lassen. 

Eine einheitliche Regelung der Sache für das gesammte Staatsgebiet 
scheint auch heute aus den in dem Erlass vom 28. Januar 1884 erwähnten 
Gründen noch nicht zulässig. Wir ersuchen deshalb, den Herren Regierungs¬ 
präsidenten je einen Abdruck der Grundsätze mit dem Aufträge zugehen zu 
lassen, dass der Verkehr mit Milch, wo sich ein Bedürfniss dazu herausstellt, 
unter Berücksichtigung der örtlichen Verhältnisse nach diesen Grundsätzen 
durch Polizeiverordnung oder sonstige polizeiliche Massnahmen geregelt werde. 

Grundsätze für die Regelung des Verkehrs mit Kuhmilch. 1 ) 

I. Gesundheitspolizeiliche Ueberwachnng. 

1. Der Verkehr mit frischer, abgekochter und sterilisirter Kuhmilch, 
saurer und Buttermilch ist der gesundheitspolizeilichen Ueberwachnng zu 
unterstellen. 

Zu dem Zwecke ist der Handel mit Milch der Ortspolizeibehörde an¬ 
zumelden. 

2. Frische Kuhmilch darf als Vollmilch, Halbmilch und Magermilch in 
den Verkehr gelangen. Soweit die örtlichen Verhältnisse es gestatten, ist die 
Halbmilch wegen der Schwankungen ihrer Eigenschaften (spezifisches Gewicht, 
Fettgehalt) allmählich vom Verkehr auszuschliessen. 

a. Als Vollmilch ist eine nach dem Abmelken in keiner Weise entrahmte oder 


•) Anmerkung: Auf den Verkehr mit Schaf-, Ziegen- oder Eselsmilch 
können die Grundsätze insoweit Anwendung finden, als nicht Besonderheiten 
dieser Thiergattungen dagegen sprechen. 
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sonst veränderte Milch zu erachten, welche ein spezifisches Gewicht von 
mindestens 1,028 und einen Fettgehalt von mindestens 2,7 °/ 0 hat. 

b. Halbmilob, welche durch Mischen von voller mit entrahmter Milch oder 
durch tbeilweise bewirktes Entrahmen hergestellt wird, soll ein spezifisches 
Gewicht von mindestens 1,030 und einen Fettgehalt von 1,5 °/ 0 haben. 

c. Magermilch, durch Abnehmen des durch längeres Stehen ausgeschiedenen 
Rahmes oder mittelst Zentrifugen entrahmte Vollmilch, soll ein spezifisches 
Gewicht von mindestens 1,032 und einen Fettgehalt von mindestens 
0,15 haben. 

3. Alle Bestimmungen des spezifischen Gewichtes müssen bei einer Wärme 
der Milch von 15° C. stattfinden oder auf diesen Wärmegrad zurückgeführt 
werden. 

Die Umrechnung wird am zweckmässigsten auf einer mit der Milchwaage 
verbundenen Tafel (Skala) angegeben oder durch Benutzung einer Umrechnungs- 
Übersicht ausgeführt. 

Da das spezifische Gewicht der Milch je nach dem Fettgehalt schwankt 
und zwar bei Vollmilch zwischen 1,028 und 1,034, bei Halbmilch zwischen 1,030 
und 1,036, bei Magermilch zwischen 1,032 und 1,037, muss stets auch der Fett¬ 
gehalt der untersuchten Milch festgestellt werden. 

Durch Stehen der Milch im Gefäss, Erschüttern beim Tragen, Fahren pp. 
steigt das leichtere Fett (der Rahm, die Sahne) nach oben. Zur Vermeidung 
von Täuschungen ist deshalb die zu untersuchende Milch von der Probeent¬ 
nahme zur Gewichts- und Fettbcstimmung durch Umrühren im Staudgefäss oder 
durch Umgiessen von Gefäss zu Gefäss sorgfältig zu mischen, um eine gleich- 
mässige Vertheilung des Rahms herbeizuführen. 

Die so gewonnene Probe wird im Aufnahme -Gefässe der Milchwaage 
(Aräometer) zuerst grobsinnlich auf Farbe, Geruch und Geschmack untersucht. 
Zeigt sich dabei eine aussergewöhnliche Farbe, ungewöhnlicher, namentlich 
fauliger Geruch oder Geschmack, so ist die Milch aus dem Verkehr zu ziehen 
und ohne Säumen chemisch und bakteriologisch zu untersuchen. Zu diesem 
Zwecke werden Proben der zweifelhaften Milch in zuverlässig reine Flaschen 
von »/* Liter Inhalt gefüllt, welche mit einem neuen Korken verschlossen, mit 
dem Dienstsiegel versehen und entsprechend bezeichnet ohne Säumen einem ge¬ 
prüften Nahrungsmittelchemiker zuzustellen sind. Die chemische und bakterio¬ 
logische Untersuchung muss schleunigst ausgeführt und beendet werden, damit 
polizeilich beanstandete Milch eventuell vor dem Verderben freigegeben 
werden kann. 

4. Angesäuerte Milch kann nur durch den Geschmack und daran erkannt 
werden, dass bei der Prüfung des spezifischen Gewichts der in der Probe ge¬ 
ronnene Käsestoff an der Milchwaagen-Spindel als unregelmässiger krümlicher 
Belag hängen bleibt. 

Nach der grobsinnlichen Prüfung ist die Milchwaage langsam und vor¬ 
sichtig in die entnommene Milchprobe einzusenden und mindestens zwei 
Minuten darin zu belassen, bevor das spezifiscche Gewicht abgelesen wird. 
Während des Ablesens muss die Quecksilberkugel der Milchwaage vollständig 
unter der Milchoberfläche verbleiben. 

5. In allen zweifelhaften Fällen auch letzterer Art ist die chemische 
Untersuchung der Milch durch einen geprüften Nahrungsmittelchemiker vor¬ 
zunehmen. 

6. Der Fettgehalt der Sahne soll den örtlichen Verhältnisse entsprechen; 
es kann ein Mindestgehalt nicht über 10% vorgeschrieben werden. 

Der Fettgehalt der Milch sowie der Sahne wird am besten nach .Gerber’s 
acidobutyrometrischer Methode ermittelt, kann aber wegen der Schwierigkeit 
der Untersuchung nur geprüften Chemikern oder erprobten Marktpolizeibeamten 
überlassen werden. 

7. Abgekochte und sterilisirte Milch sind nur unter dieser Bezeichnung 
in den Verkehr zu bringen. 

Lediglich abgekochte Milch darf nicht als sterilisirte Milch bezeichnet 
werden. Als abgekochte gilt diejenige Milch, welche bis auf 100® C. erhitzt 
oder einer Temperatur von 90° durch mindestens 15 Minuten ausgesetzt 
worden ist. 

Als sterilisirt darf solche Milch bezeichnet werden, welche sofort nach 
dem Melken von Schmutztheilen befreit und spätestens 12 Stunden nach dem 
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Melken in von geeigneten Sachverständigen als wirksam anerkannten Apparaten 
ordnungsmässig behandelt und während des Erhitzens mit luftdichtem 'Verschluss 
versehen worden ist, welche bis zur Abgabe der Milch an den Konsumenten un¬ 
versehrt bleiben muss. 

8. Vom Verkehr auszuscbliessen ist: 

a. Milch, die wenige Tage vor dem Abkalbetermin und bis zum 6. Tage hach 
dem Abkalben abgemolken ist; 

b. Milch von Kühen, welche an Milzbrand, Lungenseuche, Ranschbrand, Toll- 
wuth, Pocken, Krankheiten mit Gelbsucht, Ruhr, Euterentzündungen, Blut¬ 
vergiftung, namentlich Pyämie, Septicämie, fauliger Gebärmutterentzündung 
oder anderen fieberhaften Erkrankungen leiden, sowie von Kühen, bei denen 
die Nachgeburt nicht abgegangen ist, oder bei denen krankhafter Ausfluss 
aus den Geschlechtstheilen besteht. 

c. Milch von Kühen, die mit giftigen Arzneimitteln, welche in die Milch über¬ 
gehen, (Arsen, Brechweinstein, Niesswurz, Opium, Eserin, Pilokarpin und 
anderen Alkaloiden) behandelt werden. 

(1. Milch von Kühen, welche an Eutertuberkulose oder an mit starker Ab¬ 
magerung oder Durchfällen verbundener Tuberkulose leiden. 

e. Milch, welche fremdartige Stoffe, wie Eis, insbesondere irgend welche 
chemische Konservirungsmittel enthält; 

f. welche blau, roth oder gelb gefärbt, mit Schimmelpilzen besetzt, bitter, 
faulig, schleimig oder sonst wie verdorben ist, Blutreste oder Blutgerinnsel 
enthält. 

9. Milch von Kühen, welche an Maul- und Klauenseuche, oder an Tuber¬ 
kulose, welche nicht unter Ziffer 8 a fällt, erkrankt sind, darf nur ab gekocht 
oder sterilisirt, in Verkehr gebracht werden. 

10. Saure und Buttermilch darf nicht aus Milch der unter Ziffer 8 a—f 
bezeichneten Herkunft bereitet, und nur unter richtiger Bezeichnung in den 
Verkehr gebracht werden. 

Kind ermilch. 

Besondere Gewinnungs- und Verkaufsstätten für Kindermilcb, welche in 
neuerer Zeit sich mehren und verschiedene Bezeichnungen, wie „Sanitätsmolke¬ 
reien, Verkauf von Gesundheitsmilcb, Kindermilch, Vorzugsmilch und der gl.“ 
führen, sind gesundheitspolizeilich besonders sorgfältig zu überwachen. Der 
Betrieb, die Reinhaltung der Stallräume, sowie der Aufbewahrungsräume und 
Gefässe, der Gesundheitszustand, die Fütterung und die Haltung der Kühe, 
sind in Städten der thierärztlichen Ueberwachnng zu unterwerfen. 

Die Stallräume sollen geräumig, bell, luftig sein, mit undurchlässigen, 
leicht zu reinigenden Fnssböden und eben solchen Krippen, mit Wasserspülung 
und guten Abflussvorrichtungen versehen sein. In dem Stalle dürfen nur Kinder- 
milchkühe aufgestellt werden, welche als solche in unauslöschlicher Weise be¬ 
zeichnet werden müssen. 

Eine Fütterungsvorschrift für das Milchvieh zu erlassen, empfiehlt sich 
nicht; wohl aber kann auf die erwiesenen Nachtheile einzelner Futtermittel für 
die mit so gewonnener Milch genährten Kinder hingewiesen werden. 

A11 ge m e i n zu v e rb i e t e n ist die Fütterung mit Molkerei - Rückständen, 
welche die Verbreitung der Tuberkulose durch ihren Bazillengehalt wesentlich 
begünstigen. 

Der Gesundheitszustand von Kühen für Kindermilchgewinnung ist vor 
ihrer Einstellung durch einen für das deutsche Reich approbirten Thierarzt zu 
untersuchen. Die Untersuchung ist nach je drei Monaten zu wiederholen. 

Ueber die Untersuchungen ist Buch zu führen. Der zur Ueberwachung 
zuständig Beamte ist befugt, jeder Zeit Einsicht in das Buch zu nehmen. 

Jede Erkrankung von Kühen einer Sondermolkerei an den in Ziffer 8 und 
9 genannten Krankheiten ist, unbeschadet der zur Bekämpfung der Viehseuchen 
vorgeschriebenen Anzeige an die Polizeibehörde, dem zuständigen beamteten 
Thierarzt anzuzeigen. Derartige Kühe, sowie an Verdauungsstörungen, an 
Durchfall und Lecksucht erkrankte oder der Tuberkulose verdächtige Kühe sind 
sofort aus dem Stalle bis zur Entscheidung des beamteten Thierarztes zu 
entfernen. 

Die Milch von solchen Kühen darf nicht als Vcjsrgjuilch etc. \er 
werthet werden. 
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Die Benutzung von Bett- oder sonst gebrauchtem Stroh und Abfallstoffen 
als Streumaterial in solchen Stallungen ist zu untersagen. 

Die Kindermilch - Ktihe sollen besonders sauber gehalten, die Enter vor 
dem Melken sorgfältig gereinigt worden. Die melkenden Personen haben sich 
grösster Sauberkeit zu befleissigen, also vor dem Melken Hände and Arme mit 
Seife za waschen und saubere Schürzen anzulegen. Mit Ausschlägen behaftete 
oder an ansteckenden Krankheiten leidende Personen dürfen nicht melken. 

Wird die Milch für solche Sondergeschäfte von auswärts bezogen, so ist 
zu fordern, dass die Milch in den Fördergefässen keine höhere Temperatur als 
10° C. and beim Abgeben au die Konsumenten keinen höheren Säuregrad als 
2—4° nach Soxleth hat. 

II. Behandlung der Milch nach dem Abmelken bis zur Abgabe 

an die Konsumenten. 

1. Gefässe aus Kupfer, Messing, Zink, gebranntem Thon mit schlechter 
oder schadhafter Glasur, Eisen mit bleihaltigem, rissigem oder brüchigem Email 
oder verrostete Gefässe eignen sich weder als Transport- noch als Standgefässe 
zur Aufnahme von Milch, weil die Milch aus solchen Gefässen gesundheits¬ 
schädliche Stoffe aufnehmen kann. Standgefässe sollen mit einem Deckel ver¬ 
sehen sein. 

2. Kindermilch soll nur in ungefärbten (weissen oder halbweissen) Glas- 
gefässen in den Verkehr gebracht werden. 

3. Milchgefässe von 2 Liter und mehr Inhalt sollen eine so weite Oeff- 
nung haben, dass die Hand eines Erwachsenen behufs Reinigung bequem einge¬ 
führt werden kann. 

Die znm Ausmessen der Milch dienenden Gefässe müssen ebenfalls ans 
einwandfreiem Material (Ziffer 1) bestehen und mit einer geeigneten Handhabe 
versehen sein, so dass die Hand des Messenden mit der Milch nicht in Be- 
rührnng kommen kann. 

4. Lappen, Papier und dergl. sind als Verschluss- und Dichtungsmittel 
bei Milchgefässen auszuschliessen; Stroh ist für diese Zwecke zu vermeiden 
und wo es, wie oft bei hölzernen Gefässen, nicht zu entbehren ist, nur in reinem 
Zustande und nicht öfter als ein Mal zu verwenden. Gummiringe als Dich¬ 
tungsmaterial sollen kein Blei enthalten. Gesetz vom 25. Juni 1887, §. 2 (R.- 
G.-BL S. 273). 

Hölzerne Milchgefässe sind nach einer nicht zu kurz bemessenen Ueber- 
gangsfrist ausser Gebrauch zu setzen. 

Sämmtliche Milch- und Milchmaassgefässe sind peinlich sauber zu halten; 
kaltes Wasser nnd Sodalösung sind bei der Reinigung der Gefässe nicht zu 
verwenden. 

5. Die aus Milchgefässen nnd ans geschlossenen Milchwagen führenden 
Zapfhähne sollen nur aus einwandfreiem Material bestehen (Ziffer 1) oder gut 
verzinnt sein nnd inwendig stets sauber gehalten werden. 

6. Die Transport- und Standgefässe für Milch sollen mit deutlichen und 
unabnehmbaren Bezeichnungen, welche dem Inhalt entsprechen, versehen sein, 
Aufgeklebte und angebundene Zettel sind nicht zulässig. Die Erfüllung dieser 
Vorschrift ist für Transport- und Verkanfsgefässe unbedingt za fordern. 

Standgefässe müssen in den Verkaufsstätten so aufgestellt sein, dass dsr 
Käufer die Bezeichnung lesen kann. Gefässe, in denen Milch auf BesteUung 
an Einzelkunden aasgetragen wird, können mit abnehmbarer Bezeichnung ver¬ 
sehen werden. 

Bei geschlossenen Milchwagen werden die Bezeichnungen nebst Preisan¬ 
gaben am zweckmässigsten auf der Wagenwand und zwar unmittelbar über der 
betreffenden Auslassöffnung angebracht. 

7. Die Verwendung von Milchgefässen jeder Art zu anderen Zwecken 
ist bei Strafe zu untersagen. 

Beim Melken in den Stallungen, wie auf der Weide, bei Beförderung der 
Milch in Wagen wie mittelst der Eisenbahn ist die grösste Sauberkeit geboten. 
Unterlassungen sind von der zuständigen Behörde zu rügen und im Wieder¬ 
holungsfälle zu bestrafen. 

8. Die für den Verkauf bestimmte Milch sbll in Räumen aufbewahrt 
werden, welche stets sauber nnd ordentlich, insbesondere möglichst staubfrei 
gehalten, täglich ehne Ausnahme ausgiebig gelüftet nnd kühl gehalten, nicht 
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als Schlaf* oder Krankenzimmer benutzt werden, mit solchen auch nicht in 
offener Verbindung stehen. 

Eine zwischen Verkaufs- und Schlaf- oder Krankenzimmer vorhandene 
Thttr muss verschlossen gehalten werden. 

Inwieweit Erkrankungen, namentlich an ansteckenden Krankheiten in der 
Haushaltung des Milchgewinners oder -Verkäufers gesundheitspolizeiliche Mass- 
regeln erfordern, muss von dem zuständigen beamteten Arzt im Einzelfalle be¬ 
stimmt, durch die berufenen Ausfahrungsbehörden angeordnet und die Aus¬ 
führung der Massregeln überwacht werden. 

III. Die Stallprobe. 

Die Stallprobe tritt ein, wenn behauptet wird, dass die beanstandete 
Milch dieselbe Beschaffenheit habe, wie sie vom Gewinnungsort entnommen sei. 
Zn dem Zwecke sind spätestens innerhalb dreier Tage nach der Beanstandung 
einer Handelsmilch die Kühe, welche die fragliche Milch geliefert haben, zu der 
gleichen Zeit, zu welcher die beanstandete Milch gewonnen wurde, in Gegen¬ 
wart des beanstandenden Beamten zu melken. Es kann sich immer nur um 
Vollmilch handeln. Ob Milch von einer oder von mehreren Kühen in Frage 
kommt, mnss zunächst ermittelt werden. 

Die Milch von denjenigen Kühen, welche die beanstandete Milch geliefert 
haben, muss in ein einziges Gefäss sorgfältig aasgemolken, gut gemischt, voll¬ 
ständig abgekühlt und schaumfrei werden, um Irrthümer zu vermeiden, bevor 
die wiederholte Prüfung im Stalle stattfindet. 

Der Entlastnngsbeweis der Stallprobe kann als misslungen gelten, wenn 

1. seit dem Melken der beanstandeten Probe nachweislich zu einer Fütterungs¬ 
methode übergegangen worden ist, welche notorisch eine Verschlechterung 
der Milch zur Folge hat, 

und wenn 

2. zwischen der Beschaffenheit der beanstandeten und der aus dem Stalle 
genommenen Probe Differenzen in der Weise sich ergeben, dass das spezi¬ 
fische Gewicht der Stallprobe um zwei Grad von demjenigen der bean¬ 
standeten Probe abweicht und wenn 

3. der Fettgehalt der Stallprobe um mehr als 0,3 °/ ? , die Trockensubstanz 
derselben um mehr als 1 °/ 0 höher gefunden wird, als in der bean¬ 
standeten Probe. 

In zweifelhaften Fällen kann eine wiederholte Ausführung der Stallprobe 
für nothwendig erachtet werden. 

Die Bestrafungen für Verfehlungen gegen die erlassenen Bestimmungen 
zu veröffentlichen, erscheint nur geboten. 


Vorschriften über das Begräbnisswesen. Polizeiverordnung 
des Königlichen Regierungspräsidenten in Danzig vom ll.Fe- 
bruar 1899. 

§. 1. In jedem Grabe soll in der Regel nur eine Leiche beerdigt werden. 
Ausnahmen sind nur mit Genehmigung der Polizeibehörde gestattet. 

§. 2. Jede Grabstätte für die Leiche einer erwachsenen Person soll eine 
Tiefe und Länge von je 2 m und eine Breite von 1 m haben. Die Tiefe eines 
Kindergrabes muss mindestens 1,30 m betragen. Jedenfalls muss zwischen 
Sargdeckel und Bodenoberfläche ausnahmslos ein Zwischenraum von 0,9 m sein. 

§. 3. Auf dem Grabe in seiner ganzen Ausdehnung muss von der nach 
ordnungsmässiger Zuschüttung übrig bleibenden Erde ein Hügel sorgfältig er¬ 
richtet werden. Die Errichtung von Grabsteinen, Denkmälern und ähnlichen 
Bauten auf dem Grabe befreit nicht von der Errichtung des gleichen Hügels. 

Gestattet die Beschaffenheit des Bodens das Auf werfen eines Grabhügels 
nicht, so ist die Leiche so tief zu senken, dass zwischen Sargdeckel und Boden¬ 
oberfläche 1,3 m Zwischenraum ist. 

Diese Vorschriften finden keine Anwendung auf ausgemauerte Gräber mit 
festem Verschluss. 

§. 4. Die Grabstätten sind in fortlaufender Reihenfolge anzulegen. 
Niemand darf ausser der Reihenfolge beerdigt werden. Auf Erbbegräbnisse und 
vorbehaltene Plätze findet diese Bestimmung keine Anwendung. 

Zwischen den Kopf- und Fussseiten der Gräber ist in grader Linie ein 
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Raum von 0,85 m freizulassen, ln der Gräberreihe selbst ist zwischen den 
Längsseiten der einzelnen Gräber ein Raum von 0,80 m, bei losem Sande oder 
Kies von 0,50 m freizulassen. 

An jedem Grabe ist die Nummer des Beerdigungsregisters dauerhaft an¬ 
zubringen. 

§. 6. Die Grabstätten dürfen erst nach vollständiger Verwesung der 
Gebeine, keinenfalls vor Ablauf von 25 Jahren wieder benutzt werden. Finden 
sich trotzdem bei der Wiederbenutzung einzelne Knochen, so sind diese Reste 
zu sammeln und in würdiger Weise zu bestatten. 

Unbrauchbar gewordene Leichensteine sind möglichst an den Kirchhofs¬ 
seiten aufzubewahren. 

§. 7. Vom Haupteingange des Kirchhofs muss bei der Einrichtung neuer 
Kirchhöfe in jedem Falle, bei den schon bestehenden, soweit dies ausführbar, 
ein Hauptweg von mindestens 2 */, m Breite mitten durch den Friedhof ange¬ 
legt werden. 

§. 8. Befindet sich auf dem Begräbnisoplatze ein Kirchengebäude, so muss 
um dasselbe ein mindestens 4 m breiter Umgang frei bleiben, der unter keinen 
Umständen zur Anlegung von Grabstätten benutzt werden darf. Wo die Be¬ 
nutzung dieses Umgangs bisher stattgefunden, hat sie in Zukunft zu unterbleiben. 

§. 9. Jeder Kirchhof muss durch eine angemessene Umwährung einge¬ 
schlossen und mit einem verschliessbaren Eingänge versehen sein. 

§. 10. Ein Oeffnen der Gräber ohne polizeiliche Genehmigung ist verboten. 

§. 11. Für jeden Kirchhof ist ein Todtengräber anzustellen. 

Eine geeignete Persönlichkeit hat das Beerdigungsregister zu führen, 
d. h. Namen, Stand, Lebensalter, Todesursache, Todes- und Begräbnisstag des 
Beerdigten, sowie die Grabnummer in einem Buche zu verzeichnen, den Grab¬ 
pfahl bezw. Grabstein zu nummeriren, den Platz zur Grabstätte anzuweisen 
und für die äussere Ordnung des Kirchhofs zu sorgen. 

§. 12. Sofern nicht eine Ausnahme vorgesehen ist, gelten die vorstehenden 
Bestimmungen für Einzelgräber auch für die Erbbegräbnisse. 

§. 13. Diese Bestimmungen finden entsprechende Anwendung für Begräb¬ 
nisse ausserhalb der üblichen Begräbnissplätze. 

§. 14. Zuwiderhandlungen gegen die vorstehenden Bestimmungen werden, 
insofern die Strafgesetze nicht ein höheres Strafmass festsetzen mit Geldstrafe 
bis zu 60 Mark oder entsprechender Haft bestraft. 


Ausführung der Impfungen. Verfügung des Königlichen 
Regierungspräsidenten zu Koblenz vom 28. April 1808 an sämmt- 
liche Impfärzte. 

Trotzdem bei Verwendung der von staatlichen Lympherzengungsanstalten 
gelieferten Lympe und bei sorgsamer Ausführung der Impfung Gesundheits¬ 
schädigungen der Imflinge kaum eintreten können, ist es dennoch im Hinblick 
auf die Rührigkeit der Impfgegner, welche durch ihre unermüdliche Agitation 
die Impfung in immer breiteren Schichten des Volkes unbeliebt zu machen 
wissen, geboten, der in den öffentlichen Terminen zu übenden Impftechnick eine 
ganz besondere Aufmerksamkeit zuzuwenden. 

Es lässt sich nicht leugnen, dass die Vielgestaltigkeit der nicht immer 
einwandsfreien Impf methoden und die grosse Verschiedenüeit in der rein äuserlichen 
Handhabung des Impfgeschäftes vielfach dazu geeignet sind, dem misstrauisch 
gewordenen Publikum manchen Stoff zur Beunruhigung und den Impfgegnern 
manche Handhabe für ihre Agitation zu liefern. 

Zwar sollte man meinen, dass es unter den heutigen Verhältnissen das 
Bestreben jedes Impfarztes sein müsste, schon aus Rücksicht auf die eigenen 
Intressen die Impfung so auszuführen, dass sich auch den zuschauenden Laien 
die Ueberzeugung von der äussersten Exaktheit der Methode und der grössten 
Gewissenhaftigkeit des Impfarztes aufdrängen muss. Die Revision einer Reihe 
von Impfterminen im verflossenen Jahre hat jedoch diese Annahme keineswegs 
in allen Fällen bestätigt, sondern gezeigt, dass die Befolgung der bestehenden 
Vorschriften recht oft viel zu wünschen übrig liess und das die unterm 1. Mai 
1897 gegebene Anweisung vielfach ganz unbeachtet geblieben ist. 

Um zunächst diejenigen Schwierigkeiten nach Möglichkeit zu beseitigen, 
welche in der Mangelhaftigkeit der Impflokale und der unzureichenden Vorbe- 
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reitung der Impftermine durch die Lokalbehörden liegen, habe ich die Veran¬ 
lassung genommen, diese mit der in der Anlage befindlichen Anweisung 1 ) zu 
versehen. 

Um ferner ein möglichst einheitliches Verfahren bei der Ausführung der 
Impfungen im hiesigen Bezirke zu erzielen, mache ich den Impfärzten die strengste 
Befolgung der angeschlossenen Anweisung, welche zugleich die gültigen älteren 
Betimmungen enthält und an Stelle der Anweisung vom 1. Mai v. Js. tritt, 
zur Pflicht. Zur Erläuterung bemerke ich Folgendes: 

1. Es darf als festgestellt gelten, dass die — namentlich bei Wieder¬ 
impflingen — zuweilen zn beobachtenden erysipelatösen und phlegmonösen 
Prozesse nicht durch die Lymphe, sondern durch diejenigen Bakterien erzeugt 
werden, welche am Arme des Impflings oder an dem Impfinstrument haften 
und bei der Anlegung des Impfschnittes in die Wunde gelangen. Auf die 
Beseitigung dieser beiden während des Impfaktes möglichen Infecktionsarten 
hat sich daher die Aufmerksamkeit des Impfarztes zu richten. 

Aus diesem Qrunde ist 

a) Die strenge Disinfektion der Hände und Vorderarme des Impfarztes 
angeordnet worden. Der vielbeschäftigte Arzt, der tagsüber mit Infektions¬ 
stoffen aller Art in Berührung kommt und selbst auf dem Wege zum Impf¬ 
termin zuweilen dem Rufe an das Bett eines infektiösen Kranken sich nicht 
entziehen kann, würde nach dem heutigen wissentschaftlichen Anschauungen eine 
schwere Unterlassungssünde begehen, wenn er eine gründliche Desinfektion 
unmittelbar vor der Impfung unterliesse. 

Ferner ist nunmehr die Benutzung eines für jede Impfung zuverlässig 
keimfrei gemachten Instruments zur Pflicht gemacht, da die in den Vorschriften 
des Jahres 1875 vorgeschriebene Reinigung mit Wasser sich nicht als aus¬ 
reichend erwiesen hat. 

Der Sterilisirung durch Chemikalien ist diejenige durch die Flamme oder 
durch strömenden Wasserdampf bei Weitem vorzuziehen. Die Zahl der auf 
diese Weise leicht und bequem zn sterilisirenden Messersorten ist ziemlich gross. 
Besonders empfohlen sei die in der Flamme sehr schnell erhitzbaren, ebenso 
schnell abkühlenden und wegen ihrer ausserordentlichen Härte ungemein lange 
scharf bleibenden Platin - Iridium - Messer. Bei dem abwechselnden Gebrauch 
zweier solcher Messer können die Impfungen rascher hintereinander ausgeführt 
werden, als es im Interesse der Exaktheit der Impfung wünschenswerth ist. 
Die Fabrik chirurgischer Instrumente von Hessing in Düsseldorf (Schadow- 
strasse 67) liefert ein zweckmässiges Impfbesteck mit solchen Messern 
zum Preise von 20—22 Mark. Dasselbe enthält — mit Ausnahme der 
in einem kleinen Blechbehälter mitzuführenden Watte, welche zum Ab¬ 
wischen der Messer vor Einbringung in die Flamme erforderlich ist — alles, 
was im Impftermin gebraucht wird: 2 Platin-Iridium-Messer, Spirituslampe, 
Halter für das Lymphröhrchen, Behältniss für mehrere Lymphtuben, Behältniss 
für Sublimatpastillen (zur Händedesinfecktion). Es ist 18 cm lang, ö 1 /, cm 
breit und 2‘/ 3 cm hoch und bequem in jeder Rocktasche mitzuführen. Für 
reitende oder radfahrende Aerzte erhält es eine Wildleder Umhüllung. 

Um das Hineingelangen der nachweislich auf fast jedem Arm in reichlicher 
Menge befindlichen Infektionserreger in die Impf wunden während und durch die 
Impfung zu verhindern, ist 

b) jedes Einstreichen und Einreiben der Lymphe verboten worden. Wenn 
bei der Anlegung der Impfschnitte die Haut des zu impfenden Armes mit der 
ihn von unten her umgreifenden Hand entsprechend gespannt erhalten und da¬ 
durch ein gewisses Klaffen der Schnittchen bewirkt wird, fliesst die Lymphe 
mit Sicherheit bis in den Grund der kleinen Wunden. Um auch die Möglich¬ 
keit auszuschliessen, dass das Impfmesser selbst die Infektionskeime der linear 
von ihm getroffenen Hautstelle in die Tiefe der Wunde bringt, müsste die zu 
impfende Haut sicher sterilisirt werden. Einfache Waschung mit Seife und 
Wasser beseitigt die Keime nicht, auch Abreiben mit Aether, Sublimatlösung 


*) Von einem Abdruck der beiden Anweisungen ist wegen Mangel an 
Raum Abstand genommen. 
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u. s. w. genügt nicht. Dagegen soll eine zweimalige Abreibung mit nicht ab¬ 
solutem Alkohol (50°/ 0 ), den man auf dem Arme verdunsten lässt, sichere Ab- 
tödtung aller Keime bewirken. Da in dieser Richtung erst weitere Erfahrungen 
gesammelt werden müssen, so ist von der Anordnung einer Desinfektion der 
Arme vorläufig Abstand genommen worden. Die Bemühungen derjenigen Aerzte 
jedoch, welche aus eigenem Antriebe eine solche durchführen und ihre Beob¬ 
achtungen über den Einfluss auf die Häufigkeit des Eintritts von entzündlichen 
Erscheinungen hierher mittheilen wollen, sollen dankbar anerkannt werden. 

2. Viele Aerzte vertreten anscheinend die Meinung, dass in dem Anlegen 
der Impfschnitte ihre einzige Pflicht besteht. Wenigstens ist es vielfach zu 
beobachten gewesen, dass es von Impfärzten übersehen wird, wie unzweckmässig 
die Mütter mit den Kindern bei der Impfung umgehen. So wird z. B. der Arm 
der Kinder oft nicht entkleidet, sondern der Hemdärmel wird mit schweissigen 
unsauberen Fingern in die Höhe gehalten: der Arzt legt die Schnitte in un¬ 
mittelbarer Nähe dieser Finger an, und sobald die Mutter sich vom Stuhle er¬ 
hebt, gleitet der Hemdärmel über die Impfschnitte. Oder die Mutter drückt 
das Kind an sich und bringt die Impfwunden mit ihren Kleidern in Berührung. 
Das Gleiche geschieht bei dem achtlosen Hin- und Herdrängen der Frauen in 
dem gefüllten ImpflokaL Oder die Kinder greifen mit dem unreinen Händchen 
des nicht geimpften Armes direkt auf die Impfwunden u. s. w. u. s. w. Durch 
solche Vorgänge wird nur zu oft eine Infektion der Impfwunde bedingt, die der 
Impfung zur Last gelegt wird. Einen nicht unwesentlichen Schutz gegen nach¬ 
trägliche Infektion der Wunde durch Berührung mit Kleidern, Händen u. s. w. 
gewährt schon die durch Eintrocknen der Lymphe über den Schnitten ent¬ 
stehende kleine Kruste. Es ist deshalb in §. 13 der Anweisung vorgeschrieben 
worden, dass die Ankleidung nicht eher erfolgen soll, als bis der Impfarzt die 
genügende Eintrocknung der Lymphe festgestellt hat. 

3. Mehrfach ist in den letzten Jahren festgestellt worden, dass Impf¬ 
ärzte in den Impf- und Nachschauterminen keine Eintragungen in die Listen 
machen bezw. machen lassen, sondern sich die erfolgten Impfungen entweder 
besonders notiren oder in den Impflisten mit Punkten, Strichen oder Kreuzen 
andeuten. Ferner haben manche Impfärzte die Impfscheine nicht sofort in den 
Terminen vertheilt, sondern erst in späterer Zeit ausgefertigt und durch Mittel- 
personec an die Betheiligten aushändigen lassen. 

' Ein solches Verfahren ist gemäss Nr. 11 des Zirkular - Erlasses des Herrn 
Ministers vom 6. April 1886 unstatthaft. 

Wenn gemäss der an die Polizeibehörden ergangenen Weisung fortan die 
Gewährung der Schreibhülfe überall auch in der Weise erfolgt, dass die Impf¬ 
scheine den Aerzten ausgefttllt übergeben und von diesen bereits vor dem Termin 
unterschrieben werden, dann wird die Abwickelung der Nachschautermine mit 
der wünschenswerthen Schnelligkeit vor sich gehen. Die Impflinge, bei denen 
die Impfung ohne Erfolg war, werden zur Ausfertigung des Impfausweises am 
zweckmässigsten bis nach der Vertheilung der übrigen Impfscheine zurückzu¬ 
behalten sein. 

Im Interesse der Beschleunigung der Nachschautermine kann es nicht in 
Betracht kommen, wenn einzelne im Voraus ausgefertigte Impfscheine unnütz 
ausgestellt waren. 


Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten. Polizei-Ver¬ 
ordnung des Königliehen Regierungspräsidenten zu Wiesbaden 
vom 3. Juni 1898. 

§. 1. Aerzte, die bei Ausübung ihres Berufes von dem Auftreten von 
Cholera, Pocken, Flecktyphus, Rückfallfieber, Unterleibstyphus (gastrisches 
Fieber, Schleimfieber, Nervenfieber, Typhoid), Masern, Scharlach, Diphtherie, 
Kindbettfieber, Ruhr, Genickstarre, Körnerkrankheit der Augen, Milzbrand, Hotz 
und Trichinose Kenntniss erbalten, sind verpflichtet, von jedem dieser Krank¬ 
heitsfälle, und von jedem im Laufe eines solchen eingetretenen Todesfälle — 
bei Unterleibstyphus, (gastrischem Fieber, Schleimfieber, Nervenfieber, Typhoid) 
und Kindbettfieber, auch wenn es sich nur um die Wahrscheinlichkeit des Vor¬ 
handenseins einer dieser Krankheiten, oder um einen Todesfall bandelt, welcher 
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.wahrscheinlich in Folge einer solchen Krankheit eingetreten ist — ungesäumt 
der Ortspolizeibehörde Anzeige zu erstatten. 

§. 2. Aerzte, welche bei Ausübung ihres Berufes von dem Auftreten von 
Lungentuberkulose Kenntniss erhalten, sind verpflichtet, von jedem solchen 
Krankheitsfalle, bei welchem die Gefahr der Weiterverbreitung der Krankheit 
durch Ansteckung anderer Personen vorliegt, ferner von jedem Todesfälle an 
Lungentuberkulose ungesäumt Anzeige zu erstatten. 

Die Anzeige ist bei Krankheitsfällen an den Kreispbysikus, bei Todes* 
fällen an die Ortspolizeibehörde zu richten. 

§. 3. Die in den §. 1 und 2 vorgeschriebenen Anzeigen sind an diejenige 
Ortspolizeibehörde bezw. an denjenigen Kreispbysikus zu erstatten, in deren 
Bezirk sich der Kranke befindet, resp. der Todesfall vorgekommen ist. Diese 
Anzeigen sind in derjenigen Form zu erstatten, welche durch die nachfolgenden 
Ausführungsbestimmungen vorgeschrieben wird. 

§. 4. Uebertretungen obiger Bestimmungen werden mit Geldstrafen von 
3 bis 30 Mark, event. mit entsprechender Haft bestraft. 

§. 5. Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1899 in Kraft. 

Die Bestimmungen der Regierungs-Polizei-Verordnungen vom 7. Sep¬ 
tember 1892, betreffend die Anzeigepflicht bei Brechdurchfällen, und vom 
15. März 1897, betreffend die Anzeigepflicht bei Lepra, werden dureh die Polizei- 
Verordnung nicht berührt. 

Ausführungsbestimmungen. 

1. Die Anzeigen der Aerzte haben an die Ortspolizeibehörde bezw. den 
Kreisphysikus nach dem beigegebenen Schema I zu erfolgen. Den Aerzten wird 
auf Verlangen seitens der Landrathsämter, bezw. Polizeipräsidenten die erforder¬ 
liche Anzahl von Anmeldeformularen nebst den zugehörigen, mit dem Aversional- 
stempel des Landraths, bezw. Polizeipräsidenten versehenen Briefumschlägen 
zur Verfügung gestellt. 

2. Von den Ortspolizeibehörden sind über die eingegangenen Krankheits¬ 
meldungen nach dem beigegebenen Schema 2 Listen zu führen, wobei die An¬ 
lage von Listen seltener vorkommender Krankheiten vorläufig erst im Bedarfs¬ 
fälle erfolgen kann. 

Die Krankheitslisten sind dem Medizinalbeamten des Kreises oder dem 
Regierungs- und Medizinalrath auf Ansuchen jeder Zeit zur Einsicht in dem 
Amtsgebäude der Polizei-Verwaltung vorzulegen. Die Listen müssen mit aller 
Sorgfalt geführt werden. 

3. Die Kreisphysiker sind gehalten, jede ihnen zugehende Meldung in 
eine gemeinschaftliche, oder für jede Ortschaft des Kreises in eine besondere 
Liste (Schema III) einzntragen. In Frankfurt a. M. und Wiesbaden ist es den 
Physikern gestattet, für jede meldepflichtige Krankheit eine besondere Liste 
nach Schema III anzulegen. Die Listen sind dem Regierungs- und Medizinal¬ 
rath auf Verlangen jeder Zeit vorzulegen. Auch diese Listen sind mit aller 
Sorgfalt zu führen. 

Schema I. 

Anzeigepflichtig ist jede Erkrankung und jeder Todesfall (Regierungs- 
Polizei-Verordnung vom 3. Juni 1899) an Cholera, Pocken, Flecktyphus, Rück¬ 
fallfieber, Unterleibstyphus, (gastrisches Fieber, Schleimfieber, Nervenfieber, 
Typhoid), Masern, Scharlach, Diphtherie, Kindbettfieber, Ruhr, Genickstarre, 
Körnerkrankheit der Augen, Milzbrand, Rotz, Trichinose, Lepra und Lungen¬ 
tuberkulose, *) ferner jeder Erkrankungs oder Todesfall, bei welchem es sich um 
die Wahrscheinlichkeit des Vorhandenssein von Unterleibstyphus und Kindbett¬ 
fieber handelt. 

Ich zeige an, dass d... 

(Name, Stand).Jahre alt, in.Strasse, Nr. . . 


*) Die Anzeige von Lungentuberkulose ist bei Erkrankungen dem Kreis¬ 
physikus, bei Todesfällen der Ortspolizei zu erstatten. 
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Seiten—Hinterbau— in der Haushaltung des. 

(Name, Stand), — wahrscheinlich — an. 

(Name der Krankheit) krank liegt .... gestorben ist 
Es sind . . . schulpflichtige Kinder vorhanden .... 

Tag der Erkrankung — des Todes. 

Name der Hebamme.(bei Kindbettfieber) 


Bemerkungen über Entstehungsursache, sanitäre Massnahmen, Unterbringung im 
Krankenhaus zu 


Ort und Datum. 


Unterschrift de? Arztes. 


Schema II. 


Name der Krankheit. 



Der Erkrankten 
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Schema III. 



Name der Krankheit. 


Erkrankten 


Ge¬ 

schlecht 
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Rechtsprechung und Medizinal 

Gesetzgebung. 

Beilage ®ur Zeitschrift für Medizinal-Beaxnte. 

Nr. 14. 15. Juli. 1899. 


Rechtsprechung. 

Magnetopath ist kein arztähnlicher Titel. Urtheil des Kammer¬ 
gerichts (Strafsenats) vom 29. Mai 1899. 

Die Revision der Königlichen Staatsanwaltschaft, welche Verletzung der 
§§. 29, 147,8 der Reichsgewerbeordnnng rügt, konnte keinen Erfolg haben. Nach 
der Annahme des Vorderrichters hat der Angeklagte durch die Bezeichnung 
„Magnetopath“ kundgegeben, dass er nur durch die ihm angeblich verliehene 
Kraft des Magnetismus — also nicht mit den Mitteln der staatlich anerkannten 
Heilkunde — zu heilen versuche, und dadurch für Sachkundige wie für Nicht- 
sachkundige den Unterschied zwischen ihm und den staatlich approbirten Aerzten 
klargestellt. Damit hat die Strafkammer auf Grund thatsächlicher, der Nach¬ 
prüfung des Revisionsrichters nicht unterliegender und rechtlich bedenkenfreier 
Erwägungen das Vorhandensein des Thatbestandes des §. 147,8 der Reichs- 
Gewerbeordnung verneint. Die Königliche Staatsanwaltschaft macht allerdings 
geltend, der Titel „Magnetopath“ habe Aehnlichkeit mit den nur approbirten 
Aerzten zustehenden Bezeichnungen „Homöopath“ und „Allopath“, und falle des¬ 
halb unter §. 147,3 der Gewerbeordnung. Diese Auffassung scheitert an der 
thatsächlichen Feststellung des Vorderrichters, nach welcher die Bezeichnung 
„Magnetopath“ nicht den Glauben erweckt, als sei der Inhaber derselben eine 
geprüfte Medizinalperson. Aber auch abgesehen hiervon kann der Ansicht der 
Revidentin nicht beigetreten werden; denn nicht jeder Titel, welcher einer nur 
approbirten Aerzten zustehenden Bezeichnung ähnlich ist, kann 
deshalb ohne Weiteres als ein arztähnlicher angesehen werden. 

Die Revision war daher zurückzuweisen. 

Die Kosten des Rechtsmittels fallen nach §. 605 der Str.-P. -0. der 
Staatskasse zur Last. 


Der Staatsminiaterialbeschluss, betreffend die Benutzung der 
Kleinbahnen findet für Medizinalbeamte keine Anwendung. Beschluss 
der I. Civilkammer des Königlichen Landgerichts in Görlitz 
vom 17. Juni 1899. 

Die bezeichneten beiden Aerzte haben zum Zwecke der Abgabe ihres 
Gutachtens vier Besuche in dem über 2 Kilometer von G. entfernten B. 
gemacht und dafür 4 Mal Tagegelder mit je 9 Mark und 4 Mal 16 Kilometer 
Landweg & 50 Pfennig, zusammen 68 Mark liquidirt. B. ist mit G. durch eine 
elektrische Strassenbahn verbunden. 

Das hiesige Amtsgericht hat die liquidirten Beträge in der geforderten 
Höhe zunächst festgesetzt und sind diese auch zur Auszahlung gelangt. Nach¬ 
träglich sind, nachdem die hiesige Eisenbahninspektion auf eine diesbezügliche 
Anfrage die elektrische Strassenbahn nach B. als Kleinbahn im Sinne des Ge¬ 
setzes vom 28. Juli 1892 erklärt hat, die Reisekosten unter Zugrundelegung des 
Staatsministerialbeschlusses vom 25. Oktober 1898 und des Gesetzes vom 
21. Juni 1897 auf 4 Mal 16 Kilometer ä 13 Pfennig ohne Zu- und Abgang 
= 8,32 Mark festgesetzt und die Aerzte zur Zurückzahlung der sich ergebenden 
Differenz von 23,68 Mark aufgefordert worden. 

Gegen diesen Beschluss richtet sich die Beschwerde der beiden Aerzte 
mit dem Verlangen, die ursprüngliche Liquidation als richtig anzuerkennen. Sie 
führen aus, dass der Ministerialbeschluss auf sie keine Anwendung finden könne, 
und behaupten des Ferneren, dass die elektrische Strassenbahn in G. nicht als 
Kleinbahn angesehen werden könne. 

Die Beschwerde war begründet. 
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Die den Aerzten za gewährenden Reisekosten sind in dem Gesetz vom 
9. März 1872 bestimmt, and durch den §. 12 des Gesetzes vom 14. März 1878 
aufrecht erhalten; beide Gesetze kennen Kleinbahnen nicht, sondern nnr 
Eisenbahnen. 

Der Staatsministerialbescblnss vom 25. Oktober 1898 setzt fest, dass bei 
Benutzung von Kleinbahnen die auch sonst fttr Eisenbahnfahrt gewährten Ent¬ 
schädigungen zu berechnen sind, aber oüne Ab- und Zugang, und ist ergangen 
auf Grund des Artikels I, §. 4III des Gesetzes vom 21. Juni 1897, welcher dem 
Staatsministerium die Bestimmung darüber überträgt, wann von den Beamten 
Kleinbahnen za benutzen and welche Reisekosten zu vergüten sind. Die letztere 
Bestimmung kann nach der Ansicht des Gerichts nur Anwendung finden auf 
die Beamten, deren Reisekosten in den diesen vorangehenden Bestimmungen 
(§§. 1, 41 u. II) anderweitig geregelt sind. 

Nach dem Artikel V des Gesetzes vom 21. Juni 1897 ist aber die An¬ 
wendbarkeit der §§. 1, 41 und II aaf Medizinalbeamte so lange ausgeschlossen, 
als die Besoldungsverhältnisse nicht anderweitig geregelt sind. Da letzteres 
noch nicht eingetreten ist, so ergiebt sich daraas die Unanwendberkeit des 
Staatsministerialbeschlusses. 

Der Umstand, dass das Gesetz nicht ausdrücklich im Artikel V Abs. 2 
hervorhebt, dass auch Artikel I, §. 4III auf Medizinalbeamte nicht anzuwenden 
sei, ändert daran nichts, da aus dem Gesetz selbst schon die Unanwend¬ 
barkeit folgt. 

Die Medizinalbeamten waren sonach berechtigt, die für Landweg be¬ 
stimmten Reisekosten zu liquidiren und waren die letzteren in der ursprünglich 
geforderten Höhe mit 50 Pfennig pro Kilometer, zu denen noch die Reisediäten 
mit je 9 Mark treten, festzusetzen. Die Rückforderung der entsprechend aus¬ 
gezahlten Beträge hat zu unterbleiben. 


Berechtigung der Behörden zur öffentlichen Warnung des Publi¬ 
kums gegen das unreelle Treiben der Schrankdrogisten. Urtheil des 
Oberverwaltungsgerichts (I. Senats) vom 29. November 1898. 

Die Firma Pr. & R., Fabrik chemischer und pharmazeutischer Präparate 
in Sch., deren Inhaber der Kaufmann G. Pr. daselbst ist, hatte im Jahre 1897 
in einer Anzahl von ländlichen Ortschaften des Regbez. L. mit Kaufleuten und 
Krämern Verträge abgeschlossen, in denen sie Drogen zum Zwecke des Wieder¬ 
verkaufes zu liefern übernahm und sich verpflichtete, für alle Beanstandungen 
des Verkaufes dieser Drogen durch eine Behörde aufzukommen. Der Besteller 
musste sich seinerseits verpflichten, sämmtliche Waaren, die in den ihm unent¬ 
geltlich zu liefernden Reklamebüchern der Firma aufgeführt sind, ausschliesslich 
von dieser zu beziehen. Die Reklamebücher mit dem Titel: „Nützliche Aus¬ 
kunft für Jedermann“, die dazu bestimmt waren, unter das kaufende Publikum 
vertheilt zu werden, haben folgenden Inhalt: Auf 28 Druckseiten ist in alpha¬ 
betischer Reihenfolge eine grosse Zahl von Stoffen und Zubereitungen mit ihren 
Preisen von 5 Pfennig bis 8 Mark aufgeführt und bei jedem angegeben, zu 
welchem Zwecke das Mittel Anwendung findet. In einer „ Uebersichtstafel“ sind 
dann verschiedene Krankheitszustände in alphabetischer Reihenfolge aufgeführt 
und bei jedem angegeben, welche von jenen Stoffen und Zubereitungen bei ihm 
anzuwenden sind. Mit Rücksicht darauf, dass hierin eine Anpreisung von 
Stoffen als Heilmittel enthalten sei, hatte der Königliche Regierungspräsident zu 
L. die Landr&the des Regierungsbezirks in einer Rund Verfügung unter Bezug¬ 
nahme auf eine Regierungs-Polizei Verordnung vom 26. Oktober 1855 auf ge¬ 
fordert, dem Treiben der genannten Firma in nachdrücklicher Weise entgegen¬ 
zutreten. Durch diese Polizeiverordnung wird mit einer Geldstrafe bedroht, 
„wer ohne polizeiliche Erlaubnis irgend welche Stoffe als Heilmittel gegen 
Krankheiten oder Körperschäden öffentlich anpreist oder als ein solches Heil¬ 
mittel verkauft oder feilhält“. In Folge dessen erliess der Landrath des Kreises 
H. in dem Kreis-Kurrenden-Blatte dieses Kreises am 4. Juni 1897 eine Be¬ 
kanntmachung, in welcher er unter Hinweis auf den erwähnten Geschäftsverkehr 
der genannten Firma erklärte, dass die von ihr den Händlern in grösserer An¬ 
zahl zum Zwecke der Verbreitung im Publikum übergebenen Verzeichnisse zu¬ 
gleich eine Anpreisung von Stoffen als Heilmittel gegen Krankheiten und Körper¬ 
schäden enthielten und dadurch geeignet erscheinen, „das Publikum in 
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materieller and gesundheitlicher Hinsicht za benachtheiligen". 
Er ersacht mit Bezog auf die erwähnte Polizeiverordnang „die Ortspolizei¬ 
behörden des Kreises, dem unreellen Treiben der vorgenannten Firma and 
der mit derselben etwa in Geschäftsverbindung tretenden Kaufleate in ihren 
Bezirken in nachdrücklichster Weise entgegenzutreten.“ 

Darch diese Bekanntmachung fühlte sich der Kaufmann G. Pr. beleidigt. 
Er erhob daher gegen den Landrath eine Privatklage, worauf die Regierung za 
L. durch Plenarbeschluss vom 25. Oktober 1897 den Konflikt erhob . . . ., der 
von dem Amtsgericht zu H. sowohl, als von dem Oberlandesgericht und dem 
Oberstaatsanwalt zu B. für zulässig und begründet erachtet wurde. 

Es kann dahingestellt bleiben, ob der Privatkläger durch die bezeichnete 
Art seines Geschäftsbetriebes sich strafbar gemacht hat, insbesondere ob die 
Regierungs-Polizeiverordnung vom 26. Oktober 1855, soweit sie das Feilhalten 
and Verkaufen von Heilmitteln ohne polizeiliche Genehmigung betrifft, nicht 
darch §. 1 und §. 6 Abs. 2 der Reichsgewerbeordnnng und die auf Grund der 
letzteren Vorschrift erlassenen Kaiserlichen Verordnungen vom 27. Januar 1890, 
31. Dezember 1894 und 25. November 1895 in Verbindung mit §. 367 Nr. 3 des 
Strafgesetzbuchs ausser Kraft gesetzt ist, ob der Verkauf der Heilmittel darch 
den Privatkläger sich nicht als ein nach §. 3 der Verordnung vom 27. Januar 
1890 Beschränkungen nicht unterliegender „Grosshandel“ (Verkauf von Waaren 
im Grossen an Wiederverkäufer, nicht zum anmittelbaren Gebrauch) darstellt, 
und ob ein in der Polizeiverordnang verbotenes öffentliches Anpreisen von 
Heilmitteln — nur dieses Verbot der Polizeiverordnang ist in dem erwähnten 
ürtheii des Kammergerichts als noch zu Recht bestehend anerkannt worden — 
durch den Privatkläger erfolgt ist. Denn in den zum Gegenstand der Privat¬ 
klage gemachten Erklärungen des Landraths ist auch dann eine Ueberschreitung 
seiner Amtsbefugnisse nicht zn finden, wenn eine strafbare Handlung durch 
den Privatkläger nicht begangen worden war. 

Nach dem in den Akten der Königlichen Regierung zn L. befindlichen, 
bei der mündlichen Verhandlung der Sache vorgelegten Gutachten des Reg.- 
und Geb. Med.-Raths Dr. Ph. zu L. vom 6. Januar 1898, dem der Gerichtshof 
gefolgt ist, musste angenommen werden, dass eine grosse Zahl, wenn nicht die 
Mehrzahl, der in den erwähnten Reklameheften angepriesenen Mittel gegen die 
dort angegebenen Krankheiten unwirksam ist, und dass dies besonders auf 
die in dem Beschluss der Königlichen Regierung vom 25. Oktober 1897 er¬ 
wähnten Krankheiten und Heilmittel zulrifft. Es musste in Uebereinstimmnng 
mit jenem Gutachten ferner angenommen werden, dass bei der Anpreisung der 
Heilmittel davon ansgegangen wird, der Laie, der sie kauft, sei im Stande, die 
in dem Reklameheft angegebenen Krankheitszustände richtig zu erkennen, dass 
ihm hiernach Hülfe vorgespiegelt wird, die er durch die gekauften Mittel nicht 
erlangt, und dass er durch diese Vorspiegelung leicht abgehalten werden kann, 
geeignete Hülfe rechtzeitig nachzusuchen. Durch den Ankauf von Mitteln, 
welche den vom Käufer hierbei verfolgten Zweck nicht erfüllen können, wird 
dieser in seinem Vermögen („in materieller Hinsicht“), durch die Verleitung zur 
Anwendung wirkungsloser Mittel und zur Unterlassung der Bemühung um 
zweckentsprechende Hülfe aber „in gesundheitlicher Hinsicht geschädigt, auch 
wenn die Mittel selbst nicht unter allen Umständen gesundheitsschädlich sind. 
Die gewerbsmässige Anpreisung von Mitteln, die in diesen beiden Beziehungen 
das Publikum zu schädigen geeignet sind, kann als ein „unreelles Treiben“ be¬ 
zeichnet werden, das heisst als ein Geschäftsbetrieb, der zum Nachtheil des 
kaufenden Publikums durch Behauptung von Thatsachen gefördert werden soll, 
die dei Wirklichkeit nicht entsprechen. Der Landrath hat hiernach, wenn er 
jene Verzeichnisse, weil sie „eine Anpreisung von Stoffen als Heilmittel ent¬ 
halten“, als „dadurch geeignet“ bezeichnet, „das Publikum in materieller und 
gesundheitlicher Hinsicht zu benachtheiligen“, und wenn er die Ortspolizei- 
bchörden ersucht hat, dem „unreellen Treiben“ jener Firma entgegenzutreten, 
die Amtsbefugnisse, die ihm als Aufsichtsbehörde über die gesammte Polizei¬ 
verwaltung in dem von ihm verwalteten Kreise zustehen, nicht überschritten. 
Der vom Privatkläger gegen ihn beschrittene Rechtsweg musste daher gemäss 
§. 3 des Gesetzes vom 13. Februar 1854 in Verbindung mit §. 11 des Ein- 
führungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetze vom 27. Januar 1877 für un¬ 
zulässig erklärt werden. _ 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Königreich Prenszen. 

Annahme von Oberärzten bei den Universitäts-Kliniken. Rand¬ 
erlass des Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten 
(gez. i. Auftr.: Naumann) vom 24. April 1899 — U. C. Nr. 853 — an 
sämmtliche Universitäts- Kuratoren. 

ln Bezug auf die bei einzelnen, namentlich medizinischen und chirur¬ 
gischen Universitätskliniken errichteten Oberarztstellen sehe ich mich veranlasst, 
Folgendes zu bestimmen: 

Die Besetzung dieser mit einer Remuneration von 2000 M. ausgestatteten 
Stellen behalte ich mir vor. Die Uebertragung der Stellen wird unter der Be¬ 
dingung erfolgen, dass die Inhaber ihre volle Kraft dem Dienste der Kliniken 
widmen und Privatpraxis, wenn überhaupt, jedenfalls nur in so beschränktem 
Umfange betreiben, dass dadurch ihre Hauptaufgabe keine Beeinträchtigung 
erfährt. In Bezug auf die Dauer der Uebertragung der Stellen behält es bei 
den für die Assistentenstellen ergangenen Bestimmungen sein Bewenden, so 
dass also auch die Oberärzte nur mit meiner besonderen Genehmigung länger 
als vier Jahre in ihren Stellungen beibehalten werden dürfen. 

Diphtheriesernm des Laboratorium Ruete-Enoch. Runderlass 
des Ministers der u. s. w. Medizinalangele ge bheiten (gez. im Auftr.: 
Küg 1 er) vom 23. Juni 1899 an sämmtliche H. Oberpräsidenten. 

Mit Bezug auf meinen Erlass vom 22. Oktober 1897 — M. 12 696 U. I — 
bringe ich hierdurch zur Kenntniss, dass das bisher als Abtheilung der „Fabrik 
chemischer Präparate von Sthamer, Noack & Co.“ zu Hamburg 
betriebene bakteriologische Laboratorium, welches sich mit der Herstellung von 
Diphtherie-Serum befasste, unter der Firma „Serum-Laboratorium Ruete- 
Enoch“ selbstständig geworden ist, und dass die Etiketten der von diesem 
Laboratorium in den Verkehr gebrachten Fläschchen mit Diphtherie - Heilserum 
in Zukunft diese Firma tragen werden. 

Ich ersuche ergebenst, hiernach das Weitere, insbesondere auch die Be¬ 
kanntgabe der vorstehenden Mitteilung an die Apotheker zn veranlassen. 

Vorschriften über die Ueberwachung des Verkehrs mit Arznei¬ 
mitteln und Giften ausserhalb der Apotheken. Verfügung desKönig- 
lichen Regierungspräsidenten in Aachen vom 20. Juni 1899. 

1. Die Besichtigung der Verkaufsstellen für Arzneimittel und Gifte hat 
künftig nach der nachfolgenden Anweisung stattzufinden. 

2. Die Ortspolizeibehörden haben ein Verzeichniss der Verkaufsstellen, 
in denen Arzneimittel oder Gifte feilgehalten werden, anzufertigen und fort¬ 
laufend zu ergänzen. 

Eine Abschrift dieses Verzeichnisses ist dem Kreisphysikus durch die Hand 
des Landrathes auszuhändigen. Ebenso sind dem Kreisphysikus etwaige Ver¬ 
änderungen alljährlich mitzutheilen. 

3. Die Ortspolizeibehördeu haben darauf zu achten, dass gemäss §. 35 
Abs. 6 der R.-Gew.-0. in der Fassung der Novelle vom 6. August 1896 die 
Personen, die einen Handel mit Drogen oder chemischen Präparaten, die zu 
Heilzwecken dienen, anfangen, bei Beginn des Gewerbebetriebes und ebenso die 
Inhaber von derartigen Geschäften, die schon vor dem 1. Januar 1897 bestanden 
haben, unverzüglich der zuständigen Polizeibehörde Anzeige erstatten, wenn 
solches bisher noch nicht erfolgt war. 

4. Konzessionen zum Gifthandel sind unter Beachtung folgender 
Grundsätze zu ertheilen: 

Jeder Gewerbetreibende, der die Erlaubniss zum Handel mit Giften nach¬ 
sucht, hat ein übersichtliches, nach der Buchstabenfolgc und nach den Ab- 
theilungen der Anlage I der Polizeiverordnung über den Verkehr mit Giften 
vom 24. August 1895 geordnetes Verzeichniss der Gifte, die er führen will, 
einzureichen. 

Bei der Auswahl der zuzulassonden Gifte sind im einzelnen Falle die 
persönliche Zuverlässigkeit des Antragstellers und die örtlichen und gewerb¬ 
lichen Verhältnisse za berücksichtigen. Insbesondere ist zu beachten, dass in 
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kleinen Orten der Gifthandel auf den Verkauf von giftigen Farben und weniger 
anderer Stoffe aus Abtheilung 3 beschränkt werden kann und grundsätzlich zu 
beschränken ist. 

Jeder Antrag ist vor seiner Genehmigung dem zuständigen Kreisphysikus 
zur Prüfung und Aeusserung vorzulegen. 

ln der Genehmigungsurkunde sind die dem Antragsteller für den Gift¬ 
handel erlaubten Stoffe namentlich und übersichtlich geordnet aufzuführen. 

Eine nachträgliche Erweiterung der Genehmigung kann nur unter den¬ 
selben Voraussetzungen und Bedingungen erfolgen wie die erste Ertheilung. 

Geschäftsaiiweisung für die Besichtigung der Drogen- und 

Gifthandlungen. 

1. Verkaufsstellen, in denen Arzneimittel oder Gifte feilgehalten werden, 
müssen jährlich mindestens ein Mal besichtigt werden. 

Geschäfte, die mit diesen Artikeln lediglich Grosshandel treiben, sowie 
die Lagerräume von Fabriken, in denen Gifte hergestellt und zubereitet werden, 
sind in Zwischenräumen von 2 Jahren zu besichtigen. 

2. Die Besichtigungen haben durch die Polizeibehörden unter Zuziehung 
des Kreisphysikus und erforderlichen Falles unter Beihülfe eines approbirten 
Apothekers zu erfolgen. Der letzteren bedarf es nicht bei der Besichtigung von 
Geschäften, in denen nur eine beschränktere Anzahl von Arzneimitteln oder nur 
Gifte vorräthig gehalten werden, oder wenn durch die Zuziehung von entfernter 
wohnenden Apothekern grosse Kosten entstehen würden. 

3. Die Kreispbysiker sind gehalten, die Besichtigungen so viel als mög- 
ch iu Form von Rundreisen zu erledigen. 

Ueber den Zeitpunkt der Besichtigung hat sich der Kreisphysikus mit 
den Ortspolizeibehörden rechtzeitig zu verständigen. 

In der Regel sind die Besichtigungen so frühzeitig vorzunehmen, dass 
Nachbesichtigungen und gerichtliches Strafverfahren vor Schluss des laufenden 
Jahres erledigt sein können. 

4. Durch die Besichtigung soll festgestellt werden, ob: 

a) die Bestimmungen der Kaiserlichen Verordnungen vom 27. Januar 1890 
und vom 25. Novtmber 1895, 

b) die Bestimmungen der Polizei - Verordnung vom 24. August 1895, betreffend 
den Handel mit Giften, 

c) die Bestimmungen der Polizei - Verordnung vom 17. April 1899, betreffend 
den Verkehr mit Drogen und Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken be¬ 
obachtet worden sind, und 

d) ob die Handhabung des Gewerbebetriebes Leben und Gesundheit von 
Menschen gefährdet (§. 35 der Gew. - 0.). 

5. Die Revisoren haben sich aller weitläufigen Auseinandersetzungen mit 
dem Geschäftsinhaber zu enthalten. Etwaigen Einwendungen desselben ist mit 
dem Hinweise zu begegnen, dass ihm das Recht zustehe, sie zu Protokoll zu 
geben oder der zuständigen Behörde in besonderer Eingabe vorzutragen. 

6. Liegt der begründete Verdacht vor, dass Arzneimittel, die dem freien 
Verkehr nicht überlassen sind, oder dass Gifte, ohne dass hierfür eine Ge¬ 
nehmigung vorhanden ist, in Räumen, die nicht zum Geschäftsbetriebe dienen, 
feilgehalten oder zu Geschäftszwecken aufbewahrt werden, oder dass Rezepte 
angefertigt werden, so ist bei Gefahr im Verzüge auf Grund der §§. 102, 103 
und 105 der Str.-Pr.-0. die Durchsuchung der Privaträumen vorzunehmen. 

Die Anordnung solcher Durchsuchungen steht nur dem mitwirkenden Ver¬ 
treter der Polizeibchözdc zu; derselbe muss jedoch Htilfsbeamter der Staats¬ 
anwaltschaft sein. Im Bedarfsfälle ist ein hierzu berechtigter Beamter sofort 
heranzuziehen. 

7. Verdorbene oder verbotene Waaren können, wenn der Geschäftsinhaber 
oder sein Stellvertreter damit einverstanden ist, sofort vernichtet werden. 

Andernfalls sind sie bei Gefahr im Verzüge gemäss §. 98 der Str.-Pr.-O. 
zu beschlagnahmen. Hierzu ist aber uur der Polizeibeamte berechtigt, der zu¬ 
gleich Hülfsbeamte der Staatsanwaltschaft ist. 

Dem Geschäftsinhaber ist ein Verzeichniss der beschlagnahmten Gegen¬ 
stände zu hinterlassen. 



118 


Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


8. Ueber jede Besichtigung ist sofort eine Verhandlung aufzunehmen, 
wozu das vorgeschriebene Formular 1 ) zu verwenden ist. 

9. Die Abstellung der vorgefnndenen Mängel ist nach Ablauf einer be¬ 
stimmt zu bestellenden Frist durch die Polizeibehörde zu kontroliren. In be¬ 
sonderen F&llen kann eine abermalige Besichtigung unter Zuziehung des Kreis- 
physikus angeordnet werden. 

10. Sämmtliche Verhandlungen über die im Jahre vorgenommenen Be¬ 
sichtigungen sind nebst den Berichten über die Beseitigung der Vorgefundenen 
Mängel, über Bestrafungen und Nachbesichtigungen dem Landrathe einzureichen, 
der sie an den Ereisphysikus weitergiebt. 

Die Verhandlungen nebst Anlagen werden hernach den Polizeibehörden 
durch Vermittelung des Landraths zurückgegeben. 


Regelung des Schlafstellenwesens. Polizei-Verordnung des 
Königlichen Regierungspräsidenten in Minden vom 1. Juni 1899. 

§. 1. Niemand darf in den von ihm und seinen Familienangehörigen 
benutzten Wohnräumen Anderen gegen Entgelt Schlafstelle mit oder ohne Kost 
gewähren, wenn nicht die von ihm selbst, von seinen Haushaltungsangehörigen 
und von den Schlafleuten zu benutzenden Räume folgenden Anforderungen 
entsprechen: 

a) Jeder Schlafraum muss für jede erwachsene Person, die er für die Schlaf¬ 
zeit aufnehmen soll, mindestens 3 qm Bodenfläche und 10 cbm Luft¬ 
raum enthalten. Für Kinder bis zu 14 Jahren genügen */, dieser Maasse. 

b) Die Schlafräume der Schlafleute dürfen weder unmittelbar über einer 
Düngergrube liegen, noch mit einem Aborte oder mit den Wohn- oder 
Schlafräumen des Quartiergebers oder dessen Haushaltungsangehörigen in 
offener Verbindung stehen. Sie müssen gedielt, mit einer verschliessbaren 
Thür versehen, genügend durch Tageslicht erleuchtet und gut lüftbar sein. 

Kellerräume sind für Schlafstellen überhaupt nicht, Bodenräume nur 
dann zugelassen, wenn ihre Wände verputzt oder mit Holzbekleidung ver¬ 
sehen sind. 

c) Die lichte Höhe einer Schlafstelle muss mindestens 2,80 m betragen. Diese 
Bestimmung findet jedoch auf Schlafstellen nicht Anwendung, die schon vor 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung als solche benutzt worden sind. 

d) Für die Kost- und Quartiergänger müssen zweckmässig eingerichtete Ab¬ 
orte in einer solchen Anzahl vorhanden sein, dass auf je 20 Personen 
mindestens ein Abortsitz entfällt. 

§. 2. Die Schlafräume müssen täglich gehörig gelüftet werden und stets 
sauber gehalten sein. 

Für jeden erwachsenen Schlafgast und für je zwei Kinder unter 14 Jahren 
muss eine besondere Lagerstätte bereit sein, die mindestens aus einem Stroh¬ 
sacke, einem Strohkopfkissen und einer starken wollenen Decke bestehen muss. 

§. 8. An Personen verschiedenen Geschlechts dürfen dieselben Räume 
nicht gleichzeitig als Schlafstellen überlassen werden, es sei denn, dass es sich 
lediglich um Kinder im Alter von weniger als 10 Jahren oder um Personen 
handelt, die zu einander in dem Verhältnisse als Ehegatten oder als Eltern 
und Kinder stehen und letztere das Alter von 10 Jahren nicht überschritten haben. 

§. 4. Wer Schlafstellen gewährt, ist verpflichtet, innerhalb einer Frist 
von einer Woche nach der Aufnahme des ersten Schlafgastes bei der Ortspoli¬ 
zeibehörde eine schriftliche wahrheitsgetreue Anzeige zu erstatten, die folgende 
Angaben enthält: 

a) Bezeichnung der Wohnung nach Strasse, Hausnummer und Stockwerk, 

b) Zahl und Geschlecht der Schlafleute, 

c) die zum Haushalte des Anzeigenden gehörenden Personen und ihr Lebensalter, 

d) Bezeichnung der Räume, die zum Schlafen dienen sollen, ihre Länge, 
Breite und Höhe. 

Die Polizei Verwaltung ertheilt hierauf dem Wohnungsinhaber nach 
Prüfung der von ihm vorzuweisenden Räume, soweit die Aufnahme von Schlaf¬ 
leuten nach vorstehenden Bestimmungen zulässig ist, hierüber eine Bescheinigung, 


*) Wegen Mangel an Raum ist von einem Abdruck des Formulars, das in 
der Buchdruckerei von J. Sterken-Aachen vorräthig gehalten wird, Abstand 
genommen. 
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die in der Wohnung anfzubewahren und auf polizeiliches Erfordern jeJer Zeit 
vorzuzeigen ist. In gleicher Weise ist der Schlafstellengeber verpflichtet, die 
Namen seiner Haushaltungsangehörigen und seiner Schlafleute jeder Zeit auf 
polizeiliches Erfordern anzugeben. 

§. 5. Treten nach Ertheilung der polizeilichen Bescheinigung Über die 
Zulässigkeit der Aufnahme von Schlafleuten solche Veränderungen (im Familien¬ 
stände des Schlafstellenwirthes, in den Wohnungsverhältnissen und dergleichen) 
ein, dass die Anforderungen dieser Verordnung nicht mehr erfüllt sind, so ist 
eine erneute Anzeige unter Einhaltung der Bestimmungen des §. 4 zu erstatten. 

§. 6. Uebytretungen dieser Verordnung werden mit Geldstrafe bis zu 
60 Mark, im Unvermögensfalle mit Haftstrafe geahndet. 

§. 7. Diese Polizei - Verordnung tritt am 1. Oktober 1899 in Kraft und 
an Stelle der damit aufgehobenen kreis- oder ortspolizeilichen Vorschriften über 
diesen Gegenstand. 

Die zur Zeit des Inkrafttretens der Verordnung vorhandenen Schlafleute 
gelten als an dem Tage des Inkrafttretens aufgenommen. 

B. Königreich Sachsen. 

Berichterstattung der Bezirksärzte beim Vorkommen von Lepra. 
Verordnung des Ministeriums des Innern vom 29. März 1899. 

Damit das Ministerium des Innern über die Ausbreitung der Lepra fort¬ 
dauernd unterrichtet und in der Lage ist, die zur Bekämpfung dieser Krankheit 
erforderlichen Massnahmen jeder Zeit beurtheilen zu können, haben die Bezirks- 
ärzte in Zukunft beim Vorkommen von Leprafällen, sowie beim Auftreten lepra¬ 
verdächtiger Erkrankungen unter Darlegungder zur Bekämpfung der Krankheit er¬ 
griffenen Massregeln ungesäumt an das Ministerium des Innern Anzeige zu erstatten. 

Im Uebrigen haben sich die Bezirksärzte bis 1. J u n i d. J. über die 
bisher etwa bezüglich des Auftretens der Lepra gemachten Beobachtungen, 
wenn möglich unter näherer Bezeichnung der einzelnen Krankheitsfälle, auszu¬ 
sprechen. Soweit Erkrankungen an Lepra in dem betreffenden Medizinalbezirke 
bisher nicht vorgekommen sind, ist Fehlanzeige einzureichen. 

Die zu erstattenden Berichte und Anzeigen sind zunächst an die Kreis¬ 
hauptmannschaften einzusenden und von diesen dem Ministerium des Innern 
vorzulegen. 

Unter Bezugnahme auf die Verordnung vom 5. Mai 1898, die Anzeige¬ 
pflicht der Aerzte beim Vorkommen von Lepra betreffend, werden die Kreis¬ 
hauptmannschaften veranlasst, demgemäss die Bezirksärzte (einschliesslich der 
Anstaltsbezirksärzte) mit Weisung zu versehen und das weiter Erforderliche zu 
besorgen, auch den Stadträthen zu Dresden, Leipzig und Chemnitz und den 
Amtshauptmannschaften von vorstehender Verordnung Kenntniss zu geben. 

An die Kreishauptmannschaften und Bezirksärzte. 

C. Grossherzogthum Mecklenburg - Schwerin. 

Jährliche Nachweisung der Erkrankung an Lepra. Run der lass 
des Ministeriums, Abtheilung für Medizinalangelegenheiten, 
vom 29. März 1899 an sämmtliche Physiker. 

Um das Reichsgesundheitsamt über die Ausbreitung der Lepra im Reiche 
fortlaufend unterrichtet zu halten und demselben die Beurtheilung der zur Be¬ 
kämpfung dieser Krankheit erforderlichen Massnahmen jeder Zeit zu ermöglichen, 
soll durch das Unterzeichnete Ministerium dem Reichsgesundheitsamt alljährlich 
über die in jedem Kalenderjahr im diesseitigen Staatsgebiete eingetretene Zu- 
und Abnahme der Krankheitsfälle, sowie über besondere zur Bekämpfung der 
Krankheit getroffene Massnahmen Mittheilung gemacht werden. 

Die Kreisphysiker werden hierdurch aufgefordert, dementsprechend über 
die in dem voraufgegangenen Kalenderjahre in ihrem Bezirke vorgekommenen 
Zu- und Abgänge an Leprakranken, sowie über die im einzelnen Falle einge¬ 
schlagenen Massregeln alljährlich bis zum 15. Januar an das Unterzeichnete 
Ministerium zu berichten. _ 

B. Grossherzogthum Baden. 

Verkehr mit Arzneimitteln ausserhalb der Apotheken. Verord¬ 
nung des Ministeriums des Innern vnm 81. Mai 1899. 
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Auf Qrund des §. 367,6 des Reichsstrafgesetzbuchs und des §. 87 a des 
Polizeistr&fgesetzbuchs wird unter Aufhebung der diesseitigen Verordnung Tom 
14. Juli 1883 — den Verkehr mit Arzneimitteln betreffend (Gesetzes- und Ver¬ 
ordnungsblatt S. 181) — verordnet, was folgt: 

§. 1. Wer mit dem freien Verkehr überlassenen Arzneimitteln gewerbs¬ 
mässig Handel treiben will, hat bei der gemäss §. 35 Abs. 6 der Gewerbeord¬ 
nung — in der Fassung des Gesetzes vom 6. August 1896 (Reichsgesetzblatt 
S. 686) — von seinem Vorhaben der Ortspolizeibehörde seines Wohnortes zu 
erstattenden Anzeige ein Verzeichniss der von ihm feilzuhaltenden Arzneimittel 
unter Angabe der Räume, in denen dieselben auf bewahrt »und feilgehalten 
werden sollen, einzureichen. Dieses Verzeicbniss bat die Ortspolizeibehörde 
nach Ausstellung der vorgeschriebenen Bescheinigung Uber die erfolgte Anzeige 
mit der über die Anzeige dem Bezirksamt zu machenden Mittheilnng (§§. 6 und 
5 Abs. 2 der Vollzugsverordnung zur Gewerbeordnung vom 23. Dezember 1883) 
diesem vorzulegen. Von der erfolgten Mittheilung hat das Bezirksamt dem 
Bezirksarzt, sowie dem zuständigen Apotheken Visitator Kenntniss zu geben. 

§. 2. Die Arzneimittel müssen in trockenen, luftigen und reinlich ge¬ 
haltenen Räumen aufbewahrt und übersichtlich geordnet, sowie von anderen 
Waaren, insbesondere von Nahrungs- und Genussmitteln, getrennt aufge¬ 
stellt werden. 

Das Gleiche gilt auch für die Verbandsstoffe; Verbandstoffe, welche 
Gifte enthalten, müssen in besonderen, mit Giftzeichen versehenen Behältnissen 
aufbewahrt werden. 

§. 3. Die Behälter, in welchen die Arzneiwaaren und Verbandstoffe auf¬ 
bewahrt werden, müssen dicht, gut verschlossen, reinlich und mit deutschen 
Namen, neben denen eine lateinische Bezeichnung in kleiner Schrift statthaft 
ist, deutlich und dauerhaft bezeichnet. Jeder Behälter darf nur Waaren der 
gleichen Art enthalten; in Fächer getheilte Sehiebladen für verschiedene Arz¬ 
neimittel sind nicht zulässig. Der Inhalt der Behälter muss stets der auf dem¬ 
selben angebrachten Bezeichnung entsprechen. 

Die Behälter und die Umhüllungen für die dem freien Verkehr über¬ 
lassenen Thierheilmittel müssen die deutliche Aufschrift: „Nur für 
T hie re“ tragen. 

§. 4. Für den Einzelverkauf bestimmte abgefasste Arzneimittel sind auf 
der Umhüllung mit der entsprechenden Bezeichnung nach Massgabe des §. 3 
und mit der Firma des Verkäufers deutlich zu versehen. Der Verschluss der 
hierfür verwendeten Aufnahmebehältnisse, als Papierbeute], Schachteln aus 
Pappe und Blech u. s. w. muss derart sein, dass die Beschaffenheit des Inhalts 
derselben jeder Zeit ohne Weiteres untersucht werden kann. 

§. 5. Die Arzneimittel und Verbandstoffe müssen aus guter Handelswaare 
bestehen und dürfen nur in brauchbarem, unverdorbenem, unverfälschtem und 
nicht verunreinigtem (reinem) Zustand feilgehalten und abgegeben werden. 

§. 6. Zum Abwiegen der Arzneimittel müssen besondere, reinlich ge¬ 
haltene Wäge- und Abfassgeräthe vorhanden sein. 

§. 7. Die Vorschriften der Verordnung vom 27. Februar 1895 — den 
Verkehr mit Giften betreffend (Gesetzes- und Verordnungsblatt S. 67) — werden 
durch die vorstehenden Bestimmungen nicht berührt. 

§. 8. Auf den Grosshandel mit Arzneimitteln und Verbandstoffen finden 
Vorstehende Bestimmungen keine Anwendung. 

§. 9. Die Aufsicht über die Einhaltung der vorstehenden Bestimmungen 
wird durch die Bezirksärzte und die Apothekenvisitatoren geführt, welche zu 
diesem Zwecke von Zeit zu Zeit unvermuthete Besichtigungen der bezüglichen 
Verkaufsstätten und Lagerräume vorzunehmen haben. Dieselben sind befugt, 
in den angegebenen Räumlichkeiten nach ihrer Wahl Proben der Arzneimittel 
und Verbandstoffe zum Zwecke der Untersuchung gegen Empfangsbescheinigung 
zu entnehmen. Auf Verlangen ist dem Besitzer ein Theil der Probe amtlich 
verschlossen oder versiegelt zurückzulassen. Für die entnommenen Proben ist 
Entschädigung in Höhe des üblichen Kaufpreises zu leisten. 

§. 10. Diese Verordnung tritt mit dem 1. Juli d. J. in Kraft. 

Die Bestimmungen der §§. 3 und 4 über die Behälter und Umhüllungen 
treten jedoch für die bereits vor dem Inkrafttreten dieser Verordnung be- 
stehenden Geschäfte erst mit dem 1. Januar 1901 in Wirksamkeit. _ 

Verantwort!. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. C* Brun«, Minden. 
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Rechtsprechung. 

Unzulässigkeit eines allgemeinen polizeilichen Verbots des In- 
verkehrbringens von Milch seuchenkranker Thiere. Urtheil des 
Kammergerichts vom 19. Januar 1899. 

Das Reichsviehseuchengesetz vom 28. Juni 1880 und 1. Mai 1894 bezeichnet 
in den §§. 19—24 die zulässigen Schutzmassregeln und ordnet damit diese 
Materie erschöpfend, so dass für Polizeiverordnungen, die weitergehende Schutz¬ 
massregeln und damit weitergehende Einschränkungen von Personen und Eigen¬ 
thum bestimmen, kein Raum bleibt. Solche Polizeiverordnungen stehen vielmehr 
mit dem Gesetze in Widerspruch und sind ungültig. . . . Auf Grund des §.30 
a. 0. ist dann auch die Bundesrathsinstruktion vom 27. Juni 1895 ergangen, 
welche gleichfalls den Rahmen giebt, innerhalb dessen die Polizeiverordnungen 
Bestimmungen treffen können. Nun bestimmt §. 44 a des Reichsviehseuchen¬ 
gesetzes, dass, wenn der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche festgestellt ist, 
das Weggeben von Milch aus einem Seuchengehöft verboten oder an die Be¬ 
dingung geknüpft werden kann, dass die Milch vorher abgekocht wird und §. 61 
Abs. 3 der Bundesrathsinstruktion schreibt vor, dass die nicht bis zur Siedehitze, 
sondern nur bis zu 90 0 C. erwärmte Milch dieser Temperatur längere Zeit . . . 
ausgesetzt werden muss. Mit der Bestimmung des §. 44 a des Reichsviehseuchen¬ 
gesetzes und mit §. 61 Abs. 3 der Bundesrathsinstruktion steht die in Rede 
stehende Bestimmung . . . der Polizeiverordnung in Widerspruch. Sie bestimmt 
ein für allemal, dass Milch von seuchenkranken — mithin auch von an Maul¬ 
und Klauenseuche erkrankten — Thieren von jedem Verkauf und Verkehr aus¬ 
geschlossen ist, während nach §. 44 a. 0. ein solches Verbot nur dann erlassen 
werden kann, wenn der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche festgestellt ist. 
Während also das Reichsgesetz den Polizeibehörden die Befugniss ertheilt, in 
jedem einzelnen Falle, wenn der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche fest¬ 
gestellt ist, den Verkauf und das Inverkehrbringen von Milch seuchenkranker 
Thiere entweder ganz zu verbieten, oder dadurch einzuschränken, dass das Ab¬ 
kochen der Milch verlangt wird, verbietet die in Rede stehende Polizeiverord¬ 
nung ganz allgemein das Inverkehrbringen von Milch seuchenkranker Thiere. 
Dieser allgemeinen Bestimmung fehlt die gesetzliche Voraussetzung des §. 44 a 
a. O. So weit daher §. 5 der Polizeiverordnung ganz allgemein den Verkauf 
und das Inverkehrbringen von Milch von Thieren, welche an der Maul- und 
Klauenseuche erkrankt sind, verbietet, steht er mit den Bestimmungen des 
Reichs-Viehseuchengesetzes in Widerspruch und ist die Vorschrift des §. 5 der 
Polizeiverordnung vom 14. Juli 1885 insoweit ungültig. 


Begriff eines Heilmittels. Urtheil des Königlichen Kammer¬ 
gerichts zu Berlin vom 10. April 1899. 

Die Revision des Angeklagten, welche Verletzung materieller Rechtsvor¬ 
schriften rügt, konnte keinen Erfolg haben. Ohne Rechtsirrthum nimmt zu¬ 
nächst der Vorderrichter an, dass die hier in Betracht kommenden Gewürze 
(Schweinefutter- und Viehfuttergewürz) zu den „trockenen Gemengen“ in Nr. 4 
des Verzeichnisses A zur Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 1890 gehören. 
Aber auch die weitere Annahme, dass der Angeklagte die Gewürze „als Heil¬ 
mittel“ im Sinne des §. 1 Abs. 1 jener Verordnung feilgehalten hat, ist recht¬ 
lich nicht zu beanstanden. Der Begriff des „Heilmittels“ ist nicht beschränkt 
auf Mittel gegen Krankheiten, er umfasst vielmehr alle Substanzen, die als 
Mittel zur Beseitigung von menschlichen oder thierischen Uebeln, seien dies 
Krankheiten, Körperschäden oder sonstige Störungen des Wohlbefindens oder 
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der normalen Funktionen körperlicher Organe, angepriesen, feilgebalten oder 
verkauft werden. Zutreffend hat das Berufungsgericht den Fressmangel des 
Viehs als ein derartiges Uebel erachtet, während allerdings von Heilmitteln 
dann nicht die Rede sein kann, wenn die Qewürze nur, wie Mastpulver, dazu 
dienen sollteu, den Appetit der Thiere über das normale Mass hinaus zu steigern. 
Die Strafkammer hat aber erwogen, dass die Qewürze in der gedruckten An¬ 
kündigung „gegen Fressmängel“ angepriesen werden; sie nimmt an, dass der 
Angeklagte beim Feilbieten diese Aufschriften gekannt hat. Wenn das Land¬ 
gericht hieraus folgert, dass der Angeklagte die Gewürze als Heilmittel gegen 
Fressmangel feilgehalten hat, so ist dies rechtlich bedenkenfrei; soweit die 
Revision diese Folgerung bekämpft, wendet sie sich in unzulässiger Weise gegen 
die thatsächlichen Feststellungen des angefochtenen Urtheils. . . . 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Beschränkungen der Einfuhr aus Egypten zur Verhütung der Eia* 
Schleppung der Pest. Kaiserliche Verordnung vom 13. Juli 1899. 

§. 1. Zur Verhütung der Einschleppung der Pest ist die Einfuhr nach¬ 
benannter Gegenstände zur See aus den egyptischen Häfen des Mittelländischen 
Meeres und des Suez-Kanals bis anf Weiteres verboten: 

Leibwäsche, alte und getragene Kleidungsstücke, gebrauchtes Bettzeug, 
Hadern nnd Lampen jeder Art. 

§. 2. Auf Leibwäsche, Bettzeug und Kleidungsstücke, welche Reisende 
zu ihrem Gebrauche mit sich führen, oder welche als Umzugsgut eingeführt 
werden, findet das Verbot des §. 1 keine Anwendung. Jedoch kann die Ge¬ 
stattung der Einfuhr derselben von einer vorherigen Desinfektion abhängig 
gemacht werden. 

§. 3. Der Reichskanzler ist ermächtigt, Ausnahmen von dem Einfuhr¬ 
verbot unter Anordnung der erforderlichen Vorsichtsmassnahmen zuzulassen. 

§. 4. Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


B. Königreich Preussen. 

Vorschriften über die Ausrüstung der Kauffahrteischiffe mit 
Hülfsmitteln zur Krankenpflege und die Mitnahme von Schiffsärzten. 
Polizeiverordnung der Minister der u. s. w. Medizinalange¬ 
legenheiten (gez. im Auftr.: v. Bartsch) und für Handel und Ge¬ 
werbe (gez. im Auftr.: Hoeter) vom 17. Mär 2 1899. 

§. 1. In Preussen beheimathete Hochseefischereifahrzeuge, Eisbrecher, 
Seeschlepper, Fahrzeuge gewerbetreibender Lootsen nnd solche anderen Seeschiffe, 
welche auf der Reise die räumlichen Grenzen der kleinen Fahrt (§. 2 der Be¬ 
kanntmachung vom 6. August 1887 — Reichs - Gesetzbl. S. 895 —) nicht über¬ 
schreiten, müssen, sofern sie mehr als 2 Mann an Bord haben, mit dem im an¬ 
liegenden Verzeichniss I *) angegebenen Arzneien und anderen Hülfsmitteln zur 
Krankenpflege ausgerüstet werden. 

§. 2. Schiffe, welche auf der Reise die räumlichen Grenzen der kleinen 
Fahrt überschreiten sollten, müssen, sofern sie einen Schiffsarzt nicht führen, 
mit den im anliegenden Verzeichniss H *) aufgeführten Arzneien und anderen 
Hülfsmitteln, sowie Lebensmitteln zur Krankenpflege, je nach der Zahl der 
eingeschifften Personen, ausgerüstet werden. 

§. 3. Schiffe der im §. 2 bezeichnten Art, welche einen Schiffsarzt 
führen, müssen 

a) mit den im anliegenden Verzeichniss III 1 ) aufgeführten Arzneien und 
anderen Hülfsmitteln, sowie Lebensmitteln zur Krankenpflege ausgerüstet, 

b) mit einem genügend geschützten, thunlichst isolirten Krankenraum ansge- 
stattet werden. 

Die im Verzeichniss III in Klammern [—] aufgeführten Arzneien und 
anderen Hülfsmittel dürfen auf solchen Schiffen fehlen, auf denen Kinder bezw. 
Frauen nicht eingeschifft sind und voraussichtlich nicht eingeschifft werden. 


*) Von dem Abdruck der umfangreichen Verzeichnisse ist wegen Raum- 
gangels Abstand genommen. 
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Der Regierungspräsident ist befugt, eine Vermehrung der zu a bezeich- 
neten Arzneien und anderen HOlfsmittel nach Art und Menge erfordderichen- 
falls anzuordnen. 

§. 4. Schiffe, welche auf der Reise die räumlichen Grenzen der kleinen 
Fahrt überschreiten sollen und mehr als 50 Reisende oder insgesammt mehr als 
100 Personen an Bord haben oder voraussichtlich erhalten werden, müssen einen 
zur unentgeltlichen Behandlung der eingeschifften Personen verpflichteten, im 
Deutschen Reich approbirten Arzt an Bord nehmen. Die gleiche Pflicht besteht 
für Reisen im Verkehr mit Häfen des afrikanischen Festlandes zwischen den 
Wendekreisen bereits dann, wenn mehr als 25 Reisende oder insgesammt mehr 
als 40 Personen an Bord sind oder voraussichtlich an Bord gelangen werden. 

Auf Schiffe, welche sich innerhalb der ostasiatischen Gewässer mit der 
Beförderung von Eingeborenen beschäftigen, findet die vorstehende Vorschrift 
nur dann Anwendung, wenn auf ihnen die Zahl der übrigen Reisenden mehr 
als 50 oder die Zahl dieser Reisenden mit derjenigen der Mannschaften euro¬ 
päischer Herkunft zusammen mehr als 100 beträgt. 

§. 5. Der Arzt hat sich vor dem Antritt der Reise dem zuständigen 
Medizinaibeamten vorzustellen und seine Verwendbarkeit darzulegen. Der Re¬ 
gierungspräsident ist befugt, die Verwendung eines ungeeigneten Arztes zu 
untersagen. Nach Beendigung jeder Reise und zwar vor der Abmusterung hat 
sich der Arzt bei dem zuständigen Medizinalbeamten wiederum persönlich 
zu melden. 

Während der Reise hat der Arzt ein Verzeichnisse der von ihm behandelten 
Kranken mit Angabe der Krankheit, sowie ein Tagebuch über hygienisch oder 
sonst ärztlich wichtige Wahrnehmungen und Massnahmen an Bord zu führen 
und dem Schiffer vorzulegen. Nach Beendigung jeder Reise sind diese Schrift¬ 
stücke seitens des Rheders dem zuständigen Medizinaibeamten und zwar so 
zeitig zuzustellen, dass Bie ihm vor der gemäss Abs. 1 erfolgenden persönlichen 
Meldung des Arztes vorliegen. , 

§. 6. Die Ausrüstung mit den Arzneien und anderen Hülfsmitteln, sowie 
Lebensmitteln zur Krankenpflege hat der Rheder und, wenn sie während der 
Reise zu vervollständigen ist, der Schiffer zu besorgen. 

§. 7. Die Arzneien sind thunlichst aus einer deutschen Apotheke zu be¬ 
ziehen und müssen den Anforderungen des Arzneibuches für das Deutsche Reich 
entsprechen, soweit nicht eine andere Zusammensetzung in den Arzneiverzeich¬ 
nissen vorgesehen ist. Die anderen Hülfsmittel dürfen auch anderweitig be¬ 
zogen werden, müssen jedoch von der an Land in Krankenhäusern üblichen, 
brauchbaren und dauerhaften Beschaffenheit sein. 

§. 8. Die zum inneren Gebrauche bestimmten flüssigen Arzneien dürfen 
-nur in runden Gläsern mit Zetteln von weisser Grundfarbe, die zum äusseren 
Gebrauch bestimmten flüssigen Arzneien dagegen nur in sechseckigen Gläsern, 
an welchen 3 neben einander liegende Fläschchen glatt und die übrigen mit Längs¬ 
rippen versehen sind, mit Zetteln von rother Grundfarbe abgegeben werden. 

Flüssige Arzneien, welche durch die Einwirkung des Lichtes verändert 
werden, sind in gelbbraun gefärbten Gläsern abzugeben. 

§. 9. Die Standgefässe sind, sofern sie nicht stark wirkende Mittel ent¬ 
halten, mit schwarzer Schrift auf weissem Grunde —, sofern sie Mittel ent¬ 
halten, welche in Tabelle B des Arzneibuches für das Deutsche Reich aufgeführt 
sind, mit weisser Schrift auf schwarzem Grunde —, sofern sie Mittel enthalten, 
welche in Tabelle C ebenda aufgeführt sind, mit rother Schrift auf weissem 
Grunde zu bezeichnen. 

Standgefässe für Mineralsäuren, Laugen, Brom und Jod dürfen mittelst 
Radir- oder Aetzverfahrens hergestellte Aufschriften auf weissem Grunde haben. 

§. 10. Alle Arzneibehältnisse (Standgefässe und an Kranke abzugebende 
Behältnisse) müssen mit deutlichen Aufschriften versehen sein. Diesen sind auf 
Schiffen ohne Arzt thunlichst kurze gedruckte Gebrauchsanweisungen und etwa 
zu beobachtende Vorsichtsmassregeln entsprechend den Weisungen im Verzeich¬ 
niss I Spalte 3 bezw. II Spalte 6 beizufügen. 

Auf alle an Kranke abzugebende Flaschen, Kruken u. s. w. mit äusser- 
lich zu verwendenden Mitteln ist ein Zettel mit der Aufschrift „Aeusserlich“ 
aufzukleben. 

§. 11. Die Arzneien und anderen Hülfsmittel zur Krankenpflege sind 
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entweder in einer (Medizin-) Kiste, oder in einem besonders eingerichteten, wohl 
verwahrten Raume (Schiffsapotheke) trocken anfznbewahren. 

Die im Verzeichniss III mit einem Stern * versehenen Arzneien sind in 
einem besonderen verschiiessbaren Giftschranke oder sonst geeigneten Behältnisse 
anfznbewahren. Der Arzt hat sie nnter Verschluss zn halten and den Schlüssel 
sicher za verwahren. 

Sieht sich der Schiffer genöthigt, im Aaslande Arzneien an Bord za 
nehmen, welche abweichend von der im deutschen Arzneibuch vogreschriebenen 
Zabereitang hergestellt oder nach fremdländischem Gewicht abgetheilt sind, so 
sind dieselben in einer besonderen Abtheilnng der Medizinkiste oder Schiffs¬ 
apotheke bezw. des Giftschrankes anfznbewahren. 

§. 12. In der Medizinkiste bezw. Schiffsapotheke muss ein Verzeichniss 
der vorgeschriebenen Arzneien and anderen HülLmittel, sowie eine dem Ver¬ 
zeichnisse I bezw. II entsprechende Gebraachsanweisong in gut leserlichem Zu¬ 
stand vorhanden sein. 

§. 13. Mindestens ein Mal im Jahre hat der Rheder die Ansrüstnng 
durch den zuständigen Medizinalbeamten nnter Zuziehung eines für derartige 
Zwecke von dem Regierungspräsidenten bezeichneten, für das Deutsche Reich 
approbirten Apothekers nachprüfen and dabei feststellen zn lassen, ob die Aus¬ 
rüstung für die nächst bevorstehende Reise genügt. Ueber den Befand ist eine 
Bescheinigung anszustellen, in welcher die etwa vorhandenen Mängel anzugeben 
sind und zn vermerken ist, welches Verzeichniss der Nachprüfung za Grande 
gelegen hat. Die Bescheinigung ist vom Schiffer aufznbewahren nnd auf Ver¬ 
langen der Behörde vorzulegen. 

Bleibt das Schiff länger als ein Jahr im Aaslande, so hat der Schiffer die 
Nachprüfung zu geeigneter Zeit im Einvernehmen mit dem zuständigen deut¬ 
schen Konsul durch einen Arzt oder Apotheker vornehmen zu lassen. Die von 
diesem auszustellende Bescheinigung ist vom Konsul zu visiren. 

Die Nachprüfenden haben die Besichtigung der Medizinkiste bezw. Schiffs¬ 
apotheke und aller zum Aufenthalte von Menschen dienenden Räume, sowie die 
Einsicht in das Schiffspersonal und in die im §. 5 Abs. 2 erwähnten Schriftstücke 
vorzunehmen, Rheder und Schiffer haben ihnen zu diesem Zwecke jede Erleich¬ 
terung zu gewähren. 

Die Kosten der Nachprüfung fallen dem Schiffe zur Last. 

§. 14. Ausser dieser amtlichen Revision hat auf den in §§. 2 und 3 be¬ 
zeichneten Schiffen der Schiffer — und, falls ein Arzt angemustert ist, dieser — 
vor dem Antritt einer jeden Reise von voraussichtlich mehr als 4 wöchiger Dauer, 
mindestens aber alle 3 Monate zu prüfen, ob die Arzneien und anderen Hülfs- 
mittel, sowie Lebensmittel znr Krankenpflege für die weitere Reise noch in 
genügender Menge und Beschaffenheit vorhanden sind, und deren Vervollständi¬ 
gung rechtzeitig zu veranlassen. Das Ergebniss der Prüfung ist in das Schiffs¬ 
journal einzutragen. 

§. 15. Rheder, Schiffer oder deren Stellvertreter, Aerzte und Apotheker, 
welche diesen Vorschriften zuwiderhandeln, werden mit einer Geldstrafe bis zu 
100 Mark und, wenn diese nicht beizutreiben ist, mit Haft bestraft. 

§. 16. Vorstehende Vorschriften treten am 1. Juli 1899 — und für die¬ 
jenigen Schiffe, welche bis 1. Juni 1899 einen deutschen Hafen nicht besuchen, 
einen Monat nach Ankunft in einem solchen, spätestens am 1. Juli 1900 — 
in Kraft. 

§. 17. Zu demselben Zeitpunkte treten die abweichenden Vorschriften 
der Polizeiverordnung vom 14. November 1888 ausser Kraft. Unberührt bleiben 
die Bestimmungen dieser letzteren Verordnung, soweit sie sich auf die Mitnahme 
und Verabreichung von Citronensaft uud die Verpflegung der Mannschaft nach 
der vorgeschriebenen Speiserolle beziehen, jedoch mit der Massgabe, dass als 
solche Speiserolle die in der neubearbeiteten Ausgabe der amtlichen „Anleitung 
zur Gesundheitspflege an Bord von Kauffahrteischiffen“ aufgestellte, in der An¬ 
lage (IV) enthaltene, massgebend ist. 

Die zuständige Aufsichtsbehörde kann für Segelschiffe in einzelnen Fällen 
gestatten, dass eine geringere als die aus der Vorschrift der Speiserolle sich 
ergebende Gesammtmenge an Wasser mitgenommen wird, wenn der Schiffer sich 
verpflichtet, unterwegs in einem bestimmten Hafen Wasser in solcher Menge an 
Bord zu nehmen, dass täglich für jeden Kopf die vorgeschriebene Ration ver¬ 
abreicht werden kann, oder wenn auf dem Schiffe ein gutes Abdampfgeräth 
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(Destillirapparat) für frisches Wasser vorhanden ist, welches in 24 Standen 
soviel trinkbares Wasser liefern kann, als erforderlich ist, um den vorschrifts- 
mässigen Bedarf für jeden Tag der Boise sicherznstellen. 


Anzeige Cholera verdächtiger Erkrankungen bis auf Weiteres 
nicht mehr erforderlich. Bunderlass des Ministers der n. s. w. Me¬ 
dizinalangelege nheiten (gez. i. Auftr.: Förster) vom 19. Juni 1899 
— M. Nr. 11000 — an sämmtliche Königliche Begierungspräsidenten. 

Nachdem seit nahezu 5 Jahren ein Fall von asiatischer Cholera in 
Deutschland nicht mehr vorgekommen ist, wird die durch Bunderlass vom 
27. Juli 1892 — M. 8610 getroffene Anordnung, dass die durch §§. 9 und 25 
des Begulativs für das sanitätspolizeiliche Verfahren gegen ansteckende Krank¬ 
heiten vem 8. August 1835 verordnete Anzeige bei Cholera auch auf alle der 
Cholera verdächtigen Fälle (von heftigen Brechdurchfällen aus unbekannter Ur¬ 
sache mit Ausnahme der Brechdurchfälle bei Kindern bis zum Alter von 
2 Jahren) ausgedehnt wird, und dass derartige Fälle so lange als echte Cholera 
zu behandeln sind, bis durch bakteriologische Untersuchung die Nichtzugehörig¬ 
keit derselben zur Cholera festgestellt worden ist, bis auf Weiteres ausser 
Kraft gesetzt. 


Nichtgewährung von Tagegeldern und Reisekosten für die Gänge 
eines Beamten nach seiner regelmässigen Dienststätte. Staatsministe- 
rialbeschluss vom 17. Mai 1899. 

Das Königliche Staatsministerium hat auf Grund des Artikels IV des 
setzes, betreffend die Tagegelder und Beisekosten der Staatsbeamten vom 21. Juni 
1897 folgende Ausfilhrungsbestimmung beschlossen: 

Die Gänge eines Beamten zwischen seinem Wohnorte und seiner regel¬ 
mässigen Dienststätte sind auch dann nicht als Dienstreisen anzusehen, wenn 
diese Stätte 2 oder mehr Kilometer von der Grenze des Wohnortes entfernt liegt. 


Handel mit Arzneimitteln und Verbandstoffen, deren Verkauf 
ausserhalb der Apotheken gestattet ist. Polizei Verordnung des 
Königlichen Begierungspräsidenten in Merseburg vom25.Mai 
189 9. 

§. 1. Arzneimittel und Verbandstoffe, deren Verkauf ausserhalb der Apo¬ 
theken gestattet ist, dürfen nur in trockenen, leicht lüftbaren, hellen und sauber 
gehaltenen Bäumen aufbewahrt und nur in brauchbarem, unverdorbenem, un¬ 
verfälschtem und nicht verunreinigtem Zustande feilgehalten und abgegeben 
werden. Die Aufbewahrungsräume dürfen nur Geschäftszwecken dienen. 

§. 2. Die Arzneimittel sind in den Verkaufs- und Vorrathsräumen in 
dichten, festen, gut verschlossenen und sauberen Behältnissen aufzubewahren. 
Schiebladen als Aufnahmebehälter von Arzneien müssen in den Verkaufs- wie 
in den Vorrathsräumen in vollen Füllungen laufen oder mit dicht schliessenden 
Staubdeckeln versehen sein. Säcke sind nur zur Aufbewahrung grösserer Vor- 
räthe und nur in den Vorrathsräumen gestattet. Aufbewahrung von Vorräthen 
in Papierbeuteln ist mit Ausnahme abgefasster Arzneimittel (§. 5) verboten, 
ebenso der Verschluss der Aufnahmebehälter durch Papier. 

Jeder Behälter darf nur einerlei Waare führen. In Fächer getheilte 
Schieb- oder andere Kästen für verschiedene Arzneimittel sind unzulässig. 

§. 3. Die Aufnahme - Behältnisse für Arzneimittel müssen übersichtlich, 
alphabetisch unter Vermeidung von Doppelreihen, geordnet und getrennt von 
sonstigen Waarenbeständen in besonderen Waarengestellen oder wenigstens in 
mit festen Trennungswänden versehenen Abtheilungen aufgestellt werden. 

§. 4. Jedes Aufhahmebehältniss ist an seiner Aussenseite mit einer dem 
Inhalte entsprechenden, deutlichen, dauerhaften und festsitzenden Bezeichnung 
mit eingebrannter Schrift oder Oelfarbenschrift oder Druckschrift auf gut 
lackirtem Papierschilde mit dem deutschen oder lateinischen Namen des Arznei¬ 
buches für das Deutsche Beich zu versehen. 

Die Behälter für die nicht stark wirkenden Arzneimittel sind mit schwarzer 
Schrift auf weissem Grunde zu bezeichnen. 

Mit Tinte, Blei- oder Farbstiften unmittelbar dem Behälter oder einem 
aufgeklebten Zettel in Schreibschrift aufgetragenen Bezeichnungen sind ver- 
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boten, ebenso die Bezeichnungen der Behälter, dnrch angehängte Täfelchen mit 
Ausnahme der Ballons für Säuren und Laugen und der Säcke. 

Die für Thierheilmittel bestimmten Behältnisse müssen ausserdem die 
deutliche Aufschrift „Nur für Thiere“ tragen. 

§. 5. Für den Einzelverkauf bestimmte abgefasste Arzneimittel sind auf 
der Umhüllung mit der entsprechenden deutlichen und dauerhaften Bezeichnung 
des Inhalts mit deutschem Namen und mit der Firma des Verkäufers zu ver¬ 
sehen. Der Verschluss der hierfür verwendeten Aufnahmebehältnisse muss leicht 
zu öffnen sein, um jeder Zeit eine Kontrole des Inhaltes jeder Abfassung zu 
ermöglichen. Die abgefassten Arzneimittel sind, jedes in besonderem Behälter, 
getrennt von den gleichartigen Waarenvorräthen, aufzubewahren. 

§. 6. Für die Arzneimittel müssen besondere Wiege- und Abfassgeräth- 
schaften (Waage und Löffel) vorhanden sein, die stets in reinlichem und ordent¬ 
lichem Zustande zu erhalten sind. 

§. 7. Arzneien, welche zu den in der Anlage 1 (Abtheilungen 1—3) der 
Polizeiverordnung über den Handel mit Giften oder giftigen Stoffen gehören, 
unterliegen den hierüber bestehenden polizeilichen Bestimmungen. 

§. 8. Auf den Grosshandei finden die Bestimmungen dieser Verordnung 
keine Anwendung. 

§. 9. Zuwiderhandlungen gegen die Bestimmungen dieser Polizeiverord¬ 
nung werden, sofern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen 
eine höhere Strafe verwirkt ist, mit Geldstrafe bis zu 60 Mark, im Unvermögens¬ 
falle mit verhältnissmässiger Haft bestraft. 

Diese Polizeiverordnung tritt mit dem 1. Oktober 1899 in Kraft. 

Bekämpfung der Diphtherie. Verfügung des Königlichen 
Regierungspräsidenten in Marienwerder vom 24. Februar 1899 
an sämmtliche Herren Landräthe und Kreisphysiker des Bezirks. 

In den beiden letzten 3 jährigen Zeiträumen 1892—1894 und 1895—1897, 
für welche die statistischen Nachrichten über die Sterblichkeit endgültig vor¬ 
liegen, sind im diesseitigen Regierungsbezirk 4952 bezw. 3552 Personen der 
Diphtherie zum Opfer gofallen, während die verderblichste der Volksseuchen, 
die Tuberkulose, in dem ersten Zeitraum nur 3688, im zweiten 3602 Menschen¬ 
leben gefordert hat. 

Der segensreiche Einfluss der Verwendung des Heilserums auf die Sterb¬ 
lichkeit der Diphtherie lässt sich nicht verkennen, denn die Zahl der Sterbe¬ 
fälle, welche, im Jahre 1893 noch 2037 betrug, ist vom Jahre 1894 — dem 
Beginn der Serumbehandlung — in steter, sichtlicher Abnahme begriffen und 
auf 1075 im Jahre 1897, also fast um die Hälfte gesunken. Berechnet man 
die Sterblichkeit nach der Einwohnerzahl des Bezirks, so lautet das Ergebniss: 
von 100000 starben im Jahre 1893: 248, im Jahro 1897 nur noch 120 Per¬ 
sonen an Diphtherie. (Die Zahlen für die Tuberkulose in den gleichen Jahren 
sind 157 und 139.) 

So erfreulich dieser Erfolg gegenüber der für unseren Nachwuchs ge¬ 
fährlichsten aller Seuchen auch ist, so vermag er doch im Hinblick anf die fast 
unbedingte Wirksamkeit des Heilserums bei seiner rechtzeitigen und sachge- 
mässen Anwendung nicht hinreichend zu befriedigen, zumal es immerhin sehr 
fraglich erscheint, ob die Erkrankungshäufigkeit an Diphtherie mit der Ver¬ 
minderung der Sterblichkeit auch nur annähernd Schritt gehalten hat. 

Die wesentlichen Erschwernisse für eine zufriedenstellende Bekämpfung 
im diesseitigen Bezirk sind bedingt durch die Gleichgültigkeit und die un¬ 
günstige Lage der niederen Bevölkerung, welche die Zuziehung ärztlichen Bei¬ 
standes ganz vermeidet oder möglichst lange hinausschiebt, sowie durch die 
unabsichtlich, theils aber auch absichtlich unterlassene Anzeige von Erkran¬ 
kungen an Diphtherie. 

Gegen die Vernachlässigung der Anzeigepflicht, zu deren Durchführung 
die diesseitige Polizei Verordnung vom 14. Juni 1884 die nöthige Handhabe 
bietet, wird daher ernstlicher und mit grösserem Nachdruck wie bisher einzu¬ 
schreiten sein, damit die Seuche nicht erst nach längerem Bestände oder auf 
der Höhe ihrer Verbreitung, sondern thunlichst bei ihrem ersten Erscheinen zur 
behördlichen Kenntniss gelangt und ein wirksames gesundheitspolizeiliches Ein¬ 
greifen ermöglicht wird. Für das Letztere gewährt die Verwendung des Heil- 
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serums, sofern die sonstigen Vorsichtsmassregeln nicht unbeachtet bleiben, die 
günstigsten Aussichten. 

Wie die Erfahrung gelehrt hat, ist das Heilserum nicht allein ein spe¬ 
zifisches Heilmittel, sondern auch vermöge seiner immunisirenden Wirkung ein 
vortreffliches Vorbeugungsmittel gegen die Erkrankung an Diphtherie. Das¬ 
selbe in ausreichender Gabe verabfolgt, macht den Menschen für einige Zeit 
in der Regel „seuchenfest“, so dass die Gefahr der Uebertragung der Krank¬ 
heit in bedeutendem Masse eingeschränkt wird. Dieser Zeitraum der Immunität 
genügt gewöhnlich sowohl für den Ablauf der in einem Haushalt aufgetretenen 
Diphtherierkrankung, wie für die Ausführung der Desinfektion, welche keines¬ 
falls zu verabsäumen ist, selbst wenn eine immunisirende Impfung sfimmtlicher 
Mitglieder des Hausstandes stattgefunden hat. Zur wirksameren Bekämpfung 
der Diphtherie sind daher die prophylaktischen Impfungen mit dem Heilserum, 
welche bereits in einigen Kreisen des Bezirks mit sichtlichem Erfolge geübt 
werden, dringend zu empfehlen. 

Am einfachsten und zweckmässigsten würde sich das Verfahren, soweit 
der behandelnde Arzt nicht sofort auch die immunisirenden Impfungen vorge¬ 
nommen hat, etwa derart gestalten, dass der Kreis jährlich eine Summe für die 
Beschaffung des zu Immunisirungs- und bei zahlungsunfähigen Personen auch 
za Heilzwecken erforderlichen Serums sowie für die Beschaffung und das In¬ 
standhalten der billigen Injektionsspritze nebst Zubehör auswirft, während der 
Kreisphysikus bei jeder amtlichen Feststellung der Diphtherie die Impfung aller 
Angehörigen des heimgesuchfen Haussttandes ausführt, welche sich mit der 
Vornahme dieses kleinen, so gut wie schmerzlosen und völlig ungefährlichen 
Eingriffes einverstanden erklären. Bei einiger Geschicklichkeit im Verkehr mit 
der Bevölkerung dürfte ein Einspruch hiergegen in der Regel zu überwinden 
sein. Ein derartiges zielbewusstes Vorgehen gegen die Diphtherie in allen 
Kreisen des Bezirks, welches durch seine zweifellosen Erfolge die aufgewendeten 
Kosten und Mühe in reichlichem Masse lohnte, würde ich mit Dank anerkennen. 


Ueberwachnng der Hebammen. Verfügung des Königlichen 
Regierungspräsidenten in Aachen vom 21. März 1899 an sämmt- 
liehe Kreisphysiker des Bezirks. 

Um eine genauere Kontrole des Hebammenwesens und eine bessere Fühlung 
zwischen Kreisphysikus und Hebammen, wie sie durch die Nachprüfungen allein 
mir nicht genügend gewährleistet erscheint, herbeiznführen, bestimme ich hier¬ 
durch, dass der Kreisphysikus jährlich auf einer eintägigen dienstlichen Rund¬ 
reise in seinem Kreise mehrere Hebammen in ihren Wohnungen unvermuthet 
aufsucht, revidirt (Tagebücher, Utensilien, Desinfektionsmittel, vorsebriftsmässige 
Kleidung) und hieran einige Besprechungen über besondere — im Tagebuch 
erwähnte — Fälle anknüpft. 

Binnen vier Wochen nach Beendigung der Reise will ich jedes Mal einem 
eingehenden Berichte über Ihre Wahrnehmungen und der Vorlage Ihrer Liqui¬ 
dationen entgegen. _ 


C. Königreich Sachsen. 

Hnlfsärztliches Externat. Bekanntmachung des Sächsischen 
Landes-Medizinal-Kolleginms vom 1. Juli 1899. 

Um den nach erlangter Approbation zur Praxis übergehenden Aerzten 
Gelegenheit zu einer Erweiterung und Befestigung ihrer auf der Universität 
erlangten klinischen Kenntnisse und Erfahrungen zu geben, ist denselben die 
hfllfsärztliche Beschäftigung — das Externat — in den unten verzeichneten 
Krankenanstalten eröffnet. Ausnahmsweise können mit besonderer Genehmigung 
des Ministeriums des Innern zu dem Externat auch solche Aerzte zugelassen 
werden, die als solche schon die Praxis selbstständig betrieben haben. 

Das Externat ist der Regel nach nur denjenigen Aerzten zugängig, welche 
dem Sächsischen Unterthanenverbande angehören; doch kann mit Genehmigung 
des Ministeriums des Innern auch Nichtsachsen der Zutritt gestattet werden. 
Dasselbe kann einem und demselben Bewerber nach und nach an verschiedenen 
Anstalten bewilligt werden, dessen Gesammtdauer soll aber in der Regel ein 
Jahr nicht übersteigen. 

Zur Aufnahme in das Externat ist der Nachweis der erlangten ärztlichen 
Approbation erforderlich. Die Anfnahmegesuche sind an das Landes-Medizinal- 
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Kollegium zu richten. Diesen Gesnchen, in welchen angegeben sein muss, an 
welcher Anstalt, Ton welcher Zeit an und auf wie lange Petent zum Externst 
zugelassen sein will, ist der Approbationsschein oder eine beglaubigte Abschrift 
desselben und, falls auch um Bewilligung eines Stipendiums nachgesucht wird, 
ein kurzer Lebenslauf des Gesuchstellers beizufügen. 

Die zum Externst zugelassenen Aerzte haben die Kosten ihres Lebens¬ 
unterhaltes während desselben aus eigenen Mitteln zu bestreiten; doch werden, 
soweit die dazu verfügbaren etatsmässigen Mittel ausreichen, den im Sächsischen 
Cnterthanenverbande stehenden Externen vom Ministerium des Innern auf be¬ 
züglichen Vorschlag des Landes-Medizinal-Kollegiums angemessene Stipendien ge¬ 
währt. Zur Zeit stehen für dasExternat folgende Krankenanstalten zur Verfügung: 
1. die Frauenklinik zu Dresden, 2. die Uniyersitäts- Frauenklinik (Trier’sches 
Institut) zu Leipzig. 3. das Stadtkrankenhaus zu Dresden, 4. das Hospital der 
evangelisch-lutherischen Diakonissenanstalt zu Dresden, 5. das Karolahaus zu 
Dresden, 6. das Kinderhospital zu Dresden, 7. das Krankenstift zu Zwickau, 
8. das Stadtkrankenhaus zu Chemnitz, 9. das Stadtkrankenhaus zu Plauen i. V., 
10. das Stadtkrankenhaus zu Zwickau, 11. die psychiatrische und Nervenklinik 
an der Universität zu Leipzig, 12. das Stadt-Irren- und Siechenhans zu Dresden, 
13. die Heil- und Pdegeanstalt zu Sonnenstein, 14. die Heil- und Pflegeanstalt 
zu üntergöltxsch, 15. die Pflegeanstalt zu Colditz. 

Indem Solches hiermit bekannt gegeben wird, werden zugleich die Ein¬ 
gangs gedachten Aerzte zum Eintritt in das Externat aufgefordert. 


D. Grossherzogtum Baden. 

Erweiterung der Befugnisse des Aerxtliehen Ausschusses in Baden. 
Erlass des Ministeriums des Innern vom 20. März 1899. 

Dem Ansschuss der Aerzte im Grossherzogthum Baden erwidern 
wir auf das Schreiben Tom 16. d. Mts.. Nr. 235 . dass es diesseits keinem Be¬ 
denken unterliegt, wenn über Aerzte, welche die Pflichten ihres Berufes ver¬ 
letzen oder durch ihr Verhalten der Achtung, die ihr Beruf erfordert, sich un¬ 
würdig zeigen, in minder schweren Fällen, in welchen die Verhängung einer 
Geldstrafe, oder die Entziehung des Wahlrechts bei den Ausschusswahlen nicht 
in Frage kommt, zunächst das lur die ärztlichen KreisTereine des Landes 
statutengemäss bestehende Schiedsgericht eine Entscheidung giebt. Eine solche 
Entscheidung des Schiedsgerichts kann ferner nicht nur bezüglich der Mitglieder 
der betreffenden ärztlichen Vereine, sondern auch bezüglich nicht vereinsange- 
höriger Aerzte ergehen, wenn dieselben die Zuständigkeit des Schiedsgerichtes 
des betreffenden ärztlichen Vereins ausdrücklich anerkennen. In solchen Fällen 
würde eine Entschliessung der Disziplinarkaintner nur dann in Frage kommen, 
wenn der betreffende Arzt gegen die Entscheidung des Schiedsgerichts die Ent- 
schiiessung der Disxiplinarkammer anruft oder wenn trotz der Entscheidung des 
Schiedsgerichts das Ministerium noch eine Entschliessung der Disziplin&rkammer 
der Aerzte für erforderlich erachten sollte. Die Einleitung des Disziplinarver¬ 
fahrens vor der Pisziplinarkammer der Aerzte unterliegt der Entschliessung des 
diesseitigen Ministeriums, welche, wie von den Betheiligten, so auch von den 
Vorsitzenden der ärztlichen Kreisrereine and vom Ausschuss der Aerzte ange¬ 
rufen werden kann. Ein Antrag der Vorsitzenden der ärztlichen Kreisvereine 
oder des Ausschusses wird insbesondere dann geboten sein, wenn ein Arzt sich 
dem schiedsgerichtlichen Erkenntniss nicht unterwirft, oder ein nicht Vereins¬ 
angehöriger Arzt die Zuständigkeit des Schiedsgerichts des betreffenden Vereins 
aniuerkennen sich weigert oder die Verhängung einer Geldstrafe oder die Ent¬ 
ziehung des Wahlrechts bei den Ausschusswaren argeieigt erscheint. Die Mit¬ 
wirkung des vom Ministerium des Innern gemäss §. 1 der Landesherrlichen 
Verordnung vom 6. Dezember 1533. die Ausschüsse der Aerzte. Thierärzte und 
der Apotheker betreffend (Gesetzes- uud Verorinungsbiatt. S. 335), ern annten 
Verwaltungsbeamten ist, sofern nicht etwa die Satzungen der ärztlichen Kreis* 
■vereine den einzelnen Mitgliedern des Ausschusses in dieser Eigenschaft Befug¬ 
nisse, insbesondere die Zuständigkeit bei Beschwerden gegen schiedsgerichtliche 
Erkenntnisse inweisen, in allen Fallen erforderlich, in welchen der Ausschuss 
als solcher Pisxiplinarbcfugnisse ansübt, da der Aentliehe Ausschuss nach der 
erwähnten Landesherrlichen Verordnung iur Handhabung der Disziplin nur unter 
' Vorsitz des erwähnten Verwalt ungsbeamtea berufen ist. _ 

twortl.Redakteur: Dr. Rapmund. Reg -u. Geh. Med.-Rath iaMinden i. W. 

IVüx'k vm J. CV C. Fnu. 





Rechtsprechung und ledizinal- 
G-esetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 


Nr. 16. 


15. August. 


1899. 


Rechtsprechung. 

Die Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten ist in Prenssen 
durch das Regulativ vom 8. Angast 1835 innerhalb seines Geltungs- 
bezirkes erschöpfend geregelt; darüber hinansgehende polizeiliche Be- 
~ Stimmungen sind daher ungültig. Urtheil des Kammergerichts 
(Strafsenats) vom 13. Juli 1899. 

Die Revision der Königlichen Staatsanwaltschaft, welche Verletzung 
- materieller Rechtsvorschriften rügt, konnte keinen Erfolg haben. Zuzugeben 
ist der Revision, dass nicht die Polizeiverordnung vom 10. Dezember 1885, 
sondern diejenigen vom 12. Juli 1897 in Frage kommt. Dies begründet aber 
in der Sache keinen Unterschied, weil die auf den vorliegenden Fall anwendbare 
Bestimmung, nämlich die Festsetzung der Anzeigepflicht bei Wochembett- 
fieber und entzündlichen Erkrankungen des Wochenbetts für den behandeln- 
■—ii den Arzt in beiden Verordnungen gleichlautend ist. 

Diese Bestimmung ist aber materiell ungültig. Die Anzeigepflicht bei 
: i ansteckenden Krankheiten ist, wie der Vorderrichter zutreffend ausführt, in dem 
.2 durch die Kabinetsordre vom 8. August 1835 genehmigten Regulativ er- 
• schöpfend geregelt (vgl. auch das Urtheil des Kammergerichts vom 18. April 
. - » 1895, J o h o w Bd. 16, S. 465). 1 ) Dieses Regulativ bestimmt im §. 9, dass alle 

^ Familienhäupter, Haus- und Gastwirthe und Medizinalpersonen von den in ihrer 
: vFamilie, ihrem Hause und ihrer Praxis vorkommenden Fällen ansteckender 
. Krankheiten nach Massgabe der unter II nthaltenen näheren Bestimmungen der 
i Polizeibehörde ungesäumt Anzeige zu machen haben. Unter II sind die einzelnen 
ansteckenden Krankheiten aufgeführt, bei welchen eine Anzeigepflicht bestehen 
8 pU. Wochenbettfieber und entzündliche Krankheiten des Wochenbetts befinden 
sich nicht darunter. Soweit daher die Polizeiverordnungen von 1885 und 1897 
y die Anzeigepflicht auch hier die zuletzt erwähnten Krankheiten einführen, 
. 5 gehen sie über die Bestimmungen des Regulativs hinaus und stehen daher mit 
denselben in Widersprach (vgl. das erwähnte Urtheil des Kammergerichts bei 
Johow Bd. 16, S. 466); sie sind desshalb nach §. 15 des Gesetzes vom 11. März 
5 ungültig. Zu Unrecht nimmt die Revision auf §. 6f. des Gesetzes vom 

■:i 11- März 1850 Bezug, der die Polizeibehörden zum Erlass von Verordnungen 

- ermächtigt, welche die Frage für Leben und Gesundheit betreffen; diese Er- 
'• Mächtigung findet ihre Begrenzung in §. 15 des genannten Gesetzes. Die 
Revision macht allerdings geltend, das Regulativ habe sich nur mit den damals 
y als besonders gefährlich bekannten ansteckenden Krankheiten befasst, es habe 
' .-y unmöglich in der Absicht des Gesetzes liegen können, die Anzeigepflicbt für 
* Aerzte erschöpfend für alle Zeiten zu regeln und somit auf dem wichtigen Ge- 
. biete der Gesundheitspflege jeden Fortschritt gleichsam zu verbieten. 

„ . Diese Ausführung ist jedoch verfehlt. Von einer Regelung „für alle 
Zeiten“ und von einem „Verbot des Fortshritts auf dem Gebiete der Gesundheits- 
-i- kann, wenn man der Auffassung des Berufungsrichters folgt, nicht die 

aeae sein. Das Regulativ von 1835 kann, wie jedes andere Gesetz, durch 
besetz abgeändert werden, sobald die fortschreitende Erkenntniss auf dem 
>• " eb tete _ der Gesundheitspflege dies erforderlich macht. Bei Abfassung des 
& ber ist die Möglichkeit derartiger Fortschritte offenbar nicht 
y worden. Seine Verfasser haben den Kreis der gefährlichen ansteckenden 

• :t Rankheiten mit dem in §. 2 das. ausgeführten als abgeschlossen erachtet; sie 

-> v _,*) Vergleiche auch das Urtheil des Kammergerichts vom 12. Mai 1898; 
" r ‘ 15 dieser Zeitschrift, S. 463. 
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haben die Materie der Anzeigepflicht erschöpfend regeln wollen und erschöpfend 
geregelt und dadurch eine anderweitige Regelung durch Polizeiverordnung aus¬ 
geschlossen. 

Die Revision war daher auf Rosten der Staatskasse zurtickzu weisen. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Schutzimpfungen gegen Tollwuth. Runderlass der Minister 
der u.s.w.Medizinalangelegenheiten, für Landwirthschaft und 
des Innern vom 10. Juli 1899 — M. d. g. A. M. Nr. 131451, M. f. L. U. 
I. G. Nr. 3065 I B, M. d. I. II Nr. 5291 I — an sämmtliche Königlichen Re¬ 
gierungspräsidenten. 

Die beim hiesigen Königlichen Institut fttr Infektionskrankheiten einge¬ 
richtete Abtheilung fttr Schutzimpfungen gegen Tollwuth ist im vorigen Jahre 
vom 16. Juli bis zum 31. Dezember von 137 gebissenen Personen in Anspruch 
genommen worden. Bei der Aufnahme und Entlassung dieser Kranken hat sich 
jedoch gezeigt, dass unser Erlass vom 22. Juli v. J. 1 ) — M. d. g. A. M. 11846 
ü. I — M. f. L. I G. 5358 — M. d. I. II 11433 — noch einige Zweifel tibrig 
gelassen hat, welche zahlreiche, den Geschäftsgang erschwerende Anfragen bei 
dem Institut für Infektionskrankheiten zur Folge gehabt haben. Das Institut 
ist deshalb vorstellig geworden, das Zuweisungsattest (Muster I des Erlasses 
vom 22. Juli v. J.) zu ergänzen, nähere Direktiven hinsichtlich des Zeitpunktes 
der Schutzimpfung zu geben und die fttr das Institut massgebenden Be¬ 
stimmungen über die Aufnahme, Verpflegung und Erhebung von Kosten all¬ 
gemeiner bekannt zu machen. 

Ferner hat die Aushändigung des Entlassungs-Begleitschreibens — 
Muster 2 des Erlasses vom 22. Juli v. J. — an den Behandelten selbst Be¬ 
denken erregt. 

Endlich sind Aber die Art der Beobachtung der aus dem Institut Ent¬ 
lassenen und über die Anweisung der entstehenden Kosten Zweifel entstanden. 

Zur Beseitigung aller dieser Zweifel und zur grösseren Uebersichtlichkeit 
haben wir im Einverständiss mit dem Herrn Finanzminister an Stelle des Er¬ 
lasses vom 22. Juli v. J. eine neue vollständige Verfügung aufgestellt, die wir 
Ihnen in der Anlage mittheilen. 

Wir ersuchen Sie, diese Verfügung den Ihnen unterstellten betheiligten 
Behörden bekannt zu geben und auch für möglichste Verbreitung ihres Inhalts 
in der Bevölkerung Ihres Bezirks Sorge zu tragen. 

Anweisung. 

Beim Königlichen Institut fttr Infektionskrankheiten in Berlin N. W., 
Charitästrasse Nr. 1, ist eine Abtheilung fttr Schutzimpfungen gegen Tollwuth 
errichtet worden. Auf derselben können Personen, welche von tollen oder der 
Tollwuth verdächtigen Thieren gebissen worden sind, in Behandlung ge¬ 
nommen werden. 

Die Behandlung besteht in Einspritzungen, welche täglich einmal vor¬ 
genommen werden, und nimmt in leichten Fällen mindestens 20, bei schwereren 
Bissverletzungen — z. B. im Gesicht — mindestens 30 Tage in Anspruch. 
Diese Schutzimpfungen können nur in dem Institut fttr Infektionskrankheiten 
zu Berlin vorgenommen werden. Jede Abgabe von Impfmaterial an praktizirende 
Aerzte ist ausgeschlossen. 

Im Interesse der von tollwuthverdächtigcn Thieren verletzten Personen 
und behufs Erzielung einer sicheren Wirkung ihrer Behandlung wird dringend 
empfohlen, dass die Schutzimpfung sofort vorgenommen wird. Es wird des¬ 
halb dringend davon abgerathen, den Beginn der Schutzimpfung so lange hin¬ 
auszuschieben, bis von dem Institut fttr Infektionskrankheiten nach Untersuchung 
von Kadavertheile der verdächtigen Tbiere die Diagnose Tollwuth festgestellt 
ist. Die richtige Diagnose kann vor Ablauf von drei Wochen nach Eintreffen 
der Kadavertheile nicht gestellt werden und dies bedeutet fttr die gebissenen 
Personen einen unter Umständen fttr sie verhängnisvollen Zeitverlust. 


’) Siehe Beilage zu Nr. 16 der Zeitschrift, Jahrg. 1898, S. 167. 
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Verletzte, welche sich der Behandlung unterziehen wollen, sind von der 
Ortspolizeibehörde der Direktion des Instituts für Infektionskrankheiten schrift¬ 
lich oder telegraphisch anzumelden und haben sich bei der Direktion unter 
Vorlegung eines nach dem beiliegenden Muster 1 ausgestellten Zuweisungs¬ 
attestes der Polizeibehörde ihres Wohnortes vorzustellen. In Fällen, wo die 
Beantwortung der im Zuweisungsatteste gestellten Fragen ausnahmsweise 
längere Zeit erfordert, kann die Aufnahme der Verletzten im Institut ftir In¬ 
fektionskrankheiten auf Grund einer einfachen Bescheinigung der Ortspolizei¬ 
behörde erfolgen. Doch ist in diesen Fällen das ordnungsmässig ausgefüllte 
Zuweisungsattest sobald als möglich nachzuliefern. 

Die in Einspritzungen bestehende Behandlung erfordert in der Regel 
nicht die Aufnahme in das Institut und ist insoweit unentgeltlich. Dagegen 
ist für diejenigen gebissenen Personen, welche nicht ambulatorisch behandelt 
werden können, sondern in Ermangelung anderweitigen Unterkommens in Berlin 
in die Krankenabtheilung des Instituts für Infektionskrankheiten aufgenommen 
werden müssen, an Verpflegungskosten schon bei der Aufnahme unter Berech¬ 
nung des Tagesatzes von 1,50 Mark für jedes Kind unter 12 Jahren, 2,00 Mark 
für jedes ältere Kind oder für jeden Erwachsenen, für die Gesammtdauer der 
Behandlung für den Kopf 45 bezw. 60 Mark im Voraus anzuzahlen. Etwa 
eintretende Ersparnisse werden zurückgezahlt. Die Anzahlung im Voraus ist 
nicht nöthig, wenn von dem Aufzunehmenden eine behördliche Bescheinigung 
vorgelegt wird, aus welcher hervorgeht, welche öffentliche Kasse für die entste¬ 
henden Kosten aufkommt. Anträge auf Freistellen können nicht berücksichtigt 
werden. Zur Vermeidung von Zeitverlust empfiehlt es sich, die verletzten Per¬ 
sonen zu folgenden Tageszeiten: Wochentags von 10 bis 1 Uhr, Sonntags von 
10—11 Uhr dem Institut für Infektionskrankheiten zuzuweisen. Für die Rückreise 
haben die Behandelten selbst bezw. die Behörden, welche sie überwiesen haben, 
rechtzeitig durch Uelermittelung der Reisekosten an das Institut für Infektions¬ 
krankheiten oder auch an die Patienten vor Ablauf von 20 Behandlungstagen 
Sorge zu tragen. Nach der Entlassung ist eine längere ärztliche Beobachtung 
des Geheilten dringend erwünscht. Zu dem Zwecke stellt das Institut für In¬ 
fektionskrankheiten über jeden im Institut Behandelten nach dem vorliegenden 
Muster 2 ein Entlassungszeugniss aus mit dem Ersuchen um weitere Beobach¬ 
tung und event. möglichst um Herbeiführung der sanitätspolizeilichen Obduktion, 
sowie um eingehende Berichterstattung. 

Das Entlassungszeugniss wird von dem Institut für Infektionskrankheiten 
an den zuständigen Landrath — in Stadtkreisen an die Ortspolizeibehörde — 
in 2 Exemplaren übersandt. Der Landrath (Ortspolizeibehörde) stellt das eine 
der beiden Exemplare dem zuständigen Kreis- oder Stadtphysikus zu. Bei der 
Entlassung fordert das Institut für Infektionskrankheiten den Geheilten auf, 
sich nach Ablauf von 3 Monaten bei dem zuständigen Kreis- (Stadt-) Physikus 
in seiner Wohnung vorzustellen, oder den ihn behandelten Arzt zu einer schrift¬ 
lichen Aeusserung über seinen Gesundheitszustand an den Kreis- (Stadt-) Physikus 
zu veranlassen. Bei einem richtigen Zusammenwirken zwischen der Polizei¬ 
behörde und dem Kreismedizinalbeamten wird es sich ohne besondere Schwierig¬ 
keit ermöglichen lassen, auffällige Erscheinungen in dem Gesundheitszustände 
des Gebissenen zu erfahren und letzteren in seinem eigenen Interesse zu be¬ 
wegen, sich von Zeit zu Zeit dem Kreis- (Stadt-) Physikus vorzustellen. Es 
empfiehlt sich, die Untersuchung bezw. schriftliche Aeusserung an den Kreis- 
pbysikus seitens des behandelnden Arztes thunlichst alle 3 Monate bis nach 
Ablauf eines Jahres zu wiederholen. 

Sollte, wenn der Physikus nicht in der Lage ist, sich auf diesem Wege 
oder durch gelegentliche persönliche Beobachtung oder auch durch Befragen 
zuverlässiger und geeigneter Personen, insbesondere anderer Aerzte, Kenntniss 
von dem Zustande des in dem Institute Behandelten zu verschaffen, ausnahms¬ 
weise eine ärztliche Untersuchung seitens des Physikus ausserhalb seiner Woh¬ 
nung erforderlich werden, so sind die Gebühren, da es sich um eine medizinal¬ 
polizeiliche Verrichtung im allgemeinen staatlichen Interesse handelt, in der 
üblichen Weise aus der Staatskasse zu liquidiren. 

Das Gleiche gilt hinsichtlich der Gebühren für die Obduktion. Die 
Kosten für die Verpackung und Versendung von Leichtheilen an das Institut 
für Infektionskrankheiten, welche von dem Physikus zu veranlassen ist, sind 
gleichzeitig mit der Uebersendung bei dem Institut zu liquidiren. Im Uebrigen 
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werden Kosten ans der Ueberwaohong nicht erwachsen, da die Ärztliche Unter¬ 
suchung in der eigenen Wohnung zu den allgemeinen Dienstobliegenheiten des 
Physikos gehört, für welche eine besondere Entschädigung nicht liquidirt 
werden kann. 

Wegen der Beobachtung und Tödtung der tollen oder der Tollwuth ver¬ 
dächtigen Thiere, von welchen Menschen gebissen worden sind, verweisen wir 
auf die §§. 34 ff. des Reichs - Viehseuchengesetzes vom 23. Juni 1880 und 1. Mai 
1894 und die §§. 16 ff. der Bnndesraths-Instruktion vom 27. Juni 1895. Nach 
erfolgter Obduktion des Thieres ist das Gehirn einschliesslich des verlängerten 
Marks im unverletzten, aber von der Muskulatur befreiten Knochengerüst 
(Schädelhöhle nebst Atlas) sofort von dem beamteten Thierarzt mit Eilpost, im 
Sommer thunlichst in Eis verpackt, der Direktion des Instituts einzusenden. 
Der Sendung ist Abschrift des Obduktionsprotokolls, sowie ein Begleitschein 
nach dem anliegenden Muster 3 beizuf&gen. Die für die Verpackung und Ver¬ 
sendung verauslagten Kosten können bei dem Institut für Infektionskrankheiten 
zur Erstattung liquidirt werden. 

Die Instituts-Direktion ist angewiesen, dem zuständigen Regierungs¬ 
präsidenten sofort nach Abschluss der Untersuchung der Leichentheile von dem 
Ergebniss derselben Mittheilung zu machen. Die Kosten der thierärztlichen 
Obduktion sind, da sie im Interesse der Feststellung und Unterdrückung der 
Tollwuth entstehen, ebenso wie die sonstigen Kosten, welche durch die Anord¬ 
nung, Leitung und Ueberwachung zur Ermittelung und Abwehr von Seuchen¬ 
gefahr erwachsen, gemäss §. 23 des Prenssischen Ausführungsgesetzes vom 

12. März 1881 (Ges.-S. S. 128) zur Erstattung aus der Staatskasse zu liquidiren. 

In den alljährlich an mich, den Minister der geistlichen u. s. w. Ange¬ 
legenheiten, einzureichenden Nachweisungen über die Bissverletzungen durch 
tolle oder der Tollwuth verdächtige Thiere ist in jedem Falle anzugeben, ob, 
wann und mit welchem Erfolge die Schutzimpfung vorgenommen worden, bezw. 
aus welchem Grunde sie unterblieben ist. 

Muster 1. 


Zuweisungs-Attest. 

Vorzuzeigen im Königlichen Institute für Infektionskrankheiten zu Berlin hei 
der Meldung zur Behandlung gegen Tollwuth. 

1. Aussteller des Zuweisungs-Attestes:. 

2. Genaues Nationale desjenigen für den das Attest ausgestellt wird: 


3. Genaue Angabe der Zeit, wann die Verletzung stattfand: . . . . 

4. Genaue Beschreibung des verletzenden Thieres:. 

5. Angabe, ob die Wunde geblutet hat:. 

6. Angabe, was mit der Wunde geschah:. 

7. Name und Adresse des Eigenthümers des Thieres:. 

8. Angabe, ob die Untersuchuug des Thieres vor oder nach seiner Ver- 
endung oder Tödtung stattgefunden hat und mit welchem Ergebnisse: . . . 

9. Angabe, was weiter mit dem Thiere geschah:. 

10. Angabe, ob das Thier selbst gebissen wurde, event. vor wie langer 

Zeit:. 

11. Angabe, ob das Thier sein Verhalten und sein Aussehen seit der Er¬ 
krankung geändert hat: . 

12. Angabe, ob das Thier auch andere Thiere gebissen hat und welche: 


13. Angabe, ob noch andere Personen gebissen sind und welche: . . . 

14. (Nicht zutreffendes ist zu durcbstreichen.) 

a. D. 

zahl . . für . . . Verpflegung auf eigene Kosten in der Kranken- 

abtheiluog des Instituts (je) .... Mark an und.auch 

im Besitze der Mittel für die Rückreise. 

Anmerkung: Es sind bei der Aufnahme im Voraus für jedes 
Kind unter 12 Jahren 45 Mark, .für jede ältere Person 60 Mark anzu¬ 
zahlen, der etwa nicht verbrauchte Geldbetrag wird bei der Entlassung 
zurückgezahlt 

b. die Verpflegungskosten für d.unbemittelten. 


sind nach . . . Entlassung bei der 
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.Kasse zu. 

.liqnidiren. 

D.ist ein Ausweis zur 

Erlangung von Fahrpreisermässigung gemäss der Zusatzbestimmung unter 
V. B. zu §.11 des Deutschen Eisenbahn-Personen* und Gepficktarifs, 
Theil I, ausgestellt; das Königliche Institut wolle auf dem Ausweise den 
Tag der Rückreise nach erfolgter Entlassung eintragen. 

c. D . . . p.sorg . . in 

Berlin für Unterkunft auf eigene Kosten und Verantwortung bei Ver¬ 
wandten (im Gasthause etc.) und wird zur ambulatorischen Behandlung 
empfohlen. 

15. Der uneröffnete Kopf des getödteten Hundes etc. wird durch d . . 

.nebst Begleitschein hiermit ttberbracht — 

alsbald übersandt. 


., den.18 . . 

(Unterschrift.) 

Amtscharakter. 

Muster 2. 

Berlin, den.18 . . 

Zufolge der Erlasse der zuständigen Ressortministerien vom. 

. . . ersucht das Institut ergebenst, dass das weitere Schicksal de . 


welche .am.aus der 

Behandlung nach Pasteur’s Methode (Schutzimpfung) gegen Wuth von hier 

entlassen worden.. . . ., bis ein Jahr nach erfolgtem 

Bisse, d. i. bis pp., . überwacht werden möge, dass 

ferner im Falle der Tod.. unter Symptomen des 

Wuth verdachtes oder überhaupt in einer die Möglichkeit einer Wutherkrankung 
nicht völlig ausschliessenden Weise erfolgen sollte, frühzeitig die möglichst 
rasche, sanitätspolizeiliche Obduktion, soweit dies angängig, herbeigeführt werde 
und nach dem Ergebnisse, wenn der Verdacht auf Wuth bestehen bliebe, sowie 
wenn eine evidente Wutherkrankung vorläge, die Brücke und das verlängerte 
Mark (nach tbeilweiser Entfernung des Kleinhirns), in konzentrirtem Glyzerin 
verwahrt, an das diesseitige Institut sammt einem Krankheitsberichte und Ob¬ 
duktionsbefunde von Amtswegen eingesendet werde. 

Der Direktor. 


Muster 3. 


Nähere A ngaben 

zu dem am . . ten.an das Königliche Institut für In¬ 

fektionskrankheiten eingesandten Kopf mit Hals eines getödteten {tollwuthver- 

dächtigen Thieres. 

1. Art des wuth verdächtigen Thieres (Hund, Katze etc. etcJ ? . . . 


2. Gebissen, wo und wann von welchem Thiere?. 

3. Datum des Beginnes der Wuth- und Krankheitserscheinungen ? . . 

4. Hat wie viel Menschen (namentlich aufzuführen) bezw. Thiere (Zahl) 

5. Getödtet am?. 

6. Ist Obduktion vom beamteten Thierarzt erfolgt?. 

(Ort).den . . ten . . . 

(Unterschrift.) 


B. Freie Stadt Lübeck. 

Medizinalordnung vom 26. Juli 1839. 

Das Medizinalkollegium. 

§. 1. Das Medizinalkollegium wird gebildet aus dem Dirigenten des 
Medizinalamtes, einem anderen Mitgliede des Senates, dem Physikus und acht 
bürgerlichen Deputirten, von denen drei praktische Aerzte, einer Apotheker und 
einer Bautechniker sein müssen. Die bürgerlichen Deputirten werden vom Senate 
aus einem die doppelte Anzahl der zu erwählenden Mitglieder enthaltenden 
Vorschläge des Bürgerausschusses auf je sechs Jahre erwählt. 

An den Verhandlnngen des Medizinalkollegiums haben die Oberärzte des 
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Krankenhauses und der Irrenanstalt, der Polizeiarzt nnd der Hebammenlehrer 
auf Erfordern mit berathender Stimme theilzunehmen. Auch ist das Medizinal- 
kolleginm befugt, zu besonderen Zwecken Sachverständige zuzuziehen. 

Die Protokollführung wird von dem Oberbeamten des Medizinalamtes 
wahrgenommen, welchem eine berathende Stimme zusteht. 

§. 2. Das Medizinalkollegium ist begutachtende Behörde des lübeckischen 
Staates in allen Fragen des öffentlichen Gesundheit»- und Heilwesens. 

Es hat alle Einrichtungen und Zustände, wolche für das öffentliche Ge- 
sundheits- und Heilwesen von Bedeutung sind, zu überwachen und Vorschläge 
zur Abstellung von Missständen oder Abwehr von Gefahren auf diesem Gebiete 
dem Senate entgegenzubringen. 

Das Medizinalkollegium führt die Oberaufsicht über die öffentlichen 
Kranken- und Heilanstalten, sowie über die Apotheken und ist zuständig für 
die Feststellung der Arzneitaxe. 

§. 3. Das Medizinalkollegium versammelt sich auf Berufung durch den 
Vorsitzenden. Auf einen von mindestens zwei Mitgliedern unter Angabe der 
Veranlassung gestellten Antrag ist der Vorsitzende zur Berufung verpflichtet. 

Das Medizinalkollegium kann die Erledigung bestimmter Geschäfte an 
Abteilungen oder einzelne Mitglieder übertragen. 

Das Medizinalamt. 

§. 4. Das Medizinalamt ist die Mcdizinalpolizeibebörde für den lübecki¬ 
schen Staat. Seine Zuständigkeit erstreckt sich auf alle Zweige des öffentlichen 
Gesundheits- und Heilwesens, sowie auf das Veterinärwesen. 

Insbesondere liegt ihm ob die Ausführung der in Medizinalangelegenheiten 
getroffenen Anordnungen des Senats, die Sorge für die Befolgung der be¬ 
stehenden Gesetze und Verordnungen und der Erlass polizeilicher Vorschriften 
und Verfügungen auf den bezeiebneten Gebieten. 

Die Geschäfte des Medizinalamtes werden durch das Polizeiamt wahr¬ 
genommen. 

Der Physikus. 

§. 5. Der Physikus ist ständiges Mitglied des Medizinalkollegiums, Bci- 
rath des Medizinalamtes und Gerichtsarzt. 

Der Physikus hat den allgemeinen Gesundheitszustand zu überwachen, 
Massnahmen zu dessen Hebung und bei Gefährdung desselben Vorbeugungsmass- 
regeln in Anregung zu bringen und Uebelstände unter gutachtlicher Aeusserung 
über deren Abstellung bei dem Medizinalamte zur Anzeige zu bringen. 

Ihm ist während der Tagesstunden von 8 Uhr Morgens bis 9 Uhr Abends 
der Zutritt zu allen öffentlichen und privaten Grundstücken, Gebäuden und 
Schiffen zu gewähren, auch ist ihm auf Befragen die zu seiner Geschäftsführung 
erforderliche Auskunft zu ertheilen. 

Der Physikus überwacht das Impfwesen, sowie das Hebammenwesen und 
beaufsichtigt das niedere Heilpersonal. Er übt die besondere Aufsicht über die 
Apotheken und ist Vorsitzender der Behörde für die Apothekergehülfen-Prüfung. 

Ueber die Aufnahme von Geisteskranken in die Staatsirrenanstalt hat der 
Physikus sein Gutachten abzugeben. 

Er hat auf schriftliches Ersuchen der Staats- und Gemeindebehörden eine 
amtliche Bescheinigung über den Gesundheitszustand von Beamten und Per¬ 
sonen, welche einer solchen Bescheinigung nach gesetzlicher Vorschrift bedürfen, 
auszustellen. 

Auch in anderep Fällen, hat er auf Verlangen Bescheinigungen über den 
Gesundheitszustand von Personen, jedoch nur gegen Vergütung, auszustellen. 

Im Uebrigen werden seine Obliegenheiten durch eine Dienstanweisung 
bestimmt. 

Die Gebühren für die Thätigkeit des Physikus als Gerichtsarzt nnd für 
seine amtliche Thätigkeit in Privatangelegenheiten werden vom Senate fest¬ 
gesetzt. 

Der Polizeiarzt. 

§. 6. Der Polizeiarzt ist Beamter des Medizinalamtes. 

Der Polizeiarzt hat den vom Polizei- und Medizinalamt erforderten ärzt¬ 
lichen Beistand zu leisten, insbesondere Gefangene und ihm sonst zugewiesene 
Personen zu untersuchen und zu behandeln, bei Unglücksfällen die erste ärzt¬ 
liche Hülfe zu leisten, Leichen von unbekannten oder solchen Personen, bei 
denen eine nicht natürliche Todesweise vermuthet wird, zu besichtigen. 
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Er vertritt den Physikus in Behinderungsfällen und hat dessen Thätig- 
keit auf Erfordern zu unterstützen. 

Er hat Privatpersonen amtliche Bescheinigungen über äussere Ver¬ 
letzungen gegen Vergütung auszustellen. 

Im Uebrigen werden seine Obliegenheiten durch eine Dienstanweisung 
bestimmt. 

Die Gebühren für seine amtliche Thätigkeit in Privatangelegenheiten 
werden vom Senate festgesetzt. 

Der Hebammenlehrer. 

§. 7. Der Hebammenlehrer ist Beamter des Medizinalamtes. 

Er hat nach dessen Anweisung die besondere Aufsicht über die Hebammen 
zu führen und für die technische Fortbildung und dauernde Leistungsfähigkeit 
derselben Sorge zu tragen. 

Der Hebammenlehrer hat für die Hebammen jährliche Wiederholungskurse 
abzuhalten und dieselben auf Ansuchen mit Rath und That zu unterstützen. 

Er ist verpflichtet, dürftigen kreissenden Personen seine Hülfe unentgelt¬ 
lich angedeihen zu lassen. 

Im Uebrigen werden seine. Obliegenheiten durch eine Dienstanweisung 
bestimmt. 

Aerzte. 

§. 10. *) Aerzte, welche sich im Staatsgebiete znm Zweck der Ausübung 
der Heilkunde niederlassen, haben sich bei dem Medizinalamte und bei dem 
Physikus unter Vorlegung ihrer Approbationsurkunde persönlich anzumelden. 

Die Aufgabe der Praxis im Staatsgebiet ist dem Medizinalamte anzuzeigen. 

§. 11. Die Aerzte sind verpflichtet: 

1. Dem Medizinalkollegium, dem Medizinalamt und dem Physikus die zu 
ihrer Geschäftsführung erforderliche Auskunft zu geben, insoweit sie damit nicht 
unbefugt Privatgeheimnisse offenbaren würden; (Strafgesetzbuch §. 300.) 

2. bei Unglücksfällen auf Erfordern des Polizeiamtes oder dessen Ver¬ 
treter die erste ärztliche Hülfe zu leisten; 

3. ansteckende Krankheiten, solche Verwundungen, Erkrankungen und 
Todesfälle, bei denen der Verdacht eines Verbrechens vorliegt, Todesfälle durch 
Verunglückung oder Selbstmord nach Massgabe der darüber erlassenen Vor¬ 
schriften zur Anzeige zu bringen; 

4. Todesbescheinigungen gemäss den darüber erlassenen Vorschriften 
auszustellen. 

§. 12. Die Arznei Verordnungen sollen mit dem Namen des Kranken, 
Gebrauchsanweisung, Datum und Unterschrift versehen tmd leserlich ge¬ 
schrieben sein. 

Aerzte dürfen, abgesehen von dringenden Fällen, nicht selbst dispensiren. 
Ausnahmen kann das Medizinalkollegium gestatten. 

Zahnärzte. 

§. 13. Die Vorschriften der §§. 10, 11 Ziffer 1, 12 finden auf Zahnärzte 
entsprechende Anwendung. 

Zahnärzte dürfen Narkosen mit Chloroform oder ähnlichen Mitteln nur 
unter Mitwirkung eines Arztes zur Anwendung bringen. 

Hebammen. 

§. 15. Hebammen werden durch das Medizinalamt nach Massgabe des 
vorhandenen Bedarfs zugelassen. Es kann ihnen bei der Zulassung ein be¬ 
stimmter Wohnsitz in einem Ort oder Stadttheil angewiesen werden. 

Die Zulassung wird nur solchen weiblichen Personen ertheilt, welche 
kräftig und gesund, unbescholten und zuverlässig und im Besitze eines vom 
Medizinalamte anerkannten Zeugnisses einer Hebammenlehranstalt sind. In 
regelmässigen Zeiträumen haben sie am Wiederholungsunterricht nach Anweisung 
des Hebammenlehrers theilzunehmen und sich einer Nachprüfung durch den 
Physikus zu unterziehen. 

Die Hebammen werden vom Medizinalamte auf treue und gewissenhafte 
Erfüllung ihrer Berufspflichten vereidigt. 

Die zugelassenen Hebammen sind, so lange sie nicht die Aufgabe ihrer 


>) Die §§. 8, 9 und 14, die .vom Staatsthierarzt, Schlachthausinspektor 
und von den Thierärzten handeln, sind nicht mit abgedruckt. 



136 


Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


Berufstätigkeit dem Medizinalamt angezeigt haben, verpflichtet, den an sie ge¬ 
richteten Ansuchen um Htllfeleistung bei Geburten zu entsprechen. 

Die Hebammen dürfen nur die geburtshülfiiche Th&tigkeit einschliesslich 
der ersten Pflege der Neugeborenen betreiben und keinerlei Krankenbehandlung, 
insbesondere keine Behandlung von Fehlgeburten, Frauenleiden oder Kinder¬ 
krankheiten, abgesehen von der ersten Hülfe in Notfällen, selbstständig 
ausführen. 

Weitere Bestimmungen Über die Ausübung ihrer Berufstätigkeit und 
über die Höhe der in Ermangelung einer Vereinbarung eintretenden Gebühren¬ 
sätze werden durch das Medizinalamt erlassen. Falls die Zahlung der Gebühr 
wegen Mittellosigkeit der Schwangeren nicht erlangt werden kann, gilt die 
Httlfeleistung als im Aufträge des Ortsarmenverbandes, in dessen Bezirk die 
Geburt erfolgte, ausgeführt. 

Für die Zurücknahme der Zulassung ist das Medizinalamt in erster, die 
Rekursbehörde in Gewerbesachen in zweiter Instanz zuständig. 

Die Vorschriften über Zulassung der in auswärtigen Grenzbezirken wohn¬ 
haften Hebammen bleiben unberührt. 

Apotheker. 

§. 16. Die Berechtigung zum Betriebe einer Apotheke im Staatsgebiete 
wird vom Senate nach Massgabe der darüber erlassenen gesetzlichen Be¬ 
stimmungen verliehen. 

Die Vorschriften für den technischen Betrieb der Apotheken werden vom 
Senate erlassen. 

§. 17. Die Beaufsichtigung der Apotheken erfolgt durch das Medizinal¬ 
kollegium und durch den Physikus. 

§. 18. Die Arzneitaxe wird alljährlich vom Medizinalkollegium nach An¬ 
hörung der Apothekenbesitzer festgestellt. 

§. 19. Die Apothekenbesitzer werden vom Medizinalamte auf gewissen¬ 
hafte Ausübung ihrer Berufsthätigkeit beeidigt. 

§. 20. Der Apothekenbesitzer hat die Apotheke selbst zu verwalten. 
Der gleichzeitige Betrieb mehrerer Apotheken ist nicht gestattet. 

Bei zeitweiliger Behinderung hat der Inhaber einen Gehülfen als Ver¬ 
treter dem Physikus anzugeben, bei voraussichtlich längerer als einmonatiger 
Behinderung einen Apotheker als Verwalter der Apotheke zu bestellen, welcher 
vom Medizinalamt zu bestätigen und zu beeidigen ist. 

§. 21. Die Apotheker müssen das nöthige Hülfspersonal halten. 

Die Apothekergehülfen werden bei ihrem Dienstantritt vom Physikus auf 
treue Erfüllung ihrer Dienstobliegenheiten mittelst Handschlags verpflichtet. 

§. 22. Die Apotheker sind verpflichtet, jeder Zeit ärztliche Verordnungen 
auszuführen und die im Handverkauf geforderten Heilmittel, soweit sie im 
Arzneibuch aufgeführt sind und ohne ärztliche Verordnung abgegeben werden 
dürfen, zu verabfolgen. 

Die Ausübung der Heilkunde, abgesehen von der Hülfeleistung bei 
dringenden Nothfällen, ist den Apothekern nicht gestattet. 

Nebengeschäfte dürfen sie nur nach Massgabe der ihnen vom Medizinal¬ 
kollegium erteilten Genehmigung betreiben. 

Strafbestimmung. 

§. 23. Zuwiderhandlungen gegen §§. 5 Absatz 3, 10—15, 20—22 dieses 
Gesetzes werden, soweit nicht durch die allgemeinen Strafgesetze eine härtere 
Strafe angedroht ist, mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bis zu 
sechs Wochen bestraft. 

Für den Erlass polizeilicher Strafverfügungen ist das Polizeiamt zuständig. 

Uebergang8bestimmungcn. 

§. 24. Die zur Zeit dem Medizinalkollegium angehörenden praktischen 
Aerzte verbleiben in demselben während der Zeit, für welche sie gewählt sind. 

Die Ergänzung des Kollegiums nach Vorschrift des §. 1 dieser Ordnung 
beschränkt sich daher zunächst auf die Wahl von vier bürgerlichen Deputirten, 
von denen einer Apotheker und einer Bautechniker sein muss. 


Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. 0. C. Bruns, Minden. 
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Rechtsprechung. 

Rechtsgiltigkeit der Sächsischen Standes- und Ehrengerichtsord¬ 
nung. Angriffe dagegen unterliegen nicht der Entscheidung der Ge¬ 
richte, sondern der Verwaltungsbehörden. Urtheil des Reichsge- 
richts vom 1. Mai 1899. 

Thatbestand. 

.... Der Kläger, der approbirter Arzt ist, wohnt in Chemnitz nnd be¬ 
treibt daselbst die ärztliche Praxis; er behandelt insbesondere Geschlechts- nnd 
Hantkrankheiten. Ausser in Chemnitz selbst übt er die Heilkunde in den 
Städten und Dörfern der Umgebung aus in der Weise, dass er sich zu gewissen 
Zeiten da aufhält und Sprechstunde abhält. Er hat wiederholt in öffentlichen 
Blättern seine ärztliche Hilfe angeboteD, insbesondere bekannt gegeben, dass 
und zu welcher Zeit er in Orten der Umgebung von Chemnitz anwesend sein 
nnd Sprechstunde abhalten werde. 

Wegen dieses Vorgehens ist er von dem Ehrenrathe des jetzt beklagten 
Bezirksvereines in eine Geldstrafe von 100 Mark genommen, und es ist diese, 
da er sie zu erlegen verweigert hat, im Verwaltungs - Vollstreckungsverfahren 
beigetrieben worden, wobei er auch zur Bezahlung von 11 M. 40 Pf. Kosten 
genöthigt worden ist. 

Ein von ihm nach diesem Vorgänge an den beklagten Verein gerichtetes 
Gesuch, ihm das Ankündigen der Sprechstunden, die er in den umliegenden 
grösseren Städten abzuhalten beabsichtige, durch die Presse zu gestatten, ist 
von dem Beklagten abgelehnt worden. 

Der Kläger behauptet nun, dass das Statut des Vereins die Ausübung 
des ärztlichen Berufes in mit den Reichsgesetzen unvereinbarer Weise be¬ 
schränke. Die §§. 30, 37, 41, 42 ständen mit den §§. 144 Ab. 2, 80, 72 der 
Gewerbeordnung in unvereinbarem Widerspruche. Demgemäss sei er auch zu 
Unrecht zur Bezahlung der 100 Mark nebst Kosten genöthigt worden. Er hat 
Klage erhoben mit dem Anträge, testzustellen, dass die §§. 30, 97, 41, 42 des 
Statuts für ihn unverbindlich seien, den Beklagten ferner zu verurtheilen, dass 
er das Recht des Klägers, auch ausserhalb Chemnitz in den umliegenden Ort¬ 
schaften Sprechstunden abzuhalten, anerkenne und Bich jeder Behinderung des 
Klägers in der Ausübung dieses Rechts enthalte, endlich den Beklagten zur 
Zahlung von 111 Mark 40 Pf. zu verurtheilen. 

Die erste Instanz hat die Klage abgewiesen, weil es sich um einen Streit 
öffentlich - rechtlicher Natur handele, zu dessen Entscheidung die Gerichte nicht 
berufen seien, das Berufungsgericht hat die Berufung znrückgewiesen. 

Hiergegen hat der Kläger Revision eingelegt mit dem Anträge, nach 
dem von ihm in der Berufungsinstanz gestellten Anträge zu erkennen; der Be¬ 
klagte hat Zurückweisung der Revision beantragt. 

Entscheidungsgründe. 

Die Vorinstanz hat, was die Zulässigkeit des Rechtsweges anlangt, ans¬ 
geführt: Der beklagte Verein habe öffentlich-rechtlichen Charakter und auch 
die Rechte und Pflichten der Vereinsgenossen seien öffentlich-rechtlicher Natur. 
Hiernach handele es sich, soweit der Kläger einzelne Paragraphen der in den 
Statuten des beklagten Vereins enthaltenen Standesordnung wegen des Wider¬ 
spruchs, in dem sie mit reichsrechtlichen Normen stehen sollten, als unverbind¬ 
lich festgestellt wissen wolle, und soweit er Rückzahlung der ihm auf Grund 
der Ehrengerichtsordnung auferlegten Strafen und Kosten fordere, um einen 
Streit über Verhältnisse des öffentlichen Rechts. Ueber einen solchen sei nach 
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den Bestimmungen des Königlich Sächsischen Gesetzes über die Kompetenzver¬ 
hältnisse zwischen Justiz- und Verwaltungsbehörden vom 28. Januar 1835 (des 
sogenannten A- Gesetzes) der Regel nach von den Verwaltungsbehörden zu ent¬ 
scheiden, insbesondere sei deren Zuständigkeit auch begründet, wenn Jemand 
eine ihm auf Grund einer öffentlich-rechtlichen Norm abgeforderte Leistung 
unter der Behauptung, dass diese Norm nicht richtig angewendet sei oder der 
rechtlichen Giltigkeit entbehre, zurückfordere. Einer der Ausnahme fälle, in 
welchen nach dem angezogenen Gesetze der Rechtsweg offen stehe, liege hier 
nicht vor. 

Die Revision hat hiergegen vor Allem auszuführen versucht, dass die 
vom Kläger angegriffenen Bestimmungen des Statuts des Beklagten mit den 
Vorschriften der Reichsgewerbeordnung in Widersprnch ständen, und will ange¬ 
nommen wissen, dass, soweit dies der Fall, das Sächsische Landesrecht, auf 
welches die Entscheidung gestützt sei, nicht Anwendung finden könne. 

Dieser Angriff kann keinen Erfolg haben. Wenn mit der Revision anzu¬ 
nehmen wäre, dass das Statut des Beklagten durch die jetzt in Frage stehen¬ 
den Bestimmungen gegen solche der Reichsgewerbeordnung verstosse und des¬ 
halb rechtliche Geltung insoweit nicht habe, so wäre damit für die Annahme, 
dass über den hier vorliegenden Streit die Gerichte zu entscheiden hätten, noch 
nichts gewonnen. Denn wie der gegenwärtig erkennende Senat bereits ander¬ 
wärts ausgesprochen hat, ist ans der Gewerbeordnung nicht zu entnehmen, 
dass, wenn Jemand sich in Rechten, die er aus deren Bestimmungen ableiten 
zu können meint, durch einen Anderen für beeinträchtigt erachtet, immer der 
Rechtsweg statthaft sein soll. Vielmehr ist nur in einzelnen besonderen Fällen 
die Zulässigkeit des Rechtswege statuirt (vrgl. insbesondere §§. 9, 19, 51 Abs. 2); 
für die Fälle, die hier in Frage stehen, enthält aber die Gewerbeordnung eine 
solche Bestimmung nicht, namentlich ist durch sie nicht etwa schlechthin der 
Schutz der allgemeinen Gewerbefreiheit (Gewerbe-Ordnung §. 1) den Gerichten 
übertragen. 

Hiernach und in Ermangelung anderer hier einschlagender reichsrecht¬ 
licher Normen ist die Frage, welche Behörde über Streitigkeiten der vorliegenden 
Art zu entscheiden habe, dem Landesrecht überlassen. Hieran wird auch durch 
die Vorschrift des §. 13 des Ger.-Verf.-Ges. nichts geändert, denn auch wenn 
ein Streit der hier in Frage befangenen Art an sich zu den bürgerlichen Rechts¬ 
streitigkeiten im Sinne des angezogenen §. 13 zu rechnen wäre, würde die Gil¬ 
tigkeit landesgesetzlicher, den Rechtsweg ausschliessender Bestimmungen nicht 
in Zweifel gezogen werden können, da in §. 13 die bürgerlichen Rechtstreitig¬ 
keiten den Gerichten nur insoweit zugewiesen sind, als nicht durch Reichs¬ 
oder Landesgesetz die Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs¬ 
gerichten begründet ist. Hiernach sind die Ausführungen der Revision, wonach 
der Kläger durch die von ihm angefochtenen statuarischen Bestimmungen und 
die auf Grund derselben über ihn verhängte Strafe und deren Einziehung in 
den ihm durch die Gewerbeordnung garantirten Rechten verletzt sein soll, für 
die Frage, ob über den von ihm erhobenen Anspruch im Rechtswege zu ent¬ 
scheiden sei, schon an sich ohne Bedeutung. 

Die Annahme der Vorinstanz aber, dass nach dem Sächsischen Landrechte 
hier der Rechtsweg unstatthaft sei, ist der Nachprüfung des Reichsgerichts 
entzogen. _ 


Die Annahme einer fahrlässigen Körperverletzung findet an sich 
keine genügende Begründung in der Feststellung, dass durch einen 
auf das Verhalten des Angeklagten zurückzuführenden Vorgang anderen 
Personen ein heftiger Schrecken verursacht und ihnen als Folge dieses 
Schreckens ein körperliches Missbehagen bereitet worden ist. Urtheil 
des Reichsgerichts (IV. Strafsenat) vom 11. April 1899. 

Der Begriff der Körperverletzung ist in dem §. 230 a. a. 0. nicht weiter 
definirt; es unterliegt aber keinem Zweifel, dass der Ausdruck „Körperver¬ 
letzung“ hier die gleiche Bedeutung hat, wie in §. 223 St.-G.-B. Es muss also 
auch für die Anwendung jener Vorschrift vorliegen, dass das, was der Thäter 
verursacht hat, objektiv entweder die körperliche Misshandlung oder die Be¬ 
schädigung der Gesundheit eines Anderen darstellt. Die letztere Alternative 
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kommt vorliegend nicht in Betracht, *) da ans dem Urtheil nicht ersichtlich wird, 
dass die Zenginnen in Folge des Schreckens irgend welche Beschädigung an 
ihrer Gesundheit erlitten hätten. Es kann sich daher nur fragen, ob das, 
worauf sich die vorstehenden Ausführungen beschränken, genügt, um das Merk¬ 
mal der körperlichen Misshandlung für gegeben zu erachten. 

Dies ist zu verneinen. 

Der Ausdruck „körperliche Misshandlung" weist schon nach seinem Wort¬ 
sinn darauf hin, dass darunter eine üble Behandlung des Körpers eines 
Anderen zu verstehen ist. Der Begriff setzt also eine rechtswidrige Einwirkung 
auf den Körper eines Anderen voraus. 

Den Gegensatz dazu bildet die bloss psychische Einwirkung auf einen 
Anderen, durch welche dessen seelisches Wohlbefinden affizirt wird. Ein¬ 
wirkungen der letzteren Art sind zur Erfüllung des Thatbestandmerkmales der 
körperlichen Misshandlung nicht geeignet, und sie vermögen die rechtliche Natur 
einer solchen Misshandlung auch nicht dadurch zu gewinnen, dass als Folge¬ 
erscheinung der psychischen Beeinflussung bei dem Betroffenen ein körperliches 
Missbehagen eintritt, welches — unabhängig von einer Affektion der die sinn¬ 
lichen Eindrücke vermittelnden Nerven — in rein geistigen, durch jene Beein¬ 
flussung hervorgerufenen Vorstellungen und Gedankenverbindungen seinen 
Grund hat. Hiervon ausgegangen, ergiebt sich ein durchgreifendes Bedenken 
gegen die Annahmen des ersten Richters zunächst insofern, als aus den hervor- 
gehobenen Sätzen gar nicht erkennbar wird, in welchem Sinne er den Ausdruck 
„Verursachung eines heftigen Schreckens“ gebraucht hat. Es erhellt nicht, ob 
er dabei an eine Einwirkung auf den Körper der Mädchen durch plötzliche und 
heftige Reizung der Empfindungsnerven gedacht hat, oder ob er nur eine davon 
unabhängige Erschütterung des seelischen Zustandes vor Augen gehabt hat, wie 
sie bei den Mädchen nachträglich durch die geistige Vorstellung der mit dem 
Anfahren des Lastwagens an den Kinderwagen verbunden gewesenen Gefahren 
möglicherweise eingetreten sein kann. 

Wenn das Urtheil ferner von dem körperlichen Missbehagen spricht, 
welches „als Folge jenes Schreckens zu betrachten“ sei, so leidet auch diese 
Wendung an Unklarheit. Eine Feststellung dahin, dass die beiden Mädchen 
thatsächlich körperliches Missbehagen in Folge des Schreckens empfunden haben, 
kommt darin nicht zu bestimmtem und unzweideutigem Ansdrucke. Abgesehen 
hiervon, lässt der bezeichnete Satz aber auch die Möglichkeit offen, dass das 
den Mädchen zugeschriebene körperliche Missbehagen nur die Folgeerscheinung 
einer lediglich psychischen Einwirkung gebildet hat und der Begriff der körper¬ 
lichen Misshandlung deshalb aus dem vorstehend erörterten Gesichtspunkte aus- 
znschliessen ist. 

Diese Bedenken müssen zur Aufhebung des angefochtenen Urtheiles führen 
und war daher, wie geschehen, zu erkennen. 

Zur Berücksichtigung bei der anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
mag noch bemerkt werden, dass es unrichtig sein würde, die Erregung eines 
körperlichen Missbehagens irgend welcher Art unterschiedslos als eine Störung 
des körperlichen Wohlbefindens anzusehen, wie sie bei dem Begriffe der körper¬ 
lichen Misshandlung regelmässig vorausgesetzt wird. Als eine solche Störung 
kann nach der voraussetzlichen Intention des Gesetzes nur eine Beeinträchtigung 
nicht ganz unerheblicher Art in Betracht kommen. . . . 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Beschränkung der Einfuhr aus Portugal. Kaiserliche Verord¬ 
nung vom 22. August 1899. 

§. 1. Zur Verhütung der Einschleppung der Pest ist die Einfuhr von 
Leibwäsche, alten und getragenen Kleidungsstücken, gebrauchtem Bettzeuge, 
Hadern und Lumpen jeder Art aus Portugal bis auf Weiteres verboten. 


*) Der Angeklagte hatte mit dem Hinterrad des von ihm geführten Last¬ 
wagens einen von dem Dienstmädchen Z. geführten Kinderwagen angefahren 
und umgeworfen und dadurch diesem sowohl als ihrer Begleiterin einen heftigen 
Schreck verursacht. 
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§. 2. Auf Leibwäsche, Bettzeug und Kleidungsstücke, welche Reisende 
zu ihrem Gebrauch mit sich führen oder welche als Umzugsgut eingeführt 
werden, findet das Verbot des §. 1 keine Anwendung. Jedoch kann die Ge¬ 
stattung der Einfuhr derselben von einer vorherigen Desinfektion abhängig ge¬ 
macht werden. 

§. 3. Der Reichskanzler ist ermächtigt, Ausnahmen von dem Einfuhr¬ 
verbot unter Anordnung der erforderlichen Vorsichtsmassnahmen zuzulassen. 

§. 4. Der Reichskanzler ist ermächtigt, das Einfuhrverbot (§. 1) auf 
Portugal benachbarte Länder auszudehnen. 

§. 5. Diese Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft 


B. Königreich Preuaaen. 

Aufnahme von kranken Personen in Strafanstalten und Gefäng¬ 
nissen. Runderlass der Minister des Innern und der u. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten vom 13. Juli 1899 — M. d. g. U. M.-Nr. 12612 
— M. d. I. II. Nr. 3890 — an sämmtliche Königliche Regierungspräsidenten. 

Ueber die Aufnahme erkrankter Personen in die Strafanstalten und Ge¬ 
fängnisse des Ministeriums des Innern wird nach Benehmen mit dem Herrn 
Justizminister Folgendes bestimmt: 

1. Personen, die an akuten Infektionskrankheiten — Pocken, Scharlach, 
Masern und Rötheln, Rose, Diphtherie, Unterleibstyphus (gastrisches Fieber), 
Fleckfieber, Rückfallfieber, Ruhr, asiatische Cholera, Pest, Influenza, Keuchhusten, 
coupröse Lungenentzündung, Wechselfieber, epidemische Genickstarre, Kindbett¬ 
fieber, kontagiöso Augenentzünduug, Krätze, Rotz, Hundswuth, Milzbrand — 
leiden, dürfen erst nach völliger Genesung und Desinfektion ihrer Wäsche und 
Kleidungsstücke aufgenommen werden. 

2. Personen, die an anderen akuten Krankheiten leiden, sind erst aufzu¬ 
nehmen, wenn sie soweit hergestellt sind, dass sie sich selbst in die Anstalt 
begeben oder in der üblichen Weise durch Transport eingeliefert werden können. 

3. Personen, die an chronischen Krankheiten leiden, sind nur aufzunehmen, 
wenn ihr Zustand derart ist, dass sie sich selbst in die Anstalt begeben, oder 
in der üblichen Weise durch Transport eingeliefert werden können. 

4. Wird von den Gerichtsbehörden im Interesse der Untersuchung oder 
des Strafvollzugs die Aufnahme der Kranken vor ihrer völligen Genesung bezw. 
ungeachtet ihrer Transportunfähigkeit verlangt, so hat die erforderlichen sani¬ 
tätspolizeilichen Schutzmassregeln für die Ueberführung der Gerichtsarzt, für 
die Behandlung in der Anstalt der Anstaltsarzt anzuordneD. 

5. In der Anstalt sind die an Lungenschwindsucht, Aussatz und Augen¬ 
bindehaut - Granulöse (Trachom) leidenden Kranken von den gesunden oder an 
anderen Krankheiten leidenden Gefangenen getrennt zu halten. 


Heilgehfilfenordnung. Bekanntmachung des Köni glichen 
Polizeipräsidenten zu Berlin vom 25. Juli 1899. 

Im Folgenden bringe ich den Betheiligten die neue durch Erlass des 
Herrn pp. Medizinalministers vom 17. Juli d. J. genehmigte Heilgehülfenord- 
nung für die Stadtkreise Berlin und Charlottenburg zur Kenntniss und Nach¬ 
achtung. 

§. 1. Zur Beilegung der Bezeichnungen: 

a. „geprüfter Heilgehülfe“ 

b. „geprüfter Heilgehülfe und Masseur“, 

c. „geprüfte Heilgehülfin und Masseurin“, 
oder gleichbedeutender Titel 

sind nur Personen berechtigt, welche ein Prüfungszeugniss des zuständigen 
Stadtphysikus bezw. Kreispbysikus erlangt haben. 

Für die Zuständigkeit ist der Wohnsitz des Bewerbers entscheidend. 

Die Bewerber haben sich unter Vorlage: 

1. eines polizeilichen Führungsattestes, 

2. einer Bescheinigung darüber, dass sie in dem in Frage kommenden Physi- 
katsbezirk ihren Wohnsitz haben, 

3. einer Bescheinigung über eine mindestens sechs wöchentliche Ausbildung in 
der Massage und in den sonstigen Geschäften der Heilgehülfen oder über 
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die erfolgreiche Theiln&hme an einem vom Polizeipräsidium veranstalteten 
Kurse zur Ausbildung von Heilgehttlfen, 
bei dem zuständigen Physikus zu melden. 

Nach bestandener Prüfung erhalten sie ein Prüfungszeugniss nach 
folgendem Muster: 

„Der (die).hat in der mit ihm angestellten 

Prüfung seine Befähigung für die nachstehende, auf ärztliche Anordnung aus* 
zuführenden Verrichtungen: 

Aderlass, Schröpfen, Klystirgeben, Zahnziehen, Kathetrisiren, Anlegen von 
Verbänden und Bandagen, erste Hülfe bei Unglücksfällen, Assistenz bei 
chirurgischen Operationen, Massage, Desinfektion 
in.Weise dargethan. 

Er (Sie) hat hierdurch das Recht erworben, sich als „geprüfter Heil- 
gehülfe (in) und Masseur (in)“ zu bezeichnen. 

Es wird indessen hierbei vorausgesetzt, dass er (sie) bei Ausbildung seines 
(ihres) Berufes die Heilgehttlfenordnung beachten werde und bemerkt, dass bei 
wiederholten Zuwiderhandlungen gegen die Heilgehttlfenordnung vorstehendes 
Befähigungszeugniss, und damit das Recht sich als „geprüfter Heilgehtilfe (in) 
und Masseur (in)“ zu bezeichnen, aberkannt werden kann. 

Berlin,. 

(L. S.) 

Der Polizeipräsident. 

Die Bestimmungen über die Erwerbung des Prüfungszcugnisses von Seiten 
ehemaliger Lazarethgehülfen werden durch vorstehende Vorschriften nicht berührt. 

§. 2. Die in §. 1 genannten Personen haben sich vor Ankündigung ihrer 
Dienste persönlich unter Vorlage ihres Prüfungszeugnisses bei der vom König* 
liehen Polizeipräsidium bestimmten Dienststelle zu melden und jeden Wohnungs¬ 
wechsel, sowie die Aufgabe ihres Berufes mündlich oder schriftlich anzuzeigen. 

§. S. Sie stehen unter Aufsicht des vom Polizeipräsidium hierfür be¬ 
stellten Mcdizinalbeamten und sind, unbeschadet der durch besondere polizei¬ 
liche Anordnungen und der durch §. 4 auferlegten Verpflichtungen, gehalten: 

a. sich bei Ausübung ihres Berufes genau nach dem von Sanitätsrath Dr. 
Granier im amtlichen Aufträge herausgegebenen „Lehrbuch für 
Heilgehttlfen und Masseure“ (Berlin bei Richard Schoetz, Luisen¬ 
strasse 36) und den dasselbe abändernden und ergänzenden Bestimmungen 
des Polizeipräsidiums zu richten, 

b. ein Tagebuch zu führen, ans welchem der aufsichtsführende Medizinal¬ 
beamte jeder Zeit den Namen und die Wohnung der Patienten, die Natur 
der Krankheit, Datum, Preis und Art der Verrichtung, ferner den Namen 
des behandelnden Arztes bezw. Zahnarztes ersehen kann, 

c. im Besitze der vom aufsichtsführenden Medizinalbeamten zu bestimmenden, 
stets in sauberem Zustande zu erhaltenden Instrumente und Gcräthschaften, 
sowie der hierzu und zur einfachen Wundbehandlung erforderlichen Des¬ 
infektionsmittel und des zu a. genannten Lehrbuches zu sein. 

Besondere Sprechstunden (Offizinen) zu halten sind sie nicht ver¬ 
pflichtet; jedoch sind die den Patienten zugänglichen Räume stets in 
sauberem Zustande zu halten. 

d. sich auf Verlangen des aufsichtsführenden Medizinalbeamten jeder Zeit 
einer Revision der zu c. genannten Räume und Gegenstände und einer 
Nachprüfung zu unterziehen. 

§. 4. Sie sind die Geholfen des Arztes und haben dessen Weisungen bei 
Ausübung ihres Berufes unbedingt Folge zu leisten. Es ist ihnen untersagt, 
an den Berufshandlungen von Aerzten Kritik zu üben, einen Arzt vor den 
anderen vorzuschlagen oder in anderer Weise die Patienten in der Wahl eines 
Arztes zu beeinflussen. 

§. 5. Sie sind, auf ausdrückliche Anordnung der Aerzte, zur Vornahme 
derjenigen Verrichtungen verpflichtet, auf welche ihr Befähigungszeugniss lautet 
(§. 1). Andere Verrichtungen vorzunehmen ist ihnen auf ausdrückliche Anweisung 
des Arztes erlaubt, sie sind dazu aber nicht verpflichtet. 

Die selbstständige Vornahme oder Anpreisung von Kuren, die Abgabe 
und Anpreisung von Medikamenten, die selbstständige Anwendung schmerz¬ 
stillender narkotischer Mittel und deren Anpreisung sind ihnen untersagt. 
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§. 6. Für ihre berufsmässigen Leistungen stehen ihnen Gebühren nach 
Massgabe folgender Gebührenordnung zu.') 

Ausserdem erhalten sie auf ihren bei Vermeidung des Anspruchs binnen 
drei Monaten zu stellenden Antrag für jede durch ihre berufliche Thätigheit 
(Wiederbelebungsversuche etc.) herbeigeführte Rettung aus Lebensgefahr, je 
nachdem ihre Thätigkeit Erfolg hatte oder nicht, 80 bezw. 15 Mark aus der 
Staatskasse. 

§. 7. Heilgehülfen bezw. Heilgehülfinnen, welche gröblich oder wieder¬ 
holt der Heilgehülfenordnung zuwidergehandelt haben, kann das Prüfungszeug- 
niss unter Auferlegung der Kosten des Verfahrens durch Beschluss der Abth. I 
des Polizeipräsidiums entzogen werden. 

Gegen diesen Beschluss findet nur die Beschwerde an den Herrn Minister 
der geistlichen, Unterrichts- und Medizinal - Angelegenheiten statt. 

§. 8. Vorstehende Heilgehülfenordnung tritt mit dem 1. Oktober 1899 
in Kraft. 

Mit dem gleichen Tage tritt das Reglement vom 12. August 1865, sowie 
die Bekanntmachung vom 8. März 1898, betreffend die Taxe, ausser Kraft. 


O. Grossherzogthum Baden. 

Die Gebühren der Sanitätsbeamten für amtliche Verrichtungen. 
Verordnug des Ministeriums des Innern vom 24. Juli 1899. 

Mit Höchster Ermächtigung aus Grossherzoglichem Staatsministerium vom 

14. Juli 1899 wird verordnet, was folgt: 

I. §. 13 der landesherrlichen Verordnung vom 23. Dezember 1834 (Ge¬ 
setzes- und Verordnungsblatt S. 631) in der Fassung der Verordnung vom 20. De¬ 
zember 1880 (Gesetzes- und Verordnungsblatt S. 380) wird dahin abge&ndert: 

Die Versäumnissgebühr besteht bei einer dienstlichen Abwesenheit bis zu 
zwei Tagen in der Hälfte, bei einer länger dauernden Abwesenheit für jeden 
weiteren Tag in dem doppelten Betrage der Diät. 

Es prhalten dieselbe: 

1. alle mit festen Bezügen vom Staate angestellten Sanitätsbeamten bei Amte¬ 
geschäften ausserhalb des Amtsbezirkes, in welchem ihr Wohnsitz liegt; 

2. die nicht mit festen Bezügen angestellten Sanitätsbeamten bei allen amt¬ 
lichen Verrichtungen ausserhalb ihres Wohnortes, sowie bei gerichtlichen 
Leichenöffnungen. In letzterem Falle beträgt die Versäumnissgebühr 
mindestens 3 Mark. 

Ziffer II des der Verordnung vom 17. November 1887 (Gesetzes- und 
Verordnungsblatt S. 387) angeschlossenen Verzeichnisses der Gebühren für die 
amtlichen Verrichtungen der Sanitätsbeamten erhält unter Aufhebung der Ver¬ 
ordnung vom 7. Dezember 1891 (Gesetzes- und Verordnungsblatt Seite 237) 
folgenden Zusatz: 

15. Untersuchung des körperlichen und geistigen Zustandes nebst Er- 
fundbericht und Gutachten behufs Feststellung der Erwerbsunfähigkeit bei 
Beantragung einer Invalidenrente auf Ersuchen einer Behörde 3 Mark. 

16. Untersuchung nebst Erfundsbericht und Gutachten über den Zu¬ 
stand und den Grad der Erwerbsunfähigkeit eines durch Unfall Verletzten 
auf Ersuchen der landwirthschaftlichen Berufsgenossenschaft 3 Mark. 

In Fällen der Ziffern 15 und 16, welche eine längere Beobachtung oder 
eine schwierigere oder mehrmals vorzunehmende Untersuchung erfordern, kann 
die Gebühr bis zu 5 Mark erhöht werden. 


Verhütung der Verbreitung der Tuberkulose nebst Anweisung 
über das Desinfektiousverfahren nach Todesfällen in Folge dieser 


') Dieselbe ist hier nicht mit abgedruckt, da sie mit derjenigen vom 
8. März 1898 (s. Beilage zu Nr. 9 der Zeitschrift S. 59) im Allgemeinen über¬ 
einstimmt. Nur bei den Gebühren für besondere Verrichtungen sind diejenigen 
für Beistand bei einer Obduktion (10—20 Mark), für Wiederbelebung eines 
Scheintodten (2—10 Mark) und für das Setzen blutiger Schröpfköpfe (2—10 Mark! 
auf 5—10, bezw. 1—5 und 2—4 Mark herabgesetzt. 
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Krankheit. Runderlass des Ministers des Innern vom 10. bezw. 
21. März 1899 an die Grossherzoglichen Bezirksämter und Bezirksärzte. 

Von ärztlicher Seite wird es für wünschenswert erachtet, behufs thun- 
lichster Verhütung der Ausbreitung der Tuberkulose durch Uebertragung des 
Krankheitskeimes von Kranken auf Gesunde öffentliche Belehrung über die Art 
der Verbreitung nnd die Möglichkeit der Verhütung der Tuberkulose zu ver¬ 
breiten. Die Grossherzoglichen Bezirksämter erhalten deshalb in der Anlage 
einen Abdruck der von den diesseitigen Medizinalreferenten entworfenen nnd 
vom Landesgesundheitsrath in seiner Sitzung vom 2. Mai v. J. durchberathenen 
Belehrung über die Bekämpfung der Tuberkulose mit dem Aufträge, dieselbe in 
den Amtsverkündigungeblättern zur öffentlichen Kenntniss zu bringen. 1 ) 

Eine weitere Anzahl von Abdrücken dieser Belehrung (je 5 für jede Ge¬ 
meinde) ist zur Verteilung an die Aerzte, Lehrer, Hebammen, Leichenschauer, 
Heilgehülfen etc. . . . sowie eine Anzahl von aufgezogenen Abdrücken zum An¬ 
schlag an den Gemeindehäusern und in den Warteräumen der Bezirksämter ist 
angeschlossen .... 

Wegen eventueller Anbringung der Belehrung in öffentlichen Staats¬ 
gebäuden, den Wartesälen, den Bahnhöfen etc. haben wir uns mit den übrigen 
Ministerien in’s Benehmen gesetzt; der Bedarf für diese Lokalitäten bleibt 
daher bei der dortigen Aufstellung ausser Betracht. 

Da ferner im Interesse der tunlichsten Verhütung eine Verbreitung der 
Tuberkulose die Desinfektion wenigstens aller derjenigen Räume ärztlicherseits 
als erforderlich bezeichnet wird, in denen Lungenschwindsüchtige gestorben sind, 
erhalten die Grossherzoglichen Bezirksämter gleichzeitig eine Anzahl Anzeige¬ 
karten*) für die Leichenschauer mit dem Auftrag, einen jeden Leichenschauer des 
Bezirks durch Vermittlung des Bürgermeisteramtes mindestens 2 Stück, im 
Ganzen so viel zukommen zu lassen, dass nach der durch den Grossherzoglichen 
Bezirksarzt auf Grund der Sterblichkeitstabellen aufzustellendan Berechnung 
der Bedarf an solchen für etwa 2 Jahre gedeckt ist. 

Die Leichenschauer sind anzuweisen, unmittelbar nach Vornahme der 
ersten Leichenschau bei an Lungenschwindsucht Verstorbenen 8 ) die Karte sorg¬ 
sam ausznfüllen, in jenen Fällen, in welchen der Verstorbene ärztlich behandelt 
wurde, für Ausfüllung der auf den Karten näher bezeichneten Ziffern 9 und 10 
durch den behandelnden Arzt Sorge zu tragen und die ausgefüllten Karten 
sodann alsbald an das Grossherzogliche Bezirksamt einzusenden. 

Jeweils auf Einkommen einer solchen Anzeigekarte haben die Grossher¬ 
zoglichen Bezirksämter auf Grund der §§. 85 und 87 Polizei-Str.-G.-B. den 
Inhabern der Wohnungen, in welchen Tuberkulöse gestorben sind, unter Ueber- 
gabe eines Exemplars der hier in der erforderlichen Anzahl angescblossenen 
Anweisung zur Desinfektion, gegen Bescheinigung zur Auflage zu machen, dass 
alsbald nach erfolgter Beisetzung des Verstorbenen bezw. nach Räumung des 
betreffenden Zimmers, entweder durch den für die Gemeinde amtlich bestellten 
Desinfektor, oder durch sonstige, nach Ermessen des Bezirksamts hierzu be¬ 
fähigte Personen, das von dem Verstorbenen innegehabte Krankenzimmer, dessen 
Einrichtungsgegenstände, sowie die von dem Kranken benutzte Leib- und Bett¬ 
wäsche einer Desinfektion nach Massgabe der Anweisung unterzogen werden. 

Entsprechende Auflage ist in den dazu geeigneten Fällen, worüber mit 
dem Grossherzoglichen Bezirksamt in’s Benehmen zu treten ist, auch den Unter¬ 
nehmern von Krankenhäusern, Lungenheilanstalten u. drgl. zu machen, sobald 
solche durch Wegzug der Kranken aus der Anstalt ausscheiden. 

Der richtige Vollzug der Desinfektion ist Seitens des Grossherzoglichen 
Bezirksamts zu überwachen; alsdann sind die eingekommenen Anzeigekarten 
dem Grossherzoglichen Bezirksamt zu übersenden. 


*) Siehe Beilage zu Nr. 10 der Zeitschrift; 1899, S. 88. 

*) Von einem Abdruck des Formulars der Anzeigekarten ist wegen Raum¬ 
mangels Abstand genommen. 

8 ) Nach dem Ministerialerlass vom 5. Juli 1899 — Nr. 23422 — 
erstreckt sich die Auzeigepflicht der Leichenschauer auch auf Todesfälle nach 
Kehlkopfstuberkulose, aber nicht auf solche in Folge Tuberkulose anderer Or¬ 
gane, z. B. der Knochen und Gelenke u. drgl., wenn diese nicht mit Tuberku¬ 
lose der Athmungsorgane verbunden ist. 
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Anweisung über das Deslnfektionsrerfahren nach. Todesfälle an 

Tuberkulose. 

1. Die Desinfektion nach Todesfällen an Tuberkulose hat sich zu er¬ 
strecken : 

a) auf das Zimmer, in welchem der Verstorbene krank lag, sowie auf dessen 
Einrichtungsgegenstände, 

b) auf das von dem Kranken benutzte Bett, die Leib- und Bettwäsche, sowie 
anf die Kleider des Kranken. 

2. Die Desinfektion der tapezirten Wände und Decke erfolgt durch 
Abreiben derselben mit Brod, nachdem der Boden des Zimmers mit 6 Prozent 
Karbolsäurclösung stark angefeuchtet ist; sämmtliche während des Abreibens 
auf den Boden gefallene Brodkrummen sind sorgfältig mit den andern zum Ab¬ 
reiben verwendeten Brodtheilen zu sammeln und sofort zu vorbrennen. 

Getünchte Wände und Decken werden am zweckmässigsten mit 
frischem Kalkanstrich versehen. 

Von Wandflächen, welche mit Auswurfstoffen der Kranken besudelt sind, 
müssen Tapeten bezw. Kalkanstrich mit 6 Prozent Karbolsäurelösung stark an¬ 
gefeuchtet und durch Abkratzen in entsprechender Ausdehnung entfernt werden; 
mit Oelfarbe gestrichene Wände sind mit 6 Prozent Karbolsäurelösung sorgfältig 
abzuwaschen. 

Stark verunreinigte Fussböden sind zuerst mit heisser Seifenlösung auf¬ 
zuwaschen und dann mit & Prozent Karbolsäurelösung nachzuwischen. 

Parkettböden sind mit weichen in 5 Prozent Karbolsäurelösung getränkten 
Lappen abzureiben und sofort abzutrocknen. 

Holzbekleidungen der Wände, Thüren, Fenster u. drgl. werden mit 5 
Prozent Karbolsäurelösung abgewaschen und sofort getrocknet. 

3. Die Reinigung der Möbel geschieht in der Weise, dass die po- 
lirten Theile mit einem weichen Lappen, der in & Prozent Karbolsäurelösung 
getaucht und wieder ausgedrückt ist, feucht abgerieben und sofort mit einem 
trockenen Lappen nachgerieben werden. Dasselbe geschieht mit geschnitzten 
und gebeizten Holztheilen. Die Rückwände, Decken u. s. w., d. h. alle nicht 
polirten bezw. gebeizten Theile, werden zweimal hintereinander mit 5 Prozent 
Karbolsäurelösung abgewaschen; sind dieselben stark beschmutzt, so werden 
sie vor Anwendung der Karbolsäure mit heissem Seifenwasser gereinigt. 

Polstermöbel sind im Freien auszuklopfen und zu lüften. 

Bilder (auch Oelgemälde), welche sich nicht unter Glas befinden, werden, 
einschliesslich der Rahmen, mit trockener weicher Watte abgewiseht und diese 
dann verbrannt. 

Metallgegenstände sowie Glas- und Porzellansachen werden mit leicht in 
5 Prozent Karbolsäurelösung angefeuebteten Lappen abgewischt und abgetrocknet. 

Zum Abreiben und Waschen verwendete Lappen, sowie werthlose Gegen¬ 
stände sind zu verbrennen. 

4. Die Desinfektion der Betten, Matratzen, Leib- und 
Bettwäche geschieht da, wo ein Dampfdesinfektionsapparat zur Verfügung 
steht, um besten durch diesen; zu diesem Zweck werden die zu desinfizirenden 
Gegenstände schon vor Beginn der Desinfektion der Wobnräume sorgsam ver¬ 
packt, am besten in mit 2 Prozent Karbolsäurelösung angefeuchtete Leintücher 
eingeschlagen. 

Wo kein Desinfektionsapparat zur Verfügung steht, werden 

a) Bett- und Leibwäsche sowie alle sonst waschbaren Gegenstände, 
ohne sie vorher zu schütteln oder auszustäuben, in 2 Prozent Karbolsänre- 
lösung 24 Stunden lang eingeweicht, dann */* Stunde in Wasser gekocht 
und in Seifenlösung ausgewaschen, welche aus 20 Gramm Schmierseife mit 
10 Liter Wasser hergestellt wird; 

b) nicht waschbare Kleider sind möglichst lang der frischen Luft und 
der Sonnenwärme auszusetzen, nachdem sie zavor im Freien ausgeklopft 
wurden. 

Stiefel, Schuhe u. drgl., ebenso Gummiwaaren, werden durch Abwaschen 
mit 5 Prozent Karbolsäurelösung desinfizirt. 

Werthlose Gegenstände wie Bettstroh u. drgl. sind zu verbrennen. 

Verantwort!.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck toh J. C. C. Bruns, Minden. 




Rechtsprechung und Medizinal- 

G-esetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 18. 15. September. 1899. 


Rechtsprechung. 

Die Freigabe der dem freien Verkehr überlassenen Arzneimittel, 
z. B. Wasmnth’s Coldcream, ist nicht an die Bedingung geknüpft, dass 
ihre Zubereitung und Zusammensetzung den Vorschriften des Deut¬ 
schen Arzneibuches entspricht. Urtheil des Kammergerichts 
(Strafsenats) vom 14. Mai 1899. 

Der Vorderrichter nimmt an, die nach der Kaiserlichen Verordnung vom 
27. Januar 1890 dem freien Verkehr überlassenen Arzneien seien nur unter der 
Bedingung dem freien Verkehr überlassen, dass ihre Zubereitung den Vorschriften 
des Deutschen Arzneibuches entspricht. DieB ist schon deshalb unrichtig, weil 
ein grosser Theil der in der Kaiserlichen Verordnung von 1890 freigegebenen 
Arzneimittel überhaupt in dem Deutschen Arzneibuche nicht vorkommt, wie 
z. B. Fenchelhonig, Salmiakpastillen u. s. w., dann aber auch deshalb, weil die 
lediglich den Handel ausserhalb der Apotheken regelnde Verordnung von 1890 
weder ausdrücklich, noch stillschweigend irgend eine Beziehung auf das nur für 
Apotheker bestimmte Deutsche Arzneibuch enthält. Die Verordnung kann daher 
hei der Freigabe dieses Mittels nicht die Beachtung der Bestimmungen des 
Arzneibuches vorausgesetzt haben. Betreffs des Coldcreams ist noch zu berück¬ 
sichtigen, dass unter diesem Namen eine Reihe sehr verschiedenartiger Prä¬ 
parate sich im Handel befindet, z. B. die englische Salbe, welche zuerst unter 
diesem Namen eingeführt ist, aus Rosenoel und Kokosoel, also ganz anders zu¬ 
sammengesetzt ist, als das Unguentum leniens des Arzneibuches .... Jede 
Salbe, die nach der Verkehrsanschauung als — reell zubereitetes — Cold¬ 
cream anzusehen ist, ist als freigegeben zu erachten. 


Die Angabe der Bestandtheile eines Geheimmittels (der Rettig’schen 
Zahntropfen „Dentila“) auf der Flasche genügt nicht, nm das An¬ 
kündigen derselben straffrei zn machen; es bedarf dazu vielmehr der 
Angabe der Bestandtheile anch in der Ankündigung selbst. Urtheil 
des Kammergerichts (Strafsenats) vom 14. August 1899. 

Der Angeklagte war beschuldigt worden, sich gegen die Polizeiverord¬ 
nung des Oberpräsidenten der Provinz Sachsen vom 21. Mai 1896 vergangen 
zu haben, indem er in der Presse die Rettig’schen Zahntropfen „Dentila“ als 
ein zuverlässiges Mittel gegen Zahnschmerzen“ angepriesen hatte, ohne dessen 
Zusammensetzung, Zubereitung und Bestandtheile in der Annonce angegeben 
zu haben. Sein Einwand, dass dies auf jeder Flasche des erwähnten Mittels 
geschehen sei, wurde vom Schöffengericht sowohl, als von der Strafkammer des 
Landgerichts in Halle a./S. als unerheblich angesehen. Auch das Kammergericht 
wies die dagegen eingelegte Revision als unbegründet zurück, weil in der An¬ 
nonce die Bestandtheile u. 8. w. des Mittels nicht bekannt gegeben seien. 


Unzulässigkeit der Aufbewahrung verschiedener Arzneimittel in 
ein- und demselben Behälter (Gefäss, Schiebladen n. s. w.), falls dies 
durch Polizeiverordnnng verboten ist. Urtheil des Kammergerichts 
(Strafsenats) vom 10. August 1899. 

Der Angeklagte hatte verschiedene Arzneimittel in einer in mehrere 
Fächer getheilten Schieblade aufbewahrt und war, da dies nach der Polizeiver¬ 
ordnung des Regierungspräsidenten zu Kassel verboten war, in Strafe genommen. 
Eine hierauf erhobene Klage wurde von der Strafkammer des Landgerichts zu 
seinem Ungunsten entschieden, weil nach der Polizeiverordnung nur ein Arznei- 
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mittel in eiucr Schieblade aufbew&hrt werden dürfe. Der Strafsenat des 
Eammergerichts trat dieser Anffassnng bei und wies die von dem Angeklagten 
eingelegte Revision zurück. Die Vorentscheidung sei nicht rechtsirrthtimlicb, 
denn der Vorderrichter unterscheide mit Recht zwischen einer Scbieblade und 
einem Schiebladenfache. 


Zur Einsetzung eines Apothekenverwalters ist in Preussen die 
Genehmigung der Regierung nicht erforderlich. Urtheil des Eammer¬ 
gerichts (I. Civilsenats) vom 7. Juni 1899. 

Die Einsetzung eines Apothekenverwalters ist nicht erst wirksam, nach¬ 
dem die Regierung sie genehmigt hat; .... vielmehr ist eine eigentliche Ge¬ 
nehmigung gar nicht erforderlich ..... Denn ein derartiges Stellvertretungs- 
verhältniss kann nach §. 45 der Gew.-Ordn. unbehindert von den Parteien be¬ 
gründet werden. . . . Nach §. 6 der Gew.-Ordn. soll zwar „die Errichtung und 
Verlegung von Apotheken“, nicht aber schlechthin das Apothekergewerbe jen¬ 
seits des Geltungsbereichs des Gesetzes bleiben; .... darnach ist freilich das 
ganze Eonzessionsverfahren dem Landesrecht Vorbehalten und die preussieebe 
Landesgesetzgebung wäre in der Lage gewesen, die Ertbeilung der Eonzession 
an die Bedingung zu knüpfen, dass die Einsetzung von Stellvertretern überhaupt 
oder doch ohne eine besondere Genehmigung der Regierung nicht stattfinde. 
Dergleichen ist aber nicht geschehen .... Nun bleibt zwar noch zu erwägen, 
dass sich gemäss §. 41 Abs. 2 der Gewerbeordnung die Berechtigung des Apo¬ 
thekers, Geholfen und Lehrlinge zu halten, nach den Landesgesetzen bestimmt 
. . . . Dies ist aber für die Frage der Stellvertretung ohne Bedeutung; denn 
der Stellvertreter des Apothekers gilt nicht als Apothekergehülfe. Er muss ein 
approbirter Apotheker sein und der Apothekerverwalter wird im Gegensatz zum 
Geholfen als Apothekenvorstand bezeichnet. . . . 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich Preussen. 

Massregeln gegen die Pest (Anzeigepflicht u. s. w.). Runderlass 
der Ministers der u. s. w. Medizinalangelegenheiten und des 
Innern vom 1. September 1899 — M. d. g. A. Nr. M. 12678, M. d. I. 
II 11082 — an sämmtliche Königlichen Regierungspräsidenten. 

Nachdem in Porto in Portugal die Pest und im Ereise Zarewo des russi¬ 
schen Gouvernements Astrachan eine epidemische, den Verdacht der Pest nahe¬ 
stehende Erankheit ausgebrochen ist, muss mit der Möglichkeit gerechnet werden, 
dass in Preussen vereinzelte Fälle von Pest sich ereignen können. 

Um eine Weiter Verbreitung der Pest im Lande wirksam zu verhindern, 
ist es unumgänglich nothwendig, dass derartige Fälle unverzüglich ermittelt 
und unschädlich gemacht werden. 

Wir ersuchen daher, durch Polizei - Verordnung für den Umfang Ihres 
Bezirks die Anzeigepflicht für Pest einzuftthren. Die Verordnung, welche im 
§. 9 des Regulativs vom 8. August 1835 ihre gesetzliche Unterlage findet, hat 
folgende Bestimmungen zu enthalten: 

Jede Erkrankung und jeder Todesfall an Pest (orientalischer Beulenpest), 
sowie jeder Fall, welcher den Verdacht dieser Krankheit erweckt, ist der für 
den Aufenthaltsort des Erkrankten oder den Sterbeort zuständigen Polizei¬ 
behörde unverzüglich anzuzeigen. 

-Zur Anzeige sind verpflichtet: 

1. der behandelnde Arzt, 

2. jede sonst mit der Behandlung oder Pflege der Erkrankten beschäf¬ 
tigte Person, 

3. der Hanshaltungsvorstand, 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 
Todesfall sich ereignet hat. 

Des Weiteren sind die Polizeibehörden anzuweisen, sobald sie von dem 
Ausbruche oder dem Verdachte des Auftretens der Pest Eenntniss erhalten, den 
zuständigen beamteten Arzt zu benachrichtigen, welcher alsdann unverzüglich 
an Ort und Stelle Ermittelungen Uber die Art, den Stand und die Ursache der 
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Krankheit vorzunehmen hat. Gleichzeitig haben die Polizeibehörden von dem 
Ausbruche oder dem Verdacht des Auftretens der Pest die Medizinalabtheilung 
des Ministeriums der geistlichen u. s. w. Angelegenheiten, sowie das Kaiserliche 
Gesundheitsamt hierselbst telegraphisch in Kenntniss zu setzen. 

Um die mit der Einführung der Anzeigepflicht für Pest möglicherweise 
verbundene Beunruhigung der Bevölkerung zu verhüten, ersuchen wir, gleich* 
zeitig mit der Veröffentlichung der Polizei-Verordnung in den dazu geeignet 
erscheinenden Tagesblättern einen offiziösen Artikel erscheinen zu lassen, in 
welchem darauf hinzuweisen sein würde, dass keinesfalls etwa schon vorliegende 
bedenkliche Krankheitserscheinungfn innerhalb des Deutschen Reiches oder 
Preussens, sondern lediglich das Gebot der Vorsicht dazu geführt habe, die für 
andere ansteckende Krankheiten bereits bestehende Anzeigepflicht auf die Pest 
auszudehnen. Die durch die Entsendung einer Sachverständigen - Kommission 
nach Bombay gewonnene genaue Erkenntniss der Natur, sowie der Verbreitungs¬ 
und Bekämpfungsweise der Pest und die durch die Fortschritte der Hygiene 
herbeigeführte geringere Empfänglichkeit der einheimischen Bevölkerung für 
diese Seuche wird sich gleichfalls zur Beruhigung der Gemüther verwerthen 
lassen. 


Anzeigepflicht bei syphilitischen Erkrankungen. Runderlass 
der Minister der u. s. w. Medizinalangelegenheiten, des Innern 
und des Kriegsministers — M. d. g. A. Nr. 12341 M. M. d. I. 9248 II, 
Kr. M. 1613/8. 99. M. A. — vom 30. Angustl899 — an sämmtliche König¬ 
liche Regierungspräsidenten. 

Zur Beseitigung etwa auftauchender Zweifel wird in Ergänzung der Ver¬ 
fügung vom 13. Mai 1898 — M. d. g. A. M. 12944 II, M. d. I. II. 17484, K. M. 
2121/4 M. A. *) — darauf aufmerksam gemacht, dass der darin vorgeschriebenen 
Anzeigepflicht nur ansteckungsfähige Folgezustände der syphilitischen 
Krankheiten unterworfen sind. 


B. Königreich Württemberg, 

Statut der Staatsirrenanstalten. Vorfügung desMinisteriums 
des Innern vom 20. März 1899.*) 

I. Bestimmung, Verwaltung und Beaufsichtigung der Staats - 

Irrenanstalten. 

§§. 1—4 enthalten die Bestimmungen über Bezeichnung, Bestimmung und 
Unterhaltung der Anstalten. Darnach sind die Anstalten in Schussenrid und 
Winnenthal in erster Linie zur Aufnahme von Kranken mit frischen, voraus¬ 
sichtlich in Bälde heilbaren Seelenstörnngen bestimmt, die Anstalten in Zwie¬ 
falten und Weissenau dagegen für Geisteskranke mit chronischen Formen, die 
wenig Aussicht auf Heilung bieten oder schon ein Zustand geistiger Schwäche 
darbieten sowie für Kranke mit epileptischer Geistesstörung. 3 ) 

§. ö. Die unmittelbare Aufsicht über die Staatsirrenanstalten wird von 
dem Medizinalkollegium, Abtheilung für die Staatskrankenanstalten, die Ober¬ 
aufsicht von dem Ministerium des Innern geführt. 

Jede Staatsirrenanstalt wird Seitens der Aufsichtsbehörde von Zeit zu 
Zeit unvermutheten genauen Visitationen unterzogen, welche sich ebenso auf 
die Einrichtungen der Anstalt und ihren gesammten Betrieb, wie auf die per¬ 
sönlichen Angelegenheiten der einzelnen Pfleglinge zu erstrecken haben. 

Die näheren Anordnungen in Bezug auf die Vornahme der Visitation 
der Staatsirrenanstalten werden von dem Ministerium des Innern getroffen. 

§. 6. Vorstand der Anstalt ist der erste ärztliche Beamte, welcher den 


*) Siehe Beilage zu Nr. 13, Jahrg. 1898, S. 91. 

*) Mit Rücksicht auf den beschränkten Raum sind hier nur die Bestim¬ 
mungen im Wortlaut abgedrnckt, welche für Aerzte und Medizinalbeamte bc 
sonderes Interesse haben. 

®) Nach der Ministerialverfügung vom 18. April 1899 sollen auch heilbare 
Geisteskranke in den Anstalten Zwiefalten und Weissenau anfgenommen werden 
und zwar in die erstere aus den Oberamtsbezirken Ehingen, Münsingen und 
Riedlingen, in die letztere aus den Oberamtsbezirken Ravensburg, Tettnang 
und Wangen. 
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Titel eines Direktors der Anstalt führt and dieselbe, abgesehen ven rein ver¬ 
mögensrechtlichen Angelegenheiten, den Behörden and dem Publikum gegenüber 
vertritt. Demselben ist aach der ökonomische Dienst der Anstalt, soweit der¬ 
selbe auf die innere Ordnang des Hauses und die Krankenbehandlung einwirkt, 
unterstellt. 

Im Falle der Verhinderung des Direktors hat, wenn nicht im einzelnen 
Falle ausdrücklich eine andere Anordnung getroffen wird, der dienstälteste 
Oberarzt die Stellvertretung zu übernehmen. 

§. 7. Zur Unterstützung in der Krankenbehandlung und im gesammten 
ärztlichen Dienst werden dem Direktor die nöthigen Hülfsärzte (Oberärzte und 
Assistenzärzte) beigegeben, deren Dienstobliegenheiten durch Dienstvorschrift 
bestimmt sind. 

§§. 8—10 betreffen die Verwaltung der wirthschaftlichen Angelegenheiten 
die Wahrnehmung der Seelsorge und das Wartepersonal. 

II. Aufnahme der Kranken. 

§. 11 bestimmt, dass Kranke, die nicht württembergische Staatsangehörige 
sind, nur soweit Platz vorhanden ist, aufgenommen werden können. 

§. 12. Zur Erwirkung der Aufnahme eines Kranken in eine Staatsirren¬ 
anstalt ist bei der Direktion der betreffenden Anstalt ein schriftliches Gesuch 
einzureichen, in welchem die Verpflegungsklasse, in die der Kranke aufgenommen 
werden soll, anzugeben ist, und welchem folgende Belege beigefügt sein müssen: 

1. ein Geburts- oder Taufschein des Kranken; 

2. ein Zeugniss des Gemeinderaths des bisherigen Wohnorts des Kranken 
über den Stand, die Familien- und Vermögensverhältnisse des Aufzuneh¬ 
menden, sowie über die Thatsache des gestörten Geisteszustandes desselben. 
In unbedenklichen Fällen kann von dem Medizinalkollegium die Beibringung 
des gemeinderäthlichen Zeugnisses nachgelassen werden; 

8. die auf persönlicher Untersuchung beruhende Beurkundung und Be¬ 
schreibung der Geistesstörung, ihrer Art und bisherigen Dauer durch einen 
approbirten deutschen Arzt und zwar, wenn der Kranke in ärztlicher Be¬ 
handlung gestanden ist, durch denjenigen Arzt, welcher diese Behandlung 
geleitet hat. Bei Zeugnissen von Aerzten, welche nicht im öffentlichen Dienst 
stehen, kann eine Beglaubigung durch einen beamteten Arzt verlangt werden. 
Das ärztliche Zeugniss soll zur Zeit der Einreichung des Gesuchs keinen- 
falls älter als vier Wochen sein. Aus der Fassung desselben soll ausdrück¬ 
lich hervorgehen, dass dasselbe zum Zweck der Aufnahme in eine Irren¬ 
anstalt ausgestellt ist. 

Nähere Anhaltspunkte hinsichtlich der Fragen, deren Beantwortung 
sich die ärztlichen Zeugnisse zur Aufgabe zu machen haben, sind in der 
Beilage enthalten. 1 ) 

Bei Geisteskranken, welche aus einer ausländischen öffentlichen 
Irrenanstalt übernommen werden, kann mit Genehmigung des Medizinal¬ 
kollegiums an Stelle der Beurkundung und Beschreibung der Geistesstörung 
durch einen approbirten deutschen Arzt ein entsprechendes, von einem 
Arzte der betreffenden Irrenanstalt ausgestelltes Zeugnis treten; 

4. die Zustimmungserklärung der nächsten Angehörigen des Kranken, sowie, 
wenn ein solcher aufgestellt ist, seines Vormunds. 

Als nächste Angehörige sind zu betrachten: Ehegatten, volljährige 
Abkömmlinge, Eltern oder Voreltern, volljährige Geschwister des Kranken; 
Geschwister jedoch nur dann, wenn weder volljährige Abkömmlinge noch 
Eltern oder Voreltern vorhanden sind. 

In unzweifelhaften Fällen genügt die Zustimmung eines der nächst¬ 
berufenen Verwandten und ausserdem, wenn der Kranke verheirathet ist, 
des Ehegatten insolange, als nicht Seitens der anderen Angehörigen Ein¬ 
sprache erhoben wird. 

Ist der Aufenthaltsort von Angehörigen des Kranken in dem oben 
bezeichneten Sinn nicht zu ermitteln oder ist die Beibringung ihrer Zu¬ 
stimmungserklärung nur mit einem unverhältnissmässigen Zeitverlust mög¬ 
lich, so darf von Einholung der Zustimmung dieser Angehörigen überhaupt 


*) Von einem Abdruck des in der Beilage enthaltenen Formulars für den 
ärztlichen Bericht ist wegen Raummangels Abstand genommen. 
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Umgang genommen werden, es sind jedoch diese Verhältnisse, wie auch 
der Fall, wenn keine Angehörigen der genannten Art vorhanden Bind, in 
dem unter Zifter 2 erwähnten Zeugniss zu beurkunden; 

5. eine beglaubigte Verpflichtungsurkunde einer nach amtlichen Zeugniss ver- 
pflichtungs- und zahlungsfähigen Person oder einer öffentlichen Behörde 
über die Uebernahme des Verpflegungsgelds und der in §. 18 aufgeführten 
weiteren Kosten auf die Dauer der Verpflegung des Kranken. 

§. 18. Einer Zustimmungserklärung der Angehörigen (§. 12 Ziff. 4) bedarf 
es nicht bei der Aufnahme von Personen, gegen welche eine gerichtliche An¬ 
ordnung im Sinne des §. 81 der Strafprozessordnung ergangen ist, sowie bei der 
Aufnahme von geisteskranken Strafgefangenen. Bei diesen Personen sind auch 
die im §. 12 Ziff. 1 und 2 bezeichneten Nachweise und im Falle des §. 81 der 
Strafprozessordnung überdies der in §. 12 Ziff. 3 bezeichnete Nachweis nicht 
erforderlich. 

Ebenso bedarf es nicht der Zustimmung der Angehörigen sowie der in 
§. 12 Ziff. 1 und 2 bezeichneten Nachweise bei der Aufnahme geisteskranker, 
im aktiven Dienst stehender Militärpersonen. 

Bei volljährigen Kranken, deren Aufnahme auf ihren' eigenen Wunsch 
erfolgt, kann, wenn sie diesen vor der Anstaltsdirektion zu Protokoll geben und 
unterschriftlich bestätigen, von der Beibringung der in §. 12 verlangten Belege 
mit Ausnahme der Sicherstellung der Verpflegungkosten und der Geburtsurknnde 
Umgang genommen werden. 

§. 14. Die Direktion der Anstalt prüft das Aufnahmegesuch und die zu 
demselben gehörenden Belege, erhebt durch Vermittlung des Oberamts, des 
Wohn- oder Aufenthaltsorts des angemeldeten Kranken alles dasjenige, was sie 
etwa zur Abgabe einer bestimmten Erklärung noch für nöthig hält und stellt 
hierauf unter Anschluss der Akten und unter Zustimmung des Oekonomiever- 
walters bezüglich der ökonomischen Vorausstetzungen den Aufnahme-Antrag an 
das Medizinalkollegium: 

1. ob der Kranke aufgenommen und in welche Verpflegungsklasse er einge¬ 
reiht werden soll; 

2. ob nach den gepflogenen Verhandlungen die Voraussetzung des Nachlasses 
des Verpflegungsgelds (vergl. §. 19) Vorliegen und, soweit ein Nachlass 
nicht erfolgt, auf welchen Betrag das Verpflegungsgeld festzusetzen ist 
und von wem dasselbe sowie die weiter erwachsenden Kosten zu tragen sind; 

Das Medizinalkollegium hat sodann, erforderlichen Falls nach Einziehung 
der weiter für nöthig erachteten Erhebungen, über die Aufnahme des angemel¬ 
deten Kranken und über seine Einreihung in eine bestimmte Verpflegungsklasse 
sowie über den Kostenersatz zu entscheiden. 

Wird der Kranke nicht innerhalb vierzehn Tagen nach Mittheilung des 
die Aufnahme genehmigenden Beschlusses in die Anstalt eingebracht, so tritt 
letzterer, wofern nicht ausreichende Entschuldigungsgründe rechtzeitig nach¬ 
gewiesen werden, ausser Kraft. 

§. 15. In Fällen, welche die ungesäumte Aufnahme eines Kranken in 
die Anstalt erfordern, kann die sofortige vorläufige Aufnahme auch vor der 
Entscheidung des Medizinalkollegiums und ohne gleichzeitige Beibringung sämt¬ 
licher in §. 12 Ziff. 1—5 verlangten Nachweise durch die Direktion der Anstalt 
erfolgen. Doch ist hierzu jedenfalls erforderlich 

a. wenn die Zustimmung eines der nächsten Angehörigen (vergl. §. 12 Ziff. 4 
Abs. 2 und 3) oder des Vormundes vorliegt 

ein ärztliches, den Anforderungen des §. 12 Ziff. 3 entsprechendes Zeugniss. 
Bei Kranken, welche der Anstalt unmittelbar zugeführt worden sind, 
kann die Direktion, wenn sie die ungesäumte Aufnahme für notwendig 
hält, ausnahmsweise das ärztliche Zeugniss auch selbst ausstellen. Wenn 
solche Kranke vorher in ärztlicher Behandlung gestanden sind, ist jedoch 
nachträglich ein Zeugniss des behandelnden Arztes einzuverlangen; 

b. wenn die Beibringung der Zustimmung eines der nächsten Angehörigen 
oder des etwaigen Vormunds nicht thunlich ist: 

ein Aufnahmeantrag des Oberamts, in dessen Bezirk der Kranke sich 
zur Zeit aufhält, und ein von dem Oberamtsarzt ansgestelltes Zeugniss, 
welches die Dringlichkeit der sofortigen Aufnahme im Interesse des 
Kranken oder aus polizeilichen Oründen nachweist. 

Der Betrag der Verpflegungskosten dritter Klasse muss in beiden Fällen 
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auf mindestens sechs Wochen vorgeschossen oder von einer öffentlichen Behörde 
zugesichert sein. 

Der Direktion der Anstalt bleibt die Prüfung der Dringlichkeit der Auf¬ 
nahme Vorbehalten. Ueber den erfolgten Eintritt ist dem Medizinalkollegium 
alsbald Bericht zu erstatten. Gleichzeitig mit der vorläufigen Aufnahme sind 
die Verhandlungen zur Herbeiführung der endgültigen Aufnahme gemäss den 
§§. 12, 18 und 14 einzuleiten, und es sind nach Abschluss derselben die Akten 
dem Medizinalkollegium behufs weiterer Verfügung vorzulegen. 

§. 16. 1. Im Fall des Widerspruchs der in §. 12 Ziff. 4 erwähnten Per¬ 
sonen kann ein Kranker durch Verfügung der Regierung des Kreises, in welchem 
er seinen Wohnsitz oder in Ermangelung eines solchen seinen Aufenthalt hat, 
in eine Staatsirrenanstalt eingewiesen werden, wenn er 

1. für sich oder andere gefährlich oder für die öffentliche Sittlichkeit 
anstössig ist, oder 

2. in einem Zustand der Pflegebedürftigkeit sich befindet, der zur Folge 
hat, dass er ausserhalb einer Irrenanstalt verwahrlost oder gefährdet wird. 

Hinsichtlich des Zutreffens der einen dieser beiden Voraussetzungen muss 
ein eingehendes, auf hinreichende persönliche Beobachtung gestütztes 
Gutachten des Oberamtsarztes vorliegen, welches der Vorschrift, betreffend die 
ärztlichen Berichte über die in die Irrenanstalten aufzunehmenden Geistes¬ 
kranken (s. Anlage zu §. 12 Ziff. 3), entspricht. 

Ausserdem sind die in §. 12 Ziff. 1—3 aufgeführten Nachweise, insbe¬ 
sondere, wenn der Kranke noch durch einen anderen Arzt als den Oberamtsarzt 
untersucht oder behandelt worden ist, auch ein Zeugniss dieses Arztes beizu¬ 
bringen. Das vom Gemeinderath abzngebende Zeugniss (§. 12 Ziff. 2) hat sich 
auf die Frage der Gefährlichkeit oder Pflegebedttrftigkeit und die Thatsachen, 
auf welche sich die Annahme einer solchen stützt, zu erstreben, auch hat sich 
der Gemeinderath darüber auszusprechen, ob nicht und zutreffendenfalls in 
welcher Weise der Kranke ausserhalb einer Irrenanstalt untergebracht 
werden kann. 

Im Uebrigen hat die Kreisregierung allen etwa sonst noch angezeigten 
Beweis, namentlich bezüglich der die Gefährlichkeit oder Pflegebedürftigkeit 
des Kranken begründenden Thatsachen zu erheben, anch geeignetenfalls eine 
Aeusserung der Direktion der Staatsirrenanstalt, in welcher der Kranke unter¬ 
gebracht werden soll, einzuholen. 

Vor der Entscheidnng ist den widersprechenden Angehörigen des Kranken 
Gelegenheit zu einer Aeusserung unter Mittheilung der erhobenen Beweise zu 
geben. Auch kann die Kreisregierung den Kranken, falls nicht sein Zustand 
entgegensteht, persönlich vernehmen und hierzu den Oberamtsarzt am Sitze der 
Kreisregierung beiziehen. 

Die Entscheidung der Kreisregierung erfolgt hierauf im Wege der kolle- 
gialischen Berathung und Beschlussfassung. 

Die Einweisung ist zunächst nur vorläufig zu verfügen. Nach einem in 
der Regel nieht über die Dauer von sechs Wochen zu bemessenden Aufenthalt 
des Kranken in der Staatsirrenanstalt ist ein Gutachten der Direktion der 
letzteren über den Kranken einzuziehen, worauf sodann die endgültige Ent¬ 
scheidung ergeht. 

Die Entscheidungen der Kreisregierung sind mit eingehender Begründung 
zu versehen und den widersprechenden Angehörigen, sowie dem Gemeinderath 
und, soweit thunlich, dem Kranken selbst in beglaubigter Abschrift zuzustellen. 

Ueber die erfolgte Einweisung ist von der Anstaltsdirektion dem Medi¬ 
zinalkollegium unter Vorlage der Akten Bericht zu erstatten. 

Die vorläufige Aufnahme des Kranken in eine Staatsirrenanstalt kann auf 
Antrag des Oberamts in fürsorglicher Weise erfolgen, sobald das Gutachten des 
Oberamtsarztes vorliegt, durch welches das Vorhandensein einer der in Abs. 1 
Ziff. 1 oder 2 bezeichneten Voraussetzungen bestätigt wird. Ueber die vorläufige 
Aufnahme hat die Anstaltsdirektion dem Medizinalkollegium sofort Anzeige zu 
erstatten. 

II. Die Vorschriften Ziff. I finden entsprechende Anwendung, wenn die 
Angehörigen eines Geisteskranken, der mit ihrer Zustimmung in eine Staats¬ 
irrenanstalt aufgenommen worden ist, während seines Aufenthalts in der An¬ 
stalt die ertheilte Zustimmung zurückziehen und die Entlassung des Kranken 
verlangen, diese aber nach der Ansicht der Anstaltsdirektion aus einem der in 
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Ziff. I 1 und 2 bezeichneten Gründe nicht zulässig erscheint. Dasselbe ist der 
Fall, wenn ein früher nicht widerspruchsberechtigter Angehöriger die Entlassung 
des Kranken beantragt. 

In den yorbezeichneten Fällen tritt an die Stelle des Gutachtens des 
Oberamtsarztes das Gutachten des Direktors der betreffenden Staatsirrenanstalt, 
auch wird ein der Entscheidung Torausgehender provisorischer Bescheid (vergl. 
Ziff. I Abs. 7) nicht erlassen. 

III. Tritt während des Aufenthalts des Kranken in der Staatsirrenan¬ 
stalt eine solche Aenderung in seinem Zustand ein, dass seine Entlassung oder 
Beurlaubung zulässig erscheint, so hat die Direktion der Anstalt der Kreis¬ 
regierung alsbald Mittheilung zu machen. 

Unabhängig hiervon hat die Kreisregiernng in Zwischenräumen von je 
einem Jahr ein Gutachten der Direktion der Anstalt über die Fortdauer der 
Gefährlichkeit oder Pflegebedürftigkeit des eingewiesenen Kranken einzuziehen 
und auf Grund dieses Gutachtens die widersprechenden Angehörigen, soweit an- 
gezejgt, darüber zu hören, ob sie ihren Widerspruch aufrecht erhalten oder nicht. 

Gelangt die Kreisregierung auf Grund der Gutachten der Direktion der 
Anstalt oder sonstiger Erhebungen zu der Ansicht, dass eine fernere Ver¬ 
wahrung des Kranken in der Irrenanstalt nicht geboten ist, so hat sie dessen 
Entlassung bezw. Beurlaubung zn verfügen. 

Liegt der Widerspruch eines nächsten Angehörigen nicht mehr vor, so 
ist die Einweisungsverfügung aufzubeben. 

§§. 17—18 enthalten Bestimmungen über Verpflegungsklassen (3), Ver¬ 
pflegungsgeld, Ersatz für besondere Aufwendungen u. s. w. 

§. 19. Vermögenslose, von einem inländischen Armenverband ohne Ersatz 
zu unterstützende Geisteskranke, deren Leiden Aussicht auf Heilung bietet, 
werden, so lange der Staatsfinanzetat die erforderlichen Mittel darbictet, auf die 
Dauer von sechs Monaten unentgeltlich in die Staatsirrenanstalten aufgenommen, 
wenn die Aufnahme unmittelbar nach dem Ausbruch der Krankheit nachgesucht 
und im Falle der Gewährung auch sofort vollzogen wird. Ebenso kann unter 
vorstehenden Voraussetzungen die sechsmonatliche unentgeltliche Verpflegung 
auch unbemittelten inländischen Kranken, welche nicht in öffentlicher Armen¬ 
unterstützung stehen, bewilligt werden. 

§§. 20—22 geben Vorschriften über die Ueberftihrung der Kranken in die 
betreffenden Anstalten, 1 ) über die mitzubringenden Effekten u. s. w. 

III. Beh.and.lung und Verpflegung der Kranken in der Anstalt. 

§. 23. Die möglichst sorgfältige und menschenfreundliche Behandlung 
der Kranken bildet die erste Pflicht aller Beamten und Bediensteten der An¬ 
stalt. In erster Linie ist hierfür die Dienstinstruktion für die Direktoren der 
Staatsirrenanstalten, weiter die Dienstanweisung für die Aerzte und das Per¬ 
sonal massgebend. Auf die pünktlichste Befolgung dieser Dienstanweisungen 
unter Beachtung aller Fortschritte der Irrenheilkunde hat der Direktor sorg¬ 
fältig zu achten; gegen Zuwiderhandlungen hat er sofort einzuschreiten. 

Jede Misshandlung der Kranken ist durchaus verboten. Dagegen ist im 
gesammten Dienst auf genaue Einhaltung der Ordnung streng zu halten. 

§. 24. Die Verköstigung ist in genügender Menge nach Massgabe der 
hierüber erlassenen Bestimmungen, in guter und gesunder Beschaffenheit und 
reinlicher Zubereitung zu reichen. Die durch den Krankheitszustand einzelner 
Verpflegter begründeten Abweichungen hat der Arzt zu verordnen. 

§. 25. Auf körperliche Reinlichkeit der Kranken, auf Sauberkeit in 
Kleidung, Betten und in allen Räumen, ebenso auf gehörige Lüftung ist sorg¬ 
fältig Bedacht zu nehmen. Zerrissene Kleidungsstücke sind sofort wieder in 
Stand zu setzen. 

§. 26. Die Kranken aus den verschiedenen Verpflegungsklassen haben 
gleichen Antheil an allen vorhandenen Heilmitteln und auf alle soll derselbe 
Fleiss und dieselbe Aufmerksamkeit des Arztes verwendet werden. 

§. 27 enthält Vorschriften über Besuche der Kranken seitens ihrer An¬ 
gehörigen. 

§. 28. Beschwerden der Kranken oder ihrer Vertreter sind seitens der 
Anstaltsdirektion sorgfältigst zu prüfen und, soweit dies vorgeschrieben, dem 
Medizinalkollegium vorzulegen. 

l ) Siehe nachstehende Ministerial - Verfügung vom 18. April 1899; S. 153. 
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IY. Entlassung der Kranken. 

§. 29. I. Ein Kranker muss, abgesehen von dem Falle des §. 16 Ziff. III 
Abs. 8, aus der Anstalt entlassen werden, sobald er genesen ist oder sonst sein 
Geisteszustand ein ferneres Verbleiben in der Anstalt nicht rechtfertigt. 

Ebenso muss ein Kranker auf Verlangen des Vormundes oder der Ange¬ 
hörigen (vegl. §. 12 Ziff. 4) entlassen werden, sofern nicht die Voraussetzungen 
des §. 16 Ziff. I und II vorhanden sind. 

Nehmen die genannten Vertreter eines Kranken denselben entgegen dem 
ärztlichen Rath aus der Anstalt, so kann seitens der Direktion eine Bescheini¬ 
gung darüber von ihnen verlangt werden, dass die Zurücknahme im Widerspruch 
mit der Ansicht des Anstaltsarztes and auf ihre eigene Verantwortung erfolgt. 

Kranke, deren Aufnahme auf ihren eigenen Wunsch erfolgt ist (vergl. 
§. 13 Abs. 3), können jeder Zeit wieder aus der Anstalt austreten, es sei denn, 
dass bei ihnen die Voraussetzungen des §. 16 Ziff. I 1 und 2 zutreffen. In 
letzterem Fall ist sofort die Zustimmung der nach §. 12 Ziff. 4 in Betracht 
kommenden Angehörigen, sowie eines etwaigen Vormuuds zum Verbleiben des 
Kranken in der Anstalt einzuholen. Wird diese Zustimmung verweigert, so ist 
in entsprechender Anwenddng des §. 16 Ziff. II die Entscheidung der Kreis¬ 
regierung unverzüglich herbeizuführen. 

Bis zu der Entscheidung der Kreisregiernng über die polizeiliche Ein¬ 
weisung ist in den Fällen des Abs. 2 und 4 der Kranke in der Anstalt zurtick- 
znbehalten. 

II. Die Entlassung aus der Anstalt kann verfügt werden: 

1. wenn der Kostenersatz nicht hinreichend gesichert ist; 

2. wenn das fällige Verpflegungsgeld und die Nebenkosten (§. 18) ungeachtet 
einer unter Androhung der Entlassung des Kranken erfolgten Mahnung 
binnen der ertheilten Frist nicht berichtigt werden; 

3. wenn sonst das Anstaltsinteresse die Entlassung dringend erfordert, vor¬ 
ausgesetzt, dass letzterer nicht Bedenken im Sinne des §. 16 Ziff. I 1 und 
2 entgegenstehen. 

§. 30 bestimmt, dass bei drohender Ueberfüllung der Anstalt Kranke, welche 
der Irrenanstaltspflege nicht mehr unbedingt bedürfen, entlassen werden können. 

§. 31. Soweit es der Zustand des Kranken rechtfertigt, kann die Ent¬ 
lassung vor dem endgültigen Austritt aus dem Verband der Anstalt zunächst ver¬ 
suchsweise in Form der Beurlaubung erfolgen. Die Direktion trifft in diesem 
Falle in Beziehung auf die Behandlung des Beurlaubten die zur Sichernng der 
Genesung erforderlichen Anordnungen, wobei sie die Verhältnisse und die 
Leistungsfähigkeit des Beurlaubten und seiner Versorger gebührend zu beachten 
hat, und versichert sich der Wahrung derselben durch die Oberämter und Ober- 
amtsphysikate des Aufenthaltsortes des Beurlaubten. 

Die genannten Behörden sind angewiesen, solchen Requisitionen zu ent¬ 
sprechen, sie haben sich auch während der Dauer des Urlaubs über die Zweck¬ 
mässigkeit der Unterbringung des Kranken auf dem Laufenden zu erhalten. 

Beurlaubte Kranke, deren Zustand sich derart verschlimmert, dass sie 
wieder anstaltsbedürftig erscheinen, können, nach vorausgegangener Anzeige an 
die Direktion, jeder Zeit der Anstalt ohne Weiteres wieder zugeführt werden. 
Die Rückfälligkeit soll womöglich ärztlich bescheinigt werden. Die Wieder¬ 
aufnahme ist von der Direktion dem Medizinalkollegium anzuzeigen. 

Die Dauer des Urlaubs hat sich in der Regel auf ein halbes Jahr zu 
erstrecken. Doch kann die Anstaltsdirektion mit Zustimmung der Vertreter des 
Kranken den Urlaub bis zu einem Jahre verlängern. Nach Ablauf der Urlaubsfrist 
tritt ohne Weiteres die endgültige Entlassung aus dem Verband der Anstalt ein. 

§. 32. Die Entlassung oder Beurlaubung eines Kranken ist dem Medi¬ 
zinalkollegium anzuzeigen. 

Bevor die Entlassung bezw. Beurlaubung erfolgt, sind die Vertreter des 
Kranken zu benachrichtigen. Auch ist von dem Austritt der Bezirkspolizei¬ 
behörde, welcher die Aufnahme anzuzeigen war, Mittheilung zu machen. Der 
Benachrichtigung sind die etwa für nöthig erachteten ärztlichen Rathscüläge 
beizufügen. Letztcrenfalls ist die Benachrichtigung gleichzeitig an das Ober- 
amtsphysikat zu richten. 

Y. Staatspfleglinge in den Frivatirrenanstalten und Versetzung 
von Kranken aus einer Anstalt in die andere. 

§. 33. Die über Aufnahme, Entlassung und Beurlaubung Kranker in den 
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Staat8irrenan8talten geltenden Vorschriften Anden auf die Staatspdeglinge in 
den Privatirrenanstalten entsprechende Anwendung. 

Für die Versetzung von Kranken ans einer Staatsirrenanstalt in eine 
andere, ebenso für die Versetzung von PAeglingen der Staatsirrenanstalten unter 
die StaatspAeglinge einer Privatirrenanstalt und umgekehrt ist die Zustimmung 
der Angehörigen nicht erforderlich. 


Ueberftihrung von Geisteskranken in eine Irrenanstalt. Erlass 
des K. Ministeriums des Innern an die K. Stadtdirektion und das K. 
Stadtdirektionsphysikat Stuttgart, die K. Ober&mter und Oberamtspbysikate, 
sowie an die Gemeindebehörden vom 18. April 1899. 

Die Bezirksämter und die Gemeindebehörden haben bei der unter ihrer 
Mitwirkung erfolgenden Ueberfübrung von Geisteskranken in eine Irrenanstalt 
neben den Bestimmungen des §. 20 der Verkehrsordnung für die Eisenbahnen 
Deutschlands vom 16. November 1892 (Beichs-Ges.-Blatt S. 923) und des §. 68 
Ziflf. 1 der Postordnung vom 27. Juni 1892 (Reg. -Bl. S. 197) folgende Vor¬ 
schriften zu beachten: 

1. Bezüglich der Art der Einlieferung eines Geisteskranken in eine Irren¬ 
anstalt, sowie bezüglich der Behandlung des Kranken auf der Reise ist mit dem 
behandelnden Arzt oder dem Oberamtsarzt Rücksprache zu nehmen. 

2. Dem Kranken sind, sofern derselbe nach dem Urtheile des Arztes nicht 
allein reisen kann, ein oder, wenn nöthig, mehrere durchaus zuverlässige Be¬ 
gleiter beizugeben, welche für die ordnungsmässige Verbringung des Kranken 
in die Irrenanstalt verantwortlich zu machen sind. Weibliche Kranke sollen, 
wenn irgend möglich, nur von weiblichen Personen begleitet werden. 

Dem Begleiter ist eine Einlieferungsurkunde mitzugeben. 

8. Der Begleiter ist über die Behandlung des Kranken auf der Reise 
mündlich zu instruiren. 

Zwangsmassregeln dürfen auf der Reise nicht angewendet werden, es sei 
denn, dass dieselben als unumgänglich nothwendig ärztlich zugelassen werden. 
In letzterem Falle ist dem Begleiter eine entsprechende schriftliche Bescheini¬ 
gung des Arztes zuzustellen, welche er mit der Einliefernngsurkunde an die 
Direktion der betreffenden Irrenanstalt abzugeben hat. Ohne ärztliche Erlaub¬ 
nis ist die Anwendung von Zwangsmassregeln auf der Reise nur dann zulässig, 
wenn sich der Begleiter gegen plötzliche Gewalttätigkeiten des Kranken nicht 
anders zu schützen vermag. 

Jede Misshandlung des Kranken ist dem Begleiter strengstens zu untersagen. 

4. Ueber die erfolgte Einlieferung des Kranken ist dem Begleiter seitens 
der Direktion der betreffenden Irrenanstalt eine Bescheinigung anszustellen. 

Die genannten Behörden werden für die Einhaltung dieser Vorschriften 
verantwortlich gemacht. 

Die Direktionen der Irrenanstalten sind angewiesen, etwaige Zuwider¬ 
handlungen zur Kenntniss des K. Medizinalkollegiums zu bringen. 


C. Frei© Stadt Hamburg. 

Desinfektion bei ansteckenden Krankheiten. Verordnung des 
Senats vom 9. Juni 1899. 

§. 1. In allen Fällen von Pest, Cholera, GelbAeber, Blattern, Fleckfleber, 
Rückfallfieber und Lepra sind die Wohnungsräume, Mobilien, Effekten und Ab¬ 
gänge der Kranken, von denen anzunebmen ist, dass sie mit dem Krankheits¬ 
stoff behaftet sind, zu desinfiziren. 

§. 2. In Fällen von Scharlach, Diphtherie, Darmtyphus, Kindbettfieber, 
Ruhr, epidemischer Genickstarre, Tuberkulose und von anderen für die Um¬ 
gebung gefährlichen Krankheiten muss Desinfektion der Räume, Mobilien, 
Effekten und der Abgängo der Kranken erfolgen, sobald und soweit dieselbe 
von dem zuständigen Medizinalbeamten angeordnet wird. 

§. 3. Bei dem Vorhandensein von gesundheitsschädlichem Ungeziefer 
können, falls Uebertragungen zu befürchten sind, Desinfektionsmassregeln durch 
den zuständigen Medizinalbeamten angeordnet werden. 

§. 4. Die Vorschriften über die anzuwendenden Desinfektionsmethoden 
werden von dem Medizinalkollegium erlassen. 

§. 6. Verpflichtet, die Desinfekton ausführen zu lassen, sind die Haus- 
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haltungsvorstände bezw. deren Stellvertreter (in Anstalten die Leiter, Verwalter 
u. s. w., auf Schiffen die Schiffsführer). 

. §. 6. Die Desinfektion der Räume, Mobilien und Effekten ist innerhalb 
der Stadt Hamburg lediglich durch die staatlichen Desinfektionsanstalten aus* 
zuftthren. 

Auf dem Landgebiet wird von den Distriktsärzten bestimmt, wie und 
durch wen diese Desinfektion zu beschaffen ist. 

Die Desinfektion der Abgänge der Kranken, der Wäsche und der Ge¬ 
brauchsgegenstände am Krankenbett haben die nach §. 5 verpflichteten Personen 
vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. 

§. 7. Zuwiderhandlungen gegen diese Vorschriften werden mit Geldstrafe 
bis zu 150 Mark oder Haft bis zu 14 Tagen bestraft, sofern nicht eine höhere 
Strafe gemäss §. 827 des Strafgesetzbuches verwirkt ist. 


Rathschläge zur Bekämpfung der Ansteckungsgefahr, sowie An¬ 
weisung zur Desinfektion bei Typhus (Unterleibstyphus, Abdominal¬ 
typhus, Darmtyphus, Nervenfieber, gastrischem Fieber). Bekannt¬ 
machung des Medizinalamtes vom 1. Juli 1899. 

I. Der Typhus ist eine übertragbare Krankheit, deren Ansteckungsstoff 
an den oft flüssigen Entleerungen der Kranken haftet. Je häufiger die Ent¬ 
leerungen erfolgen und je häufiger die mehr oder minder benommenen oder 
kraftlosen Kranken dieselben unter sich gehen lassen, desto grösser ist die 
Uebertragungsgefahr. Kranke mit unsauberen Lebensgewohnheiten, namentlich 
Kinder, erfordern besondere Aufmerksamkeit. Der Ausbruch der Krankheit tritt 
meist 14 Tage bis 8 Wochen nach der Ansteckung ein. 

II. Die Ansteckung geschieht in der Regel auf einem der folgenden Wege: 

a. durch unmittelbare Uebertragung der Krankheitskeime vom Kranken auf 
seine Pfleger oder auf andere Personen, welche mit ihm in nahe körper¬ 
liche Berührung kommen; 

b. durch Geräthe, Wäsche- und Kleidungsstücke, Spielzeug u. s. w., welche 
durch Entleerungen der Kranken beschmutzt werden und später undes- 
infizirt in die Hände anderer Personen (Hausgenossen, Wäscherinnen u. s. w.) 
gelangen; 

c. durch Nahrungsmittel, auf welche durch ungereinigte Hände, Geräthe oder 
durch Fliegen die Krankheitskeime übertragen sind. Auf diesem Wege 
können nicht nur die Hausgenossen, sondern auch ferner Stehende, z. B. die 
Kunden eines Milchgeschäfts, angesteckt werden; 

d. durch Vermittelung des Elbwassers, das mit den ansteckenden Abgängen 
der Kranken, sei es von den Schiffen aus, sei es auf dem Wege durch die 
Siele, verunreinigt ist. In diesem Falle kann die Uebertragung nicht nur 
durch den Genuss unfiltrirten oder ungekochten Elbwassers bewirkt werden, 
sondern auch durch mehr zufällige Aufnahme der Keime beim Baden, 
Arbeiten am Wasser, Hantiren mit rohen Flussfischen, Gemessen von Obst, 
Salat, Radieschen u. s. w., welche mit rohem Elbwasser gespült sind. 

Die unter c und d genannten Uebertragungsarten können viele Menschen 
gleichzeitig betreffen und dadurch der Anlass zu grossen Epidemien werden. 

III. Um diese verschiedenen Uebertragungswege nach Möglichkeit zu 
verschliessen, müssen die Krankheitskeime, sobald sie den Körper der Kranken 
verlassen, unschädlich gemacht werden. Dazu sind folgende Massregeln er¬ 
forderlich: 

1. Der Kranke muss in einem eigenen Zimmer liegen, das von der übrigen 
Wohnung möglichst abgetrennt ist. In demselben darf sich keine weitere 
Schlafstelle befinden als höchstens für die wartende Person. 

2. Alle für den Bedarf des Kranken und des Pflegepersonals überflüssigen 
Gegenstände, wie Teppiche, Decken, Sophakissen, Kleidungsstücke sollten mög¬ 
lichst aus dem Krankenzimmer entfernt werden, sofern sie nicht während der 
Krankheitsdauer ununterbrochen in Schränken oder Kommoden verschlossen bleiben. 

3. Die Personen, welche den Kranken pflegen, sollten keine Pflichten 
ausserhalb des Krankenzimmers haben, namentlich nicht mit der Wartung von 
Kindern, der Zubereitung von Speisen oder dem Vertrieb von Nahrungsmitteln 
beschäftigt werden. Weitere Personen müssen vom Krankenzimmer möglichst 
fern gehalten werden. 

4. Im Krankenzimmer muss äusserste Ordnung und Reinlichkeit herrschen. 
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Wer den Kranken wartet, muss nach jeder Httlfeleistnng beim Kranken seine 
Hände waschen und, wenn die Httlfeleistung irgend unreinlich war, auch des- 
infiziren. Dasselbe hat zu geschehen, ehe der Pflegende Nahrung zu sich nimmt. 

5. Der Kranke darf kein Klosct benutzen. Alle seine Entleerungen 

(namentlich Stuhlgang und Urin) sind sofort zu desinfiziren und erst dann in 
den Abtritt zu entleeren. Mit dieser Massregel ist fortzufahren, bis drei Wochen 
nach Aufhören des Fiebers verstrichen sind. * 

6. Etwaige Beschmutzungen des Kranken, seiner Kleidungsstücke und 
seines Bettzeuges durch die Entleerungen sind sofort mit Hülfe von Desin¬ 
fektionsmitteln wegzuwaschen. 

Wasch- und Badewasser der Kranken, sowie das Spülwasser für die Ge- 
räthe darf erst nach vorgenommener Desinfektion beseitigt werden. 

7. Alle benutzte Leib- und Bettwäsche muss sofort desinfizirt werden. 
Erst danach darf sie zur übrigen schmutzigen Wäsche gethan oder dem Wäscher 
übergeben werden. 

8. Alle Geräthe und Geschirre (Löffel, Messer, Gabeln, Teller, Schüsseln, 
Töpfe u. s. w.), welche im Krankenzimmer benutzt sind, müssen dort sorgfältig 
— am besten in kochendem Wasser — gewaschen werden, ehe sie in den Haus¬ 
stand zurückgehen. 

9. Nicht verzehrte Speisen und Spcisenabffille sollten, wenn angängig, im 
Zimmerofen verbrannt oder, ehe sie in den Hausstand zur anderweitigen Be¬ 
seitigung zurückgehen, mit Kresolseifcnlösnng übergossen werden. 

10. Wenn in einer Wohnung die vorstehenden Massregeln nicht aus¬ 
reichend durchgeführt werden können, sollte der Kranke in’s Krankenhaus ge¬ 
bracht werden. Besonders wichtig ist diese Massregel, wenn das Krankenzimmer 
oder das Pflegepersonal in enger Beziehung zu einer Schule, einer Handlung 
mit Milch und anderen Nahrungsmitteln, oder zu irgend einer anderen Gelegen¬ 
heit steht, durch welche die Uebertragung der Krankheit auf weitere Kreise 
begünstigt wird, oder wenn der Kranke sich auf einem Schiff befindet. 

Die Polizeibehörde ist befngt, in solchen Fällen im öffentlichen Interesse 
die Ueberführung in ein Krankenhaus anzuordnen. (§. 19 des Gesetzes, be¬ 
treffend das Verhältniss der Rechtspflege zur Verwaltung, vom 23. April 1879.) 

11. Nach Ablauf der Krankheit (Genesung, Tod, Ueberführung in eine 
Krankenanstalt oder in eine andere Wohnung) muss das Krankenzimmer mit 
Zubehör, — wenn der zuständige Medizinalbeamte eB für nöthig hält, die ge- 
sammte Wohnung — durch die staatliche Desinfektionsanstalt desinfizirt werden. 

Anweisung zur Desinfektion. 

I. Desinfektionsmittel. 

1. Chlorkalk. Das Gefäss, in dem derselbe geliefert wird, ist wohl 
verschlossen zu halten, damit er seine Wirkung nicht einbüsst. 

2. Verdünnte Kresolseifenlösung 5°/ 0 . Zur Herstellung der¬ 
selben wird .der Inhalt der gelieferten, einen halben Liter fassenden Flasche mit 
Kresolseifenlösung in die gleichfalls gelieferte, 10 Liter fassende Korbflasche 
gegossen und diese dann mit Leitungswasser aufgefüllt und gehörig umge¬ 
schüttelt. 

PL Ausführung der Desinfektion. 

1. Zur Desinfektion der Hände werden dieselben unter kräftigem Bürsten 
mehrere Minuten lang mit verdünnter Kresolseifenlösung gewaschen. Besondere 
Aufmerksamkeit ist darauf zu verwenden, dass die Umgebung der Nägel 
gründlich gereinigt wird. Fingerringe müssen abgenommen und in der ver¬ 
dünnten Kresolseifenlösung, namentlich an ihrer Innenseite, abgebürstet werden. 

2. Die Ausleerungen der Kranken (Stuhlgang, Urin) werden in 
besonderen Gefässen (Steckbecken, Nachtgeschirren, Nachtstühlen) aufgefangen. 
Dann wird Chlorkalk unter starkem Umrühren in dem Verhältniss zugesetzt, 
dass ungefähr ein bis zwei Löffel voll auf eine Entleerung kommen. Nach 20 
Minuten können die so behandelten Abgänge in den Abtritt entleert werden. 
Metallene Geräthe müssen sofort nachher mit viel Wasser ausgewaschen werden, 
damit sie nicht durch etwa zurückgebliebenes Chlor angegriffen werden. 

Etwaiger Auswurf oder Erbrochenes der Kranken ist ebenso zu behandeln, 
oder mit annähernd gleichen Mengen verdünnter Kresolseifenlösung zu über¬ 
giessen und dann 12 Stunden stehen zu lassen. 
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3. Beschmutzungen desKranken, «einer Kleidungsstücke 
und seines Bettzeuges sind sofort mit verdünnter Kresolseifexüösung ab* 
zuwaschen. 

4. Wasch- und Spülwässer werden unter starkem Umrühren mit 
ungefähr einem halben Löffel voll Chlorkalk aut eine Wascbkumme voll Flüssig¬ 
keit desinfizirt. Das Wasser eines Vollbades erfordert 4 Löffel voll 
Chlorkalk* Nach 20 Minuten Stehen können die so behandelten Wässer in’s 
Siel gelassen werden. Mit metallenen Waschkummen und Badewannen muss 
nach vollendeter Desinfektion wie unter 2 angegeben verfahren werden. 

5. Leib- und Bettwäsche wird in den gelieferten, mit verdünnter 
Kresolseifenlösung gefüllten Eimer gesteckt. Die Menge der Flüssigkeit ist so 
reichlich zu bemessen, dass dieselbe nach dem Durchseuchten der Gegenstände 
noch überall über den letzteren steht In dieser Lösung bleiben die Gegen¬ 
stände 12 Stunden lang. Darauf können sie ausgewrungen oder in Leitungs¬ 
wasser ausgespült und dann dem Wäscher übergeben oder zur sonstigen 
schmutzigen Wäsche des Hausstandes gethan werden. Dieselbe verdünnte 
Lösung kann zu wiederholten Malen zur Desinfektion benutzt werden, nur ist 
dafür zu sorgen, dass sie in dem Eimer immer in genügender Menge vor¬ 
handen ist. 

6. Mobilien, Kleidungsstücke, Geräthe, Bücher, Spiel¬ 
zeug und sonstige Effekten, welche mit dem Kranken in Berührung 
gekommen sind und auf die vorgenannte Weise nicht desinfizirt sind, müssen 
nach Ablauf der Krankheit gleichzeitig mit dem Krankenzimmer von den 
Mannschaften der Desinfektionsanstalt desinfizirt oder verbrannt werden. 


D. Fürstenthum Schaumburg-Lippe. 

Massregeln gegen die Pest. Polizeiverordnung des Mi¬ 
nisteriums vom 31. August 1899. 

§. 1. Erkrankungs- und Todesfälle, bei denen offensichtlich Pest vor¬ 
liegt, sowie solche, bei denen es sich nnr nm den Verdacht der Pest handelt, 
sind der Ortspolizeibehörde (Polizeidirektor, Landräthe, Magistrat in Stadthagen) 
unverzüglich anzuzeigen. 

§. 2. Zur Anzeige verpflichtet ist der behandelnde Arzt, oder wenn ein 
solcher nicht zugezogen war, jede sonst mit der Behandlung oder Pflege des 
Erkrankten beschäftigte Person, oder falls solche Personen nicht vorhanden sind, 
der Haushaltungsvorstand oder derjenige, in dessen Wohnung der Erkrankungs- 
oder Todesfall sich ereignet hat. 

§. 3. Den zur Vorkehrung von Sicherheitsmassregeln getroffenen Anord- 
nüngen des behandelnden Arztes, oder wenn ein solcher nicht zugezogen war, 
des Kreisphysikus, ist unbedingte Folge zu leisten. 

Die Durchführung der getroffenen Anordnungen hat nöthigenfalls im Wege 
polizeilichen Zwanges zn erfolgen. 

§. 4. Die Ortspolizeibehörde hat von jedem Auftreten der Pest oder pest¬ 
verdächtigen Falle so wohl dem Fürstlichen Ministerinm wie gleichzeitig dem 
Kaiserlichen Gesundheitsamte zn Berlin sofort anf telegraphischem Wege Mit- 
theilnng zu machen. 

Die Mittheilung hat zu enthalten eine genaue Angabe der Zahl der Er¬ 
krankungen nnd Todesfälle des Orts, an welchem sich diese ereignet haben, 
sowie der Tage, an welchen die Krankheitsfälle begonnen haben und ermittelt 
worden oder die Todesfälle eingetreten sind. 

§. 5. Um bei den einzelnen Krankheit»- nnd Todesfällen so schnell wie 
möglich Gewissheit darüber zu erlangen, ob es sich in der That nm Pest handelt, 
hat die Ortspolizeibehörde unverzüglich eine bakteriologische Feststellung vor¬ 
nehmen zu lassen. 

Bis anf Weiteres hat diese Feststellung in der Untersuchungsanstalt des 
Apothekers Dr. phil. Mnrtfeld zu Kirchhorsten zn erfolgen. 

§. 6. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Polizeiverordnung 
werden mit Geldstrafe von 5—50 Mark bestraft, sofern nicht nach den Vor¬ 
schriften bestehender Gesetze eine härtere Strafe verwirkt ist. 

Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Prack von J. C. C. Braus, Minden. 




Rechtsprechung und ledizinal- 

Gresetzgehung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 19. 1. Oktober. 1899. 


Rechtsprechung. 

Sachverständigen - Gebühren für Zahnärzte. Beschlüsse des 
Landgerichts zu Breslau vom 25. März 1899 und des Oberlandes* 
gerichts zu Breslau vom 9. Juni 1899. 

a. Das bezeichnte Gesetz vom 9. März 1872 verbreitet sich in §§. 1—6 
über die den Medizinalbeamten zustehenden Vergütungen und bestimmt dann in 
§. 7. dass dieselben Gebühren. u. s. w. den auf amtliche Veranlassung thätig 
gewordenen nichtbeamteten Aerzten und Thierärzten zustehen soll. 

Es kann nun aus der hier erfolgten Gegenüberstellung von beamteten 
und nichtbeamteten Aerzten nicht der Schluss gezogen werden, dass unter letz* 
tere Kategorie nur diejenigen fallen sollen, welche auf Grund ihrer nach §. 29 
der Gewerbe-Ordnung ertüeilten Approbation auch beamtete Aerzte werden 
können. Eine solche Unterstellung ist weder aus dem Wortlaute des Gesetzes noch 
aus einem anderen Grunde zu begründen; denn es ist nicht abzusehen, weshalb 
nicht beamtete Aerzte, welche nie beamtet werden können, eine andere Benrthei- 
lung bei Festsetzung der Vergütung für Abgabe eines Gutachtens erfahren sollen, 
als diejenigen, welchen dieselbe Möglichkeit geboten ist, trotzdem die ersteren 
ebenso wie letztere den von ihnen geforderten Nachweis ihrer wissenschaftlichen 
Befähigung nachgewiesen haben und auch, wie aus dem Hinweis auf die Thier¬ 
ärzte erhellt, oft letzteren in der wissenschaftlichen Ausbildung nicht nachstehen. 

Es ist allein massgebend, ob ein Sachverständiger gesetzlich als Arzt 
anerkannt ist. Dieses ist aber nach §. 29 der Gewerbeordnung bei den Zahn¬ 
ärzten der Fall. Dem Beschwerdeführer stand deshalb gemäss §§. 7 u. 3, Nr. 1 
des zitirten Gesetzes eine Vergütung von 6 Mark zu. 

b. ... In der Sache selbst kann die theoretische Erörterung der Frage, 
ob auf die Zahnärzte Dr. Sch. und Dr. J. das Gesetz vom 9. März 1872 An¬ 
wendung finden müsse oder nicht, dahingestellt bleiben. Auch vom Standpunkte 
der Gebührenordnung vom 30. Juni 1878, welche die Beschwerdeführerin für 
anwendbar hält, ist die Gebührenfcstsetzung des Schwurgerichtsvorsitzenden 
nicht unzutreffend. 

Nach §. 3 derselben erhält der Sachverständige Vergütung für seine Zeit- 
versäumniss im Betrage bis zu 2 Mark für die Stunde. Bei der Bemessung der 
Entschädigung ist auf die Erwerbsverhältnisse des Sachverständigen Rücksicht 
zu nehmen, und die Vergütung nicht über 10 Stunden hinaus, d. h. also 20 Mark 
zu bemessen. Die gewährte Vergütung von 18 Mark hält sich also innerhalb 
der Maximalgrenze des §. 3 der Gebührenordnung; auch ist ohne Weiteres an¬ 
zunehmen, dass Zahnärzte, welche sich eines solchen Rufes erfreuen, dass sie 
als Sachverständige zugezogen worden sind, einen Tageserwerb von 18 Mark 
haben werden. 


Die Bestimmungen über die Benutzung von Kleinbahnen bei 
Dienstreisen finden auch auf die Medizinalbeamten Anwendung. Be¬ 
schluss des Landgerichts (Ferienkammer) in Saarbrücken vom 
2. August 1899. l ) 

Mit Recht nimmt der Vorderrichter an, dass die Medizinalbeamten von 
der Gültigkeit des Gesetzes vom 21. Juni 1897 nicht überhaupt, sondern nur 
von dessen in Art. I §§. 1 und 4 Nr. I und II getroffenen Bestimmungen ausge- 


*) Siehe den entgegengesetzten Beschluss der Zivilkammer des Land¬ 
gerichts in Görlitz; Beilage zu Nr. 14, S. 113. 
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nommen sein sollen. Hierfür spricht zunächst der klare Wortlaut des Artikels V 
Abs. 2, welcher nur diese deutlich bezeichneten Bestimmungen von der Anwend¬ 
barkeit auf jene Beamte ansschliesst. Es entspricht aber ferner durchaus dem 
Siune und Zwecke des Gesetzes, dass wie anderen nicht ausdrücklich aasge¬ 
nommenen Bestimmungen, so besonders auch der des §. 4 Nr. III alle Beamte 
unterworfen werden. Denn das Gesetz weist hier auf die Nothwendigkeit hin, 
dass grundsätzliche neue Bestimmungen zu treffen seien, falls Kleinbahnen be¬ 
nutzt werden können. Da diese Art von Bahnen erst in der neueren Zeit eine 
unerwartet grosse Ausdehnung und Bedeutung gewinnen, so enthielten begreif¬ 
licher Weise die bisherigen Bestimmungen überhaupt keine Vorschriften über 
die Vergütung im Falle der Benutzung solcher Bahnen. Wenn nunmehr über 
die Nothwendigkeit solcher Vorschriften gesetzlich anerkannt wird, muss sie 
als eine nothwendige Ergänzung aller Bestimmungen, sowohl der für die Be¬ 
amten überhaupt, als auch der für die Medizinalbeamten besonders gegebenen 
angesehen werden. Diese Ergänzung wird in der angeführten Gesetzesstelle §. 4 
Nr. III vorgesehen und einem Ministerialbeschluss Vorbehalten. Der auf Grund 
dieses gesetzlichen Vorbehalts erlassene Beschluss vom 25. Oktober 1898 findet 
demnach auch Anwendung auf die Medizinalbeamten, da er sie nicht etwa aus¬ 
drücklich ausschliesst. Nur insofern lässt auch dieser Beschluss, welcher mit 
Ausnahme der Vergütung für Zu- und Abgang dieselbe Vergütungeu, wie für 
Benutzung der Eisenbahn gewährt, eine Sonderstellung der Medizinalbeamten 
zu, als diesen gemä3s Artikel V Abs. 2 eit. nicht die geringere Vergütung für 
jedes Kilometer, welche in Artikel I §. 4 Nr. 1 vorgesehen ist, sondern die 
höhere Vergütung der älteren Bestimmungen znkommt. Diese Sonderstellung 
hat aber auch in dem angefochtenen Beschlüsse des Amtsgerichts zu Saar¬ 
brücken Berücksichtigung gefunden, so dass dieser in vollem Umfange aufrecht 
zu erhalten war. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A.. Deutsches Reich. 

Belehrung über das Wesen und die Verbreitungsweise der Pest (a), 
Anweisung znr Entnahme nnd Versendung pestverdächtiger Unter- 
snehnngsobjekte (b), sowie Bestimmungen über Einrichtung nnd Betrieb 
der Laboratorien zn Untersuchungen anf Pest (c). Rundschreiben 
des Reichskanzlers (Reichsamt des Innern) vom 9. September 1899. 

a) Belehrung über das Wesen und die Yerbreitungsweise der Pest. 

1. Die Pest ist eine ansteckende Krankheit, die ausschliesslich dadurch 
bervorgernfen wird, dass ein bestimmter Krankheitskeim (die Pestbazillen) Ein¬ 
gang in den Körper gefunden hat. 

■ 2. Sie stellt ein plötzlich oder nach kurzem, allgemeinem Uehelbefinden 
einsetzendes fieberhaftes Leiden dar, welches in der Mehrzahl der Fälle, und 
zwar gewöhnlich zwischen dem 3. und 5. Krankheitstage, znm Tode führt und 
hei den Genesenen nicht selten mehr oder minder schwere Nachkrankheiten 
hinterlässt. Die Erkrankten pflegen unter auffallender Verminderung der 
Arterienspannnng und Vermehrung der Zahl der Pulsschläge sehr rasch in hoch¬ 
gradige Schwäche nnd Theilnahmlosigkeit zu verfallen. Nach dem Sitz und 
der Intensität der Krankheit sind verschiedene Formen der Pest zn unter¬ 
scheiden. Am häufigsten ist die Drüsen- oder Bubonenpest, welche 
durch schmerzhafte Anschwellung einer oder mehrerer Lymphdrüsen, besonders 
der an der Schenkelbeuge, der Achselhöhle und dem Halse belegenen, gekenn¬ 
zeichnet ist. Die Höhe der Erkrankung wird hei ihr meist schon am ersten 
Tage erreicht. 

Im Verlauf der Krankheit kommt es in der Regel zn Blutergiessungen 
in die Schleimhäute (Blutharnen, Entleerung schwärzlicher Massen durch Er¬ 
brechen und Stuhlgang), seltener in die Hant. Ist der Tod nicht bereits in den 
ersten Krankheitstagen erfolgt, so kann die Drüsengeschwulst in Vereiterung 
oder langsame Zertheilung übergehen. Bei einer weiteren Form der Pest bildet 
das Auftreten eines Bläschens auf irgend einer Hantstelle, ans welchem sich das 
bisweilen zu handgrossen Gewebszerstörungen führende Pestgeschwür oder die 
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Pestpustel entwickelt, das charakteristische Merkmal. Der Krankheitsver- 
lauf ist hier im Allgemeinen etwas milder als bei der Drüsenpest. Die Lungen* 
pest bietet das Bild einer plötzlich beginnenden schweren Lungenentzündung 
und verläuft fast ausnahmslos tödtlich. Der Auswurf des Kranken enthält 
Pestbazillen in zahlloser Menge. Personen, welcde an chronischen Lungenkrank¬ 
heiten, namentlich an Lungenschwindsucht leiden, sind für diese Form der Pest 
besonders empfänglich. 

Der in der Lunge lokalisirte Krankheitsprozess kann zu Zerstörungen 
des Lungengewebes und äusserst starken Lungenblutungen mit nachfolgendem 
Brand führen (der „schwarze Tod“ des Mittelalters). 

Von einzelnen Forschern ist eine vierte schwere Form der Krankheit, 
die Darmpest, beobachtet worden; es soll hierbei zu Geschwürsbildung auf 
der Magen- und Darm Schleimhaut kommen und der Verlauf der Erkrankung 
dem eines schweren Unterleibstyphus gleichen. 

Diese Krankheitsformen der Pest können sehr bald nach Beginn der Er¬ 
krankung durch Verallgemeinerung der Infektion eine gewaltige Steigerung ihrer 
ohnehin grossen Bösartigkeit erfahren, so dass sie unter dem Zeichen einer all¬ 
gemeinen Sepsis unter Umständen in wenigen Stunden zum Tode führen. 
Ausser diesen schweren sind jedoch, wenn auch weit seltener, noch leichte 
Formen der Pest beobachtet worden, die zum Theil mit kaum merkbaren all¬ 
gemeinen und örtlichen Erscheinungen einhergehen und in der Regel einen 
günstigen Verlauf nehmen. 

3. Der Ansteckungsstoff befindet sich im Blute, dem Inhalt und 
dem Gewebe der erkrankten Lymphdrüsen, der Pestgeschwüre und -Pusteln, 
bei der Lungenpest im Auswurf und Speichel, seltener im Stuhl und Urin des 
Kranken; er kann von diesen auf andere Personen, sowie auf manche Thiere, 
wie Ratten und Mäuse, übergehen und in die mannigfachsten Gegenstände ge- 
rathen und mittels derselben verschleppt werden. 

Solche Gegenstände sind beispielsweise Kleidungsstücke, Leibwäsche, 
Bettstücke, Lumpen, Wolle, Teppiche, Haare, ungegerbte Felle und dergl.; 
auch Speisen und Getränke sind unter Umständen geeignet, die Ansteckung zu 
vermitteln. 

4. Die Uebertragung des Ansteckungsstoffes auf Menschen 
und auf die dafür empfänglichen Thiere erfolgt am häufigsten in der Weise, 
dass derselbe durch kleine unbeachtete Verletzungen der Haut, z. B. Kratz- 
und Risswunden oder Schrunden, oder durch Stiche von Insekten, welche an 
pestkranken Thieren oder Menschen sich befunden hatten, in den Blutkreislauf 
gelangt; die Uebertragung kann auch dadurch zu Stande kommen, dass Staub 
oder Nahrungsmittel, denen Ansteckungsstoff anhaftet, eingeathmet bezw. zum 
Munde geführt werden. 

Bei der Lungenpest geschieht die Ansteckung gewöhnlich von Person zu 
Person durch Vermittelung des bazillenreichen Auswurfs des Erkrankten. 

5. Die Ausbreitung der Pest nach anderen Orten kann 
geschehen: 

a. durch den Aufenthaltswechsel solcher Personen, welche nur leicht an 
der Seuche erkrankt oder in der Genesung befindlich sind; 

b. durch Versendung undesinfizirter Gebrauchsgegenstände von Pest¬ 
kranken, namentlich von Kleidern, Wäsche oder Bettstücken; 

c. durch Wanderung oder Transport von Ratten, Mäusen und anderen 
an Pest erkrankten Thieren; das ihnen anhaftende Ungeziefer, ihre Absonde¬ 
rungen, eventuell ihre Kadaver vermitteln die Verschleppung der Seuche. 

b) Anweisung zur Entnahme und Versendung pestverdfichtiger 

Untersuchungsobjekte. 

1. Als Untersuchungsobjekte kommen in Betracht: 

a) bei kranken Personen: 

Inhalt erkrankter Lymphdrüsen — Eiter, noch zweckmässiger Gewebs- 
theilchen —; Inhalt verdächtiger Hautblasen oder -Geschwüre; Proben von 
Lungenauswurf, Speichel, Blut — letzteres womöglich auf Deckglas-Ausstrich¬ 
präparaten — in besonderem Glase beigefügt; Urin; bei Verdacht auf Darmpest 
auch Darminbalt; 

b) bei Leichen: Stücke der Milz, Abschnitte erkrankter Hautstellen und 
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erkrankter Lymphdrüsen, erkrankte Theile der Lange, bei Verdacht aaf Dann- 
pest auch Darmabschnitte. 

2. Sämmtliche zur Untersnchang bestimmten Objekte sind womöglich in 
ganz frischem Zustande abzusenden. Je länger sie bei Zimmertemperatur stehen, 

um so ungeeigneter werden sie für die Untersuchung; zu vermeiden sind Zu- > 
Sätze irgend welcher Art. I 

3. Sämmtliche Untersuchungsobjekte werden, und zwar von jedem Er- ' 
krankten bezw. Gestorbenen getrennt, ohne vorausgegangene Desin¬ 
fektion in passende trockene Olasgefässe gebracht. Die letzteren müssen 
stark in den Wandungen und sicher verschliessbar sein. Am besten sind die 
sogenannten Pulvergläser der Apotheken mit weitem Halse und eingeschliffenem 
Qlasstöpsel; stehen solche nicht za Gebote, so können andere starkwandige, mit 
glattem, cylindrischem Halse versehene und mit reinen, gut passenden Kork¬ 
stöpseln fest verschlossene Olasgefässe Verwendung finden. Die gewöhnlichen 
dünnwandigen Einmachegläser und Medizinflaschen dürfen nicht verwendet | 
werden. Alle Verschlüsse sind durch übergebundene feuchte Thierblase oder 
Pergamentpapier zu sichern. Nach Füllung und Verschluss sind die Gefässe 
mit einem fest aufzuklebenden oder sicher anzubindenden Zettel zu versehen, 
welcher das Wort „Pestproben“, sowie den Vor- und Zunamen des Erkrankten 
bezw. Gestorbenen in deutlicher Schrift enthält. Der Sendung sind auf starkem 
Papier — am besten unter Benutzung eines vorgedruckten Formulars — nach¬ 
stehende Angaben beizufügen oder in einem Begleitschreiben beiznlegen: 

a) Vor- und Zunamen der Person, von welcher die Untersuchungsobjekte 
entnommen sind, 

b) Alter der Personen, 

c) Herkunft der Person: ortsansässig oder woher zugereist? 

d) Zeit der Entnahme der Untersuchungsobjekte — Tag und Stunde —, 

e) — womöglich —: Beginn der Erkrankung, Art — Form — der Er¬ 
krankung, eventuell Zeitpunkt des Todes. 

4. Sofern die Gefässe nicht mit einer dicht schliessenden, festen Hülse 
umgeben sind, müssen sie unter Benutzung von Papierschnitzeln, Holzwolle, 
Heu, Stroh, Häcksel oder anderem elastischen Material in einem kleinen festen I 
Kistchen derart verpackt werden, dass sie darin beim Transport sicher und fest 
liegen und, falls mehrere Gefässe zusammengepackt werden, nicht aneinander 
stossen. Die Verwendung zerbrechlicher Zigarrenkistchen oder von Kartons ist 

zu vermeiden. 

Am besten bleiben die Untersuchungsgegenstände für die Prüfung ge¬ 
eignet, wenn sie in Eis verpackt (in wasserdichten Behältern) zur Versendung 
kommen. 

Das Kistchen wird mit deutlicher Adresse der Untersnchungsstellc and 
mit den Bezeichnungen „Vorsicht“, „durch Eilboten za bestellen“ 
versehen. 

5. Die Untersuchungsobjekte sollten nur von einem approbirten Arzte 
entnommen werden. 

c) Bestimmungen über Einrichtung und Betrieb derjenigen Labo¬ 
ratorien, welchen die Feststellung pestverdächtiger Krankheits¬ 
fälle und andere Untersuchungen mit Pesterregern übertragen 

werden. 

A. Lage und Einrichtung der Arbeitsräume. | 

1. Zu Untersuchungen mit dem Pesterreger oder mit pestverdächtigem 
Material — Züchtung des Erregers in Verbindung mit Thierversuchen — sind 
besondere Arbeitsräume erforderlich, welche von anderen Bäumen ge¬ 
trennt liegen und für sich einen sicher abschliessbaren Eingang besitzen. Das 
Schloss der Eingangsthttr darf sich nur mittels des dazu gehörigen Schlüssels 
öffnen; lassen — nicht durch sogen. Hauptschlüssel. 

Es kann ein einziger Raum ausreichen; zu empfehlen ist jedoch das Vor-' 
handensein wenigstens zweier Räume, von denen der eine hauptsächlich für | 
Unterbringung, Sektion und Vernichtung der Versuchsthiere, der andere haupt¬ 
sächlich für die Züchtung des Erregers und für mikroskopische Untersuchungen j 

n. s. w. zu verwenden ist. Die Räume sollen unmittelbar neben einander liegen I 

und durch abschliessbare Zwischenthür verbunden sein. | 



Rechtsprechung und Medizinal - Gesetzgebung. 


161 


2. Die Arbeitsräume müssen für La ft and Licht überall leicht zugäng¬ 
lich sein — namentlich auch in den Winkeln —, glatte, undurchlässige, 
leicht zu reinigende und zu desinfizirende Fussböden und Wände haben; es 
dürfen keine Oeffnungen vorhanden sein, durch welche kleinere Thiere oder 
gar Ratten ein-und ausschlüpfen können. Ventilationsöffnungen sind 
mit dichten Drahtnetzen zu überziehen. Die Fenster müssen zuverlässig 
dicht schliessen; werden sie geöffnet, so sind in die Fensteröffnungen Einsätze 
mit engmaschigem Drahtgitter einzufügen. 

3. Die Räume müssen für sich allein mit allen denjenigen 
Einrichtungen und Instrumenten ausgestattet sein, welche 
für die Züchtung von Mikroorganismen und zur Anstellung von 
Thierversuchen erforderlich sind, namentlich dürfen nicht fehlen: 

a) ein mit sicherem Schloss versehener Behälter zur Aufbewahrung 
lebender Kulturen und von verdächtigem Material; 

b) Einrichtungen für sichere Unterbringung der Versuchs¬ 
thier e — (am besten hohe, in Wasserdampf sterilisirbare Glasgefässe mit 
beschwertem oder fest anzuschliessendem Drahtdeckel und mit Watteabschluss), 
— für die Oeffnung der Thiere und für die Vernichtung der Kadaver und 
sonstiger infizirter Gegenstände — (Verbrennungsofen oder säurefeste Gefässe 
für Auflösung in konzentrirter Schwefelsäure), — für die Sammlung und Des¬ 
infektion der Abgänge der Versuchstbiere, einschliesslich der Streumaterialien 
und Futterreste (säurefeste Behälter); 

c) Einrichtungen zur Reinigung und Desinfektion der Hände und aller 
bei den Arbeiten gebrauchten Gegenstände. 

4. Andere Ausstattungsgegenstände, als die zur Ausführung der Unter¬ 
suchungen etc. erforderlichen, dürfen in den Arbeitsräumen nicht untergebracht 
werden; namentlich ist auch das Anbringen von Vorhängen innerhalb des 
Arbeitszimmers zu vermeiden. 

B. Leitung und Betrieb. 

1. Der Leiter der Untersuchuugsstelle ist von der zuständigen Staats¬ 
behörde speziell zu bezeichnen und mit Auftrag zu versehen. Derselbe ist für 
die dauernde ordnungsmässige Instandhaltung und für den gesummten Betrieb 
in den Arbeitsräumen persönlich haftbar. 

Er kann für einzelne Verrichtungen solche Persönlichkeiten mit seiner 
Vertretung betrauen oder zu seiner Hülfe heranziehen, welche nach Vor¬ 
bildung und persönlichen Eigenschaften (Zuverlässigkeit etc.) im Stande sind, 
die volle Verantwortlichkeit neben ihm zu übernehmen. 

Laboratoriumsdiener dürfen sich zur Vornahme von Reinigungs- 
arbeiten und dergleichen in den Arbeitsräumen nur in Gegenwart des Leiters 
oder des mit seiner Vertretung Beauftragten aufhalten. Sie sind besonders 
auszuwählen und zu unterweisen. 

2. Der Leiter hat dafür zu sorgen, dass die Arbeitsräume, sowie 
auch der in denselben für die Aufbewahrung der Kulturen u. s. w. dienende 
Behälter (vergl. A 3a) unter sicherem Verschluss gehalten und Niemandem, 
ausser dem etwa von ihm persönlich beauftragten Vertreter (Nr. 1) zugäng¬ 
lich werden. 

Wird aus zwingenden Gründen der Zutritt einer anderen Person vorüber¬ 
gehend gestattet, so hat der Leiter bezw. Vertreter (Nr. 1) persönlich die Ver- 
antwortnng für deren Sicherheit vor Ansteckung. 

3. Während des Aufenthalts in den Arbeitsräumen sind Schutzüber¬ 
kleider zu tragen, welche vor dem Verlassen der Räume wieder abzulegen 
sind; diese Schutzkleider sind vor der Ausgabe zur Wäsche in den Arbeits¬ 
räumen selbst zu desinfiziren. (Autoklav, Dampfkochtopf.) 

In den Räumen darf nur bei geschlossenen Thüren und Fenstern gearbeitet 
werden (eventuell Drahteinsätze nach A 2 ). 

4. Bei den Arbeiten mit Versuchsthieren ist namentlich auf das 
Sorgfältigste darauf zu achten, dass ein Entweichen von Thieren oder eine 
Verstreuung von infektionstüchtigem Material nicht stattfindet. 

Thiere, welche in den Arbeitsräumen untergebracht waren, sind in diesen 
selbst zu vernichten; die Kadaver werden am zweckmässigsten entweder ver¬ 
brannt, oder in konzentrirter Schwefelsäure aufgelöst. 
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5. Vor dem Verlassen der Räume hat sich der Leiter oder dessen Ver¬ 
treter (Nr. 1) zu vergewissern, dass die Versuchsthiere und Kulturen sicher 
untergebracht sind und das Infektionsmaterial nicht verstreut ist. 


S. Königreich Preuszen. 

Gesetz betreffend die Dienststellung des Kreisarztes und die 
Bildung von Gesundheitskommissionen. Vom 16. September 1899. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preussen etc. 
verordnen mit Zustimmung beider Häuser des Landtages Unserer Monarchie 
fttr den Umfang derselben, was folgt: 

Erster Abschnitt. 

Der Kreisarzt. 

§. 1. Der staatliche Gesundheitsbeamte ist der Kreisarzt. 

Er ist der technische Berather des Landrats, in Stadtkreisen der Polizei¬ 
behörde. 

Der Kreisarzt ist dem Regierungspräsidenten unmittelbar unterstellt. 

Der Stellvertreter des Kreisarztes in Behinderungsfällen oder bei Er¬ 
ledigung der Stelle wird von dem Regierungspräsidenten ernannt. 

Dem Landrath und der Polizeibehörde verbleiben die ihnen nach der gel¬ 
tenden Gesetzgebung zustehenden Befugnisse in Angelegenheiten des Gesund¬ 
heitswesens. 

Die Kosten der Reisen, welche der Kreisarzt im Aufträge des Regie¬ 
rungspräsidenten oder des Landrats ausführt, fallen der Staatskasse zur Last. 

§. 2. Die Anstellung als Kreisarzt erfordert: 

1. den Nachweis der Approbation als Arzt; 

2. den Erwerb der medizinischen Doktorwürde bei einer preussischen Uni¬ 
versität; über die Zulassung der Doktorwürde, welche bei einer anderen 
Universität erworben ist, entscheidet der Minister der Medizinalangelegen¬ 
heiten ; 

S. das Bestehen der kreisärztlichen Prüfung; 

4. den Ablauf eines angemessenen Zeitraumes nach der Approbation als Arzt. 

Die Anstellung erfolgt durch den Minister der Medizinalangelegenheiten. 

§. 3. Die Besoldung des Kreisarztes ist pensionsfähig. 

Wo besondere Verhältnisse es erfordern, können vollbesoldete Kreisärzte 
angestellt werden. 

Dieselben beziehen ein festes Diensteinkommen unter Ausschluss von Ge¬ 
bühren. Soweit nach den bestehenden Vorschriften für gewisse Verrichtungen 
Gebühren zu entrichten sind, fliessen dieselben zur Staatskasse. 

Die Ausübung der ärztlichen Privatpraxis mit Ausnahme von dringenden 
Fällen und von Konsultationen mit anderen Aerzten wird den vollbesoldeten 
Kreisärzten untersagt. Die Annahme von Nebenämtern kann ihnen gestattet 
werden. 

Für Stadtkreise können die als Kommunalbeamte angestellten Stadtärzte 
vom Minister der Medizinalangelegenheiten mit der Wahrnehmung der Auf¬ 
gaben des Kreisarztes beauftragt werden. 

§. 4. Der Amtsbezirk des Kreisarztes ist der Kreis. 

Grössere Kreise können in mehrere Kreisarztbezirke zerlegt, kleinere^ zu 
einem Kreisarztbezirke zusammengelegt werden. Auch einzelne Theile eines 
Kreises können einem benachbarten Kreisarztbezirke zugeschlagen werden. 

§. 5. Dem Kreisarzt können ein oder mehrere kreisärztlich geprüfte 
Aerzte widerruflich alä Assistenten beigegeben werden, welche ihm dienstlich 
unterstellt sind und eine angemessene Remuneration aus staatlichen Fonds 
erhalten. 

§. 6. Der Kreisarzt hat insbesondere die Aufgabe: 

1. Auf Erfordern der zuständigen Behörden in Angelegenheiten des Gesund¬ 
heitswesens sich gutachtlich zu äussern, auch an den Sitzungen des Kreis¬ 
ausschusses und des Kreistages auf Ersuchen dieser Körperschaften oder 
ihres Vorsitzenden mit berathender Stimme Theil zu nehmen; 

2. die gesundheitlichen Verhältnisse des Kreises aus eigener Anschauung zu 
beobachten, auf die Bevölkerung aufklärend und belehrend einzuwirken; 



Rechtsprechung und Medizinal'Gesetzgebung. 


163 


8. die Durchführung der Gesundheitsgesetzgebung und der hierauf bezüglichen 
Anordnungen zu überwachen und nach Massgabe der bestehenden Vor¬ 
schriften die Heilanstalten und anderweitige Einrichtungen im Interesse 
des Gesundheitswesens zu beaufsichtigen; auch hat er über das Apotheken- 
und Hebammenwesen, über die Heilgehülfen und anderes Hilfspersonal 
des Gesundheitswesens die Aufsicht zu führen; 

4. den zuständigen Behörden Vorschläge zu Abstellung von Mängeln zu 
machen, auch für die öffentliche Gesundheit geeignete Massnahmen in An¬ 
regung zu bringen. 

§. 7. Der Landrath sowie die Ortspolizeibehörde sollen vor Erlass von 
Polizeiverordnungen und sonstigen allgemeinen Anordnungen, welche das Gesund¬ 
heitswesen betreffen, den Kreisarzt hören. 

Ist die Anhörung unterblieben, so ist dem Kreisarzt von dem Erlasse 
der Polizei Verordnung oder Anordnung alsbald Mittheilung zu machen. 

§. 8. Bei Gefahr im Verzüge kann der Kreisarzt, wenn ein vorheriges 
Benehmen mit der Ortspolizeibehörde nicht angängig ist, die zur Verhütung, 
Feststellung, Abwehr und Unterdrückung einer gemeingefährlichen Krankheit 
erforderlichen vorläufigen Anordnungen treffen. Diesen Anordnungen hat der 
Gemeindevorstand Folge zu leisten. 

Die getroffenen vorläufigen Anordnungen sind den Betheiligten durch 
den Kreisarzt entweder zu Protokoll oder durch schriftliche Verfügung zu 
eröffnen. 

Die vorläufigen Anordnungen sind dem Landrath und der Ortspolizei¬ 
behörde sofort mitzutheilen. Sie bleiben so lange in Kraft, bis von der zu¬ 
ständigen Behörde anderweitige Verfügung getroffen wird. 

Wer den von dem Kreisarzt getroffenen vorläufigen Anordnungen zu¬ 
widerhandelt, wird, sofern nicht die Vorschrift des §. 327 des Reichsstrafgesetz¬ 
buchs Platz greift, mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bestraft. 

§. 9. Der Kreisarzt ist der Gerichtsarzt seines Amtsbezirks. Wo 
besondere Verhältnisse es fordern, kann die Wahrnehmung der gerichtsärztlichen 
Geschäfte besonderen Gerichsärzten übertragen werden. 

Zweiter Abschnitt. 

Die Ge8undheit8kojnmi8Bionen. 

§. 10. Für jede Gemeinde mit mehr als 5000 Einwohnern ist eine 
Gesundheitskommission zu bilden. 

Die Zusammensetzung und Bildung dieser Kommission erfolgt in den 
Städtön in Gemässheit der in den Städteordnungen für die Bildung von Kom¬ 
missionen (Deputationen) vorgesehenen Bestimmungen. 

In grösseren Städten können die städtischen Behörden Unterkommissionen 
für einzelne Bezirke bilden; der Minister der Medizinalangelegenheiten ist er¬ 
mächtigt, es bei der bisherigen Einrichtung der Sanitätskommissionen zu belassen. 

In ländlichen Gemeinden befindet der Landrath über die Zusammen¬ 
setzung, die Mitgliederzahl und den Geschäftsgang der Kommission. Die Mit¬ 
glieder verwalten ihr Amt als Ehrenamt. 

Die gesetzlichen Vorschriften über die Verpflichtung zur Annahme und über 
die Befugniss zur Ablehnung von Gemeindeämtern finden mit der Massgabe An¬ 
wendung, dass die Ausübung der ärztlichen Praxis nicht als Ablehnungsgrund gilt. 

Der Kreisarzt kann an allen Sitzungen der Gesundheitskommission theil- 
nehmen und darf jederzeit die Zusammenberufung derselben verlangen. 

In allen Verhandlungen der Gesundheitskommission hat der Kreisarzt 
berathende Stimme und muss jederzeit gehört werden. 

§. 11. Die Gesundheitskommission hat die Aufgabe: 

1. von den gesundheitlichen Verhältnissen des Ortes durch gemeinsame Be¬ 
sichtigungen sich Kenntniss zu verschaffen und die Massnahmen der Polizei¬ 
behörde, insbesondere bei der Verhütung des Ausbruchs oder der Ver¬ 
breitung gemeingefährlicher Krankheiten, in geeigneter Weise (Unter¬ 
suchung von Wohnungen, Belehrung der Bevölkerung etc.) zu unterstützen; 

2. über alle ihr von dem Landrath, von der Polizeibehörde und dem Gemeinde- 
vorstande vorgelegten Fragen des Gesundheitswesens sich gutachtlich zu 
äussern; 
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3. diesen Behörden Vorschläge auf dem Gebiete des Gesundheitswesens zu 
machen. 

§. 12. In Gemeinden mit 6000 oder weniger Einwohnern kann eine 
Gesundheitskommi8sion gebildet werden. In Städten muss die Bildung erfolgen, 
wenn der Regierungspräsident dieselbe anordnet. In Landgemeinden kann sie 
von dem Laadrath im Ein Verständnis mit dem Kreisausschuss angeordnet werden. 

Auf diese Kommissionen finden die Vorschriften der §§. 10 und 11 ent¬ 
sprechende Anwendung. 

Dritter Abschnitt. 

Uebergangs- und Sohlusebeetimmungen. 

§. 13. Innerhalb des der Zuständigkeit des Polizeipräsidenten von 
Berlin unterstellten Bezirks tritt dieser an die Stelle des Regierungspräsidenten. 

In den HohenzoliernBchen Landen tritt an die Stelle des Landraths der 
Oberamtmann, an die Stelle des Kreises der Oberamtsbezirk und an die Stelle 
des Kreisausschnsses der Amtsausschuss. 

§. 14. Die Kreisphysikats- und Kreiswundarztstellen werden aufgehoben. 

§. 15. Medizinalbeamte, welche bei dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
dienstlich nicht verwendet werden, bleiben während eihes Zeitraumes von ftinf 
Jahren zur Verfügung des zuständigen Ministers und werden auf einem beson¬ 
deren Etat geführt. Dieselben beziehen während dieses Zeitraumes ihre bis¬ 
herige Besoldung unverkürzt weiter und ausserdem jährlich die Hälfte der nach 
dem Durchschnitt der letzten 5 Jahre für dienstliche Verrichtungen ihnen zu¬ 
geflossenen Gebühren bis zum Höchstbetrage von jährlich 2000 Mark. 

Die Beamten, welche während des fünfjährigen Zeitraumes eine etats- 
mässige Anstellung nicht erhalten, treten nach Ablauf desselben in den Ruhe¬ 
stand und erhalten ohne Rücksicht auf die Dauer der Dienstzeit eine Pension 
in Höhe von drei Viertheilen der Besoldung und der gemäss Abs. 1 festge- 

§. 16. Die bestehenden Sanitätskommissionen, inbesondere diejenigen aus 
dem Reguativ vom 8. August 1835 (Gesetzsamml. S. 240) werden unbeschadet 
der Vorschrift des §. 10 Abs. 3 aufgehoben. 

§. 17. Der Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegenwärtigen Gesetzes 
wird durch Königliche Verordnung bestimmt. 

Der Minister der Medizinalangelegenheiten erlässt, und zwar soweit das 
Ressort des Finanzministers oder des Ministers des Innern betheiligt ist, in 
Geminschaft mit diesen, die zur Ausführung des Gesetzes erforderlichen 
Bestimmungen. 

Urkundlich Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und beigedrucktem 
Königlichen Insiegel. 

Gegeben Hubertusstock, den 16. September 1899. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. 

Freiherr v. Hammerstein. Schönstedt. Brefeld. v. Gossler 
Tirpitz. Studt. Freiherr v. Rheinbaben. 


Inwieweit Steingnt- nnd Porzellanöfen zu den „Ziegelöfen“ im 
Sinne des §.16 der Gewerbeordnung gehören. Rundverfügung des 
Ministers für Handel und Gewerbe (gez. in Vertr.: Lohmann) vom 
6. Juli 1899 an sämmtliche Königliche Regierungspräsidenten. 

Da bei den Verwaltungsbehörden Meinungsverschiedenheiten darüber be¬ 
stehen sollen, ob Steingut- nnd Porzellanfabriken zu den Ziegelöfen im Sinne 
des §. 16 der Gewerbeordnung gehören, ersuche ich Sie, die Polizeibehörden nnd 
Gewerbeaufsichtsbeamten Ihres Bezirks darauf hinzuweisen, dass Oefen, in denen 
Steinzeugwaaren, Porzellan- und porzellanartige Waaren mit glattem, nicht 
rissigem Bruche gebrannt werden, nicht zu den gemäss §. 16 der Gewerbeord¬ 
nung genehmigungspflichtigen Anlagen gehören. 
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C. Königreich Bayern. 

Vollzug des Gewerbesteuergesetzes. Gewerbesteuertarif. Be¬ 
kanntmachung vom 9. Juni 1899. 

Dieser Gewerbesteuertarif enthält folgende Aerzte und Medizinalbeamtc 


intcressirende Sätze: 

Normalanlage: 
a. b. c. d. 

M. M. M. M. 

Aerztliche Handapotheken.3 7 12 15 

Badeanstalten mit Mineral - Lnxusbädern, Medizinal¬ 
bädern, Inhalationseinrichtungen u. s. w. 9 18 30 60 

Desinfektionsanstalten. 9 18 24 30 

Geheimmittelverfertigung in kleinerem Betriebe . . — — — 18 

Geheimmittelverfertigung in grösserem Betriebe . . — — — 120 

Geheimmittel - Verkauf.— — 15 30 

Kaltwasser-Kuranstalten, s. Badeanstalten. 


Die Verhandlungen der Aerztekammern im Jahre 1898. Erlass 
des Staatsministeriums des Innern vom 29. Juli 1899. 

Auf die Verhandlungen der Aerztekammern Bayerns vom 31. Oktober 
1898 ergeht nach Einvernehmen des k. Obermedizinalausschusses nachstehende 
Vorbescheidnng: 

1. Nachdem die von den Aerztekammern vorgelegten Entwürfe einer 
ärztlichen Standesordnung und einer Ehrengerichtsordnung vom verstärkten Ober- 
medizinalausschusse in seiner Plenarsitzung vom 19. Dezember 1898 berathen 
wurden, wird die k. Staatsregierung nicht ermangein, das Weitere in der Sache 
in Bedacht zu nehmen. 

2. Sämmtliche Aerztekammern haben die Bitte gestellt, bei einer Re¬ 
vision der Gebührenordnung für ärztliche Dienstleistungen in der Privatpraxis 
auch den vom ärztlichen ßezirksvereine Nürnberg vorgelegten Entwurf einer 
ärztlichen Gebührenordnung mit den von den aerztekammern beantragten Er¬ 
gänzungen in Erwägnng zn ziehen. 

Das gesammte Material wird nach Berathung im k. Obermedizinalans- 
schnsse dem in diesem Jahre zusammentretenden verstärkten Obermedizinalaus- 
schusse zur Berathung vorgelegt werden. 

3. Sämmtliche Aerztekammern haben die Bitte gestellt, auch eine Re¬ 
vision und Ergäuzung der Allerhöchsten Verordnung, die Vergütung fär ärzt¬ 
liche Amtsgeschäfte betreffend, vom 20. Dezember 1875 vorzunehmen; die 
Aerztekammer von Niederbayern hat hierbei den Antrag gestellt, den Amtsärzten 
konform allen anderen Staatsbeamten für auswärtige Dienstgeschäfte Diäten zu 
gewähren. Diese Anregungen werden weiterer Würdigung unterstellt werden. 

4. Die Aerztekammer der Pfalz sprach sich einstimmig dahin ans, dass 
sie eine Bauordnung für die Pfalz und zwar nicht allein für die grösseren 
Städte, sondern auch für die kleineren Orte, sowie ganz besonders eine Ueber- 
wachung der Miethwohnungen und des Schlafstättenwesens aus hygienischen 
Gründen als unbedingt nothwendig erachtet. 

Diese Anregung wurde zur Kenntniss genommen und wird weiter in Er¬ 
wägung gezogen werden. 

5. Die Aerztekammer von Niederbayern hat beantragt, dass bei Unter¬ 
suchungen in Unfallsachen der land- und forstwirtschaftlichen Berufsgenossen¬ 
schaften als Taxe für das erste Gutachten 5 Mark, für alle weiteren Gutachten 
je 3 Mark festgesetzt werden, wie dies in Oberbayern üblich sei. Bezüglich 
dieses Antrages muss der Aerztekammer von Niederbayern anheimgegeben 
werden, sich mit der land- und forstwirthschaftlichen Berufsgenossenschaft für 
Niederbayern in Verbindung zu setzen. 

6. Der Antrag der Aerztekammern von Niederbayern und von Schwaben 
und Neuburg, es mögen die ärztlichen Atteste in Invalidenrentensachen für die 
Zukunft von der Versicherungsanstalt und nicht mehr von den Antragstellern 
getragen werden, deckt sich mit dem diesbezüglichen Antrag der Aerztekammer 
der Oberpfalz und von Regensburg vom Jahre 1897, welcher den Vorständen 
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der Versicherungsanstalten unter Nahelegung thunlichster Berücksichtigung 
bekannt gegeben wurde. 

7. Bezüglich des im Protokoll der Aerztekammer von Schwaben und 
Neuburg enthaltenen Antrages, die Benützung reiner Güterzüge durch Aerzte 
in dringenden Fällen betreffen«), wird auf die Bekanntmachung des k. Staats¬ 
ministeriums des Innern vom 21. April 1898 hingewiesen, wonach es den ein¬ 
zelnen Aerzten anheimgegeben ist, sich vom betreffenden Oberbabnamte besondere 
Verfügung zu erwirken. 

Ein Exemplar der anruhenden drei Abdrücke gegenwärtiger Entschliessnng 
ist dem Vorsitzenden jeder Aerztekammer zur Eenntnissnahme und geeigneten 
Verständigung der ärztlichen Bezirksvereine zuzustellen. 


D. Königreich Sachsen. 

Verwendung von Fleischkonservirungsmittel. Erlass des Mi¬ 
nisteriums des Innern vom 17. Juni 1899 an die Kreishauptmann¬ 
schaften. 

Die in Verfolg der Verordnung vom 4. August vorigen Jahres — Nr. 1455, 
II. M. — angestellten Erhebungen haben ergeben, dass in verschiedenen Gegenden 
des Landes, theils um verdorbenes oder angegangenes Fleisch wieder geniessbar 
zu machen, theils um eine längere Haltbarkeit oder ein frischeres Aussehen des 
Fleisches zu erzielen, dem Fleische Substanzen zugesetzt werden, welche nach 
Befinden Nachtheile für die menschliche Gesundheit zur Folge haben können. 
Vor Allem kommen hier Borsäure, beziehentlich borsaure Salze in Betracht. 
Es ist gefunden worden, dass nicht nur ausländische Fleischwaaren Zusätze 
von Borsäure enthalten, sondern dass auch einheimische Fleischer Borsäure, be¬ 
ziehentlich borsaure Salze zur Konservirung des Fleisches verwenden. 

Das Ministerium des Innern will nicht unterlassen, auf die Gefahren auf¬ 
merksam zu machen, welche mit einer derartigen Behandlung des Fleisches 
verbunden sind. Die unter den verschiedensten Namen angepriesenen Fleisch¬ 
konservirungsmittel sind keineswegs immer ungefährlich; sie enthalten meist 
Bestandteile, welche geeignet sind, die menschliche Gesundheit zu schädigen. 
Insbesondere sind die Borsäure und die borsauren Salze als in gesundheitlicher 
Beziehung bedenkliche Substanzen anzusehen. Der fortgesetzte Genuss von mit 
ihnen behandelten Fleischwaaren kann, namentlich bei Kindern, Kranken und 
Personen mit geschwächten Verdauungsorganen leicht zu ernsten Störungen der 
Gesundheit führen. Diejenigen aber, welche dem Fleische derartige Substanzen 
zusetzen oder mit solchen behandeltes Fleisch in den Verkehr bringen, haben 
nach Befinden empfindliche Bestrafungen nach dem Reichsgesetz vom 14. Mai 
1879 zu erwarten. 

Es erscheint deshalb angezeigt, das Publikum nicht minder, wie die 
Fleischer und Fleischhändler darüber aufzuklären, dass die Verwendung von 
anderen Konservirungsmitteln als Kochsalz und Salpeter leicht bedenkliche 
Folgen haben könne; insbesondere ist die Bevölkerung vor Ankauf und Genuss 
von mit anderen Mitteln als Kochsalz und Salpeter behandelten Fleischwaaren 
eindringlichst zu warnen. 


Ml. Grossherzogthum Hessen. 

Urkundenstempel. Gesetz vom 12. August 1899. 

In dem betreffenden Tarif sind nachstehende Sätze vorgesehen: 
Approbationsschein für Aerzte, Zahnärzte und Apotheker 10 

Atteste (Zeugnisse) von Verwaltungsbehörden .... 1 

Beglaubigungen von Unterschriften. 1 

Doktordiplome. 20 

Konzession zu einer ärztlichen Nothapotheke. 1—30 

Konzession zu einer Filialapotheke. 100—200 

Konzession zu einer Apotheke. 300—1000 

Erlaubniss zur Verlegung einer Apotheke . 30—500 

Erlaubniss zur Verpachtung oder Verwaltung einer Apotheke 10—100 

Erlaubniss zu Privatkranken-. Irren-, und Entbindungs¬ 
anstalten 1 Mark pro Bett mindestens aber ... 5 


Mark 
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Cb&rakterertheilung ... 50—300 Mark 

(Befreit sind im Staatsdienst angestellte Personen und 
solche, denen durch den Grossherzog der Stempel er¬ 
lassen wird.) 

Zulassung zur Prüfung für den Staatsdienst im Medi- 
zinalfacbe. 10 „ 

Ertheilnng des Prüfungszeugnisses für den Staatsdienst 
im Medizinalfache. 20 _ 


JET. Herzogthum Anhalt. 

Ueberwachung der Schrankdrogisten. Verfügungen der Regie¬ 
rung, Abtheilung des Innern, vom 6. Juli 1899 an die Kreis¬ 
direktionen und Polizeiverwaltungen der 4 Hauptstädte (1) und die Kreis¬ 
physiker (2). 

1. Es hat sich heransgestellt, dass von den sogen. Schrankdrogisten, d. b. 
Personen, welche aus grösseren Drogengeschäften Schränke mit Arzneimitteln 
nebst Gebrauchsanweisung beziehen und den Handel mit diesen Arzneimitteln 
betreiben, wiederholt falsche und verdorbene Arzneimittel an das Publikum ab¬ 
gegeben worden sind, dass ferner durch Ertheilnng vou Rathschlägen und Ver¬ 
ordnungen von Seiten der Schrankdrogisten die Kurpfuscherei eine grosse Aus¬ 
dehnung gewonnen hat. Durch unsere Verfügung vom 25. Juli v. J. haben wir 
bereits Weisungen darüber crtheilt, auf welchem Wege die strenge Ueber¬ 
wachung des Gewerbebetriebes der Schrankdrogisten herbeizuführen ist. Um 
den angegebenen Uebelständen ferner in wirksamer Weise entgegenzutreten, 
veranlassen wir die etc., den Schrankdrogisten unter Strafandrohung zu ver ¬ 
bieten, die Namen der Krankheiten, gegen welche die fcilgehaltenen Arznei¬ 
mittel wirksam sein sollen, auf den Gefässen (Flaschen, Büchsen, Schachteln etc.) 
anzugeben. _ 


2. Da es sich herausgestellt hat, dass von den sogen. Scbrankdrogisten 
wiederholt falsche und verdorbene Arzneimittel, deren Beschaffenheit sic nicht 
im Stande sind zu beurtheilen, und welche die Gesundheit der Menschen 
schädigen können, an das Publikum abgegeben worden sind, so treffen wir Be¬ 
stimmungen dahin, dass die regelmässigen, alle 3 Jahre wiederkehrenden Apo¬ 
thekenrevisionen in Zukunft auch auf die Geschäfte der Schrankdrogisten aus¬ 
zudehnen sind. 

Bei diesen Revisionen ist die Aufmerksamkeit ferner auf die vielfach von 
Schrankdrogisten betriebene Kurpfuscherei zu richten und es ist darauf zu 
achten, dass die Namen der Krankheiten, gegen welche die feilgehaltenen 
Arzneimittel wirksam sein sollen, auf den Gefässen nicht angegeben sein 
dürfen. 

Die Aerzte des Kreises sind in geeigneter Weise auf die Gefahren und 
Uebelstände, welche der Gewerbebetrieb der Schrankdrogisten im Gefolge haben 
kann, aufmerksam zu machen und zu ersuchen, alle Fälle, in welchen eine Ge¬ 
fährdung oder Schädigung der Gesundheit durch diesen Gewerbebetrieb resp. die 
damit verbundene Kurpfuscherei beobachtet worden ist, zur Anzeige und Be¬ 
strafung zu bringen. 


Gr. Fürstenthum Schaumburg - Lippe. 

Einrichtung und Betrieb der zur Ausübung des Schlachtereige¬ 
werbes bestimmten Anlagen. Polizei Verordnung des Ministeriums 
vom 30. August 1899. 

§. 1. Jede Anlage, in welcher ein gewerbsmässiger Betrieb der Schlach¬ 
terei stattfindet, muss ein Schlachthaus oder einen besonderen Schlachtraum von 
mindestens 3 m Höhe, 4 m Breite und 4 m Länge im Innern besitzen nnd so 
eingerichtet sein, dass ein Einblick in das Innere der Schlachtstättc von ausser¬ 
halb nicht stattfinden kann. 
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Der Schlachtraum darf mit Schlafräumen nicht direkt in Verbindung stehen. 

Auf dem Schlachthausgrundstück oder in geringer Entfernung von ihm, 
muss Brunnen- oder Leitungswasser zur Reinigung des Schlachtraumes zur Ver¬ 
fügung stehen. 

§. 2. Die Schl ach tstätte muss hell und luftig, der Fussboden derselben 
wasserdicht mit Hartsteinen (Klinkern, Fliesen etc.) ausgeplattet, zementirt oder 
asphaltirt und an den Wänden auf mindestens l,bO m Höhe mit glattem Zement¬ 
putz, Fliesen oder gehobelten Brettern versehen sein. Die Bretter und der 
Zemeutputz müssen mit Oelfarbc gestrichen sein. 

§. 3. Dem Fussboden ist ein einem Rinnsteine zuneigendes Gefälle zu 
geben, um Abwässer und Abfälle aus der Schlachtstätte zu leiten. 

Die Anbringung eines mit Roste versehenen Sammelbehälters im Schlacht¬ 
raum selbst ist nur zulässig, wenn die Flüssigkeiten sofort unterirdisch durch 
einen Kanal abgeführt werden. Auf die Reinigung dieses Sammelbehälters 
findet §. 4 Anwendung. 

§. 4. Mangels eines Kanalanschlusses muss zur Aufnahme der Abwässer 
und Abfälle ein mit der Schlachtstätte durch einen offenen Rinnstein verbundener, 
genügend geräumiger, vollkommen wasserdichter Sammelbehälter ausserhalb der 
Schlachtstätte vorhanden sein, der im Sommer mindestens ein Mal wöchentlich, 
im Winter ein Mal monatlich auszuleercn ist. Der Sammelbehälter muss dicht 
abgedeckt und wenigstens im Innern mit Zement verputzt sein. 

§. 5. Die an den Schlachtraum angrenzenden Wegeflächen, Hefräume 
und dergl. sind, soweit sie von Abwässern und Abfällen berührt werden, gut 
und mit Gefälle zu pflastern. 

Im Uebrigen sind die Schlachtstätten stets reinlich und in gutem Zu¬ 
stande zn halten. 

§. 6. Die Aufbewahrung von Sehlachtereiwaaren darf nicht in dem 
Schlachtraum geschehen. 

Das Aushängen von geschlachteten Thieren oder Theilen derselben an den 
Strassenseiten der Häuser ist unstatthaft. 

Knochen und Häute sind ausserhalb der Schlachtstätte und so aufzube¬ 
wahren, dass die Nachbarschaft nicht durch Gestank belästigt wird. 

§. 7. Die Bestimmungen der §§. 1 bis 5 treten für Neuanlagen von 
Schlachtstätten sofort nach der Verkündung in Kraft, für bereits bestehende 
Anlagen drei Monate nach Verkündigung dieser Verordnung. Die Vorschriften 
des §. 6 treten sofort nach der Verkündigung in Kraft. 

§. 8. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Polizeiverordnung 
werden, soweit nicht die Strafbestimmungen des §. 147 Ziff. 1 und 2 der Gewerbe¬ 
ordnung Platz greifen, mit Geldstrafe bis zu 150 Mark bestraft. 

§. 9. Für vorhandene Anlagen können auf besonderen Antrag von dem 
Ministerium Ausnahmen von den Bestimmungen des §. 1 zugelassen werden. 


II. Freie Stadt Bremen. 

Führung der mit akademischen Graden verbundenen Titel. Ver¬ 
ordnung des Senats vom 2. Juli 1899. 

Der Senat verordnet, was folgt: 

Wer einen akademischen Grad ausserhalb des Deutschen Reiches erworben 
hat, bedarf zur Führung des damit verbundenen Titels, insbesondere des Dok¬ 
tortitels, der Genehmigung des Senats. Für solche Personen jedoch, die sich 
nur vorübergehend im Bremischen Staate aufhalten, ohne hier literarischen oder 
sonstigen Erwerbszwecken nachzugehen, genügt es, wenn sie nach dem Rechte 
ihres Heimathsstaates zur Führung des Titels befugt sind. 


Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. C. Bruns, Minden. 



Rechtsprechung und ledizinal- 

Gesetzgebung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Np. 20. 15. Oktober. 1899. 


Rechtsprechung. 

Begriff Privat-Krankenanstalt. Urtheil des Reichsgerichts 
vom 6. September 1899. 

Der Begriff „Privat -Krankenanstalt“ verlangt eine anf die Däner be¬ 
rechnete Veranstaltung, welche die Aufnahme von Kranken zum Zwecke der 
Heilung beabsichtigt. Im Gegensatz zur blossen Heilanstalt kommt es. darauf 
an, ob Kranke aufgenommen werden oder nicht. Ob Betten in der Anstalt 
sind, ob Nachtquartiere gewährt werden, darauf kommt es nicht an. Eine Auf¬ 
nahme von Kranken liegt schon dann vor, wenn auf längere Zeit Aufnahme 
und Pflege gegeben wird. _ 


Begriff des „Gemenges“. Urtheil des Thüringischen Ober» 
landesgericht zu Jena vom 18. September 1898. 

. . . Der Begriff „Gemenge“ setzt ein Untereinanderbringen der im Ver¬ 
zeichniss A der Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 1890 aufgeführten 
Substanzen voraus, und diesem begriffsmässigen Erfordernisse ist nicht genügt, 
wenn der Händler für sich abgesondert (in kleinen Packeten) die als Arznei¬ 
mittel geforderten Zubereitungen feilhält bezw. den Käufern als Heilmittel ver¬ 
abreicht, auch dann nicht, wenn dieser dem Käufer die Anweisung giebt, dass 
sie, um das Arzneimittel zu erhalten, den Inhalt der einzelnen Packete durch¬ 
einandermengen müssten. 


Alpenkränterthee ist ein trockenes Gemenge im Sinne der Kaiser¬ 
lichen Verordnung vom 27. Januar 1890 und besitzt sowohl die Eigen¬ 
schaft eines Arzneimittels, als eines Geheimmittels. Ein Feilbieten 
und Verkaufen im Umherziehen ist somit verboten. Urtheil des 
Thüringischen Oberlandesgerichts zu Jena vom 22. November 
1898. 

. . . Wenn Alpenkränterthee auf Grund der gutachtlichen Aeusserungen 
von Sachverständigen für ein trockenes Gemenge zerkleinerter Substanzen nach 
Hassgabe der Ziffer 4 des der Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 1890 
angefügten Verzeichnisses A erklärt und als solches unter die Arzneimittel im 
Sinne der eben gedachten Verordnung gezählt ist, so lässt sich ein Rechtsirrthum 
hierbei nicht erkennen. Das Berufungsgericht hat weiter auch festgestellt, dass 
der Beschwerdeführer den Thee als Mittel zur Reinigung des Blutes, folglich 
als Heilmittel feilgeboten und verkauft hat, ... ob das Heilmittel gegen eine 
bereits bestehende oder zukünftige krankhafte Störung des Organismus ver¬ 
wendet werden soll, ist aber gleichgültig .... Besagter Thee ist auch 
gleichzeitig als Ge heim mittel im Sinne des §. 56, Abs. 2, Ziff. 9 der Gew.- 
Ordn. anzusehen. Das Merkmal des lezteren ist ein rein äusserliches, insofern 
alle Heilmittel darunter zu rechnen sind, bei welchem sich der Name bezw. Aus¬ 
druck der Bestandtheile und Mengenverhältnisse der Zubereitung nicht oder 
nicht ausreichend erkennbar macht. Ein Geheimmittel braucht nicht noth- 
wendig ein Arzneimittel zu sein, im Fragefalle treffen aber beide Erfordernisse 
auf den Alpenkränterthee zu; denn es sind dessen Bestandtheile und Mengen¬ 
verhältnisse auf dem Aufdrucke, welchen die verkauften Theepackete tragen, 
nicht ersichtlich gewesen. Ebensowenig wie für Arzneimittel, trifft ferner für 
die Geheimmittel zu, dass im Sinne des Gesetzes darunter nur solche zu rechnen 
seien, welche zur Heilung bestimmter Krankheiten dienen sollen. Durch den 
§. 56 der Gew.-Ordn. ist das Feilbieten und Verkaufen von Geheimmitteln und 
von Arzneimitteln im Umherziehen verboten. Indem der Beschwerdeführer den 
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Thee, der die doppelte Eigenschaft eines Arznei* and Geheimmittels besitzt, im 
Umherziehen feilbot und verkaufte, hat er sich durch diese Handlung eines 
Yerstosses gegen jene Bestimmung .... schuldig gemacht. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Anzeigepflicht für pest- und pestverdächtige Fälle. Massnahmen 
beim Auftreten von solchen. Bundschreiben des Reichskanzlers 
vom 26. August 1899 1 )- 

Nachdem die Pest im Laufe dieses Jahres mit ihrem Auftreten in Alexan¬ 
drien bis in die unmittelbare Nähe Europas vorgerückt war, ist sie nunmehr 
bereits in Europa selbst und zwar zu Porto in Portugal aufgetreten. Ferner 
ist die amtliche Mittheilung eingegangen, dass im Kreise Zarewo des russischen 
Gouvernements Astrachan eine epidemische, den Verdacht der Pest nahelegende 
Krankheit ausgebrochen sei. Unter diesen Umständen erscheint die Gefahr der 
Einschleppung der Pest nach Deutschland näher gerückt. In Anbetracht des 
sprungweisen Vordringens, welches die Pest in der letzten Zeit gezeigt hat, ist 
die Befürchtung nicht zurückzuweisen, dass vereinzelte Fälle von Pest sich auch 
in Deutschland ereignen können. 

Wenngleich nach den Erfahrungen, welche die im Jahre 1897 von Reichs¬ 
wegen zum Studium der Pest nach Indien entsandte Sachverständigenkommission 
gesammelt hat, nicht wahrscheinlich ist, dass die Seuche, falls sie im Reiche 
ausbricht, grösssere Verbreitung finden wird, so wird es immerhin des einheit¬ 
lichen und zielbewussten Zusammenwirkens aller in Betracht kommenden Fak¬ 
toren und insbesondere der rechtzeitigen Vorbereitung von Abwehrmassnahmen 
bedürfen, um gegebenen Falles die ausgebrochene Krankheit unterdrücken zu 
können. 

Um der Gefahr einer Einschleppung der Seuche durch den Schiffs- und 
Waarenverkehr entgegen zu wirken, ist durch Einrichtung der gesundheits¬ 
polizeilichen Kontrole der aus verseuchten und verdächtigen Häfen kommenden 
Seeschiffe und durch den Erlass von Einfuhrverboten gegen die von der Pest 
heimgesuchten Länder das Erforderliche bereits veranlasst worden. Daneben 
aber erscheint es geboten, schon jetzt noch auf Folgendes Bedacht zu nehmen: 

1. Um eine Weiterverbreitung der Pest im Lande wirksam zu ver¬ 
hindern, ist es von entscheidender Bedeutung, dass schon die ersten Krankheits¬ 
fälle alsbald nach ihrem Auftreten ermittelt und unschädlich gemacht werden. 
Dazu ist aber vor Allem erforderlich, dass eine Anzeigepflicht für Pestfälle be¬ 
steht und zwar nicht nur für Erkrankung}- und Todesfälle, bei denen offen¬ 
sichtlich Pest vorliegt, sondern auch für solche, bei denen es sich nur um den 
Verdacht der Pest handelt. Damit die Anzeigepflicht ihren Zweck erfüllt, wird 
sie ferner nicht nur dem behandelnden Arzte, sondern jeder sonst mit der Be¬ 
handlung oder Pflege des Erkrankten beschäftigten Person, oder falls solche 
Personen nicht vorhanden sind, dem Haushaltungsvorstand oder demjenigen, 
in dessen Wohnung der Erkrankungs- oder Todesfall sich ereignet hat, obliegen 
müssen. Da die Pest in Deutschland plötzlich auftreten kann, erscheint die 
Anzeigepflicht dringlich. Eine Beunruhigung der Bevölkerung oder eine Ge¬ 
fährdung des deutschen Handels ist von einer derartigen Vorsichtsmassnahme 
kaum zu befürchten. Im Uebrigen kann durch Aufklärung der öffentlichen 
Meinung einer missverständlichen Auffassung der Massregel vorgebeugt werden 
Insbesondere wird darauf hingewiesen werden können, dass keinesfalls etwa 

*) Auf Grund dieses Rundschreibens, dass wir noch nachträglich veröffent¬ 
lichen, haben sämmtliche deutsche Bundesstaaten entsprechende Verordnungen 
erlassen, so Preussen unter dem 1. September 1899 (s. Beilage zu Nr. 18, 
S. 146), Sachsen unter dem 13. u. 16. September, Hessen unter dem 2. Sep¬ 
tember, Hamburg u. Bremen unter dem 1. September, Elsass-Lothringen 
unter dem 31. August, Schaumburg-Lippe unter dem 30. August, Wal¬ 
deck unter dem 12. September, Sachsen-Weimar unter dem 5. September, 
Sachsen-Altenburg unter dem 28. August, Anhalt unter dem 4. Sep¬ 
tember d. J. 



Rechtsprechung and Medizinal-Gesetzgebung. 


171 


schon vorliegende bedenkliche Krankheitserscheinnngen innerhalb des Reichs, 
sondern lediglich das Gebot der Vorsicht daza geführt habe, die fflr eine Reihe 
anderer Krankheiten bestehende Anzeigepflicht auf die Pestseuche aaszudehnen. 

2. Für die za ergreifenden Massnahmen ist es von grossem Werthe, 
dass eine Zentralstelle von den einzelnen Krankheitsaasbrüchen thunlichst rasch 
nnd zuverlässig benachrichtigt and so in den Stand gesetzt wird, über die je¬ 
weiligen Verhältnisse sichere Auskunft zu geben. Die Einrichtung einer sol¬ 
chen Stelle erscheint auch um deswillen erforderlich, weil nach Kapitel II Tit. I 
des Allgemeinen Gesundheitsreglements der Venediger Sanitätskommission vom 
19. März 1897, welche zwar noch nicht ratiözirt ist, nach einer unter den Sig- 
naturmäehten getroffenen Vereinbarung aber, soweit thunlich, schon vorher zur 
Richtschnur dienen soll, das Reich von jedem etwa innerhalb Deutschlands vor¬ 
gekommenen Pestfall den Vertragsstaaten Nachricht za geben hat. Es em¬ 
pfiehlt sich daher, die Anordnnng zu treffen, dass dem Kaiserlichen Gesund¬ 
heitsamte, welches als gemeinsame Meldestelle in Aussicht zu nehmen sein 
dürfte, von jedem Auftreten der Pest oder pestverdächtiger Fälle unverzüglich 
auf telegraphischem Wege Mittheilung gemacht wird. Die Mittheilung würde 
eine genaue Angabe der Zahl der Erkrankungen und Todesfälle, des Ortes, an 
welchem sich diese ereignet haben, sowie der Tage, an welchem die Krank¬ 
heitsfälle begonnen haben und ermittelt worden oder die Todesfälle eingetreten 
sind, zu enthalten haben. Wegen der telegraphischen Meldung der bei der 
gesundheitspolizeilichen Kontrole der Seeschiffe festgestellten Pestfälle an das 
Kaiserliche Gesundheitsamt ist das Erforderliche bereits vereinbart. 

8. Um bei den einzelnen Erkrankungs- und Todesfällen so schnell wie 
möglich Gewissheit darüber zu erlangen, ob es sich in der That um Pest 
handelt, und um der Verbreitung falcher Nachrichten nach Möglichkeit vorzu¬ 
beugen, wird eine ausreichende Anzahl von Untersuchungsstellen vorhanden 
sein müssen, in welchen die bakteriologische Feststellung der Pest in zuver¬ 
lässiger Weise erfolgen kann. Es wird sich empfehlen, schon jetzt Vorsorge 
zu treffen, dass bei einem etwaigen Ausbruche der Pest solche Stellen in ge¬ 
nügender Zahl zur Verfügung stehen. 


Ausrottung der Ratten zur Abwehr der Pestgefahr. Rund¬ 
schreiben des Reichskanzlers vom 22. September 1899 an die Re¬ 
gierungen der Bundesseestaaten. 

Als besonders gefährliche Verbreiter der Pest sind nach übereinstimmender 
Anschauung der Sachverständigen die Ratten und Mäuse zu betrachten. Auch 
die im Jahre 1897 zur Erforschung der Pest von Reichswegen nach Indien ent¬ 
sandte Sachverständigenkommission hat sich von der Wichtigkeit, welche diesen 
Thieren hinsichtlich der Verbreitung der Pest beizumessen ist, überzeugt und 
deren thunlichste Vernichtung zur Abwehr der Pestgefabr empfohlen. 

Demgemäss ist in den Vorschriften über die gesundheitspolizeiliche Kon¬ 
trole der Seeschiffe für die wegen Pestgefahr der Kontrole unterliegenden 
Schiffe angeordnet worden, dass mit allem Nachdruck auf die Verhütung einer 
Einschleppung der Seuche durch an Bord befindlichen Ratten und Mäuse hinge¬ 
wirkt werden soll. 

Der Direktor des Kaiserlichen Gesundheitsamts hat angeregt, ob nicht 
Angesichts der durch den Ausbruch der Pest in Portugal und die pestver¬ 
dächtigen Krankheitsfälle in Russland gesteigerten Seuchengefahr diesen Thieren 
jetzt erhöhte Aufmerksamkeit zuzuwenden und auf ihre thunlichste Vernichtung 
Bedacht zu nehmen sei. 

Wenngleich die Verfolgung der Ratten und Mäuse mit grossen Schwierig¬ 
keiten verbunden ist und ein sicheres, überall anwendbares Mittel zur Aus¬ 
rottung der Thiere nicht angegeben werden kann, so erscheint es doch zweck¬ 
mässig, die Bevölkerung und die Behörden, vorerst wenigstens in den der 
Seuchengefahr an erster Stelle ausgesetzten Seeplätzen, auf die Gefährlichkeit 
der Ratten und Mäuse aufmerksam zu machen nnd auf diese Weise dahin zu wirken, 
dass allgemein gegen die Thiere nach Möglichkeit vorgegangen wird. Ins¬ 
besondere wird behördlicherseits veranlasst werden können, dass in denjenigen, 
der staatlichen oder kommunalen Verwaltung oder Beaufsichtigung unterstehenden 
Betrieben und Anlagen, in welchen sich Ratten und Mäuse in grösserer Menge 
aufzuhalten pflegen (Abzugskanäle, Uferhöhlungen, Speicheranlagen, Lagerhäuser, 
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Kellereien, Eisenbahn-Güterschuppen), die Verfolgung und Vernichtung der 
Thiere, in die Hand genommen wird. Von besonderer Wichtigkeit ist es ferner, 
dass auf den in den Seehäfen liegenden Schiffen die Tödtung der Ratten und 
Mäuse betrieben und mit allen zu Gebote stehenden Mitteln ein Anlandkommen 
der Thiere verhindert wird. Endlich aber wird Sorge zu tragen sein, dass ein 
etwa eintretendes massenhaftes Absterben dieser Thiere, welches erfahrungs- 
gemäss häufig dem Pestausbruche unter den Menschen vorangeht, unverzüglich 
zur Kenntniss der Behörden gelangt. 


B. Königreich Preuszen. 

Ausführungsanweisung zur Bekanntmachung des Bundesraths, 
betreffend die Einrichtung und den Betrieb von Rosshaarspinnereien, 
Haar- und Borstenzurichtereien, sowie der Bürsten- und Pinsel- 
machereien vom 28. Jannar 1899.0 Rnnderlass der Minister der 
u. 8. w. Medizinalangelegenheiten, für Handel und Gewerbe 
und des Innern vom 16. Juni 1899. 

Zur Ausführung der Vorschriften in den §§. 8 und 4 der Bekanntmachung 
des Bundesraths vom 28. Januar 1899 bestimmen wir was folgt: 

1. Die im §. 3 Abs. 1 und im §. 4 Abs. 1 Z. 1 und 2 der Bekanntmachung 
vom 28. Januar 1899 vorgesehene Befreiung von dem Desinfektionszwange erfolgt 
nur auf Antrag des Unternehmers. 

Der Antrag ist schriftlich bei dem Landrath (im Bereich der Hohenzollern- 
schen Lande bei dem Oberamtmann, in Stadtkreisen bei der Orts-Polizeibehörde) 
anzubringen. Dieser reicht ihn in den unter 2 b hierunter bezeichneten Fällen dem 
Regierungs-Präsidenten (in Berlin dem Ober-Präsidenten) mit einer gutachtlichen 
Aeusserung ein. 

2. Die Prüfung und Entscheidung, ob der Betriebsunternehmer den Nach¬ 
weis erbracht hat, dass er das Material in vorschriftsmä3sig (§. 2 Abs. 2 der Be¬ 
kanntmachung vom 28. Januar 1899) desinfizirtem Zustande bezogen habe (§. 3 
Abs. 1 a. a. 0.) oder dass das Material nachweislich bereits im Auslande eine 
Behandlung erfahren habe, welche als der vorschriftsmässigen inländischen Des¬ 
infektion gleichwerthig anzusehen ist (§. 4 Abs. 1 Z. 2 a. a. 0.), erfolgt 

a) wenn erwiesen werden soll, dass die Desinfektion innerhalb des Deutschen 
Reiches erfolgt ist, durch den Landrath (den Oberamtmann, die Ortepolizei¬ 
behörde), 

b) wenn erwiesen werden soll, dass die Desinfektion des Materials im ausser- 
deutschen Auslande erfolgt ist, sowie in den Fällen des §. 4 Abs. 1 Z. 1 durch 
den Regierungs-Präsidenten (für Berlin den Ober-Präsidenten). 

3. Der vor dem Landrath (dem Oberamtmann, der Ortspolizeibehörde) zu¬ 
führende Nachweis gilt in der Regel als erbracht, wenn der Unternehmer die amt¬ 
liche, schriftliche Bescheinigung einer deutschen Staats- oder Kommunalbehörde 
darüber beibringt, dass das nach Herkunft, Menge, Beschaffenheit und Verpackung, 
durch Frachtschein oder eine andere amtliche Nachweisung der Person des Ver¬ 
käufers oder Absenders und des Käufers oder Empfängers sowie des Datums des 
Empfanges festgestellte Waarenquantum an einem bestimmt bezeichneten Tage 
einer den Vorschriften des §. 2 Abs. 2 der Bekanntmachung vom 28. Januar 1899 
entsprechenden Desinfektion unterworfen worden ist. 

Darüber, dass das Material, seitdem es in den Besitz des Antragstellers ge¬ 
langt ist, abgesondert von nicht desinfizirten Material aufbewahrt worden ist, ist 
eine Bescheinigung der Ortspolizeibehörde beizubringen. 

4. Der Landrath (der Oberamtmann, die Ortspolizeibehörde) ist befagt und 
in Zweifelsfällen verpflichtet, die Richtigkeit der von dem Unternehmer vorge¬ 
legten behördlichen Bescheinigung (Z. 3.) wie der übrigen Belege durch Rück¬ 
fragen festzustellen und die beantragte Befreiung von den Desinfektionszwange 
davon abhängig zu machen, dass der Unternehmer die Entnahme einer Waaren- 
probe durch die Ortspolizeibehörde oder den zuständigen Gewerbeaufsichtsbeamten 
zum Zwecke einer Kontroluntersuchung durch geeignete Sachverständige gestattet 
und dass durch diese Untersuchung das Material als seuchenfrei erwiesen wird. 

5. Mit Rüchsicht auf die Verschiedenartigkeit der Gesetzgebung und der 
Verwaltungseinrichtungen der ausländischen Staaten, aus denen die hier in Be- 


*) Siehe Beilage zu Nr. 5 der Zeitschrift, S. 36. 
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tracht kommenden Rohstoffe eingeführt werden, lassen sich einheitliche Vor¬ 
schriften darüber, wie der Nachweis einer im Auslande ausgeffihrten, der vor- 
schriftsmässigen inländischen gleichwerthigen Desinfektion des Materials zu führen 
sei, nicht aufstellen. 

Die Regierungs-Präsidenten (der Ober-Präsident) haben daher in jedem 
Falle sorgfältig zu prüfen, welchen Werth sie den von dem Unternehmer etwa bei¬ 
gebrachten Belegen zum Nachweise einer im Auslande erfolgten, den Bestimmun¬ 
gen des §. 2 Abs. 2. entsprechenden Desinfektion beimessen dürfen. In der Regel 
und falls nicht jeder Zweifel an der ordnungsmässig erfolgten Desinfektion völlig 
ausgeschlossen erscheint, ist die beantragte Befreiung von Desinfektionszwange 
von dem Ergebniss einer durch geeignete Sachverständige auszufübrenden Kon- 
troluntersnchung des Materials abhängig zu machen. 

6. Die mit der Ausführung der Kontroluntersuchungen zu betrauenden Sach¬ 
verständigen werden durch die die Untersuchung anordnende Behörde ernannt. 
Die durch die Untersnchung entstehenden Kosten fallen dem Unternehmer zur 
Last. Das der Kontroluntersuchung unterworfene Material gilt so lange als milz¬ 
brandverdächtig und somit als desinfektionspflichtig, als nicht die zuständige Be¬ 
hörde auf Grund des Ergebnisses der Untersuchung die Befreiung von Desinfek¬ 
tionszwange entschieden hat. 

7. Die auf Grund der Bestimmungen in §. 3 Abs. 1 und in §. 4 Abs. 1 Z. 1 
und 2 ergehenden Entscheidungen der Regierungs-Präsidenten (für Berlin des 
Ober-Präsidenten) und Landräthe, dass es einer Desinfektion durch den Unter¬ 
nehmer nicht mehr bedürfe, sind schriftlich zu ertheilen, von dem Unternehmer 
aufzubewahren und von ihm den zuständigen Polizei- und Gewerbeaufsichts¬ 
beamten auf Verlangen vorznlegen. In der Entscheidung ist das von dem Des¬ 
infektionszwange zu befreiende Material unter Angabe aller unter Z. 3 aufge¬ 
führten, seine Identifizirung bezweckenden Merkmale genau zu bezeichnen. 

8. In das nach der Vorschrift in §. 4. Abs. 2 von den Regierungs-Präsidenten 
(für Berlin von dem Ober-Präsidenten) zu führende Verzeichniss sind die auf 
Grund der Bestimmungen in §. 3 Abs. 1 und §. 4 Abs. 1 Z. 1 und 2 zugelassenen 
Ausnahmen getrennt einzutragen. Aus den Nachweisungen der nach §. 3 Abs. 1 
und der nach §. 4 Abs. 1 Z. 1 und 2 zugelassenen Ausnahmen müssen der Name 
(die Firma) des Antragstellers, das Datum des Antrages, die Herkunft, Menge und 
die Beschaffenheit des von der Desinfektion befreiten Stoffes und der Grund der 
Freilassung ersichtlich sein, auch ist zu vermerken, ob und mit welchem Erfolge 
eine Kontroluntersuchung stattgefunden hat. Das Verzeichniss ist alljährlich bis 
zum 1. Februar dem Minister für Handel und Gewerbe einzureichen. Auch die 
Landräthe (Oberamtmänner, Ortspolizeibehörden) haben über die von ihnen zu¬ 
gelassenen Ausnahmen ein den vorstehenden Vorschriften entsprechendes Ver¬ 
zeichniss zu führen, in welches ausserdem der Name der die erfolgte Desinfek¬ 
tion bescheinigenden Staats- oder Gemeindebehörde und der kurze Inhalt der 
von ihr ertheilten Bescheinigung aufzunehmen ist. 

Die Landräthe (Oberamtmänner, Ortspolizeibehörden) haben das von ihnen 
geführte Verzeichniss alljährlich bis zum 15. Januar dem Regierungs-Präsidenten 
(für Berlin dem Ober-Präsidenten) einzureichen welcher es prüft und über das 
Ergebniss dieser Prüfung bei Einreichung des von ihm geführten Verzeichnisses 
unter Mittheilung der Zahl der von dem Landräthen Oberamtmann, (Ortspolizei¬ 
behörde) seines Bezirks zugelassenen Ausnahmen dem Minister für Handel und 
Gewerbe berichtet. 


Ausffihrungs&nweisnng für die Gewerbeordnung. Erlass der 
Minister für Handel und Gewerbe, des Innern, der u. s. w. Me¬ 
dizinalangelegenheiten und für Landwirthschaft u. s. w. vom 

9. August 189 9 — M. f. H. B. Nr. 7068, M. d. I. II. Nr. 8790, M. d. g. A. 
M. Nr. 1807, M. f. L. I. A. Nr. 4290.*) 

Zur Ausführung des Titels I, H, IV, V der Gewerbeordnung wird unter 
Aufhebung der Ausführungsanweisungen vom 4. September 1869, vom 29. De¬ 
zember 1883 und vom 19. Juli 1884 Folgendes bestimmt: 


*) Es sind hier nur die den Medizinalbeamten und Arzt interessirenden 
Bestimmungen abgedruckt. 
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1. Unter der Bezeichnung „höhere Verwaltungsbehörde“ sind 
zu verstehen in den Fällen: 

a) der §§. 27, 80, 39, 51, 64 die Bezirksausschüsse (§§. 111,115 Abs. 1 
lit. a, 132, 112, 123 Zuständigkeitsgesetzes); 

b) des §.28 die Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten; 

c) des §. 42b die Regierungspräsidenten. 

In Berlin tritt in den Fällen des §.30 an die Stelle des Regierungs¬ 
präsidenten der Polizeipräsident (§. 161 Zuständigkeitsgesetzes); das Gleiche 
gilt in dem Falle des §. 42 b. 

2. Als „untere Verwaltungsbehörde“ gelten in den Fällen des 
§.117 Ziff. 1 Zuständigkeitsgesetzes die Ortspolizeibehörden und in den 
Fällen des §§.77 der Gewerbeordnung die Landräthe. 

8. Als Gemeindebehörde ist der Gemeind ev or stand (Magistrat, 
Bürgermeister, Gemeindevorsteher) anzusehen. 

5. Die Polizeibehörde prüft, ob von dem Gewerbetreibenden den gesetz¬ 
lichen Anforderungen genügt ist. 

Mangeln ihm für den begonnenen Gewerbebetrieb der vorgeschriebene 
Befähigungsnachweis (§§. 30 Abs. 2, 30 a, 31, 34 des Gesetzes) oder die er¬ 
forderliche Approbation, Konzession, Bestallung, Erlaubniss oder Genehmigung 
(§§. 29, 30 Abs. 1, 32, 33, 33 a, 34, 37, 43 des Gesetzes), so ist, wenn ungeachtet 
einer dahin gebenden Aufforderung der Polizeibehörde der Betrieb nicht einge¬ 
stellt wird, die strafrechtliche Verfolgung des Gewerbetreibenden herbeizuführen. 
Daneben kann die Fortsetzung des Betriebes von der Ortspolizeibehörde dnrch 
Anwendung unmittelbaren Zwanges verhindert und die Beseitigung der zur 
Ausübung des Gewerbebetriebes dienenden Einrichtungen im Verwaltungszwangs¬ 
verfahren herbeigeführt werden. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auf Aerzte (§. 29) mit der Mass- 
gabe Anwendung, dass nur die Beilegung des Titels „Arzt, Wundarzt, Augen¬ 
arzt, Geburtshelfer, Zahnarzt, Thierarzt“ oder eines arztähnlichen Titels zu 
verhindern ist. 

6. Mit der Schliessung einer gewerblichen Anlage (§. 147 Abs. 3), welche 
ohne die in §§. 16, 25 vorgeschriebene Genehmigung betrieben wird, soll, sofern 
nicht ein sofortiges Einschreiten im öffentlichen Interesse geboten erscheint, die 
Ortspolizeibehörde in der Regel erst Vorgehen, wenn der Thatbestand gemäss 
§. 147 Abs. 1 Ziff. 2 durch richterliches Urtheil festgestellt ist. Die Ortspolizei¬ 
behörde hat, sofern der Unternehmer der Aufforderung, die Genehmigung ein¬ 
zuholen, nicht nacbkommt, davon abzusehen, ihn zur Einholung der Genehmi¬ 
gung anzuhalten und sogleich das strafgerichtliche Verfahren zu veranlassen. 
Im Uebrigen finden die Bestimmungen der Ziff. 5 Anwendung. 

Jede Schliessung einer gewerblichen Anlage hat der Regierungspräsident, 
in Berlin der Polizeipräsident dem Minister für Handel und Gewerbe unverzüg¬ 
lich anzuzeigen. 

8. Anträge auf Ertheilung der Genehmigung zur Errich¬ 
tung oder Veränderung gewerblicher Anlagen (§§. 16,25) und alle 
sich darauf beziehenden Eingänge sind als schleunige Angelegenheiten zu be¬ 
handeln und im Geschäftsgänge als solche zu bezeichnen. 

Der Antrag ist anzubringen: 

a) wenn die Anlage innerhalb eines Landegemeindebezirks oder selbstständigen 
Gutsbezirks errichtet werden soll, bei dem Landrath; 

b) wenn die Anlage innerhalb eines Stadtbezirks errichtet werden soll und 
die Beschlussfassung dem Stadtausschusse oder dem Magistrat zusteht, 
bei dieser Behörde, andernfalls bei der Polizeibehörde des Stadtbezirks. 

Handelt es sich um die Genehmigung einer Stauanlage für ein zum Be¬ 
triebe auf Bergwerken oder Aufbereitungsanstalten bestimmtes Wassertriebwerk, 
so ist der Antrag bei dem Revierbeamten anzubringen. 

Soll eine unter den §. 109 des Zuständigkeitsgesetzes fallende gewerb¬ 
liche Anlage von einer Stadtgemeinde über 10000 Einwohner oder von einem 
I^andkreise in ihren Bezirken errichtet werden, so ist der Antrag bei dem Re¬ 
gierungspräsidenten, in Berlin bei dem Oberpräsidenten anzubringen. Dieser 
bezeichnet auf Grund des §. 59 Landesverwaltnngsgesetzes die Beschlussbehörde 
und giebt an diese den Antrag mit dem Aufträge ab, mit der Leitung des Vor¬ 
verfahrens einen geeigneten Beamten zu beauftragen. 
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9. Ans dem Anträge mnss der vollständige Name, der Stand und der 
'Wohnort des Unternehmers ersichtlich sein. Demselben sind in drei Exem¬ 
plaren eine Beschreibnng, eine Sitnationszeichnnng und der Bauplan der Anlage 
•beizuftigen. 

Aus diesen Vorlagen müssen hervorgehen 

a) die Grosse des Grundstücks, auf welchem die Betriebsstätte errichtet werden 
soll, die Bezeichnung, welche dasselbe im Grundbuche oder im Kataster 
fühlt, und der etwaige besondere Name; 

b) die gleichartige Bezeichnung der Grundstücke, welche es umgeben, und die 
Namen ihrer Eigenthümer; 

c) die Entfernung, in welcher die zum Betriebe bestimmten Gebäude oder 
Einrichtungen von den Grenzen der benachbarten Grundstücke und den 
darauf befindlichen Gebäuden, sowie von den nächsten Öffentlichen Wegen 
liegen sollen; 

d) die Hohe und Bauart der benachbarten Gebäude, sofern zu der Betriebs¬ 
stätte Feuerungsanlagen gehören; 

-e) die Lage, Ansdehnung und Bauart der Betriebsstätte, die Bestimmung der 
einzelnen Räume und deren Einrichtung im Allgemeinen; 

f) der Gegenstand des Betriebes, die Grundsüge des Verfahrens und der an¬ 
zuwendenden Apparate, die ungefähre Ausdehnung des Betriebes, die Arten 
der bei demselben entwickelten Gase und die Vorkehrungen, durchweiche 
deren Entweichen verhindert werden soll, die Beschaffenheit der festen und 
flüssigen Abfallprodukte, sowie die Art ihrer Beseitigung, insbesondere 
wenn diese durch Ableitung in Wasserläufe erfolgen soll. 

Bei Schiesspulver- und Sprengstofffabriken, sowie bei Anlagen zur Feuer¬ 
werkerei und zur Bereitung von Zündstoffen aller Art sind genaue Angaben 
über die Bestimmung und Einrichtung der einzelnen Räume, sowie über den 
Hergang der Fabrikation erforderlich. Auch ist für jeden einzelnen Raum das 
Maximum der darin zu verarbeitenden oder zu lagernden Stoffe anzugeben. 

11. Für die erforderlichen Zeichnungen ist ein Massstab zu wählen, 
welcher eine deutliche Anschauung gewährt; der Massstab ist stets auf den 
Zeichnungen einzutragen, ebenso sind die Himmelsrichtungen anzugeben. Für 
die Zeichnungen ist haltbares Zeichenpapier, das auf Leinwand aufgezogen ist, 
-oder durchsichtige Zeichenleinwand zu verwenden. 

Nivellements und die dazu gehörigen Situationspläne sind von vereideten 
Feldmessern oder von Baubeamten zu fertigen. Alle sonstigen Aufmessungen 
und Zeichnungen können von den mit der Ausführung betrauten Technikern 
und Werkmeistern angefertigt werden. 

Beschreibungen, Zeichnungen und Nivellements sind von demjenigen, 
welcher sie gefertigt hat, und von dem Unternehmer zu unterschreiben. 

12. Die Behörden, bei welchen der Antrag eingereicht wird, — in den 
Fällen der Ziffer 8 Abs. 4 der mit der Leitung des Vorverfahrens beauftragte 
Beamte — haben die Vollständigkeit der Vorlagen zu prüfen. 

Das erste Exemplar der Vorlagen ist sodann dem zuständigen Banbeamten, 
das zweite, sofern es sich nicht lediglich um ein Genehmigungsgesuch für eine 
Stauanlage handelt, dem zuständigen Gewerbeaufsichtsbeamten und das dritte, 
wenn es sich um Gasbereitungs- und Gasbewahrungsanstalten, Glas- und Russ- 
Mtten, Anlagen zur Gewinnung roher Metalle, Röstöfen, Metallgiessereien, so¬ 
fern sie nicht blosse TiegelgiesseTeien sind, chemische Fabriken aller Art, 
Schnellbleichen, Firnisssiedereien, Stärkefabriken, mit Ausnahme der Fabriken 
zur Bereitung von Kartoffelstärke, Stärkesyrupfabriken, Leim-, Thran- und 
Seifensiedereien, Knochenbrennereien, Knochendarren, Knochenkochereien und 
Knochenbleichen, Talgschmelzen, Schlächtereien, Gerbereien, Abdeckereien, Pon¬ 
dretten- und Düngpulverfabriken, Strohpapierstofffabriken, Darmzubereitungs¬ 
anstalten, Kalifabriken, Kunstwollefabriken, Anlagen zur Herstellung von Cellu¬ 
loid, Dögrasfabriken, Anlagen zur Destillation oder zur Verarbeitung von Theer 
und von Theerwasser, Anlagen, in welchen aus Holz oder ähnlichem Faser¬ 
material auf chemischem Wege Papierstoff hergestellt wird (Cellulosefabriken) 
und Anstalten zum Trocknen und Einsätzen ungegerbter Thierfelle handelt, 
dem zuständigen Medizinalbeamten vorzulegen. 

Erscheint es mit Rücksicht auf die Natur der projektirten Anlage er¬ 
forderlich, der Situation szeicbnung eine weitere Ausdehnung zu geben, oder 
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finden sich sonstige Mängel, so ist der Unternehmer von dem Sachverständigen» 
zur Ergänzung auf kürzestem Wege, d. h. durch mttndliche Verhandlung oder 
durch unmittelbaren Schriftwechsel zu veranlassen. 

Die Beamten haben die Abgabe ihrer Gutachten nach Möglichkeit zu be¬ 
schleunigen; die erfolgte Prüfung ist auf den Vorlagen zu bescheinigen. 

18. Wird bei Veränderungen bestehender Anlagen (§. 25) der 
Antrag gestellt, von der öffentlichen Bekanntmachung Abstand zu nehmen, so 
haben sich der Baubeamte, der Gewerbeaufsichtsbeamte und der Medizinal¬ 
beamte (Ziff. 12) bei Rückgabe der Vorlagen auch hierüber auszusprechen. Der 
Antrag wird der Regel nach dann zu befürworten sein, wenn es sich um eine 
unzweifelhafte Verbesserung handelt oder die Unschädlichkeit der beabsichtigten 
Veränderung klar zu Tage liegt. Seine Befürwortung kann auch dann schon 
zulässig sein, wenn neue oder grössere Nachtheile, Gefahren und Belästigungen,, 
als mit der vorhandenen Anlage verbunden sind, durch die beabsichtigte Ver¬ 
änderung nicht üerbeigeführt werden können. Demnächst werden die Akten 
der zuständigen Beschlussbehörde vorgelegt. Gegen den Beschluss, durch 
welchen der Antrag, die Genehmigung ohne vorausgegangenes Bekanntmachungs¬ 
verfahren zu ertheilen, abgelehnt wird, findet ein Rechtsmittel nicht statt. 

14. DieBekanntmachung des Unternehmens und die Erörterung 
der erhobenen Einwendungen erfolgt durch die Behörde, bei welcher 
der Antrag angebracht ist; in den Fällen der Ziff. 8 Abs. 4 durch den mit der 
Leitung des Vorverfahrens beauftragten Beamten. 

15. Die Bekanntmachung de3 Unternehmens muss enthalten: 

a) Namen, Stand und Wohnort des Unternehmers, den Gegenstand des Unter¬ 
nehmens, die Bezeichnung des Grundstücks, auf welchem dasselbe aufge¬ 
führt werden soll, sowie eine Bezeichnung der Wasserläufe, in welche die 
Abwässer abgeleitet werden sollen; 

b) die Aufforderung, etwaige Einwendungen binnen 14 Tagen bei der Behörde,, 
welche die Bekanntmachung erlässt, schriftlich in zwei Exemplaren oder 
zu Protokoll anzubringen; 

c) die Verwarnung, dass nach Ablauf der Frist Einwendungen in dem Ver¬ 
fahren nicht mehr angebracht werden können; 

d) den Hinweis, dass und wo die Beschreibungen, Zeichnungen und Pläne zur 
Einsicht ausliegen; 

e) die Anberaumung eines (nicht über 10 Tage nach dem Ablauf der 14 tägigen 
Widersprachsfrist anzusetzenden) Termins zur mündlichen Erörterung der 
rechtzeitig erhobenen Einwendungen vor dem die Bekanntmachung er¬ 
lassenden Beamten (falls die Bekanntmachung von dem Stadtausschuss oder 
Magistrat erlassen wird, vor einem namhaft zu machenden Kommissar 
dieser Behörde); 

f) die Eröffnung, dass im Falle des Ausbleibens des Unternehmers oder der 
Widersprechenden gleichwohl mit der Erörterung der Einwendungen werde- 
vorgegangen werden. 

17. Ausführliche Einwendungen sind dem Unternehmer noch vor 
dem Eröffnungstermin durch Uebersetznng des beigefügten Duplikats oder einer 
Abschrift mitzutheilen. 

Sind innerhalb der Widersprachsfrist Einwendungen nicht erhoben, so 
wird der Unternehmer hiervon, sowie von dem Wegfall des Erörterungstermins 
in Kenntniss gesetzt und mit Vorlegung der Akten an die Beschlassbehörde 
nach Ziff. 20 verfahren. 

18. Erscheinen im Erörterungstermin beide Theile, so ist zunächst eine 
gütliche Einigung zu versuchen. Gelingt der Versuch nicht, so werden die Er¬ 
klärungen über die beiderseitigen Behauptungen zu Protokoll genommen. 

Nur solche Nachtheile, Gefahren oder Belästigungen, welche in der 
physischen Einwirkung der Anlage auf ihre Umgebung ihren Grund haben, 
können den Gegenstand von Einwendungen im Genehmigungsverfahren bilden. 
Diese Einwendungen sind jedoch in allen Fällen und auch dann zu prüfen, wenn 
der Widerspruch nur durch Hinweis auf wirtschaftliche Folgen begründet 
wird. Die nur auf die Besorgniss nachtheiliger Folgen anderer, z. B. wirt¬ 
schaftlicher Art gestützten Einwendungen sind ebensowenig zur Erörterung zu 
ziehen, wie Einwendungen, welche auf besonderen privatrechtlichen Titeln (wie 
Vertrag, Verjährung, Privilegium, letztwillige Verfügung) beruhen. 
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Ueber diejenigen Behauptungen, welche von den Parteien mit Beweis 
unterstützt werden und dem Beamten erheblich erscheinen, ist entweder alsbald 
in dem Erörterungstermin oder in einem neuen, in naher Zeit anzuberaumenden 
Termine Beweis zu erheben. Die Gestellung ron Zeugen und Sachverständigen, 
welche vernommen werden sollen, ist Sache der Partei, welche die Vernehmung 
beantragt. 

Macht der Verlauf der Verhandlungen die Ansetzung weiterer Termine 
nöthig, so sind diese unverzüglich anzuberaumen und den Parteien mündlich 
bekannt zu machen. 

20. Nach dem Abschlüsse der Erörterungen sind die Verhandlungen, 
wenn es erforderlich erscheint, dem Baubeamten, dem Gewerbeaufsichtsbeamten 
und dem Medizinalbeamten (Ziff. 12) zur Abgabe eines neuen Gutachtens mit- 
zutheilen. Ist der zuständige Medizinalbeamte noch nicht gehört, so ist in ge¬ 
eigneten Fällen die Abgabe eines Gutachtens nunmehr herbeizuführen. 

21. Die Beschlussfassung über das Genehmigungsgesuch erfolgt 
durch das Kollegium der Beschlussbehörde; der Erlass eines Vorbescheides durch 
den Vorsitzenden dieser Behörde (§. 117 des Gesetzes über die allgemeine 
Landesverwaltung vom 30. Juli 1883) ist ausgeschlossen. 

Sind Einwendungen gegen die Anlage nicht erhoben, so erfolgt die Be¬ 
schlussfassung ohne vorgängige mündliche Verhandlung. 

22. Sind Einwendungen gegen die Anlage erhoben, so ist nach 
Eingang der Verhandlungen das mündliche Verfahren einznleiten. 

23. In dem Bescheide sind der Unternehmer, sowie die Wider¬ 
sprechenden namentlich zu bezeichnen. Die Beschlussformel, welche von den 
Gründen zu sondern ist, muss die Entscheidung über den Antrag des Unter¬ 
nehmers enthalten, und falls die Genehmigung unter Bedingungen ertheilt wird, 
diese in ihrem vollen Wortlaute wiedergeben und darüber Bestimmung treffen, 
von wem die Kosten zu tragen sind. 

Wenn die Anlage Gefahren oder Belästigungen für die Nachbarn in be¬ 
sonderem Masse mit sich bringt und die genehmigende Behörde beim Mangel 
ausreichender Erfahrungen eine Sicherheit darüber nicht sofort gewinnen kann, 
ob die zunächst vorgeschriebenen Bedingungen ausreichend sein werden, um die 
zur Zeit der Genehmigung schon bestehenden Interessen hinlänglich zu schützen, 
so kann sich die Behörde Vorbehalten, die Bedingungen, unter denen. die Ge¬ 
nehmigung ertheilt worden ist, abzuändern oder zu ergänzen, falls sich ein 
Bedürfniss hierzu ergeben hatte. In derartigen Ausnahmefällen ist aber der 
Unternehmer auf den beabsichtigten Vorbehalt und dessen mögliche, den Fort¬ 
betrieb der Anlage in Frage stellende Folgen im Voraus und in aktenmässig 
nachweisbarer Form aufmerksam zu machen. In den Bescheid ist alsdann die 
Bemerkung aufzunehmen, dass die Beschlussfassung über die Abänderung oder 
Ergänzung der Bedingungen auf Antrag der Ortspolizeibehörde in dem für die 
Beschlussfassung über Genehmigungsgesuche vorgeschriebenen Verfahren unter 
Zuziehung der in dem vorangegangenen Verfahren zugezogepen Parteien erfolgt. 

In dem Bescheide ist stets darauf hinzuweisen, dass der Unternehmer erst 
mit der Rechtskraft des Beschlusses die Befugniss zur Ausführung der An¬ 
lage erhält. 

Unzulässig ist die Bedingung, dass der Betrieb nicht eher eröffnet werden 
dürfe, als bis eine Bescheinigung des Gewerbeaufsichtsbeamten vorliege, dass 
die gewerbliche Anlage in allen Theilen den Vorschriften der Genehmigungs- 
Urkunde (Ziff. 27) entspreche. 

27. Sind gegen die Anlage Einwendungen nicht erhoben worden, und 
soll die Genehmigung znr Ausführung ohne weitere Bedingungen nach dem 
Anträge des Unternehmers oder unter solchen Bedingungen ertheilt werden, 
mit denen der Unternehmer sich einverstanden erklärt hat (Ziff. 21), so fertigt 
die Beschlussb hörde alsbald die Genehmigungsurkunde aus. In allen 
anderen Fällen erfolgt deren Ausfertigung nach Abschluss des Verfahrens, so¬ 
bald der Beschluss erster Instanz rechtskräftig geworden oder der Rckurs- 
bescheid ergangen ist. 

In der Urkunde sind sämmtliche Bedingungen, unter welchen die Anlage 
genehmigt worden ist, anfznführen und die von dem Unternehmer eingereichten, 
dem Verfahren zu Grunde gelegten Beschreibungen, Zeichnungen und Pläne 



178 


Rechtsprechung and Medizinal - Gesetzgebung. 


ausführlich za bezeichnen, aach, soweit angänglich, durch Schnur and Siegel 
damit za verbinden. Aaf Karten and Zeichnungen, welche in dieser Art mit 
der Urkunde nicht verbanden werden können, ist die Zagehörigkeit za 
vermerken. 

Für die Gebühren der Zeugen and Sachverständigen gelten die in 
Zivilprozessen zur Anwendung kommenden Vorschriften. 

80. Bei der Erric htnng oder Verlegung von Anlagen, deren 
Betrieb mit ungewöhnlichem Geräusch verbunden ist (§. 27), ist 
eine Ausfertigung des Beschlusses dem Unternehmer und dem Vertreter des 
Gebäudes oder dem Vorsteher der Anstalt, zu deren Schutz der Beschloss ge¬ 
fasst worden ist, gegen Zustellungsurkunde zu übersenden. 

In dem Beschluss ist die Bemerkung aufzunehmen, dass beiden Theilen 
innerhalb zwei Wochen die Beschwerde an den Minister für Handel und Gewerbe 
zusteht (§. 113 des Zuständigkeitsgesetzes und §. 121 des Gesetzes über die all¬ 
gemeine Landesverwaltung) und dass dem Unternehmer erst mit der Hechts- 
kraft des Beschlusses die Befugniss zur Ausführung der Anlage und zu ihrer 
Inbetriebsetzung zusteht. 

81. Die Untersagung der ferneren Benutzung einer ge¬ 
werblichen Anlage (§.51) erfolgt durch schriftliche, dem Besitzer der An¬ 
lage zuzustellende Verfügung des Bezirksausschusses. 

Der Erlass eines Vorbescheides durch den Vorsitzenden dieser Behörde 
(§. 117 des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Jnli 1883) 
ist ausgeschlossen. 

Dem Erlass einer solchen Verfügung muss eine kommissarische Erörte¬ 
rung des Gegenstandes vorausgehen, zu welcher der Besitzer der Anlage, etwaige 
Antragsteller und der Vorstand der Gemeinde, in deren Bezirk die Anlage sich 
befindet, zuzuziehen sind. 

Der Zweck dieser Erörterung ist, festzustellen, ob und in welchem Um¬ 
fange durch den Betrieb der Anlage Nachtheile und Gefahren für das Gemein¬ 
wohl entstehen, 

33. Nachdem die Verfügung, durch welche die fernere Benutzung der 
Anlage untersagt wird, rechtskräftig geworden ist, kann die Einstellung des 
Betriebes polizeilich erzwungen werden (vergl. Ziff. 5). 

34. Vor der Beschlussfassung über die Anträge auf Ertheilung der Kon¬ 
zession zu Privat-Kranken-, Entbindungs- und Irrenanstalten 
(§. 30 Abs. 1) ist durch gutachtliche Aeusserung des zuständigen Medizinal¬ 
beamten festzustellen, ob die von dem Unternehmer eingereichten Beschreibungen, 
Pläne u. s. w. den im §. 115 des Znständigkeitsgesetzes erwähnten gesundheits- 
polizeilichen Anordnungen entsprechen. 

49. Zur Erhebung der Klage auf Untersagung des Gewerbe¬ 
betriebes (§§. 35, 53 Abs. 3 des Gesetzes) und Zurücknahme von Ap¬ 
probationen, Genehmigungen und Bestallungen (§§. 53 Abs. 1 
und 2 des Gesetzes) ist die Ortspolizeibehörde des Ortes, an welchem das Ge¬ 
werbe ausgeübt wird, mit der Massgabe zuständig, dass sie zuvor die Ermäch¬ 
tigung des Regierungspräsidenten hierzu einznholen hat, wenn die Klage ab¬ 
zielt auf die Zurücknahme eines Versicherungs - Unternehmers oder auf die Ent¬ 
ziehung der Appropation eines Arztes oder Apothekers, der Bestallung eines 
Feld-(Land-)messers, des Prüfungszengnisses eines Hufschmiedes oder einer 
Hebamme, der Konzession eines Unternehmers von Privatkranken-, Entbin¬ 
dungs- und Irrenanstalten. 

Der Regierungspräsident ist befagt, bei Ertheilung dieser Ermächtigung 
diejenige Persönlichkeit zu bezeichnen, welche von der Ortspolizeibekörde zur 
Durchführung der Klage zu bevollmächtigen ist. 

50. Die Ortspolizeibehörde hat die Ausübung des Gewerbes der in 
den §§. 30 Abs. 1, 32, 33, 33 a, 34, 35, 36, 37 und 43 der Gew.-Ordnung be- 
zeichneten Gewerbetreibenden sorgfältig zu überwachen und ihre Zuverlässigkeit 
regelmässig wiederkehrenden Prüfungen zu unterziehen, bei welchen nötbigen- 
falls die Ortspolizeibehörde des Geburtsortes des Gewerbetreibenden um Aus¬ 
kunft zu ersuchen ist. Ergeben sich hierbei Thatsachen, welche eine Entzie¬ 
hung der Konzession, Erlaubniss u. s. w. oder eine Untersagung des Gewerbe¬ 
betriebes nothwendig erscheinen lassen, so ist der Gewerbetreibende zur Ein- 
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Stellung des Gewerbetriebes aufzufordern. Kommt er dieser Aufforderung 
nicht nach, so ist die Klage auf Entziehung der Konzession, Erlaubniss u. s. w., 
oder auf Untersagung des Gewerbebetriebes im Verwaltungsstieitverfahren zu 
erheben. 

51. Setzt Jemand, dem eine der in §§. 29, 30, 30 a, 32, 33, 33 a, 34 und 
36 bezeichneten Approbationen, Genehmigungen oder Bestallungen entzogen ist, 
oder dem die Ausübung des Gewerbebetriebes (§. 35) untersagt ist, diesen Ge¬ 
werbebetrieb fort, so ist nach Vorschrift der Ziff. 5 Abs. 2, 3 zu verfahren. 

52. Ist die Zurücknahme der in den §§. 29, 30, 30 a, 32, 33, 33 a, 34 und 
36 bezeichneten Approbationen, Genehmigungen und Bestallungen rechtskräftig 
erfolgt, so hat die Ortspolizeibehörde die Auslieferung der Approbations-, Kon¬ 
zessionsurkunden, Prüfungs- und Befähigengszeugnisse u. s. w. nötigenfalls anf 
dem in §. 127ff. des Landesverwaltungsgesetzes bezeichneten Wege herbei- 
zuführen. 

Von jeder Einziehung der in den §§. 29, 30, 30a, 32, 33, 33a, 34 und 
36 bezeichneten Approbationen, Genehmigungen und Bestallungen sowie von 
jeder Untersagung des Gewerbebetriebes (§. 35) hat die Ortspolizeibehörde der 
Ortspolizeibehörde des Geburtsortes Mittheilung zn machen. Zugleich ist der¬ 
jenigen Stelle, welche die Urkunden ausgefertigt hat, eine Abschrift der rechts¬ 
kräftigen Entscheidung einzureichen. 


Hygienische Begutachtung und Beaufsichtigung öffentlicher 
zentraler Wasserversorgungsanlagen. Bunderlass der Minister 
der u. 8. w. Medizinalangelegenheiten und des Innern vom 
24. August 1899 an sämmtliche Königliche Regierungspräsidenten. 

Bei den Anträgen auf Erwirkung des Enteignungiechtes zwecks Einrich¬ 
tung von Wasserversorgungsanlagen ist mehrfach die vorgängige hygienische 
Prüfung des Projektes, insbesondere auch der Verhältnisse der Wasserentnahme¬ 
stelle, vermisst und durch die nothwendige Ergänzung der Unterlagen eine un¬ 
liebsame Verzögerung veranlasst worden. 

Wir ersuchen daher in Zukunft bei derartigen Anträgen die Projekt- 
Vorlagen, bevor sie hierher eingereicht werden, darauf zu prüfen, ob eine 
hygienische Begutachtung stattgefunden hat, und, sofern dies nicht der Fall 
ist, von dem Antragsteller die Beibringung eines hygienischen Gutachtens zu 
erfordern. Geben die gelieferten Nachweise noch zn hygienischen Bedenken in 
einer oder der anderen Beziehung Anlass, so ist die örtliche Besichtigung der 
Wasserentnahmestelle und die Begutachtung der projektirten Anlage durch den 
zuständigen Medizinalbeamten oder den Regierungs - Medizinalrath auszuführen 
und das medizinalamtliche Gutachten mit den Vorlagen einzureichen. In jedem 
Falle ist der Regierungs-Medizinalrath bei der Bearbeitung der Angelegenheit 
zu betheiligen. 

Wir nehmen hierbei zugleich Veranlassung, die ausserordentliche Wich¬ 
tigkeit der hygienisch einwandfreien Gestaltung einer zentralen Wasserversor¬ 
gungsanlage nochmals zu betonen und auf die gesundheitlichen Gefahren wie¬ 
derholt nachdrücklichst hinzuweisen, welche bei Mängeln in dieser Hinsicht die 
Bevölkerung bedrohen, wie dies die Choleraepidemie in Hamburg im Jahre 1892, 
die Typhusepidemien in Lüneburg im Jahre 1895 und in Beuthen im Jahre 
1897 dargethan haben und neuerdings wiederum durch die Typhusepidemie in, 
Löbtau (Sachsen) vor Augen geführt worden ist. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen deshalb dahin wirken, dass die Gemeinden 
bei der Einrichtung zentraler Wasserversorgungen diesen wichtigen Punkt ge¬ 
bührend beachten und dass auch bei der Entscheidung über Anleihen für den 
Bau neuer oder die Erweiterung bestehender Wasserwerke die hygienische Be- 
urtheilung nicht ausser Acht gelassen und die Genehmigung zu derartigen An¬ 
leihen nicht ausgesprochen wird, bevor nicht die Zweckdienlichkeit der Anlage' 
auch vom hygienischen Gesichtspunkte aus geprüft und ausser Zweifel gestellt ist. 

Den bestehenden öffentlichen zentralen Wasserversorgungen für ganze 
Gemeinden oder einzelne Theile derselben ist fortgesetzt eine eingehende Be¬ 
achtung seitens der Aufsichtsbehörde zu schenken und insbesondere hat sich 
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die sanitätspoiizeiliche Beaufsichtigung darauf za richten, dass die Wasserent- 
nahmestelle, die Reservoire and die Hauptstränge der Leitung vor Verunreinigurg 
geschützt sind und bleiben. Soweit dies nach den Verhältnissen geboten er¬ 
scheint, ist eine regelmässige Besichtigung durch den zuständigen Medizinal¬ 
beamten and die Untersuchung von Wasserproben anzuordnen. 

Schliesslich ersuchen wir noch, uns eine Nachweisung über die in Ihrem 
Bezirke vorhandenen zentralen öffentlichen Wasserversorgungsanlagen innerhalb 
S Monaten einzureichen, wobei die nachstehend angeführten Punkte zu berück¬ 
sichtigen sind: 

Ort; Zahl der Haushaltungen; Einwohnerzahl; Anzahl der an die Wasser¬ 
leitung angeschlossenen Haushaltungen mit insgesammt Personen (soweit be¬ 
stimmte Zahlen hierfür nicht vorliegen genügt eine schätzungsweise Angabe). 
Das Jahr der Anlage; durch wen angelegt; jetziger Besitzer. Wasserabgabe, 
ohne oder mit Wassermesser; Preis pro Kubikmeter; Verbrauch; höchster und 
niedrigster Tagesverbrauch pro Kopf; durchschnittlicher Verbrauch pro Tag und 
Kopf der angeschlossenen Bevölkerung nach dem Gesammtverbrauch in den 
letzen 12 Monaten. Wasserentnahmestelle; Quellwasser, wie gefasst; Grund¬ 
wasser, aus welcher Tiefe entnommen, mit oder ohne Enteisenungsanlage; Ober¬ 
flächen- (Fluss-, See-) Wasser mit Sandfiltern, mit anderen Filtern (Wormser 
Platten) oder etwaigen sonstigen Reinigungseinrichtungen. Ist die Wasserver¬ 
sorgung hygienisch einwandfrei; wenn ja, wie festgestellt; wenn nein, welche 
Mängel bestehen und was ist zur Abstellung angeordnet? Findet eine regel¬ 
mässige oder gelegentliche Untersuchung von Wasserproben statt, wie oft und 
worauf erstreckt sich dieselbe und durch wen wird dieselbe ausgeführt? 

Bei Gruppenversorgungen sind die einzelnen an geschlossenen Orte anzu- 
zngeben, im Uebrigen genügt es, die bezüglich der Wasserentnabmestelle erfor¬ 
derten Angaben für die Gesammtanlage zu machen. 


C. Freie Stadt Hamburg. 

Abgabe von Geheimmitteln in Apotheken. Rundschreiben des 
Medizinalamtes vom 26. Juni 1899 an sämmtliche Apothekenvorstände. 

In manchen Apotheken wird die Vorschrift des §. 42 der Apothekenbe¬ 
triebsordnung, dass Geheimmittel nur auf ärztliches Rezept abgegeben werden 
dürfen, nicht genügend beachtet; insbesondere werden ausländische Arznei¬ 
fabrikate, bei denen der Verfertiger unerreichbar ist, und der Apotheker allein 
die Verantwortung trägt, in manchen von Ausländern vielbesuchten Apotheken 
nach wie vor im Hand verkaufe abgegeben. Bei Apothekenrevisionen musste so¬ 
gar genügt werden, dass gifthaltige Geheimmittel, wie „Alberta Remedy“, das 
nach amtlicher Untersuchung Colchizin und Morphin enthält, durch in der Offizin 
angebrachte Reklametafeln dem Publikum angepriesen wurden. 

Die Herren Apothekenvorstände werden daher eindringlichst auf die Vor¬ 
schrift des §. 42 der Apothekenbetriebsordnung hingewiesen. Personen, welche 
Geheimmittel zu kaufen wünschen, sind ausnahmslos abzuweisen, falls sie nicht 
ein ärztliches Rezept vorlegen. Uebertretungen werden in jedem Einzelfalle 
verfolgt werden, und zwar wird bei Abgabe von Mitteln, welche starkwirkende 
Bestandtheile enthalten, bei denen also auch die Bekanntmachung des Senats 
vom 28. August 1896 verletzt ist, das höchste Strafmass beantragt werden. 

Um dem Hilfs-Personal die Unterscheidung zwischen einfachen Speziali¬ 
täten — Mitteln, welche entweder ihre Bestandtheile erkennen lassen oder 
deren Zusammensetzung amtlich veröffentlicht ist — und Geheimmitteln zu er¬ 
leichtern, empfiehlt es sich, die letzteren, wenn sie überhaupt geführt werden, 
getrennt von den ersteren in besonderen Schränken oder Fächern aufzubewahren. 


Verantwortl.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. C. Bruns, Minden. 




Rechtsprechung und Medizinal- 

G-esetzgehung. 

Beilage zur Zeitschrift für Medizin&l-Be&mte. 

Nr. 21. 1. November. 1899. 


Rechtsprechung. 

Anfertigung einer Zubereitung auf Grund eines Rezepts durch 
einen Drogisten ist nur dann strafbar, wenn es sich nm Herstellung 
eines Heilmittels handelt oder die Bestandtheile dem freien Verkehr 
nicht überlassen sind. Urtheil des Kammergerichts (Strafsenats) 
vom 19. Oktober 1899. 

Im Aufträge des Berliner Polizeipräsidiums war eine Frau mit einem 
Rezept zu dem angeklagten Drogisten gekommen, der die auf demselben ver¬ 
ordnte Mischung anfertigte. Da diese nach §. 1 in dem Verzeichniss A der 
Kaiserlichen Verordnung vom 27. Januar 1890 nur in Apotheken als Heilmittel 
verkauft und feilgehalten werden darf, wurde gegen den Drogisten durch Straf¬ 
befehl eine Strafe von 150 M. festgesetzt. Hiergegen erhob dieser Klage mit 
der Begründung, dass er die Mischung nicht als Heilmittel verkauft habe, da 
er gewusst habe, dass die betreffende Frau im Aufträge der Polizeibehörde ge¬ 
kommen sei, um ihn durch Verleitung zur Anfertigung des Rezeptes einer 
Gesetzwidrigkeit zu überführen. Er wurde zunächst vom Schöffengericht frei¬ 
gesprochen, vom Landgericht dann verurtheilt, aber schliesslich vom Kammer¬ 
gericht wieder freigesprochen aus folgenden Gründen: 

Der Vorderrichter habe rechtsirrthümlich angenommen, dass ein Drogist 
in keinem Falle nach einem Rezepte Zubereitungen anfertigen dürfe. Die An¬ 
fertigung einer Mischung auf Grund eines Rezeptes durch einen Drogisten sei 
aber nur dann strafbar, wenn es sich um Herstellung eines Heilmittels handle 
oder wenn die einzelnen Bestandtheile der Mischung dem Verzeichnisse B der 
Kaiserlichen Verordnung angehören. Der Vorderrichter habe festgestellt, dass 
der Angeklagte die Zubereitung nicht als Heilmittel verkauft habe, da er die 
Käuferin und den Zweck des Kaufes kannte; ferner sei nicht festgestellt, dass die 
Stoffe der Zubereitung dem Verzeichniss B der Kaiserlichen Verordnung angehören. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Königreich PreuMsen. 

Anzeigepflicht der Vorstände öffentlicher Irrenanstalten an den 
Staatsanwalt bei Entweichung geisteskranker Untersuchungsgefangener 
sowie Verpflichtung der Provinzen zur Unterbringung von geistes¬ 
kranken, wegen ihrer Krankheit ausser Verfolgung gesetzten undaus 
der Untersuchungshaft entlassenen Personen in eine geeignete Anstalt. 
Runderlass des Ministers deru. s. w. Medizinalangeiegenheiten 
(gez. i. Auftr.: Förster) und des Innern (gez. i. Auftr.: v. Bitter) 
vom 2. August 1899 an sämmtliche Königliche Oberpräsidenten. 

Die Umstände, unter welchen der wegen schwerer Einbruchsdiebstähle 
zur gerichtlichen Untersuchung gezogene, aber nach Feststellung seiner Unzu¬ 
rechnungsfähigkeit aus der Untersuchungshaft entlassene und später auch ausser 
Verfolgung gesetzte Geisteskranke B. in die Irrenanstalt zu E. uutergebracht 
worden ist, musste es unbedingt angezeigt erscheinen lassen, der Königlichen 
Staatsanwalt zu W., auf deren Veranlassung die Unterbringung erfolgte, von 
dem Entweichen des Genannten aus der Anstalt sofort Mittheilung zu machen. 

Wenn der Anstaltsdirektor in seinem Schreiben an den Landesdirektor 
vom 12. November v. J. sich darauf beruft, dass keine Bestimmung bestehe, 
welche ihn zu einer solchen Anzeige verpflichte, dass vielmehr auch von der 
Entlassung eines Irren aus der Anstalt der Staatsanwaltschaft lediglich „aus 
gutem Willen* seitens der Anstaltsdirektion Mittheilung gemacht werde, so 
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mag diese Auffassung in dem Mangel entsprechender Vorschriften des Anstalts- 
Reglements und sonstiger allgemeiner Bestimmungen ihre Entschuldigung finden. 
Es muss indessen dieser Umstand Veranlassung geben, baldthunlichst ffir die 
Beseitigung dieses Mangels Sorge zu tragen. Das, was in dem Zirkularerlasse 
vom 24. September 1880 wegen der Staatsanwaltschaft zu machenden Anzeige 
von der Aufnahme eines Irren in eine öffentliche Irrenanstalt angeordnet ist, 
muss entsprechend der im §. 13 des Runderlasses vom 20. September 1895 (Min.- 
BL 1895, S. 271) für Privat-Irrenanstalten erlassenen Vorschrift auch für die 
Entlassung von Geisteskranken aus den öffentlichen Anstalten Platz greifen. 
Insbesondere erscheint eine solche Anzeige geboten, wenn es sieb um Irre han¬ 
delt, welche verbrecherischer Handlungen beschuldigt sind, aber ihres krank¬ 
haften Zustandes wegen aus der gerichtlichen Untersuchungshaft haben ent¬ 
lassen werden müssen. In noch höherem Grade erweist sich die Nothwendigkeit 
der Anzeige, wenn ein derartiger Kranker aus der Anstalt entwichen ist. 

Sofern die Anstalts - Reglements dahingehende Vorschriften nicht ent¬ 
halten, so werden entsprechende Anordnungen im polizeilichen Interesse von 
Aufsicbtswegen getroffen werden müssen. 

Im Uebrigen giebt uns der vorliegende Bericht zu folgenden Bemer¬ 
kungen Anlass: 

Werden Personen, die wegen Verbrechen oder Vergehen zur gerichtlichen 
Untersuchung gezogen sind, nach Feststellung ihrer Unzurechnungsfähigkeit in 
Folge Geisteskrankkeit ausser Verfolgung gesetzt und, aus der Untersuchungs¬ 
haft entlassen, der Polizeibehörde überwiesen, so hat diese zunächst zu prüfen, 
ob die Unterbringung der Kranken, sei es in ihrem eigenen Interesse, sei es im 
Falle der Gemeingefährlichkeit im Interesse der Gesainmtheit, in einer Irren¬ 
anstalt erforderlich ist. Liegt, wie dies in vielen der in Bede stehenden Fälle 
zutrifft, Gemeingefährlichkeit vor, so sind die Provinzen — in der dortigen 
Provinz die kommunalständischen Verbände der Regierungsbezirke — gesetzlich 
verpflichtet, die Aufnahme solcher Irren in einer Anstalt zu bewirken, welche 
die zur Verwahrung gemeingefährlicher Geisteskranken nöthigen Einrichtungen 
bietet und mit dem zur Bewachung solcher Kranken nöthigen Wärterpersonal 
versehen ist. Dabei bleibt die Art der Unterbringung im einzelnen Falle der 
sachverständigen Beurtheilung der leitenden Anstaltsärzte überlassen. Jedoch 
wird nicht ausser Acht zu lassen sein, dass, wenn auch entlassene Unter¬ 
suchungsgefangene in Beziehung auf ihre Unterbringung im Allgemeinen 
anderen Irren gleichzuachten sind, dennoch in vielen Fällen wegen der beson¬ 
deren Art der Gemeingefährlichkeit namentlich bei dem Vorhandensein ver¬ 
brecherischer Neigungen eine besondere Ueberwachuug derselben auch innerhalb 
der Irrenanstalten unvermeidlich ist. 

Sind die hierzu erforderlichen Einrichtungen — in den öffentlichen An¬ 
stalten der dortigen Provinz — in genügendem Masse vorhanden, so haben die 
kommunalständischen Bezirksverbände die gesetzliche Verpflichtung, solche zu 
beschaffen oder die Benutzung anderer geeigneter öffentlicher Anstalten in dem, 
dem Bedürfnisse entsprechenden Masse sicher zu stellen. 

Einer besonderen gesetzlichen Regelung bedarf dieser Gegenstand bei 
dem Bestehen ausreichender gesetzlichen Bestimmungen nicht mehr. 


Entsendung des Medizinalbeamten beim Auftreten ansteckender 
Krankheiten im Haushalte von Gastwirthen, Materialisten,Hökern u.s.w. 
Verfügung des Königliehen Regiernngspr äsidenten in Danzig 
vom 2. Oktober 1899 an alle Landräthe des Bezirks. 

Ich ersuche, in denjenigen Fällen, in denen an einem Orte ansteckende 
Krankheiten in dem Haushalte von Gastwirthen, Materialisten, Hökern, Fleischern, 
Bäckern, Milchhändlern und anderen mit Esswaaren handelnden Personen, sowie 
von Lehrern, Gendarmen und anderen mit dem Publikum vielfach in Berührung 
kommenden Beamten und Leuten sich zeigen, insbesondere, wenn dies die ersten 
aus der Ortschaft gemeldeten Krankheitsfälle sind, sich die sofortige Ent¬ 
sendung des Medizinalbeamten im Rahmen der Bestimmungen ganz besonders 
angelegen sein zu lassen. _ 
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S. Königreich Sachsen. 

Anmeldepflicht der Aerzte und Zahnärzte. Verordnung des 
Ministeriums des Innern vom 14. September 1899. 

Es ist wiederholt als Uebelstand empfunden worden, dass die Bezirks¬ 
ärzte von dem Wechsel des Wohnortes des ärztlichen Personals und von der 
Annahme von Vertretern nicht rechtzeitig Nachricht erhalten. Eine solche Be¬ 
nachrichtigung aber ist unbedingt erforderlich, damit die Bezirksärzte den ihnen 
nach gesetzlichen Bestimmungen, bezw. nach ihrer Instruktion obliegenden Ver¬ 
pflichtungen genügen können. Unter Bezugnahme auf die durch Verordnung 
vom 21. Oktober 1869 unter B — Gesetz- und Verordnungsblatt S. 319 — 
bereits für die Niederlassung von Aerzten und Zahnärzten geordnete Anmelde¬ 
pflicht wird deshalb hierdurch weiter Folgendes bestimmt: 

Aerzte und Zahnärzte, welche aus einem Medizinalbezirke wegziehen, 
oder sonst ihren Wohnort wechseln, haben hiervon binnen 14 Tagen vom 
Wegzüge bezw. Wohnungswechsel ab gerechnet, 

Aerzte und Zahnärzte, welche wegen Krankheit, Abwesenheit vom 
Wohnorte oder aus sonstigen Gründen die Besorgung ihrer Praxis einem 
Vertreter übertragen, haben hiervon bei Beginn der Vertretung und unter 
Namhaftmachung des Vertreters 

dem Bezirksarzte schriftlich Meldung zu machen. 

Ist der Vertreter nicht ein im gleichen Medizinalbezirke wohnhafter 
Arzt bezw. Zahnarzt, so ist der Approbationsschein desselben dem Bezirksarzte 
mit vorzulegen. Der Meldung bedarf es nicht, wenn es sich nur um Vertre¬ 
tung in einzelnen Fällen handelt. 

Nichtbeachtung dieser Vorschriften wird mit Geldstrafe bis zu 15 M. geahndet 


C. Grossherzogthum Hessen. 

Haftverbindlichkeit der Gemeinden in Bezug auf nicht bezahlte 
Arzneirechnungen. Gesetz vom 12. Juni 1899. 

Artikel 1. 

Die Apotheker dürfen die Abgabe der von einem approbirten Arzte 
schriftlich verordneten Arzneimittel an Personen, welche im Grossherzogthum 
ihren Wohnort haben, auch alsdann nicht verweigern, wenn die Bezahlung nicht 
sogleich erfolgt. 

Für Gemeinden mit geordneter Armenpflege kann auf Antrag des Ge¬ 
meindevorstandes diese Bestimmung durch unser Ministerium des Innern ausser 
Wirksamkeit gesetzt werden. In diesem Falle sind die Apotheker zur Abgabe 
der Arzneimittel ohne Bezahlung unter der Voraussetzung des §. 63 der Medi¬ 
zinalordnung vom 25. Juni 1861 verpflichtet. 

Artikel 2. 

Erfolgt die Bezahlung der Arzneimittel später von dem Schuldner nicht, 
so sind die Apotheker berechtigt, die Bezahlung von der Gemeinde, in welcher 
der Schuldner seinen Unterstützungswohnsitz und, falls ein solcher im Gross¬ 
herzogthum nicht besteht, von der Gemeinde, in welcher er seinen Wohnort 
hat, nach Abzug des gesetzlichen Rabatts dann zu verlangen, wenn er inner¬ 
halb 6 Monaten, von der Abgabe der Arznei ab, dieser Gemeinde Anzeige von 
dem Ansprüche gemacht und innerhalb eines Jahres die Zwangsvollstreckung 
gegen den Schuldner ohne Erfolg versucht hat. Die Vorschriften der §§. 772 
und 773 Ziffer 2, 3 und 4 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende 
Anwendung. 

Soweit die Gemeinde den Apotheker befriedigt, geht dessen Forderung 
auf sie über. 

Die aufgewendeten Beitreibungskosten sind dem Apotheker von der er¬ 
satzpflichtigen Gemeinde gleichfalls zu vergüten, wenn die Gemeinde sich nicht 
innerhalb eines Monats von der Anzeige ab zur Zahlung ohne Ausklagung des 
Schuldners bereit erklärt hat. 

Artikel 3. 

Die Gemeinde des Wohnorts ist berechtigt, den Ersatz der Hälfte der ihr 
nach diesem Gesetze erwachsenden Ausgaben aus der Kasse des Kreises, dem 
sie angehört, zu begehren, wenn der Arzneiempfänger einen Unterstützungs¬ 
wohnsitz im Grossherzogthum nicht hat. 
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Artikel 4. 

Die za Folge anderweiter gesetzlicher oder statuarischer Vorschrift oder 
in Folge Vertrags den Gemeinden oder Kreisen bezüglich der Gewährung von 
Arzneimitteln im Sinne des Artikels 1 obliegenden Pflichten, sowie die ans 
dieser Gewährung sich ergebenden Ersatzansprüche werden durch gegenwärtiges 
Gesetz nicht berührt. 

Artikel 5. 

Das Gesetz, die Haftverbindlichkeit der Gemeinden in Bezug auf nicht 
bezahlte Arzneirechnungen betreffend, vom 80. Oktober 1860 wird aufgehoben. 


Fakultative Feuerbestattung. Gesetz vom 19. August 1899. 

Art. 1. Die Feuerbestattung ist unter Beobachtung der nachstehenden 
Vorschriften und, soweit sie nicht ausserhalb des Grossherzogthums stattfindet, 
nur in solchen Anstalten zugelassen, welche auf Grund ortsstatutarischer Be¬ 
stimmungen errichtet und geleitet werden. 

Art. 2. Die Feuerbestattung darf nur erfolgen, wenn sie von dem 
Verstorbenen angeordnet und von der Ortspolizeibehörde des Bestattungsortes 
schriftlich genehmigt worden ist. 

Das der Verstorbene die Feuerbestattung angeordnet hat, muss durch 
eine Verfügung desselben von Todeswegen oder durch eine hinsichtlich der 
Unterschrift öffentlich beglaubigte Erklärung desselben oder durch das von 
einer öffentlichen Behörde beurkundete Zeugniss zweier glaubwürdiger Personen, 
welche dem Vorstorbenen nahe gestanden hat, dargethan werden. 

Die Fähigkeit, eine Anordnung der im Absatz 2 bezeichneten Art zu 
treffen, bestimmt sich nach den Vorschriften des §. 2229 des Bürgerlichen Ge¬ 
setzbuchs. 

Hatte ein Verstorbener zur Zeit seines Todes das sechzehnte Lebensjahr 
nicht vollendet, so kann die Feuerbestattung von dem Inhaber der elterlichen 
Gewalt durch Erklärung gegenüber der Ortspolizeibehörde des Sterbeorts ange¬ 
ordnet werden. 

Art. 3. Ist den Voraussetzungen des Art. 2 genügt, so kann die daselbst 
vorgeschriebene ortspolizeiliche Genehmigung nur ertheilt werden, wenn 

1. durch übereinstimmende Zeugnisse des behandelnden Arztes und des 
Amtsarztes des Amtsgerichts des Sterbeorts die Todesursache festgestellt, und 

2. durch diese Zeugnisse und ausserdem durch ein Zeugniss der Orts¬ 
polizeibehörde des Sterbeorts dargethan ist, dass der Verdacht, es sei der Tod 
durch eine strafbare Handlung herbeigeführt worden, ausgeschlossen ist. 

Art. 4. Die ärztlichen Zeugnisse dürfen nur nach vorgängiger Leichen¬ 
schau und, sofern es auch nur einer der Aerzte für erforderlich hält, nur nach 
vorgängiger Leichenöffnung ertheilt werden. 

War der Amtsarzt der behandelnde Arzt oder ist der Verstorbene in 
seiner letzten Krankheit nicht von einem Arzte behandelt worden, so muss bei 
der Ertheilung des Zeugnisses ein zweiter, von der Ortspolizeibehörde des Sterbe¬ 
orts zu berufender Arzt mitwirken. 

Art. 5. Wer eine Leiche zum Zwecke der Feuerbestattung ausserhalb 
des Grossherzogthums verbringen will, hat dem Kreisamt des Storbeorts den 
Nachweis der Anordnung des Verstorbenen nach Art. 2 und die im Art. 8 und 4 
vorgeschriebenen Nachweise zu erbringen. 

Art. 6. Beschwerden gegen ablehnende Verfügungen der Ortspolizei¬ 
behörden sind an das Kreisamt zu richten; dieses soll binnen 24 Stunden über 
die Beschwerde entscheiden. 

Art. 7. Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieses Gesetzes werden 
mit Geldstrafe bis zu 150 M. oder mit Haft bestraft. 

Art. 8. Unsere Ministerien des Innern und der Justiz sind mit der Aus¬ 
führung dieses Gesetzes beauftragt. 


Verantwort!. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.-u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. G. Bruns, Minden. 
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Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich. 

Beschlüsse und Entwürfe von Vorschriften zur Ausführung des 
Impfgesetzes. Nach dem Bundesrathsbeschluss vom 28. Juni 
1899»). 

1. Beschlüsse, betreffend den physiologischen und pathologischen 

Stand der Impffrage. 

1. Das einmalige Ueberstehen der Pockenkrankheit yerleiht mit seltenen 
Ausnahmen Schutz gegen ein nochmaliges Befallenwerden von derselben. 

2 Die Impfung mit Vaccine ist im Stande, einen ähnlichen Schutz zu bewirken. 

8. Die Dauer des durch Impfung erzielten Schutzes gegen Pocken schwankt 
innerhalb weiter Grenzen, beträgt aber im Durchschnitt zehn Jahre. 

4. Um einen ausreichenden Impfschutz zu erzielen, ist mindestens eine gut 
entwickelte Impfpocke erforderlich. 

5. Es bedarf einer Wiederimpfung nach Ablauf von zehn Jahren nach der 
ersten Impfung. 

6. Das Geimpftsein der Umgebung erhöht den relativen Schutz, welchen der 
Einzelne gegen die Pockenkrankheit erworben hat, und die Impfung ge¬ 
währt demnach nicht nur einen individuellen, sondern auch einen allgemeinen 
Nutzen in Bezug auf Pockengefahr. 

7. Die Impfung kann unter Umständen mit Gefahr für den Impfling ver¬ 
banden sein. 

Bei der Impfung mit Menschenlymphe ist die Gefahr der Uebertragung 
von Syphilis, obwohl ausserordentlich gering, doch nicht gänzlich ausge¬ 
schlossen. Von anderen Impfschädigungen kommen nachweisbar nur 
accidentelle Wundkrankheiten vor. 

Alle diese Gefahreu können durch sorgfältige Ausführung der Impfung 
auf einen so geringen Umfang beschränkt werden, dass der Nutzen der 
Impfung den eventuellen Schaden derselben unendlich überwiegt. 

8. Seit Einführung der Impfung hat sich keine wissenschaftlich nachweisbare 
Zunahme bestimmter Krankheiten oder der Sterblichkeit im Allgemeinen 
geltend gemacht, welche als eine Folge der Impfung anzusehen wäre. 

Ä. Beschlüsse, betreffend die allgemeine Einführung der Impfung 

mit Thierlymphe. 

1. Es haben sich bisher keine Anhaltspunkte für die Annahme eines ursächlichen 
Zusammenhanges zwischen den in der Thierlymphe bekannten Keimen und 
den Reizerscheinungen ergeben, welche nach der Impfung auftreten. 

2. Die Impfung ist mit Thierlymphe vorzunehmen. Menschenlymphe darf so¬ 
wohl bei Öffentlichen, als auch bei Privatimpfungen nur in Ausnahmefällen 
verwendet werden. 

3. Die Thierlymphe darf für alle Impfungen nur aus staatlichen Impf- 
anstalten oder deren Niederlagen oder aus solchen Privat - Impfanstalten, 
welche einer staatlichen Aufsicht unterstehen, bezogen werden. 


*) Die Beschlüsse u. s. w. entsprechen im Wesentlichen denjenigen vom 
18. Juni 1885; die Abänderungen sind in Kursivschrift gedruckt. 
Die Beschlüsse sind den einzelnen Bundesregierungen zur demnächstigen Ein* 
führung mitgetheilt; im Fürstenthum Schaumburg-Lippc ist diese 
bereits durch Bekanntmachung vom 24. Oktober 1899 erfolgt. 
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4 . Für die Einrichtung und den Betrieb der staatlichen Anstalten sind die 
hierüber ergehenden besonderen Vorschriften massgebend. 1 ) 

5. Für den Handel mit Thierlymphe in den Apotheken gelten folgende Vor¬ 
schriften : 

a) Die Lymphe muss aus staatlichen Impfanstalten oder aus deren 
Niederlagen oder aus solchen Privatanstalten, welche einer staatlichen 
Aufsicht unterstehen, bezogen sein. 

b) Die Lymphe ist an einem kühlen Orte und vor Licht geschützt auf¬ 
zubewahren. 

c) Die Lymphe darf nur in der von der Impfanstalt gelieferten Ver¬ 
packung abgegeben wep'den, und dieser Verpackung müssen die Be¬ 
zeichnung der Anstalt, Angaben über die Nummer des Versandbuchs, 
über den Tag der Abnahme der Lymphe und über die in der Ver¬ 
packung enthaltenen Portionen sowie eine Gebrauchsanweisung bei¬ 
gefügt sein. Letztere hat den Wortlaut der §§. 13 bis 19 der Vor¬ 
schriften, welche von den Aerzten bei der Ausführung des lmpf- 
geschäfts zu befolgen sind, zu enthalten. " 

d) Lymphe , welche vor mehr als drei Monaten abgenommen ist, darf 
nicht abgegeben werden. 

e) Ueber den Empfang und die Abgabe der Lymphe ist ein Buch zu 
führen, in welchem der Tag des Empfanges, die Bezeichnung der An¬ 
stalt, in welcher die Lymphe gewonnen ist, der Tag der Abgabe, der 
Name und die Wohnung des Abnehmers einzutragen sind. 

8. Entwurf von Vorschriften, welche ron den Aerzten bei der 
Ausführung des Ixnpfgeschftfts zu befolgen sind. 

A. Allgemeine Bestimmungen. 

§. 1. Es ist wünschenswertli, das der Impfarzt in jedem Orte seines Bezirks 
öffentliche Impfungen vornimtnt. An Orten, an welchen ansteckende Krank¬ 
heiten, wie Scharlach, Masern, Diptherie, Croup, Keuchhusten, Flecktyphus, 
rosenartige Entzündungen in grösserer Verbreitung auftreten, ist die Impfung 
in öffentlichen Terminen während der Dauer der Epidemie nicht vorzunehmen. 

Erhält der Impfarzt erst nach Beginn des Impfgeschäfts davon Kenntniss, 
dass derartige Krankheiten in dem betreffenden Orte herrschen, oder zeigen 
sich dort auch nur einzelne Fälle von Impfrothlauf, so hat er die Impfung an 
diesem Orte sofort zu unterbrechen und der zuständigen Behörde davon Anzeige 
zu machen. 

Bat der Impfarzt einzelne Fälle ansteckender Krankheiten in Behand¬ 
lung, so hat er in zweckentsprechender Weise deren Verbreitung bei dem Impf¬ 
geschäfte durch seine Person zu verhüten. 

Es empfiehlt sich, öffentliche Impfungen während der Zeit der grössten 
Sommerhitze (Juli und August) zu vermeiden. 

§. 2. Im Impftermine hat der Impfarzt im Einvernehmen mit der Orts¬ 
polizeibehörde für die nöthige Ordnung zu sorgen, Ueberfüllung der für die 
Impfung bestimmten Bäume zu verhüten und ausreichende Lüftung derselben 
zu veranlassen. 

Die gleichzeitige Anwesenheit der Erstimpflinge und der Wiederimpflinge 
ist thunlichst zu vermeiden. 

B. Beschaffung und Gewinnung der Lymphe. 

I. Bei Verwendung von Thierlymphe. 

§. 3. Die Impfärzte erhalten für die öffentlichen Impfungen ihren Gesammt - 
bedarf an Lymphe unentgeltlich und portofrei aus den staatlichen Impfanstalten. 

§. 4. Der Impfarzt hat — zutreffendenfalls unter Angabe der Nummer des 
Versandbuchs der betreffenden Impfanstalt — aufzuzeichnen, von wo und wann 
er seine Lymphe erhalten hat. 

II. Bei Verwendung von Menschenlymphe. 

§. 5. Die Impflinge, von welchen Lymphe zum Weiterimpfen entnommen 
Werden soll (Ab-, Stamm-, Mutter - Impflinge), müssen zuvor am ganzen Körper 


*) Von einem Abdruck dieser ebenfalls von der Sachverständigen-Kom¬ 
mission festgestellten und vom Bundesrath unter dem 28. Juni genehmigten Vor¬ 
schriften ist hier Abstand genommen. 
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untersucht und als vollkommen gesund und gut genährt befanden werden. Sie 
müssen von Eltern stammen, welche an vererbbaren Krankheiten nicht leiden, 
insbesondere dürfen Kinder, deren Mütter mehrmals abortirt oder Frühgeburten 
überstanden haben, als Abimpflinge nicht benutzt werden. 

Der Abimpfling soll wenigstens 6 Monate alt sein, ehelich geboren und 
nicht das erste Kind seiner Eltern sein. Von diesen Anforderungen darf nur 
ausnahmsweise abgewichen werden, wenn über die Gesundheit der Eltern nicht 
der geringste Zweifel obwaltet. 

Der Abimpfling soll frei sein von Geschwüren, Schrunden und Ausschlägen 
jeder Art, von Kondylomen an den Gesässtheilen, an den Lippen, unter den 
Armen und am Nabel, von Drüsenanschwellungen, chronischen Affektionen der 
Nase, der Augen und Ohren, wie von Anschwellungen und Verbiegungen der 
Knochen, er darf demnach kein Zeichen von Syphilis, Skrophulose, Rhachitis 
oder irgend einer anderen konstitutionellen Krankheit an sich haben. 

§. 6. Lymphe von Wiedergeimpften darf nur im Nothfall und nie zum 
Impfen von Erstimpflingen zur Anwendung kommen. 

Die Prüfung des Gesundheitszustandes eines wiedergeimpften Abimpflings 
muss mit besonderer Sorgfalt nach Massgabe der im §. 5 angegebenen Gesichts¬ 
punkte geschehen. 

§. 7. Jeder Impfarzt hat aufzuzeichnen, von wo und wann er seine 
Lymphe erhalten hat. Insbesondere hat er, wenn er Lymphe zur späteren 
eigenen Verwendung oder zur Abgabe an andere Aerzte anfbewahren will, den 
Namen der Impflinge, von denen die Lymphe abgenommen worden ist, und den 
Tag der erfolgten Abnahme aufzuzeichnen. Die Lymphe selbst ist derart zu 
bezeichnen, dass später über die Abstammung derselben ein Zweifel nicht ent¬ 
stehen kann. 

Die Aufzeichnungen sind bis zum Schlüsse des nachfolgenden Kalender¬ 
jahrs aufzubewahren. 

§. 8. Die Abnahme der Lymphe darf nicht später als am gleichnamigen 
Tage der auf die Impfung folgenden Woche stattfinden. 

Die Blattern, welche zur Entnahme der Lymphe dienen sollen, müssen 
reif und unverletzt sein und auf einem nur mässig entzündeten Boden stehen. 

Blattern, welche den Ausgangspunkt für Rothlauf gebildet haben, dürfen 
in keinem Falle zum Abimpfen benutzt werden. 

Mindestens eine Blatter muss am Impfling uneröffnet bleiben. 

- '' . §• 9. Die Eröffnung der Blattern geschieht durch Stiche oder Schnittchen. 

Das Quetschen der Blattern oder das Drücken ihrer Umgebung zur Ver¬ 
mehrung der Lymphmenge ist zu vermeiden. 

§. 10. Nur solche Lymphe darf benutzt werden, welche freiwillig austritt 
und, mit blossen Auge betrachtet, weder Blut, noch Eiter enthält. 

Uebelriechende oder sehr dünnflüssige Lymphe ist zu verwerfen. 

§. 11. Nur reinstes Glyzerin darf mit der Lymphe vermischt werden. Die 
Mischung soll mittelst eines reinen Glas9tabs geschehen. 

C. Ausführung der Impfung und Wiederimpfung. 

§. 12. Die zu impfenden Kinder sind vom Impfarzte vor der Impfung 
zu besichtigen; auch sind die begleitenden Angehörigen von ihm über den Gesund¬ 
heitszustand der Impflinge zu befragen. 

Kinder, welche an schweren akuten oder chronischen, die Ernährung 
stark beeinträchtigenden oder die Säfte verändernden Krankheiten leiden, sollen 
iu der Regel nicht geimpft und nicht wiedergeimpft werden. 

Ausnahmen sind (namentlich beim Auftreten der natürlichen Pocken) ge¬ 
stattet und werden dem Ermessen des Impfarztes anheimgegeben. 

§. 13. Die Impfung ist als eine chirurgische Operation anzusehen und 
mit voller Anwendung aller Vorsichtsmassregeln auszuführen, welche geeignet 
sind, Wundinfektionskrankheiten fernzuhalten; insbesondere hat der Impfarzt 
sorgfältig auf die Reinheit seiner Hände, der Impfinstrumente und der Impf¬ 
stelle Bedacht zu nehmen; auch ist der Lgmphevorrath während der Impfung 
durch Bedecken vor Verunreinigung zu schützen. 

§. 14. Die Thierlymphe ist thunlichst bald nach dem Empfange zu ver- 
impfen, bis zum Gebrauch aber an einem kühlen Ort und vor Lickt geschützt 
aufzubewahren. Die Lymphe darf durch Zusätze von Glyzerin, Wasser oder 
anderen Stoffen nicht verdünnt werden. 

§. 15. Zur Impfung eines jeden Impflings sind nur Instrumente zu be- 
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nutzen, welche durch trockene oder feuchte Hitze (Ausglühen, Auskochen) oder 
durch Alkoholbehandlung keimfrei gemacht sind . 

Die jedesmal für den Gebrauch nothwendige Menge von Lymphe kann 
entweder unmittelbar aus dem Glasgefässe mit dem Impfinstrument entnommen, 
oder auf ein keimfreies Glasschälchen gebracht werden . Beim Gebrauche von 
Haarröhrchen kann sie auch unmittelbar aus einem solchen auf das Instrument 
getropft werden . 

§. 16. Die Impfung wird der Regel nach auf einem Oberarme vorge¬ 
nommen und zwar bei Erstimpflingen auf dem rechten, bei Wiederimpflingen auf 
dem linken . Es genügen 4 seichte Schnitte von höchstens 1 cm Länge . Die ein¬ 
zelnen Impfschnitte sollen mindestens 2 cm von einander entfernt liegen . Stärkere 
Blutungen beim Impfen sind zu vermeiden. Einmaliges Einstreichen der Lymphe 
in die durch Ampannen der Haut klaffend gehaltenen Wunden ist im Allge¬ 
meinen ausreichend . 

Das Aufträgen der Lymphe mit dem Pinsel ist verboten. 

ZJebrig gebliebene Mengen von Lymphe dürfen nicht in das Gefäss zurück- 
gefüllt oder zu späteren Impfungen verwendet werden. 

§. 17. die Erstimpfung hat als erfolgreich zu gelten, wenn mindestens 
eine Pustel zur regelmässigen Entwickelung gekommen ist. Bei der Wieder¬ 
impfung genügt für den Erfolg schon die Bildung von Knötchen oder Bläschen 
an den Impfstellen. 

§. 18. Der Impfarzt ist verpflichtet, etwaige Störungen des Impfverlaufs 
und jede wirkliche oder angebliche Nachkrankheit, soweit sie ihm bekannt werden, 
thunlichst genau festzustellen und an zuständiger Stelle sofort anzuzeigen . 

D. Privatimpfungen. 

§. 19. Die Vorschriften des §. 1 Abs. 3 sowie der §§. 4 bis 18 gelten 
auch für Privatimpfungen. 

4. Entwurf von Verhaltungsvorschriften. 

A. Für die Angehörigen der Erst impf linge. 

§. 1. Aus einem Hause, in welchem ansteckende Krankheiten, wie Scharlach, 
Masern, Diphtherie, Croup, Keuchhusten, Flecktyphus, rosenartige Entzündungen 
oder die natürlichen Pocken herrschen, dürfen die Impflinge zum allgemeinen 
Termine nicht gebracht werden. 

§. 2. Die Eltern des Impflings oder deren Vertreter haben dem Impf¬ 
arzte vor der Ausführung der Impfung über frühere oder noch bestehende Krank¬ 
heiten des Kindes Mittheilung zu machen . 

§. 3. Die Kinder müssen zum Impftermine mit rein gewaschenem Körper 
und mit reinen Kleidern gebracht werden. 

§. 4. Auch nach dem Impfen ist möglichst grosse Reinhaltung des 
Impflings die wichtigste Pflicht. 

§. 5. Der Impfling soll womöglich täglich gebadet werden, wenigstens ver¬ 
säume man eine tägliche sorgfältige Waschung nicht. 

§. 6. Die Nahrung des Kindes bleibe unverändert 

§. 7. Bei günstigem Wetter darf das Kind ins Freie gebracht werden. 
Man vermeide im Hochsommer nur die heissesten Tagesstunden und die direkte 
Sonnenhitze. 

§. 8. Die Impfstellen sind mit grosser Sorgfalt vor dem Aufreiben, Zer¬ 
kratzen und vor Beschmutzung zu bewahren; sie dürfen nur mit frisch ge¬ 
reinigten Händen berührt iverden; zum Waschen darf nur ein reiner Schwamm 
oder reine Leinwand oder reine Watte verwendet werden . 

Vor Berührung mit Personen, welche an eiternden Geschwüren, Hautaus¬ 
schlägen oder Wundrose (Rothlauf) erkrankt sind, ist der Impfling sorgfältig 
zu bewahren, um die Uebertragung von Krankheitskeimen in die Impfstellen zu 
verhüten; auch sind die von solchen Personen benutzten Gegenstände von dem 
Impflinge fern zu halten. Kommen unter den Angehörigen des Impflings, welche 
mit ihm denselben Haushalt theilen, Fälle von Krankheiten der obigen Art vor, 
so ist es zweckmässig, den Rath eines Arztes einzuholen. 

§. 9. Nach der erfolgreichen Impfung zeigen sich vom vierten Tage ab 
kleine Bläschen, welche sieh in der Regel bis zum neunten Tage unter mässigcm 
Fieber vergrössern und zu erhabenen, von einem rothen Entzündungshof um¬ 
gebenen Schutzpocken entwickeln. Dieselben enthalten eine klare Flüssigkeit, 
welche sich am achten Tage zu trüben beginnt. Vom zehnten bis zwölften 
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Tage beginnen die Pocken zu einem Schorfe einzutrocknen, der nach drei bis 
vier Wochen von selbst abfällt. 

Die erfolgreiche Impfung lässt Narben von der Grösse der Pusteln zurück, 
welche mindestens mehrere Jahre hindurch deutlich sichtbar bleiben. 

§. 10. Bei regelmässigem Verlaufe der Schutzpocken ist ein Verband 
überflüssig, falls aber in der nächsten Umgebung derselben eine starke, breite 
Röthe entstehen sollte, sind kalte, häufig zu wechselnde Umschläge mit abge¬ 
hacktem Wasser anzuwenden; wenn die Pocken sich öffnen, ist ein reiner Ver¬ 
band anzulegen . « 

Bei jeder erheblichen, nach der Impfung entstehenden Erkrankung ist 
ein Arzt zuzuziehen ; der Impfarzt ist von jeder solchen Erkrankung, welche vor 
der Nachschau oder innerhcdb 14. Tagen nach derselben eintritt, in Kenntniss 
zu setzen. 

§. 11. An dem im Termine bekannt zu gebenden Tage erscheinen die 
Impflinge zur Nachschau. Kann ein Kind am Tage der Nachschau wegen er¬ 
heblicher Erkrankung, oder weil in dem Hause eine ansteckende Krankheit 
herrscht (§. 1), nicht in das Impflokal gebracht werden, so haben die Eltern 
oder deren Vertreter dieses spätestens am Termintage dem Impfarzt anzuzeigen. 

§. 12. Der Impfschein ist sorgfältig aufzubewahren. 

B. Für Wiederimpflinge. 

§. 1. Aus einem Hause, in welchem ansteckende Krankheiten, ivie Schar¬ 
lach, Masern, Diphtherie, Croup, Keuchhusten, Flecktyphus, rosenartige Entzün¬ 
dungen oder die natürlichen Pocken herrschen, dürfen . die Impflinge zum all¬ 
gemeinen Termine nicht kommen. 

§. 2. Die Kinder sollen im Impftermine mit reiner Haut, reiner Wäsche 
und in sauberen Kleidern erscheinen. 

§. 3. Auch nach dem Impfen ist möglichst grosse Reinhaltung des Impf - 
linges die wichtigste Pflicht. 

§. 4. Die Entwickelung der Impfpusteln tritt am 3. oder 4. Tage ein und 
ist für gewöhnlich mit so geringen Beschwerden im Allgemeinbefinden verbunden, 
dass eine Versäumniss des Schulunterrichts deshalb nicht nothwendig ist. Nur 
wenn ausnahmsweise Fieber eintritt, soll das Kind zu Hause bleiben. Stellen 
sich vorübergehend grössere Röthe und Anschwellungen der Impfstellen ein, so 
sind kalte, häufig zu wechselnde Umschläge mit abgekochtem Wasser anzuwenden. 
Die Kinder können das gewohnte Baden fortsetzen. Das Turnen ist vom 3. bis 
12. Tage von Allen, bei denen sich Impfblattern bilden, auszusetzen. Die Impf¬ 
stellen sind, solange sie nicht vernarbt sind, sorgfältig vor Beschmutzung, Kratzen 
und Stoss sowie vor Reibungen durch enge Kleidung und vor Druck von aussen 
zu hüten. Insbesondere ist der Verkehr mit solchen Personen, welche an eitern¬ 
den Geschwüren, Hautausschlägen oder Wundrose (Rothlauf) leiden, und die 
Benutzung der von ihnen gebrauchten Gegenstände zu vermeiden. 

§. 5. Bei jeder erheblichen, nach der Impfung entstehenden Erkrankung, 
ist ein Arzt zuzuziehen; der Impfarzt ist von jeder solchen Erkrankung, welche 
vor der Nachschau oder innerhalb 14 Tagen nach derselben eintritt, in Kennt¬ 
niss zu setzen. 

§. 6. An dem im Impftermine bekannt zu gebenden Tage erscheinen die 
Impflinge zur Nachschau. Kann ein Kind am Tage der Nachschau wegen er¬ 
heblicher Erkrankung oder weil in dem Hause eine ansteckende Krankheit 
herrscht (§. 1), nicht in das Impf lokal kommen, so haben die Eltern oder deren 
Vertreter dieses spätestens am Termintage dem Impfarzt anzuzeigen. 

§. 7. Der Impfschein ist sorgfältig aufzubewahren. 

5. Entwurf ron Vorschriften, welche ron den Behörden bei der 
Ausführung des Impfgeschäftes zu befolgen sind. 

§. 1. Bereits bei der Bekanntmachung des Impftermins hat die Orts¬ 
polizeibehörde dafür Sorge zu tragen, dass die Angehörigen der Impflinge gedruckte 
Verhaitungsvoi'schriften für die öffentlichen Impfungen und über die Behandlung 
der Impflinge während der Entwickelung der Impfblattern erhalten. 

hi den Städten mit mehr als 10 000 Einwohnern ist es zulässig, die ge¬ 
druckten Verhaltungsvorschriften für die Angehörigen der Erstimpflinge erst im 
Impftermin an die Angehörigen zu vertheilen, unter der Voraussetzung, dass die 
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§. 1 und 3 der fraglichen Vorschriften in der öffentlichen Bekanntmachung des 
Impftermins zum Abdrucke gelangt sind. 

§. 2. Treten an einem Orte ansteckende Krankheiten, wie Scharlach, 
Masern, Diphtherie, Cronp, Keuchhusten, Flecktyphus, rosenartige Entzündung 
in grösserer Verbreitung auf, so werden die öffentlichen Impftermine ausgesetzt. 
Die Ortspolizeibehörde hat den Impfarzt davon rechtzeitig zu benachrichtigen. 

Aus einem Hanse, in welchem Fälle der sogenannten Krankheiten zur 
Impfzeit Torgekommen sind oder die natürlichen Pocken herrschen, dürfen 
Kinder zum öffentlichen Termine nicht gebracht werden, anch haben sich Er¬ 
wachsene aus solchen Hänsern vom Impftermine fernzuhalten. Der Termin darf 
in solchen Häusern nicht abgehalten werden. 

Impfang und Nachschau von Kindern aus solchen Häusern müssen getrennt 
von den übrigen Impflingen vorgenommen werden. 

§. 3. Für die öffentliche Impfung sind heizbare, genügend grosse, gehörig 
gereinigte and gelüftete Räume bereit zu stellen, welche womöglich auch eine 
Trennung des Warteraums vom Operationszimmer gestatten. 

Bei kühler Witterung sind die Räume zu heizen. 

§. 4. Ein Beauftragter der Ortspolzeibehörde sei im Impftermine zur 
Stelle, nm im Einvernehmen mit dem Impfarzte für Aufrechterhaltung der 
Ordnung zu sorgen. 

Entsprechende Schreibhülfe ist bereit zu stellen. 

Bei der Wiederimpfung und der darauf folgenden Nachschau sei ein 
Lehrer anwesend. 

§. 5. Eine Ueberfüllung der Impfränme, namentlich des Operations¬ 
zimmers, werde vermieden. 

Die Zahl der vorzuladenden Impflinge richte sich nach der Grösse der 
Impfräume. 

§. 6. Man verhüte thunlichst, dass die Impfung mit der Nachschau bereits 
früher Geimpfter zusammenfällt. 

Jedenfalls sind Erstimpflinge und Wiederimpflinge (Revaccinanden, Schul¬ 
kinder) möglichst von einander zu trennen. 

§. 7. Es ist darauf hinzuwirken, dass die Impflinge mit reingowaschenem 
Körper und reinen Kleidern zum Impftermine kommen. 

Kinder mit unreinem Körper und schmutzigen Kleidern können vom 
Termine zurückgewiesen werden. 

§. 8. Ist ein Impfpflichtiger auf Grund ärztlichen Zeugnisses von der 
Impfung zweimal befreit worden, so kann die fernere Impfung mir durch den 
zuständigen Impfarzt erfolgen (§.2 Absatz 2 des Impfgesetzes). 

Kinder, denen eine Impfung als erfolgreich unrechtmässig bescheinigt ist, 
sind nach Lage des Falles als ungeimpfte oder als erfolglos geimpfte Kinder zu 
behandeln. 

§. 9. Bei ungewöhnlichem Verlaufe der Schutzpocken oder bei Erkran¬ 
kungen geimpfter Kinder ist ärztliche Behandlung soweit thunlichst herbeizufüh¬ 
ren ; in Fällen von angeblichen Impf Schädigungen sind Ermittelungen einzuleiten, 
und ist über deren Ergebnisse der oberen Verwaltungsbehörde Bericht zu er¬ 
statten ; in geeigneten Fällen ist eine amtliche öffentliche Richtigstellung unrich¬ 
tiger, in die Oeffentlichkeit gelangter Angaben zu veranlassen. Dem Kaiserlichen 
Gesundheitsamt ist über solche Vorkommnisse mit thunlichster Beschleunigung 
Mittheilung zu machen. 

Dm Standesbeamten oder den Leichenschauern ist aufzugeben, jeden Todes¬ 
fall, welcher als Folge der Impfung gemeldet wird, der Ortspolizeibehörde 
sofort anzuzeigen. 

6. Beschlüsse, betreffend die Sicherung einer zweckmässigen 

Auswahl der Impfärzte. 

1. Die Bestellung der Impfärzte hat durch die Staatsbehörde zu erfolgen. 

2. Das öffentliche Impfgescbäft ist vorzugsweise den beamteten Aerzten zu 
übertragen. 

3. Eine ausdrückliche Inpflichtnahme der Impfärzte hat bei Uebernahme des 
Impfgeachäfts stattzufinden. 

4. Die Remuneration der Impfärzte bedarf der Bestätigung der Staatsbehörde. 
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7. Beschlüssee, betreffend die technische Vorbildung der Aerzte 

für das Impfgeschäft. 

1. Hinsichtlich der technischen Vorbildung für die Austtbung des Impfgeschäfts 
sind folgende Anforderungen zu stellen: 

a) Während des klinischen Unterrichts ist den Studirenden eine Unter¬ 
weisung in der Impftechnik zu ertheilen, sowie Gelegenheit zu gehen, 
die Ausführung der Impfung in öffentlichen Impfungs- und Wieder¬ 
impfungsterminen praktisch zu erlernen. 

b) Ausserdem hat jeder Arzt, welcher das Impfgeschäft privatim oder 
öffentlich ausüben will, den Nachweis darüber zu bringen, dass er 
mindestens zwei öffentlichen Impfangs- und ebenso vielen Wieder¬ 
impfungsterminen beigewohnt und sich die erforderlichen Kenntnisse 
über Gewinnung und Erhaltung der Lymphe erworben hat. 

Bei der ärztlichen Prüfung ist die Kenntniss der Impftechnik und des 
Impfgeschäfts zu verlangen. 

8. Beschlüsse, betreffend die Anordnung einer ständigen tech¬ 
nischen Ueberwachung des Impfgeschäfts durch Medizinalbeamte. 

1. Die Beaufsichtigung der Impfärzte ist einem beamteten Arzte, und zwar 
für den Fall, dass der zuständige Medizinalbeamte selbst Impfarzt ist, 
einem höheren Medizinalbeamten zu übertragen. 

2. Die Beaufsichtigung bestehe in einer an Ort und Stelle auszuführenden 
Revision eines oder mehrerer Impftermine. 

8. Die Geschäftführung der Impfärzte ist alle 3 Jahre einer Revision zu 
unterziehen. 

4. Die Revision hat sich in erster Linie auf die Impftechnik und die Fest¬ 
stellung des Impferfolges, sodann auf die Listenführung, Auswahl des 
Impflokals, Zahl der Impflinge u. s. w. zu erstrecken. 

5. Auch die Impfungen der Privatärzte sind der Revison zu unterwerfen, soweit 
sie nicht von denselben als Hausärzte in den Familien ausgeführt werden. 

6. Ebenso ist eine technische Ueberwachung der staatlichen und privaten An¬ 
stalten für Gewinnung von Thierlymphe durch in entsprechenden Zeit¬ 
räumen wiederkehrende Revisionen erforderlich. 

7. Die Aufmerksamkeit der die Impfung beaufsichtigenden Organe hat sich 
auch auf den Handel mit Lymphe zu erstrecken. 

9. Beschlüsse, betreffend die Herstellung einer Statistik der 

Todesfälle an Pocken. 

1. Innerhalb 8 Tagen nach jedem Todesfall an Pocken ist von dem durch 
die Landesregierung zu bestimmenden Medizinalbeamten eine Meldekarte 
auszufüllen, welche die in der Anlage bezeichneten Rubriken enthalten 
muss. 

Es wird empfohlen, behufs Sicherung der Vollständigkeit der Nach¬ 
weise ein entspechendes Zusammenwirken des Medizinalbeamten und der 
Standesbeamten des betreffenden Bezirkes herbeizuführen. 

Innerhalb einer weiteren von der Landesregierung anzuordnenden 
Frist ist die Meldekarte an die statistische Zentralstelle des Staates be¬ 
ziehungsweise eine andere von der Landesregierung zu bestimmende Stelle 
behufs Sammlung, Prüfung und etwaiger Verarbeitung für Landeszwecke 
zu übermitteln. 

2. Bis zum 1. März jeden Jahres sind die auf das Vorjahr bezüglichen Karten 
aus den einzelnen Staaten an das Kaiserliche Gesundheitsamt einzusenden. 

Diesem ist gleichzeitig eine Uebersicht mitzutheilen, welche die auf 
den Anfang des betreffenden Jahres berechnete Bevölkerung derjenigen 
Städte, die nach der letzten Volkszählung 20000 und mehr Einwohner 
hatten, nach zehnjährigen Altersklassen, für beide Geschlechter getrennt, 
ersichtlich macht. Sofern für diese Berechnung bestimmtere Daten nicht 
vorliegen, ist sie so vorzunehmen, dass die aus der letzten Volkszählungs¬ 
periode zu ermittelnde durchschnittliche jährliche Bevölkerungs-Zu- oder 
Abnahme der betreffenden Stadt auch für die Jahre nach der letzten 
Volkszählung, sowohl der ganzen Stadtbevölkerung, als auch bezüglich der 
beiden Geschlechter und einzelnen Altersklassen derselben, angenommen 
wird. 
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Meldekarte fttr Todesfälle an Pocken. 


Gemeinde:. VerwaltUDgs 

bezirk (Preussen: Kreis, Bayern: Bezirksamt, etc.): . . . Staat: ... 


Strasse:.Nr. . . . des Sterbehauses (eventl. Be¬ 
zeichnung des Krankenhauses):. . . . . 

Vor- nnd Familienname des (der) Gestorbenen.• . . . . 

Geschlecht: männlich, weiblich. (Zutreffendes zu unterstreichen.) 

Tag, Monat, Jahr der Geburt:. 

Beruf (Bei nicht erwerbstätigen bezw. nicht selbstständigen Personen — Ehe¬ 
frauen ohne eigenen Beruf, Kindern etc. — Beruf des Haushaitungsvorstandes): 
Bemerkung darüber, ob der (die) Verstorbene regelmässig ausserhäuslich, etwa 
in einer Fabrik, Werkstatt etc. — und welcher Art (z. B. Papierfrabrik) — 

beschäftigt war, oder eine Schule besuchte:. 

Tag, Monat, Jahr des Todes:. 

Ort und Datum:. 

Unterschrift des meldenden Medizinalbeamten: 


Anlagen zur Herstellung von Zündschnüren und elektrischen 
Zündern sind genehmigungspflichtig. Bekanntmachung des Reichs¬ 
kanzlers vom 31. Oktoker 1899. 

Auf Grund des §. 16 der Gewerbeordnung hat der Bundesrath, vorbe¬ 
haltlich der Genehmigung des Reichstages, beschlossen, 

die Anlagen zur Herstellung von Zündschnüren und von elektrischen 
Zündern 

in das Verzeichniss der einer besonderen Genehmigung bedürfenden Anlagen 
aufzunehmen. 


B. Königreich Preussen. 

Impfung ausländischer Arbeiter. Runderlass des Ministers 
der u. s. w. Medizinalangelegenheiten (gez. i. Auftr.: Förster) 
vom 17. Oktober 1899 — M. Nr. 13125 — an sämmtliche Königlichen 
Regierungspräsidenten. 

Hierdurch bestimme ich, dass mein Erlass vom 10. Mai d. J. — M. 11037 —,*) 
die Impfung russischer Arbeiter betreffend, auch auf ausländische Arbeiter 
anderer Nationalität, welche in ländlichen oder Gewerbebetrieben in Preussen 
Beschäftigung suchen, Anwendung zu finden hat. 


Bekämpfung der Lungenschwindsucht. Runderlass des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten vom 15. August 1899 an sämmtliche 
Königliche Eisenbahndirektionen und an die Vorstände der Betriebskrankenkassen. 

Nach den Verhandlungen des im Mai d. J. hierselbst abgehaltenen Kon¬ 
gresses zur Bekämpfung der Tuberkulose erscheint es erforderlich, dass in den 
Fällen, in welchen bei Erkrankungen der Athmungsorgane nach der ärztlichen 
Untersuchung das Vorhandensein von Tuberkulose zweifelhaft ist, der Auswurf 
bakteriologisch untersucht wird. 

Ich nehme Veranlassung, die Königlichen Eisenbahndirektionen und die 
Vorstände der Betriebskrankenkassen hierauf aufmerksam zu machen und anzu¬ 
weisen, sich wegen Durchführung dieser Massnahme mit den Bahn- und Kassen¬ 
ärzten in Verbindung zu setzen. 

Die Kosten für die bakteriologische Untersuchung, soweit sie nicht von 
den Bahn- oder Kassenärzten ausgeführt werden kann, sind auf den Betriebs¬ 
fonds zu übernehmen und bezüglich der Krankenkassenmitglieder von den 
Krankenkassen zu tragen. 


*) Siehe Beilage zu Nr. 12 der Zeitschrift, S. 97. 

Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. 0. Bruns, Minden. 














Rechtsprechung und Medizinal- 

Gresetzgehung. 

Beilage ztlt Zeitschrift für Medizinal-Beamte. 

Nr. 23 . i. Dezember. 1899. 


Rechtsprechung. 

I. Begriff „Krankenanstalt“ im Sinne der Gewerbeordnug und 
im Gegensatz zur blossen „Heilanstalt“. — II. „Vertreter der arznei¬ 
losen und operationslosen Heilmethode“, sowie „praktischer Naturheil¬ 
kundiger“, „Naturarzt“ sind arztähnliche Titel. — Fahrlässige Körper¬ 
verletzung seitens eines Kurpfuschers. Urtheil des Reichsgerichts 
(4. Strafsenats) vom 7. Juli 1899. 

I. Soweit der erste Richter bei Anwendung des §. 147, Nr. 1 in Ver¬ 
bindung mit §. 30 der Reichs • Gewerbeordnung das Unternehmen einer Kr anke n- 
ansalt darin gefunden hat, dass Angeklagter in einem Falle neben Kur und 
Verpflegung in seinem Hause Nachtquartier gewährt und hierbei die gelegentliche 
Beherbergung auch anderer Kranker in seiner eigenen Wohnung beabsichtigt 
habe, musste der Revision darin beigestimmt werden, dass durch blosse Auf¬ 
nahme einzelner Kranken in Wohnung und Haushalt des behandelnden Arztes 
das Thatsbestandsmerkmal einer von dem Arzte unternommenen Krankenanstalt 
nicht begründet wird. Dies konnte indess nicht zur Aufhebung führen, da aus 
den sonstigen Feststellungen alle Erfordernisse zur Anwendung der angeführten 
Strafvorschrift zu entnehmen sind. 

Wenn §. 30 a. a. 0. verordnet: „Unternehmer von Privat - Kranken-, 
Privat-Entbindungs- und Privat-Irrenanstalten bedürfen einer Konzession der 
höheren Verwaltungsbehörde“, so ergiebt der Sprachgebrauch, die Gleichstellung 
der Krankea- mit Entbindungs- und Irren - Anstalten, sowie der in Satz 2 sich 
anschliessende Hinweis auf die von dem Unternehmer einzureichenden Be¬ 
schreibungen und Pläne der baulichen und sonstigen technischen Einrichtungen, 
dass an Veranstaltungen von einer gewissen Dauer gedacht ist, durch 
welche besondere Räumlichkeiten für die Heilung einer Mehr¬ 
heit wechselnder Kranken bestimmt und eingerichtet sind. 
Wesentlich ist die Aufnahme der Kranken in die Anstalt; dies 
bestätigen die dem §. 30 durch Novelle vom 6. August 1896 (Reichsgesetzblatt 
Seite 685) gegebenen Zusätze, sofern in diesen von Unterbringung der Anstalt 
in ein auch von anderen Personen bewohntes Gebäude, von Gefahren für die 
Mitbewohner, von Aufnahme ansteckender Kranker die Rede ist. Danach 
kann im Gegensätze zu blossen Heilanstalten eine Krankenanstalt nur da ange¬ 
nommen werden, wo die Kranken in den hierzu bereitstehen den Räumen, ihren, 
auf eine gewisse Dauer berechneten Aufenthalt nehmen. Es 
würde indess weder sprachlich, noch nach der Absicht des Gesetzgebers gerecht¬ 
fertigt Bein, eine Aufnahme in die Anstalt nur da für vorliegend zu erachten, 
wo der Aufenthalt der Kranken in der Anstalt derartig geregelt ist, dass die¬ 
selben ununterbrochen in der Anstalt anwesend sind; es genügt, wenn die 
Räume der Anstalt den örtlichen Mittelpunkt bilden, zu 
welchem die Kranken stotig zurükkehren und woselbst deren 
Lebensweise in Verbindung mit der anzuwendenden Heil¬ 
methode geregelt und überwacht wird. 

Der von dem preussischen Oberverwaltungsgericht in dem Urtheile vom 
1. April 1897 (Entscheidungen dieses Gerichts; Bd. XXXI, S. 204) ausgesprochenen 
Rechtsansicht, dass eine konzessionspflichtige Privatkranken - Anstalt nur dann 
anzunehmen sei, wenn Betten für die darin zu behandelnden Kranken vorhanden 
seien, ist der Senat nicht beigetreten. Weder besteht ein dieser Begriffs¬ 
bestimmung entsprechender Sprachgebrauch, noch kann aus den Vorschriften 
der Novelle vom 6. August 1896 gefolgert werden, dass die Eigenschaft der 
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Anstalt als eine Krankenanstalt dadurch, dass die Kranken innerhalb desselben 
Haases wohnen, bedingt sei. Was das Oberverwaltungsgericht aus Vorgängen 
der preuss isehen Verwaltungspraxis entnimmt, konnte als Unterlage für die 
Auslegung des Reichsgesetzes ebensowenig verwerthet werden, als die gegen¬ 
teilige Auffassung der sächsischen Verwaltungsbehörden, wie solche von 
dem Oberlandsgericht Dresden in dessen bei Reger, Bd. 9; S. 413 abge- 
druckten Urtheile bezeugt ist. Dem Versuche, durch Hervorhebung eines 
zur regelmässigen Einrichtung der Krankenanstalten gehörigen Inventarstacks 
ein „bestimmtes, sicher und leicht erkennbares Begriffsmerkmal“ aufzustellen, 
steht entgegen, dass der Gesetzgeber die Aufstellung eines derartigen, der Ent¬ 
wickelung vorgreifenden und die sanitätspolizeiliche Wirksamkeit des Gesetzes 
nnter Umständen gefährdenden, anderseits auch bei blossen Heilanstalten 
nicht selten zutreffenden Begriffsmerkmals nicht für angezeigt befunden, über¬ 
haupt die an die Einrichtung einer Krankenanstalt zu stellenden Anforderungen 
spezielle Vorschriften vermieden und nur im Allgemeinen die oben dargelegten 
Gesichtspunkte vorgezeichnet hat, innerhalb welcher die Frage, ob ein 
Unternehmen sich als Privat-Krankenanstalt darstellt, bei 
obwaltenden Zweifeln nach der Gesammtsumme aller Verhält¬ 
nisse des einzelnen Falls zu entscheiden ist. 

Im vorliegenden Falle ist festgestellt worden, dass in der für Hydrothe¬ 
rapie eingerichteten „Naturheilanstalt“ des Angeklagten den Kranken nicht blos 
ärztliche Behandlung, vielmehr während der ganzen Tagesdauer bis zur Schlafens¬ 
zeit Aufenthalt durch Uebcrlassung bestimmter Räume einschliesslich eines 
Gartens, sowie vollständige vegetarische Beköstigung mit Inbegriff des ersten 
Frühstücks und des Abendessens gewährt ist. Bei dieser Einrichtung konnte 
die Strafkammer die Anstalt als Krankenanstalt ansehen, wenn schon die 
Kranken während der eigentlichen Nachtstunden ausserhalb der Anstalt ihre 
Schlafstätten hatten. Es bedurfte nicht einmal des Hinweises darauf, dass nach 
den getroffenen Feststellungen, so lange die Anstalt des Angeklagten sich auf 
dem Grundstacke in der Blumenstrasse befand, die in unmittelbarer Nachbar¬ 
schaft wohnende Schlafstellenvermietherin Chr. nach Verabredung mit dem 
Angeklagten, „für ihn.und er durch sie“ die Kranken des Nachts beherbergt 
hat, wobei die zivilrechtliche Seite des zwischen dem Angeklagten und der Chr. 
bestehenden Verhältnisses und insbesondere der von der Revision betonte Um¬ 
stand, dass die Chr. die Schlafstellen für eigene Rechnung vermiethete, ohne 
Bedeutung war. 

Konnte danach in objektiver Hinsicht die Anwendung des §. 147, Nr. 1 
nicht beanstandet werden, so irrt die Revision, wenn sie den §. 59 des Straf¬ 
gesetzbuchs sowie den §. 266 der Strafprozessordnung als verletzt ansieht, 
weil der erste Richter das rechtswidrige Bewusstsein des Angeklagten nicht 
ausdrücklich festgestellt habe. Der §. 147 Nr. 1 verlangt kein mit dem Bewusst¬ 
sein der Rechtswidrigkeit vorgenommenes Handeln. Es genügt der von dem 
Urtheile unzweideutig angenommene Nachweis, dass Angeklagter bewusst die¬ 
jenigen Handlungen vorgenommen hat, in welchen der Thatbestand gefunden 
ist. Irrte er darin, dass er die Anstalt nicht als konzessionspflichtig ansah, so 
würde hierin ein Irrthum nicht über Thatumstände, sondern ein strafrechtlicher 
Irrthum enthalten sein. 

II. Die Verartheilung aus §. 147, Nr. 3 a. a. 0. würde zu beanstanden sein, 
wenn dieselbe lediglich darauf gestützt wäre, dass Angeklagter an seiner An¬ 
stalt ein Schild mit der Aufschrift „Naturheilbad“ angebracht hätte. Es ist 
indess zugleich für erwiesen erachtet, dass Angeklagter auf dem Titelblatte 
einer von ihm verfassten und verbreiteten Druckschrift Bich als „Vertreter 
der arznei- und Operationsloson Heilweise“ bezeichnet und eben 
diese Druckschrift am Schlüsse mit „E. W. praktischer Naturheilkundiger“ 
unterzeichnet hat, und weiter, das der Mitangeklagte F., während derselbe in 
der Anstalt des Beschwerdeführers die Stelle des Direktors bekleidete, eine 
Broschüre verfasst und vertrieben hat, welche auf dem Titelblatte den Zusatz 
„Mit einem Vorworte von E. W. Naturarzt“ und unter dem Vorworte die 
Unterschrift „W. Naturarzt“ zeigte. Aus der Thatsache, dass der Beschwerde¬ 
führer dem Weitervertriebe dieser Broschüree auch nach Kenntnissnahme der 
seinem Namen beigedruckten Bezeichnung in keiner Weise entgegengetreten ist, 
konnte bei Erwägung des Abhängigkeitsverhältnisscs, in welchem F. sich zu 
dem Angeklagten W. befand, ohne Rechtsirrthum gefolgert werden, dass Letz- 
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terer diese Bezeichnung gebilligt und auf diesem Wege mittels des erwähnten 
Vorwortes, welches auf das lesende Publikum den Eindruck eines von ihm per* 
sönlich verfassten und Unterzeichneten Schriftwerks hervorbringen musste, sich 
selbst als Naturarzt bezeichnet hat. Wenn sodann die Vorinstanz unter Berück¬ 
sichtigung besonderer, dem deutsch-böhmischen Grenzgebiete angehöriger Ver¬ 
hältnisse zu der Annahme gelangt ist, dass nicht nur der Titel Naturarzt, 
sondern auch die übrigen vom Angeklagten gewählten Bezeichnungen geeignet 
seien, bei dem hier in Betracht kommenden Publikum des Thatortes und seiner 
Umgebung den Glauben zu erwecken, der Angeklagte sei eine geprüfte Medizinal¬ 
person, so beruht diese Feststellung auf thi= tsächlichen Erwägungen, denen 
gegenüber die widersprechenden Revisionsausführungen nicht zu beachten 
waren. Wie das Urtheil hervorhebt, hat Angeklagter bei Beilegung der Be¬ 
zeichnungen mit den dargelegten örtlichen Verhältnissen „gerechnet“. Es be¬ 
durfte indess auch hier nicht der von Revision vermissten Feststellung des 
Bewusstseins der Rechtswidrigkeit, wie bereits sub 1 dieses Urt heile hervorge¬ 
hoben ist. 

III. Soweit Verurthcilung wegen fahrlässiger Körperverletzung 
erfolgt ist, .... ist, ohne Rechtsirrthum und mit einer den Anforderungen des 
§. 266 der Strafprozessordnung überall entsprechenden Begründung §. 230, Ab¬ 
satz 2 des Strafgesetzbuchs angewandt worden. Die Strafkammer hat für er¬ 
wiesen erachtet ’), dass der Angeklagte bei der Behandlung des Knaben P. 


*) Das Urtheil der ersten Strafkammer des Landgerichts 
in Bantzen vom 11. April 1899, durch das der Angeklagte wegen fahr¬ 
lässiger Körperverletzung zu 3 Monaten Gefängniss und wegen Uebertrctung 
des §. 147, Nr. 1 u. 3 der Gew.-Ordnung zu 150 bezw. 50 Mark Geldstrafe 
verurtheilt worden war. spricht sich betreffs der „fahrlässigen Körper¬ 
verletzung“ wie folgt aus: 

Am 13. November 1897 erkrankte in G. der 12 Jahre alte E. P. an B1 i n d - 
darmentztindung, der bis dahin, abgesehen von einer mit fünf Jahren er¬ 
littenen Erkrankung an den Pocken, ganz gesund gewesen war und insbesondere 
Krankheiten der Athmungsorgane oder des Unterleibes nicht gehabt hatte. 
Unter der Behandlung des Dr. K., der damals als praktischer Arzt die Wasser¬ 
heilanstalt Schl, bei G.leitete, besserte sich der Zustand des Knaben 

so rasch, dass dessen Vater sich verleiten liess, auf die fernere ärztliche Be¬ 
handlung seines schon in den Zustand der Wiedergenesung eingetretenen Kindes 
zu verzichten, sich vielmehr entschloss, den Knaben am 23. November der 
W.’schen Naturheilanstalt in Z. zum Zwecke einer mehrwöchentlichen Behand¬ 
lung zu übergeben. Der Zeuge P., der glaubhaft versichert hat, dass sein 

Sohn sich in den letzten Tagen vor der Reise nach Z. ziemlich wohl wieder 
befunden habe, in dem Zimmer und vor dem Hause auf- und abgegangen sei 
und wieder Appetit bekommen habe, theilte dem Angeklagten W. bei der Ueber- 
gabe seines Sohnes mit, dass dieser nach der Verordnung des Dr. K., wie es 
bisher der Fall gewesen sei, nur flüssige Nahrung bekommen solle. Darauf 
hat W. entgegnet: „wir werden ja sehen, wie weit er bei unserer Nahrung 
fortkommen wird.“ 

Am Morgen des 27. November 1897 bereits erhielt P. von W., der bis 
dahin den Knaben in seiner Anstalt durch Verabreichung von warmen und 
kühlen Sitzbädern, nassen Packungen und dergleichen behandelt hatte, die tele¬ 
graphische Aufforderung, seinen Sohn noch denselben Tag abzuholen. 
Bei seiner Ankunft gegen Mittag desselben Tages traf er seinen Sohn in W.’s 
Zimmer im Obergeschoss ohne Pfleger im Bette liegend, sehr herabge¬ 
kommen, ungleich schwächer als bei seiner Abgabe in die Anstalt und 
kaum im Stande, zu gehen. W. selbst bezeichnete ihm den Zustand seines 
Sohnes als hoffnungslos, sagte ihm, der Knabe leide an Darmtuberkulose und 
habe vielleicht nur noch einige Stunden zu leben und erzählte, er habe ihn 
sogar bei Nacht behandelt, sogar bei Nacht gebadet und ihm eine der Nächte 
gänzlich geopfert. 

P. führte seinen Knaben in warme Decken gehüllt die Treppe hinab, 
fuhr mit ihm in einer Droschke nach dem Bahnhöfe und von da in einem Ab¬ 
theil 2. Klasse über R. nach G. Schon in R. gestaltete sich für den Knaben 
das Umsteigen schwieriger und in G. war derselbe schon so schwach, dass er 
vom Vater nach Hause getragen werden musste. Der wieder herbeigerufene 
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«am Mindesten die Verschlimmerung seines Gesundheitszu¬ 
standes und zwar nicht bloss durch Verabreichung unpassender 
Nahrung und durch ungen Agende Pflege, sondern auch durch Ver¬ 
nachlässigung der Ueberwachung und durch Veranlassung des 
RAcktransports des Knaben ron Z. nach 6. herbeigefAhrt habe. 


Dr. K. fand am Morgen des 28. Norember 1897 den Knaben, der grüne 
Bohnen erbrochen hatte, in hoffnungslosem Zustande, sodass der Knabe trotz 
angewandter Mittel Nachmittags schon verstarb. 

Das Gericht erachtet nun für bewiesen, dass der Angeklagte bei der 
Behandlung dieses Knaben znm Mindesten die Verschlimmerung des 
Gesundheitszustandes des Knaben und zwar nicht bloss durch Verab¬ 
reichung unpassender Nahrung und durch ungenügende Pflege, sondern auch 
durch Vernachlässigung der Ueberwachung und durch Veranlassung des Rück¬ 
transportes des Knaben von Z. nach G. herbeigeführt hat. 

Zufolge der von dem Knaben seinem Vater nach des Letzteren Versiche¬ 
rung in glaubhafter Weise gemachten Mitteilungen hat der Knabe in der 
W.’schen Anstalt am Mittage des dritten Tages Erbsen mit Möhren 
gemischt in Tunke zu essen bekommen. Daraufhin hat er sehr starke Schmerzen 
im Unterleib bekommen und ist von W., dem er dies geklagt hat, Nachmittags 
erst warm, dann kalt und am Abende wiederum mehrere Male warm gebadet 
worden. Ferner hat er in jener Anstalt auch Aepfel in rohem Zustand er¬ 
halten und sich selbst ausserhalb der Anstalt Aepfel gekauft, die er gleich¬ 
falls verzehrt hat. Der Angeklagte giebt dies zu, wie er auch geständig in dem 
von ihm an den Zeugen P. geschriebenen Briefe vom 4. Dezember 1897 
erklärt hat, der Knabe habe einen Tag die gewöhnliche Kost mitgegessen. 
Er bezeichnet nur dieses Gericht als „Leipziger Allerlei", was aber auf dasselbe 
herauskommt, und misst die Schuld der Köchin bei, die aus Versehen dem 
Knaben diese Kost verabreicht habe. 

In der letzten Nacht hat der Angeklagte, wie der Knabe ebenfalls 
glaubwürdig versichert hat, und trotz der entgegenstehenden Behauptung des 
Angeklagten als feststehend angenommen worden ist, den Knaben sogar ohne 
jede Pflege unter grossen Schmerzen auf dem Sopha in dem Speisezimmer, 
trotz seines Jammerns und Stöhnen zubringen lassen. 

Nach den eigenen Erklärungen des Angeklagten hat der Knabe vorder 
dritten Nacht plötzlich heftige Schmerzen im Unterleibe bekommen. Inder 
Annahme, dass das Leiden nur akut geworden sei, habe er dem Knaben, den 
er in den ersten beiden Tagen durch warme und kalte Umschläge, durch Fuss- 
bäder, warme Sitzbäder und Klystire behandelt habe, verlängerte Bäder meist 
Sitzbäder verabreicht und ihn sogar des Nachts zwei Mal gebadet. Diese Be¬ 
handlung habe er schon wiederholt mit Erfolg bei Blinddarmentzündung an¬ 
gewandt, so auch bei den Zeugen Pr. und verehelichte Th. Im Uebrigen be¬ 
streitet der Angeklagte, dass durch den einmaligen Genuss von Möhren und 
Erbsen, sowie durch den Genuss von Aepfeln oder dnreh den Rücktransport des 
Knaben eine Verschlimmerung seines Zustandes eingetreten sei, und behauptet 
er, der Kranke sei schon, als er von seinem Vater abgeholt worden sei, dem 
Tode verfallen gewesen und sei die Schuld an der Verschlimmerung des Krank¬ 
heitszustandes und dem schliesslichen Tode allein dem Vater beizumessen, weil 
dieser ihn der Behandlung Dr. K.’s entzogen und von G. nach Z. gebracht habe. 
Der Knabe sei bei seiner Aufnahme in seine Anstalt noch nicht Rekonvaleszent, 
sondern ein sehr schwerer Kranker gewesen und habe nur gebückt gehen 
können. Als Todesursache nimmt der Angeklagte nicht Blinddarmentzündung, 
sondern Darmtuberknlose an. 

Auf Grund des ausführlich und wissenschaftlich begründeten Gutachtens 
des amtsseitig als Sachverständiger zugezogenen Vertreters des Königlichen 
Landesmedizinalkollegiums Dr. B., das wesentlich dnreh das Gutachten Dr. K.’s 
und insoweit auch nicht von dem seitens der Vertheidigung geladenen Sach¬ 
verständigen Dr. H. bekämpft wird, nimmt das Gericht an, dass die Blinddarm¬ 
entzündung, an der Dr. K. den Knaben in G. behandelt hatte, nur eine mässige 
gewesen und durch die mit Rücksicht auf den geringen Grad dieser Krankheit 
unschädliche Wasserbehandlung ziemlich beseitigt war, als der Ange¬ 
klagte den Knaben in seiner Anstalt anfnahm, dass aber derselbe daselbst einen 
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Damit steht nicht im Widersprach, wenn in der weiteren thatsächlichen Aus¬ 
führung des Urtheils erwogen wird, dass der Genuss von rohen Aepfeln, von 
Möhren, Erbsen, Bohnen ein) vollständig ungeeignete Kost und höchstwahr¬ 
scheinlich die Mitursache des Rückfalls der Erkrankung des Blinddarms 
gewesen sei. 

Der ursächliche Zusammenhang zwischen denjenigen Handlungen und 
Unterlassungen, durch welche Angeklagter die vermöge seines Gewerbes ihm 


akuten Rückfall erlitten und daran gestorben sei. Darmtuberkulose 
schliesst Dr. B. deshalb vollständig aus, weil der Knabe aus gesunder Familie 
gestammt hat, vorher gesund gewesen und die Verschlimmerung der Krankheit 
plötzlich aufgetreten ist, nachdem der Knabe Mittags Möhren und Erbsen, die 
unverdaulich sind, gegessen hatte, und weil Blinddarmentzündung nach dem 
Genüsse unverdaulicher Speisen häufig plötzlich aufzutreten pflegt. Bei dieser 
Krankheit ist aber weiter nach dem überzeugenden Gutachten Dr. B.’s unbe¬ 
dingt erforderlich, dass der Kranke nur leicht verdauliche, mehr flüssige 
Nahrung und keine Speise, wie rohe Aepfel und Schoten und Möhren erhält, 
die auf den Darm in schädlicher Weise einwirken, und dass der Kranke ab¬ 
solute Ruhe und strenge ärztliche Ueberwachung haben muss. 

Nach allen diesen Richtungen hält Dr. B. die Behandlung des 
Knaben seitens des Angeklagten für durchaus fehlerhaft und den wissenschaft¬ 
lichen Grundsätzen und praktischen Erfahrungen zuwiderlaufend. Der Genuss 
von rohen Aepfeln, von Möhren, Erbsen oder Bohnen, war eine vollständig un¬ 
geeignete Kost und höchstwahrscheinlich die Mitursache des akuten Rückfalls. 
Daneben wirkten hierfür ursächlich die nothwendig mit den Bädern ver¬ 
bundenen Erschütterungen, die einen nachtheiligen Einfluss auf den 
entzündlichen Darm des Kranken hatten, und das Herumlaufen des Knaben. 
Ebenso hätte der Angeklagte durch ständige Ueberwachung und Pflege ver¬ 
hüten müssen, dass der Kranke aufstand und sich unruhig hin- und herwarf. 
Endlich hätte er den Knaben in der letzten Nacht nicht seinen Schmerzen über¬ 
lassen und am 27. November den Transport desselben von Z. nach G. nicht nur 
nicht verlangen, sondern gar nicht zulassen dürfen. Schon an diesem Tage 
muss, wie aus dem Gutachten Dr. K.’s und dem eilenden Verlauf der Krankheit 
von Dr. B. gefolgert wird, der Zustand des Kranken ein derartiger gewesen 
sein, dass auch der Angeklagte den Transport als für den Knaben höchst nach¬ 
theilig und die Krankheit verschlimmernd erkennen musste. 

Der von der Verteidigung gestellte Gegensachverständige Dr. H. ist 
zwar auch der Meinung, dass sowohl die erwähnte Nahrung, als auch der Trans¬ 
port des Kranken von Z. nach G. nicht passend war und nicht zu billigen ist, 
dass weiter Ruhe bei der iu Rede stehenden Krankheit sehr wichtig ist, und 
dass der Angeklagte den Knaben mindestens 14 Tage lang im Bette hätte liegen 
lassen müssen; er hält aber durch die Ergebnisse der Verhandlung den Beweis 
nicht für erbracht, dass durch die ungeeignete Nahrung oder durch die Bäder, 
oder durch den Rücktransport des Knaben eine Verschlimmerung seines Krank¬ 
heitszustandes, oder gar sein Tod eingetreten sei, er ist vielmehr der Meinung 
dass Bäder, wenn sie, wie er im vorliegenden Falle annehmen zu dürfen glaubte, 
mit grosser Vorsicht angewendet worden seien, im Verhältnisse zn den sonstigen 
Bewegungen des Kranken ungefährlich sind. Der akute Rückfall der Blind¬ 
darmentzündung könne recht wohl durch „mechanische Insulte“, wie z. B. Niesen, 
Husten, Pressen beim Stuhlgänge verursacht worden sein, und die mit dem 
Transporte des Knaben nach G. zurück nothwendig verbundenen Erschütterungen 
seien nicht mehr geeignet gewesen, die Krankheit zu verschlimmern, da zu 
dieser Zeit der Knabe schon nicht mehr zu retten gewesen sei. Nach seinem 
Dafürhalten ist der akute Rückfall dadurch entstanden, dass P. seinen Knaben 
in höchst leichtsinniger Weise der Behandlung des Dr. K. entzogen und nach 
Z. übergeführt habe. 

Diesem Gegengutachten gegenüber hat Dr. B. sein Gutachten als das 
des Landesmedizinalkollegiums allenthalben aufrecht erhalten und hinzu- 
gefflgt, dass auch diejenigen approbirten Aerzte, welche Blinddarmentzündung 
mit Hydropathie behandeln, die Bewegungen der Kranken als sehr gefährlich 
und sehr schwer anschlagen und deren Erschütterurg namentlich durch Bäder 
möglichst-zu vermeiden suchen, endlich, dass nicht daran zu denken sei, dass 
schon vor Beginn des Rücktransports des Knaben ein Darmdurchbruch erfolgt sei. 
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obliegende Aufmerksamkeit verletzt hat, und der in der Verschlechterung des 
Krankheitszustandes gefundenen Gesundheitsbeschädigung ist bedenkenfrei dar¬ 
gelegt und die Vorhersehbarkeit des Erfolges überall festgestellt worden. Die 
^tatsächlichen Gegenbemerkungen der Revision konnten auch hier nicht berück¬ 
sichtigt werden. 

Die Revision ist sonach als bei allen Punkten unbegründet verworfen 
worden. 


Unbedenklich hat das Gericht dem Gutachten des Dr. B. den Vorzug 
vor dem Gegengutachten gegeben und es für durchschlagend angesehen 
da es sich als die Meinung der höchsten medizinischen Fachbehörde für das 
erkennende Gericht darstellt und es auch überzeugend ist. 

Es sicht hiernach das Gericht als bewiesen an, dass die Hanptursachen 
der Verschlimmerung der Krankheit des Knaben in der fehlerhaften 
Behandlung, in der ungeeigneten Nahrung, in der ungenügenden Pflege und 
Ueberwachung und in der Zulassung des Rücktransports des Knaben zu suchen 
sind. — 

Was weiter die Frage betrifft, ob der Angeklagte die schlimmen Folgen 
seines Verfahrens und Verhaltens vorhersehen konnte, wenn er namentlich 
die ihm vermöge seines Gewerbes als Ausübender der Heilkunde in besonders 
hohem Grade obliegende Sorgfalt und Aufmerksamkeit beobachtet hätte, so hat 
er zwar nicht die erforderlichen wissenschaftlichen Kenntnisse besessen, um 
den Gesundheitszustand P. bei der Aufnahme in die Anstalt oder später genau 
festzustellen, und ist er ebensowenig fähig gewesen, den Krankheitsprozess, 
wie er bei dem Knaben in der Anstalt vor sich gegangen ist, richtig zu er¬ 
kennen und dessen Bedeutung richtig zu beurtheilen. Andererseits ist er aber 
auch durch den Vater des Knaben unterrichtet gewesen, dass dieser wenige Tage 
vorher, ehe er in seine Behandlung kam, an einer Blinddarmentzündung er¬ 
krankt war. Da er sich seit Jahren gewerbsmässig mit der Ausübung der 
Heilkunde befasst, überdies auch allgemein bekannt ist, dass Blinddarment¬ 
zündung eine sehr schwere Krankheit ist, so musste er wissen und hat er auch, 
wie ans seinen eigenen Angaben hervorgeht, gewusst, dass einem solchen 
Kranken der Gennss von konsistenten, reizenden und sch wer verdaulichen Speisen 
Gefahr bringt und zu diesen Speisen anch rohe Aepfel und aus Möhren und 
Erbsen oder Bohnen hergestellte Gemüse gehören, nnd durfte er deren Genuss 
um so weniger zulassen, als er durch den Vater des Knaben erfahren hatte, dass 
letzterer nach Anordnung des Arztes Dr. Kupferschmied nur flüssige 
Nahrung erhalten solle. Sollte anch der Knabe nur durch ein Versehen der 
Köchin des Angeklagten Möhren und Erbsen oder Bohnen als Speise erhalten 
haben, so ist der Angeklagte doch hierfür verantwortlich; denn es gereicht ihm 
znr Fahrlässigkeit, dass er nicht besser dafür gesorgt bat, dass der 
Knabe eine derartige Nahrung nicht erhalten konnte. 

Mag der Angeklagte ferner ancb, als er bei dem Knaben, nachdem dieser 
von heftigen Leibschmerzen befallen worden war, Bäder in Anwendung brachte, 
dies zunächst in dem gnten Glauben an eine günstige Wirkung dieser Mittel 
gethan haben, zumal er die an dergleichen Krankheit von ihm behandelten 
Zeugen P. und verehel. T. durch gleiche Mittel geheilt hat, so musste er doch 
sehr bald erkennen, dass bei solcher Behandlnngsweise der Zustand des Kranken 
sich nicht besserte, sondern sich mehr und mehr verschlimmerte; es konnte ihm, 
auch wenn er die Krankheit sicher festzustellen und bezüglich ihrer Bedeutung 
richtig zu beurtheilen nicht vermochte, doch bei einiger Aufmerksamkeit nicht 
verborgen bleiben, dass es sich um eine schwero und rücksichtlich ihres Aus¬ 
gangs sehr bedenkliche Krankheit handelte; er musste sich sagen, dass bei 
diesem Erkrankungsfall sein Wissen und Könnnen nicht ausreiche, und hatte 
er die Verpflichtung, die Angehörigen des Kranken hiervon rechtzeitig zu be¬ 
nachrichtigen und die Zuziehung eines Arztes zu veranlassen. Noch vielmehr 
musste er sich sagen, dass ein Transport des Kranken am 27. November nach 
der ziemlich weit entfernten Heimath besonders verschlimmernd auf dessen 
Befinden wirken müsse. Endlich ist auch hinsichtlich des Mangels an der 
Ueberwachung des Knaben, die diesem ermöglichte, sich ausserhalb der Anstalt 
Aepfel zu kaufen und an der dem Kranken nöthigen Pflege bei dem Ange¬ 
klagten die erforderliche Einsicht für die Schädigung des Kranken vorauszusetzen. 

Nach alledem wird fostgestellt, dass der Angeklagte in der Zeit vom 
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A. Königreich Preuctmen. 

Abrundung der auf Kleinbahnen zurückgelegten Strecken für 
die Reisekostenberechnung. Runderlass des Finanzministers und 
Ministers des Innern —F.Nr.I10744, IINr.9777, III Nr. 12385; M.d.I. 
I. A. Nr. 3624 — vom 6. Oktober 1899 an sämmtliche Königliche Ober¬ 
präsidenten, Regierungen u. s. w. 

Das Gesetz vom 21. Juni 1897 (G.-S. S. 193) hat nicht beabsichtigt, neben 
den im §. 4 des Gesetzes, betreffend die Tagegelder und Reisekosten der Staats¬ 
beamten, vom 24. März 1873 (G.-S. S. 122) anfgeftthrten, eine neue Unterart 
von Transportmitteln für die Reisekostenberechnung in Gestalt der Kleinbahnen 
einzufahren. Im Sinne des Rundcrlasses vom 21. März 1865 (Min.-Bl. f. d. i. V., 
S. 79) sind daher die auf Kleinbahnen zurttckgelegten Strecken als Eisenbahn¬ 
reisen zu behandeln und mit diesen gemeinschaftlich abzurunden. Der Umstand, 
dass in dem Liquidationsformular eine besondere Ueberspalte für Kleinbahn¬ 
strecken vorgesehen ist, ist hierauf einflusslos. 


Die Bestimmungen über die Benutzung von Kleinbahnen finden 
für Reisen der Medizinalbeamten keine Anwendung. Bescheid des 
M inisters der u. s. w. Medizinalangelegenheitcn — M. Nr. 1374 G. 
— vom 26. September 1899. 

Die Beschwerde des Kreispbys. San.-Rath Dr. T. in St. habe ich im Ein- 
verständniss mit dem Herrn Finanzminister als begründet anerkennen müssen, 
wenngleich aus anderen als den in der Beschwerdescbrift enthaltenen Gründen. 
Durch Art. V. Abs. 2 des Gesetzes vom 21. Juni 1897 — G.-S. S. 193 — ist 
die Anwendung der Bestimmungen des Art. I §§. 1 und 4 Nr. I und n auf die 
Beamten, für welche in Bezug auf ihre Dienstreisevergütungen durch den §. 2 
des Gesetzes, betreffend die den Medizinal beamten für die Besorgung gerichts¬ 
ärztlicher, medizinal- und sanitatspolizeilicber Geschäfte zu gewährenden Ver¬ 
gütungen, vom 9. März 1872 — G.-S. S. 265 — besondere Bestimmungen ge¬ 
troffen sind, solange ausgeschlossen worden, als die Besoldungsverhfiltnisse dieser 
Beamten nicht anderweitig geregelt sein werden. Da das Letztere bisher nicht 
geschehen ist, so ist durch das gedachte Gesetz für die genannten Beamten in 
der bisherigen Berechnung ihrer Reisekompetenzen nichts geändert worden. 
Wie sich auch aus der Begründung der Gesetzesvorlage zu Art. V ergiebt, ist 
es die ausgesprochene Absicht des Gesetzes, dass den Beamten der gedachten 
Art die Vortheile, die sich für sie aus der Bestimmung im §. 12 Abs. 1 des 
Gesetzes vom 24. März 1873 — G.-S. S. 122 — und des Art. I §. 12 Abs. 1 
und 2 der Verordnung vom 15. April 1876 — G.-S. S. 107 — ergeben, gewahrt 
bleiben sollen. 

Hiernach ist die Berechnung von Reisekosten für Dienstreisen, welche 
mit Kleinbahnen zurückgelegt werden können, nach wie vor nach den für Land¬ 
wege geltenden Sätzen zuzulassen._ 

B. Herzogthum Sachsen - Altenburg. 

Anzeigepflicht bei ansteckenden Krankheiten. Bekanntmachung 
vom 20. August 1899. 

Um die Verbreitung ansteckender Krankheiten zu verhüten, wird hiermit 
Folgendes verordnet: 

§. 1. Der behandelnde Arzt ist verpflichtet, jeden Fall von Erkrankung 
an Cholera, Pocken, Flecktyphus, Rückfallfieber, Unterleibstyphus, epidemischem 
Kopfgenickkrampf, Ruhr, Diphtherie, Scharlach, granulöser Augenentzündung, 
Wurmkrankheit (Ankylostomiasis), Wochenbettfieber, wie auch entzündlicher 
Erkrankung des Unterleibes im Wochenbett, von Aussatz (Lepra), Rotz, Milz- 


23.—27. November 1897 die Körperzerletzung des Knaben P. durch Fahrlässig¬ 
keit und unter Ausserachtlassung derjenigen Aufmerksamkeit, zu welcher er ver¬ 
möge seines Gewerbes als Ausübender der Heilkunde besonders verpflichtet war, 
verursacht hat. 

Innerhalb des durch §. 230 Abs. 1 und 2 Str.-G.-B. gegebenen Straf¬ 
rahmens ist die Strafe im Hinblick auf den hohen Grad der Fahrlässigkeit und 
mit Rücksicht darauf, dass die Tbat des Angeklagten an fahrlässige Tödtung 
nabe heranstreift, auf drei Monate Gefängniss bemessen worden. 
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brand, Wathkrankheit, Bissverletzungen durch tollwnthkranke Thiere, Trichinose 
und jeden Todesfall an Taberknlose ungesäumt, spätestens aber binnen 24 Stunden 
der Ortspolizeibohürde (Landrathsamt, Stadtrath) desjenigen Ortes, wo sich der 
betreffende Kranke befindet, schriftlich oder zu Protokoll anzuzeigen. 

Dieselbe Anzeige ist in solchen Erkraukungsfällen erforderlich, welche 
den Verdacht von Flecktyphus, epidemischem Kopfgenickkrampf oder Aussatz 
(Lepra) zu erwecken geeignet sind, nicht minder bei dem Verdacht von. Unter* 
leibstyphus, sofern die Erscheinungen eines heftigen und anhaltenden gastrischen 
Fiebers vorliegen. 

Ausserdem hat der behandelnde Arzt von jedem Falle der Erkrankung 
an Flecktyphus und Aussatz (Lepra) noch besonders dem zuständigen Bezirks¬ 
arzte unverzüglich Mittheilung zu machen. 

Jeder einzelne Fall bedarf einer besonderen Anzeige. 

Aus gegebener Veranlassung kann auch bei anderen als den oben ge¬ 
dachten Krankheiten für die Dauer ihrer epidemischen Verbreitung den Aerzten 
einzelner Orte oder Polizeibezirke durch Anordnung der Polizeibehörde eine 
Anzeigepflicht auf erlegt werden. 

Die Polizeibehörden haben diese Anzeigen sofort den Bezirksärzten zur 
weiteren Verfügung vorzulegen. 

§. 2. In der Anzeige (§. 1) sind Vor- und Zuname, Alter, Stand und 
Wohnung des Erkrankten, sowie der Tag seines Eintritts in die ärztliche Be¬ 
handlung anzugeben. 

Bei Cholera, Pocken. Flecktyphus, Aussatz (Lepra), Rückfallfieber, epide¬ 
mischem Kopfgenickkrampf, Ruhr, Diphtherie und Scharlach ist der Anzeige 
ausserdem eine Angabe darüber beizufügen, ob in dem Hausstände, welchem 
der Kranke angehört, von der Krankheit noch nicht ergriffene Schulkinder vor¬ 
handen sind. 

§. 3. Für die in den §. 1 und 2 vorgeschriebenen Anzeigen ist das bei¬ 
gefügte Muster A 1 ) zu benutzen. Meldekarten (Postkarten mit entsprechendem 
Vordrucke) werden von den Polizeibehörden vorräthig gehalten und den Aerzten 
auf Verlangen unentgeltlich verabfolgt. 

§. 4 Sobald der behandelnde Arzt Wochenbettfieber oder eine entzündliche 
Erkrankung des Unterleibes im Wochenbette erkennt, hat er davon die etwa 
bei der Entbindung zugezogene oder bei der Pflege der Wöchnerin beschäftigte 
Hebamme zu verständigen. 

§. 5. Falls ein Arzt nicht zugezogen worden ist, ist jede andere Person, 
welche die Behandlung von Krankheiten gewerbsmässig betreibt und im Einzel¬ 
falle sich mit der Behandlung der Krankheit befasst oder darauf bezüglichen 
Rath ertheilt, und Mangels einer solchen der Haushaltungs- oder Anstaltsvor¬ 
stand, Gast- und Quartier-Wirth, sonst aber derjenige, in dessen Wohnung oder 
Behausung der Erkrankungsfall sich ereignet hat, zur Erstattung der in den 
§§. 1 bis 3 dieser Verordnung vorgeschriebenen Anzeige verpflichtet. 

Im Uebrigen bewendet es, was die den Hanshaltungsvorständen und 
sonstigen vorbezeichneten Personen bei den Massregeln gegen die Verbreitung 
ansteckender Krankheiten, insbesondere bei Pocken und Cholera zugewiesene 
Mitwirkung betrifft, bei den bestehenden Vorschriften. (Zu vergleichen namentlich 
die Verordnungen des Herzoglichen Ministeriums, Abtheilung des Innern, die 
Pocken betreffend vom 6. August 1885 [Ges.-S. 1885 S. 45] und die Cholera 
betreffend vom 21. Juli 1893 [Ges.-S. 1893 S. 62.]). 

Beide Verordnungen nebst den durch sie eingeführten Formularen sowie 
die hinsichtlich der Anzeigepflicht der Hebammen bei ansteckenden Krankheiten, 
insbesondere des Kindbettfiebers (zu vergleichen Gesammt-MinisterialVerordnung 
vom 30. März 1889 — Ges.-S. S. 57 —) erlassenen Vorschriften bleiben allent¬ 
halben in Geltung. 

§. 6. Wer den Bestimmungen dieser Verordnung zuwider handelt oder 
es unterlässt, den ihm durch dieselbe oder durch die bezüglichen Anordnungen 
der Polizeibehörde auferlegten Verpflichtungen nachzukommen, wird, sofern 
nicht nach den allgemeinen Strafgsteetzen eine höhere Strafe verwirkt ist, mit 
einer Geldstrafe bis zu 60 M oder mit verhältnissmässiger Haft bestraft. 

§. 7. Gegenwärtige Verordnung tritt mit ihrem Erscheinen in Kraft. 


*) Das Muster der Meldekarte entspricht derjenigen für den Reg.-Bez. 
Münster, s. Beilage zu Nr. 18, Jahrg. 1897, 8. 115. 

Verantwort!.Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Tkraftlr wnn J. fL CI. Bruns. Minden. 
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Beilage zur Zeitschrift für Medizinal-Be&mte. 

Nr. 24, 15. Dezember. 1899. 


Rechtsprechung. 

Das Gutachten einer kollegialen Fachbehörde, das nicht zum 
Gegenstand einer Verhandlung gemacht ist, kann nicht als Beweis¬ 
mittel benutzt werden. Der Zusatz von 0,15% schwefligsauren Natrons 
zu Hackfleisch ist gesundheitsschädlich. Urtheil des Reichsgerichts 
vom 6. April 1899. 

Dem im Gewerbebetriebe des Angeklagten verkauften Hackfleische sind 
0,15 % schwefligsauren Natrons zugesetzt gewesen. Die Strafkammer hält für 
bewiesen, dass dieser Zusatz für die Verbraucher des Hackfleisches gesundheits¬ 
schädlich gewesen sei, und stützt sich dabei auf das Gutachten der in der 
Hauptverhandlung vernommenen Sachverständigen Dr. L. nnd Prof. D. U., indem 
sie bemerkt, der entgegenstchenden Ansicht der Sachverständigen Dr. B. und 
Dr. P. könne kein Gewicht beigeiegt werden, zumal sie auch in Widerspruch 
trete mit der in der Denkschrift des Kaiserlichen Gesundheitsamtes vertretenen 
Auffassung, die mit derjenigen der ersterwähnten Sachverständigen überein¬ 
stimmte. Die Bezugnahme auf diese Denkschrift, die in der Hauptverhandlung 
nicht als Beweismittel benutzt worden ist, wird von der Revision als ein Ver- 
stoss gegen §. 260 St.-P.-O. gerügt. Die Beschwerde erscheint begründet. 

Das Gericht ist berechtigt, das in der Hauptverhandlung von den Sach¬ 
verständigen erstattete Gutachten nachzuprüfen und sich selbstständig eine 
Ueberzeugung zu bilden von der Zuverlässigkeit des von ihnen gewonnenen 
Ergebnisses. Solche Nachprüfung ist sogar unentbehrlich, wenn, wie hier, die 
Sachverständigen entgegengesetzter Meinung sind. Aber auch bei ihr bleibt 
die Vorschrift des §. 260 St.-P.-O. in Geltung, dass das Gericht sich seine 
Ueberzeugung aus dem Inbegriff der Verhandlung zu bilden hat. Daraus folgt, 
dass es dafür keine Thatsachen verwerthen darf, die ausserhalb des Ergeb¬ 
nisses der Verhandlung liegen und über die daher der Angeklagte nicht gehört 
worden ist. Denn nur dieses thatsächliche Ergebniss hat der §. 260 im 
Auge. Dazu gehören aber so wenig wie die Gesetze des wissenschaftlichen 
Denkens und Urtheilens überhaupt die allgemeinen wissenschaftlichen Lehrsätze. 
Diese sind nicht Thatsachen, die durch die der Strafprozessordnung bekannten 
Beweismittel festzustellen wären. Darum ist bezüglich ihrer das Gericht nicht 
an das Ergebniss der Beweisaufnahme gebunden, vielmehr berechtigt, sich ohne 
solche- des Hülfsmittels der wissenschaftlichen Litteratur zu bedienen, um sich 
eine Meinung über die Ausführungen der Sachverständigen zu bilden. Aber 
der hier zur Entscheidung stehende Fall ist anders gestaltet. Die Strafkammer 
hat nach den Urtheilsgründen dem Gutachten der Sachverständigen L. und U. 
den Vorzug gegeben, nicht auf Grund eines der wissenschaftlichen Litteratur 
entnommenen Lehrsatzes, sondern deswegen, weil eine Denkschrift des Kaiser¬ 
lichen Gesundheitsamtes zu demselben Ergebniss gelangt ist. Welche Bc- 
wandniss es mit dieser Denkschrift hat, ist dem angefochtenen Urtheil nicht 
zu entnehmen. Der allgemeinen, Jedermann zugänglichen Litteratur gehört sie 
nicht an, wie das jetzt hier vorliegende Exemplar erkennen lässt. Die Revision 
findet daher mit Recht in der Benutzung dieses, von einer kollegialen Fach¬ 
behörde ausgehenden Gutachtens über die vom Gericht zu entscheidende Frage, 
ohne dass es zum Gegenstand der Verhandlung gemacht wurde, einen Verstoss 
gegen die Grundsätze über das Verfahren. Die Möglichkeit, dass das Urtheil 
auf diesem Verstosse beruht, ist nicht ausgeschlossen, da nicht abzusehen ist, 
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wie der Angeklagte sich gegen die Ausführungen der Denkschrift hätte rer- 
theidigen können. Das Urtheil war daher aufzuheben. >) 


Ein Betrieb gewerbsmässiger Unzucht liegt nicht vor, wenn eine 
Frauensperson von einem einzelnen Manne, mit dem sie in Geschlechts¬ 
verkehr steht, unterhalten wird, vielmehr gehört zum Thatbestand der 
gewerbsmässigen Unzucht einer Frauensperson die Hingabe an eine 
Mehrzahl von Männern gegen Entgelt. Entscheidung des Oberver- 
waltungswaltungsgerichts (I. Senats) vom 11. Juli 1899. 

Die gesetzliche Befugniss der Polizei, Frauenspersonen wegen gewerbs¬ 
mässiger Unzucht unter sittenpolizeiliche Aufsicht zu stellen, ist von der 
Klägerin nicht bestritten worden und auch an sich nicht zu bezweifeln. Die 
thatsächiichen Voraussetzungen für eine solche Massregcl sind aber nur dann 
vorhanden, wenn die zu beaufsichtigende Person des Treibens gewerbs¬ 
mässiger Unzucht überführt ist. An diesen thatsächlicben Voraussetzungen 
fehlt es im vorliegenden Fall. Ein Betrieb gewerbsmässiger Unzucht liegt nur 
dann vor, wenn eine Frauensperson durch die geschlechtliche Hingabe an ver¬ 
schiedene Männer gegen Entgelt ganz oder theilweise ihren Lebensunterhalt zu 
erwerben sucht. Es genügt daher für die Annahme eines solchen Betriebes der 
Umstand nicht, dass die Frauensperson von einem einzelnen Zuhälter, mit dem 
sie in aussereheliehem Geschlechtsverkehr steht, ihren Unterhalt empfängt. 
Ebensowenig wird der Thatbestand gewerbsmässiger Unzucht durch die 
Hingabe an mehrere Männer dann erfüllt, wenn die sich hingebende Frauens¬ 
person dies ohne Entgelt thut, also nicht zu dem Zwecke, um hierdurch etwas 
zu erwerben. 

Im vorliegenden Falle hatte die Klägerin nur zugegeben, dass sie im 
Jahre 1898 mit einem einzigen Herrn, der sie aushielt, geschlechtlichen Ver¬ 
kehr gegen Entgelt, und dass sie im vorhergehenden Jahre solchen Verkehr mit 
einem anderen Herrn ohne Entgelt gehabt hat. 

. . . Desgleichen ist zwar erwiesen, dass die Klägerin wiederholt vor 
Erlass der angegriffenen polizeilichen Verfügung Unzucht getrieben, aber nicht, 
dass sie dieses gewerbsmässig gethan hat. Da hiernach keine Thatsachen 
erwiesen sind, welche den Verdacht begründeten, dass die Klägerin zu der 
Zeit, als die mit der Klage angegriffene Verfügung gegen sie erlassen wurde, 
gewerbsmässig Unzucht trieb, so musste diese Verfügung aufgehoben werden. 


Medizinal - Gesetzgebung. 

A. Deutsches Reich.. 

Ergänzung der Verordnung, betreffend die Abgabe stark wir¬ 
kender Arzneimittel. Rundschreiben des Reichskanzlers vom 
31. Oktober 1899 an alle Bundesregierungen. 8 ) 

Seit einiger Zeit wird ein neues Derivat des Morphiums, welches den 
Namen Heroin führt, in ausgedehnterem Umfang als Arzneimittel zur Anwen¬ 
dung gebracht. Nach dem.Bericht des Kaiserlichen Gesundheitsamtes 


*) Bei der erneuten Verhandlung vor dem Landgericht in Köln 
wurde wiederum auf Grund der Gutachten der Sachverständigen Dr. L. 
und Prof. Dr. U. ein Zusatz von 0,15 °/ 0 schwefligsauren Natrons zu Hackfleisch 
als gesundheitsschädlich angenommen und in Folge dessen der Angeklagte durch 
Urtheil vom 23. Mai 1899 wegen fahrlässigen Handelns zu 20 Mark Geldstrafe 
verurtheilt. 

*) In Folge dieses Rundschreibens sind in den meisten Bundesstaaten 
bereits entsprechende Anordnungen getroffen, z. B. im Herzogthnm Sachsen- 
Altenburg am 4. November d. J., im Grossherzogthum Hessen 
und im Fürstenthum Lippe am 18. November d. J., im Fürstenthum 
Schaumburg-Lippe am 14. November d. J., im Königreich Preussen 
und in B r e m e n am 24. November d. J. 
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vom 16. y. M. empfiehlt es sich, dieses neue Mittel im Hinblick auf seine nicht 
ungefährlichen Eigenschaften.unter die stark wirkenden Arznei¬ 

mittel, deren Abgabe besonderen Beschränkungen unterliegt, aufzunehmen; 
.ich darf daher.ergebenst ersuchen, im Falle des Einver¬ 
ständnisses eine Ergänzung der im Verfolge dos Bundesrathsbeschlusses vom 
13. Mai 1896 — §. 293 der Protokolle — dortseits erlassenen Vorschriften über 
die Abgabe stark wirkender Arzneimittel pp. nach dem vom Gesundheitsamte 
gemachten Vorschläge herbeiftihren und von dem Veranlassten mich benach¬ 
richtigen zu wollen. 

In dem Gutachten des Kaiserlichen Gesundheitsamtes vom 16. Dezember 
1899 werden zu diesem Behufe folgende Einschiebungen zu den betreffenden 
Vorschriften empfohlen: 

1. In dem Verzeichnisse hinter Herba Hyoscyami „Heroinum et ejus 
salia, Heroin und dessen Salze 0,015 g“; 

2. im §. 4 Abs. 1 hinter Morphin „Heroin“; 

3. im §. 4 Abs. 2 hinter 

a. Morphin in der ersten Zeile „Heroin“ und mit der Veränderung des 
jetzigen Textes „oder dessen“ in „oder deren“, und 

b. hinter „an Morphin oder dessen Salzen 0,03 g“ „an Heroin oder 
dessen Salzen 0,015 g“. 


B. Königreich Preussen. 

Verfahren bei Entmündigungen wegen Geisteskrankheit oder 
wegen Geistesschwäche. Allgemeine Verfügung des Justiz¬ 
ministers (gez.: Schönstedt) vom 28. November 1899. 

I. Thätigkeit der Staatsanwaltschaft. 

§. 1. Die Staatsanwaltschaft hat darüber zu wachen, dass beim Vorhanden¬ 
sein der gesetzlichen Voraussetzungen (§. 2) die Entmündigung eines der Fürsorge 
bedürftigen Geisteskranken oder Geistesschwachen erfolgt, und dass Personen, 
bezüglich deren die bezeichneten Voraussetzungen nicht gegeben sind, nicht 
entmündigt werden, dass auch eine Entmündigung beim Wegfall ihres Grundes 
wieder aufgehoben wird. 

Zu diesem Zwecke hat die Staatsanwaltschaft selbstständig die geeig¬ 
neten Anträge zu stellen und von einem auf Antrag eines anderen Berechtigten 
eingeleiteten Verfahren fortlaufend Kenntniss zu nehmen. 

§. 2. Entmündigt kann werden, wer in Folge von Geisteskrankheit oder 
von Geistesschwäche seine Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag (Bürger¬ 
liches Gesetzbuch §. 6 Nr. 1). Unter Angelegenheiten sind nicht nur Vermögens¬ 
angelegenheiten, sondern die gesammten Lebensverhältnisse, z. B. auch die Sorge 
für die eigene Person, die Sorge für Angehörige, die Erziehung der Kinder und 
dergl. zu verstehen. 

Aus einem anderen als dem bezeichneten Grunde darf die Entmündigung 
nicht erfolgen, insbesondere nicht lediglich aus polizeilichen Rücksichten oder 
im ausschliesslichen Interesse anderer Personen. 

§. 3. Die von den Vorstehern öffentlicher und privater Irrenanstalten 
eingehenden Anzeigen über die Aufnahme Geisteskranker und Geistesschwacher 
sind einer sorgfältigen Prüfung zu unterziehen. Auch ohne eine solche Anzeige 
bat die Staatsanwaltschaft in den etwa zu ihrer Kenntniss gelangenden Fällen 
von Geisteskrankheit oder von Geistesschwäche zu erwägen, ob Anlass zu einer 
Entmündigung vorliegt. 

Sämmtliche Justizbehörden werden angewiesen, in den zu ihrer Kenntniss 
gelangenden Fällen von Geisteskrankheit oder von Geistesschwäche, in welchen 
sie den Anlass zu einer Entmündigung als gegeben erachten, dem zuständigen 
Ersten Staatsanwalt Mittheilnng zu machen. 

Die Staatsanwaltschaft hat nötigenfalls die zur Entschliessung über die 
Stellung des Entmündigungsantrages erforderlichen Ermittelungen ihrerseits 
anzustellen. 

§. 4. Die Stellung des Antrags auf Entmündigung kann ausgesetzt 
werden, wenn der Geisteskranke oder Geistesschwache noch nicht als unheilbar 
erkannt ist, insbesondere wenn eine baldige Genesung zu erwarten steht. Diese 
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gilt auch von den in Irrenanstalten untergebrachten Personen Jedoch darf der 
Antrag nicht verzögert werden, wenn die Besorgniss einer sachlich nicht ge¬ 
rechtfertigten Beschränkung der persönlichen Freiheit durch Unterbringung in 
einer Anstalt obwaltet. 

§. 5. Sind andere Antragsberechtigte (Zivilprozessordnung §. 646 Abs. 1) 
im Inlande vorhanden, so hat die Staatsanwaltschaft, wenn nicht Gefahr im 
Versage obwaltet, zunächst za ermitteln, ob einer von diesen zur Stellung des 
Antrages bereit ist, und nur, wenn dies nicht der Fall ist oder die Antrag¬ 
stellung unbegründet verzögert wird, selbst den Antrag zu stellen. 

§. 6. Ist die Entmündigung von der Staatsanwaltschaft beantragt, so 
hat diese das Verfahren zu betreiben, sich fortlaufend von dem Gange der Sache 
in Kenntniss zu erhalten, die der Sachlage entsprechenden Anträge zu stellen 
und nöthigenfalls von den zufälligen Rechtsmitteln Gebrauch zu machen. Sie 
hat auch thunlichst den Terminen, insbesondere dem Termin zur Vernehmung 
des zu Entmündigenden beizuwobnen, sofern es sich nicht um die Entmündigung 
einer in einer öffentlichen Anstalt untergebrachten Person handelt, deren Geistes¬ 
krankheit oder Geistesschwäche unbedenklich als vorhanden angenommen 
werden kann. 

§. 7. Ist die Entmündigurg von einem anderen Berechtigten beantragt, 
so hat die Staatsanwaltschaft, sobald sie davon, sei cs durch Mittheilung des 
Gerichts (§. 11), sei es auf andere Weise, Kenntniss erhält, die Sachlage, nöthigen¬ 
falls unter Einsicht der Akten, zu prüfen und sachdienliche Anträge, insbe¬ 
sondere über Art und Umfang der Beweisaufnahme, zu stellen, wenn dies nach 
ihrer im §. 1 bezeichneten Anfgabe angemessen erscheint. 

Ob es zweckmässig ist, dass ein Vertreter der Staatsanwaltschaft den 
Terminen beiwohnt, ist nach Lage des Einzelfalles und unter Rücksichtnahme 
auf die etwa dadurch den Parteien zur Last fallenden Reisekosten zu entscheiden. 

Vor der Beschlussfassung des Gerichts über dio Entmündigung hat die 
Staatsanwalt sich in jedem Falle gutachtlich zu änssern; die Aeusserung ist 
binnen einer Woche nach Vorlegung der Akten (§. 13) zu erstatten. 

Wird der Antrag zurückgenommen, so hat die Staatsanwaltschaft nöthigen¬ 
falls durch Stellung eines neuen Antrags dem Verfahren Fortgang zu geben, 
falls sie die Voraussetzungen der Entmündigung als gegeben erachtet. 

§. 8. Erachtet die Staatsanwaltschaft dio Anordnung einer vorläufigen 
Vormundschaft (Bürgerliches Gesetzbuch §. 1906) im Interesse des zu Ent¬ 
mündigenden für geboten, so hat sie diese bei dem Vormundschaftsgericht in 
Anregung zu bringen und im Falle einer ablehnenden Entscheidung geeigneten- 
falls die Beschwerde einzulegen (Reichsgesetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit §. 67 Nr. 2). 

§. 9. Von jedem über eine Entmündigung ergehenden Beschlösse hat die 
Staatsanwaltschaft sofort nach der Zustellung (Zivilprozessordnung §. 659) dem 
Vorsteher der Anstalt, in welcher der zu Entmündigende untergebracht ist, 
Nachricht zu geben und ihm den Namen des etwa bestellten vorläufigen Vor¬ 
mundes zu bezeichnen. 

§. 10. Erfolgt in einer Entmündigungssache die Ueberweisnng der)Ver¬ 
handlung und Entscheidung an ein Amtsgericht, dessen Sitz in einem anderen 
Landgerichtsbezirke liegt (Zivilprozessordnung §§. 650, 651), so sind die Akten 
an die dort zuständige Staatsanwaltschaft abzugeben. 

II. Thätigkeit des Gerichts. 

Das Gericht hat der Staatsanwaltschaft Mittheilnng zu machen: 

1. von der Einleitung de3 Entmündigungsverfahrens; 

2. von einer nach §§. 650, 651 der Zivilprozessordnung erfolgten Ueber- 
weisung der Verhandlung und Entscheidung an ein anderes Gericht; 

3. von allen Terminen und zwar so zeitig, dass die Theilnahme eines 
Vertreters der Staatsanwaltschaft in dem Termine möglich ist. 

Auch von wichtigen Vorkommnissen im Laufe eines Entmündigungsver¬ 
fahrens ist der Staatsanwaltschaft Kenntniss zu geben. 

Ausserdem muss nach §. 656 Abs. 1 der Zivilprozessordnung die Staats¬ 
anwaltschaft gehört werden, bevor über die Unterbringung des zu Entmündi¬ 
genden in einer Heilanstalt Entscheidung getroffen wird. 

§. 12. Die Mittheilungen (§. 11) erfolgen, wenn die Staatsanwaltschaft 
sich am Sitze des Amtsgerichts befindet, in allen Fällen, im Uebrigen, soweit 
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es ohne Verzögerung der Sache möglich, durch Vorlegung der Akten, sonst 
durch Benachrichtigungsschreiben des Richters. 

Die Staatsanwaltschaft kann auch in anderen als den im §. 11 bezeich- 
neten Fällen von den Akten Einsicht nehmen und aus ihnen Abschriften sich 
ertheilen lassen. 

§. 13. Erachtet das Gericht die Ermittelungen für abgeschlossen, so hat 
e3 vor dar Beschlussfassung über den Autrag auf Entmündigung die Akten der 
Staatsanwaltschaft zur Aeusscrung (§. 7 Abs. 3) vorzulegeD. 

§. 14. Boi deu Ermittelungen in Entmündigungssachen wird den Amts¬ 
gerichten die Beachtung nachstehender Punkte empfohlen: 

1. Mündlich von Sachverständigen abgegebene Gutachten sind 
vollständig, nicht bloss ihrem Ergebnisse nach und nicht bloss inso¬ 
weit, als der Richter die3 für die Erlangung seiner persönlichen 
Ueberzeugung erforderlich hält, zu den Akten festzustellen. 

2. Die Wahl der Sachverstäudigen ist in erster Linie auf solche Per¬ 
sonen zu richten, welche auf dem Gebiete der Irrenheilkunde den 
Ruf besonderer Erahrung besitzen. Sind solche Personen nicht zu 
erreichen, so ist die Wahl, wenn möglich, auf einen Kreisphysikus 
(Kreisarzt) oder wenigstens auf einen diesem Amte geprüften Arzt 
zu richten. 

3. Den Sachverständigen ist die Ladung zu dem Termine so zeitig zuzu¬ 
stellen, dass sie sich, wenn nöthig, schon vorher durch Besuche, 
Nachfragen oder sonst über den Geisteszustand des zu Entmündigen¬ 
den ein sicheres Urtheil bilden können. Eine Frist von Bechs Wochen 
wird in den meisten Fällen hierzu ausreichen. Zn demselben Zwecke 
ist den Sachverständigen auch, soweit dies angängig, Einsicht in die 
Akten zu gestatten. 

4. Die Vernehmung des zu Entmündigenden erfolgt in der Regel an 
seinem Wohnort oder seinem Aufenthaltsorte, geeignetenfalls in der 
Wohnung oder der Anstalt. 

5. Unterbleibt die persönliche Vernehmung des zu Entmündigenden (Zivil¬ 
prozessordnung §. 654 Abs. 3), so ist der Grund hierfür aktenkundig 
zu machen. 

§. 15. Abschrift eines joden in einer Entmündigungssache erstatteten 
schriftlichen oder mündlich abgegebenen und zu den Akten l'estgestellten Gut¬ 
achtens ist mit möglichster Beschleunigung dem Regierungspräsidenten einzu¬ 
senden. Dem Gutachten ist eine Abschrift des Protokolls über die persönliche 
Vernehmung des zu Entmündigenden oder des Vermerkes über die Gründe, ats 
denen die Vernehmung unterblieben ist (§. 14 Nr. 5), beizufügen. 

§. 16. Wegen der Theilnahme eines Abgeordneten oder Bevollmächtigten 
der Russischen Botschaft oder eines Russischen Konsulats an den Terminen in 
Sachen, welche die Entmündigung Russischer Staatsangehörigen betreffen, be¬ 
wendet e3 bei der Allgemeinen Verfügung vom 11. Dezember 1860 (Just.-Min.- 
Bl. S. 459). 

§. 17. In dem Verfahren wegen Entmündigung einer Militärperson des 
aktiven Dienststandes ist der Vorgesetzten Militärbehörde des zu Entmündi¬ 
genden von der Einleitung des Verfahrens und von der Entscheidung über den 
Antrag auf Entmündigung Mittheilung zu machen. 

III. Allgemeine Vorschriften. 

§. 18. Auf schleunige Erledigung der Anträge auf Entmündigung ist 
thunlichst Bedacht zu nehmen. 

§. 19. Die §§. 1, 2, 3 Abs. 3, die §§. 5 bis 7, 9 bis 18 finden in dem 
Verfahren, betreffend die Wiederaufhebung einer Entmündigung, entsprechende 
Anwendung. 

§. 20. Wegen der Behandlung der in Entmündigungssachen der Staats¬ 
kasse zur Last fallenden Kosten bewendet es bei der Allgemeinen Verfügung 
vom 18. November 1893 (Just.-Min.-Bl. S. 330). 

§. 21. Die Verfügung vom 16. Oktober 1826 (v. Kamptz, Jahrb. Bd. 28 
S. 296), so wie die Allgemeinen Verfügungen vom 4. März 1839 (Just.-Min.-Bl. 
S. 102), 3. Februar 1840 (Just.-Min.-Bl. S. 69), 10. Februar 1880 (Just.-Min.- 
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Bl. S, 28), 27. November 1882 (Jnst.-Min.-Bl. S. 372), 10. Mai 1887 (Jnst.-Min.- 
Bl. S. 129) und 8. August 1894 (JuBt.-Min.-Bl. 8. 241) werden aufgehoben. 

§. 22. Diese Verfügung tritt am 1. Januar I960 in Kraft. 


Verfälschung von Presshefe. Randerlass der Minister der 
u. s. w. Mediziaalangelegenheiten, für Handel and des Innern 
— M. d. g. A. M. 7074, M. f. H. 0. Nr. 7280, M. d. I. II, Nr. 11264 — vom 
7. November 1899 an sämmtliche Königlichen Regierungspräsidenten, nebst 
Gutachten des Kaiserlichen Ge sandhcitsamtes vom 5. Juni 1899. 

Presshefe, d. h. aas Getreide dnrch Alkoholvergährnng gewonnene Hefe 
wird vielfach dnrch Mischung von Stärkemehl etc., oder auch durch Zusatz von 
Bierhefe verfälscht. Diese Missstände haben neuerdings einen grösseren Um¬ 
fang angenommen and hierdurch die Aufmerksamkeit' anf sich gelenkt. 

Wenn auch Presshefe als ein Nahrungsmittel nicht wird angesehen werden 
können, so ist es doch ein Genussmittel im Sinne des Nahrungsmittelgesetzes 
vom 14. Mai 1879 — R.-G.-B1. S. 145 —. Die Vermischung der reinen Press¬ 
hefe mit Stärkemehl etc. oder Bierhefe unterliegt deshalb den Bestimmungen 
der §§. 10 und 11 des vorgedachten Gesetzes, falls als Zweck dieser Fälschung 
eine Täuschung im Handel und Verkehr als nachgewiesen erachtet wird. 

Unter Bezugnahme auf den anliegenden Auszug aus einem Gutachten 
des Kaiserlichen Gesundheitsamts ersuchen wir, dem im Handel vielfach vor¬ 
kommenden Missbrauch des Feilbietens verfälschter oder gemischter Hefe Ihre 
besondere Aufmerksamkeit zuznwenden. 

Die Polizeibehörden sind dementsprechend anzuweisen, die Herstellung 
und den Vertrieb von Getreidepresshefe scharf zu überwachen und Verfälschungen 
von als Press-, Korn-, oder Getreidepresshefe ausdrücklich bezeiefaneten Waaren 
zur Bestrafung zu bringen. 

Sollten die gedachten Bestimmungen zur wirksamen Bekämpfung der 
erwähnten Missstände nicht ausreichen und schärfere Massregeln, etwa eine von 
Interessenten in Anregung gebrachte gesetzliche Regelung, sich als nothwendig 
erweisen, so erwarten wir weiteren Bericht. 

Gutachten des Kaiserlichen Gesundheitsamts. 

Das Vermischen der Presshefe mit Mehl ist zwar seit langer Zeit üblich, 
und geschah ursprünglich, um ein leichteres Trocknen zu ermöglichen, es ist 
jedoch nach dem heutigen Stande der Technik nicht mehr nothwendig und ge¬ 
schieht nur theils aus Bequemlichkeit, theils aber wohl aus dem Streben von 
Fabrikanten und Zwischenhändlern, sich in unredlicher Weise einen höheren 
Nutzen zu verschaffen. 

Bezüglich der Vermengung der Kornpresshefe mit Bierhefe ist Folgendes 
zu bemerken: 

In früherer Zeit wurde vielfach obergährige Bierhefe in den Bäckereien 
angewandt. So heisst es in Kurth, Illustrirtes Kochbuch, 1887, S. 549: „Man 
verwendet entweder frische Bierhefen oder künstliche, sogenannte Press-, Pfund¬ 
oder Stück-Hefen,“ und ferner ebenda: „Man rechnet auf */» Kilo (1 Pfund) 
Mehl 50 g (3 Loth) Presshefen oder 2—3 Esslöffel voll dicker Bierhefen.“ 

Ferner wird in Woltering, Diätetisches Handbuch, 1890, I. Theil, 
S. 300 (bei der Bereitung des Brots) gesagt: „Früher bezog man die Hefe 
allgemein in flüssiger Form von den Bierbrauern oder Branntweinbrennern.“ 
Endlich sagt M e d i c i u s in seinem Werke: „Kurzes Lehrbuch der chemischen 
Technologie“, 1897, S.859 (bei der Teigbereitung): „Die Verwendung von Bier¬ 
hefe ist, da obergähriges Bier nur wenig mehr gebraut wird, die Hefe des 
untergährigen Bieres aber ihres bitteren Geschmackes halber nicht zu brauchen 
ist, so ziemlich auf gegeben.“ 

Untergährige Bierhefe bedarf meist erst einer vorherigen Behandlung, da 
sie einen Theil der Hopfenbestandtheile, insbesondere des Hopfenbitters enthält. 
Durch Waschen mit Wasser, dem Alkalien (Natriumkarbonat, Ammoniumkarbonat) 
zugesetzt werden, und durch nachfolgendes Neutralisiren mit verdünnten Säuren 
werden der Bierhefe die bitteren und färbenden Substanzen entzogen; doch soll 
durch diese Behandlung die Gährkraft („Triebkraft“) eine Verminderung er¬ 
leiden, sowie die Haltbarkeit beeinträchtigt werden (F. Thansing, die Theorie 
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and Praxis der Malzbereitnng and Bierfabrikation, Leipzig 1898, S. 788; von 
Possanner, Chemische Technologie der landwirtschaftlichen Gewerbe, Wien 
1893, S. 465; Bersch, Gährungschemie für Praktiker, IV, Berlin 1881, S.410; 
Marquard-Jost, die Pfand- oder Presshefe, Weimar 1895, S. 9, 11, 121, 
129), so dass wohl allgemein die nntergährige Bierhefe gegenüber der Getreide¬ 
presshefe als ein geringwerthiges Erzeugnis für den yorliegenden Zweck ange¬ 
sehen wird. Ueberdies haben die neueren Untersuchungen auf dem Gebiete der 
Gährungschemie gelehrt, dass die einzelnen Hefearten (Brennereihefen, Bäcker¬ 
hefen, Bierhefen, Weinhefen u. s. w.) ganz wesentlich von einander abweichen, 
sowohl hinsichtlich der Bedingungen ihres Wachsthums, wie anch ihrer Wirkungs¬ 
weise, und dass daher eine Heferasse, welche sich für einen bestimmten Zweck 
eignet, keineswegs in gleicher Weise auch für andere Zwecke Verwendung 
finden kann (vergl. M. Delbrück: Ueber die Fortschritte der Gährungschemie 
in den letzten Dezennien. Berichte der Deutschen chemischen Gesellschaft, 1898, 
S. 1916 ff.). Dass jedoch eine gerichtliche Entscheidung dahin ergangen sei, 
dass unter Presshefe nur Hefe zu verstehen sei, welche aus Getreide durch 
Branntweingährung gewonnen wird, wie in der anliegenden Petition behauptet 
wird, ist hierorts nicht bekannt geworden. Demnach würde beim Vermischen 
der Kornpresshefe sowohl mit Mehl, wie mit Bierhefe eine Fälschung, wie sie 
der §. 15 des Nahrangsmittelgesetzes voranssetzt, vorliegen; denn nach Reichs¬ 
gerichtsentscheidung vom 18. November 1880 (Entsch. Bd. 3, S. 234) ist eine 
Verfälschung zu finden in einem Zusatz von geringerwerthigen Stoffen zu einem 
höherwerthigen, wenn auch ersterer ein unschädliches, im reellen Handel vor¬ 
kommendes Nahrungsmittel ist. 


Sammelforschung über die Freiluftbehandlung der Tuberkulose 
in Lungenheilstätten. Runderlass des Ministers der u. s. w. Medi¬ 
zinalangelegenheiten (gez. i. Vertr.: v. Bartsch) vom 7. Novem¬ 
ber 1899 — M. Nr. 12241, U. I — an sämmtliche Königliche Oberpräsi¬ 
denten. 

Das Kaiser!. Gesundheitsamt hat es als wünschenswerth bezeichnet, eine 
von ihm begonnene Sammelforschung über die in Lungenheilanstalten erzielten 
Ergebnisse der Freiluftbehandlung der Tuberkulose noch einige Jahre fort¬ 
setzen zu können, bis ein abschliessendes Urtheil über den Werth der Freiluft¬ 
kur zu gewinnen sei. 

Ich ersuche daher ergebenst, die Verwirklichung dieser meines Erachtens 
dankenswerthcn Absicht des Kaiserl. Gesundheitsamtes dadurch zu fördern, dass 
Sie die in der dortseitigen Provinz vorhandenen und etwa künftig noch ent¬ 
stehenden Lungenheilstätten in geeigneter Weise dazu veranlassen, an der 
Sammelforschung durch Ausfüllung und Einsendung der ihnen vom Gesundheits¬ 
amte zugehenden Fragebogen und Zählkarten sich regelmässig zu betheiligen. 

Einer Mittheilung, welche Lungenheilanstalten dieser Anregung Folge 
zu geben geneigt sind, sehe ich demnächst entgegen. 


Mittheilung über das Auftreten ansteckender Krankheiten an die 
zuständigen Militärbehörden. Runderlass der Minister der u. s. w. 
Medizinalangelegenheiten (gez. im Auftr.: Förster) und des Innern 
(gez. im Auftr.: v. Bischoffshausen) vom 10. November 1899 — M. 
Nr. 13563, M. d. I. II Nr. 13724 — an sämmtliche Königlichen Regierungsprä¬ 
sidenten. 

Alljährlich treten während der oder kurz nach den Herbstübungen in der 
Armee Fälle von ansteckenden Krankheiten, namentlich von Unterleibstyphus, 
Ruhr u. a., auf, für deren Entstehung Einschleppung aus der Zivilbevölkerung 
als Ursache angenommen werden muss. Dieser Gefahr der Ansteckung für die 
Trappen vorzubengen, ist dringend geboten. Wir ersuchen Sie daher unter 
Hinweis auf unseren Runderlass vom 20. April 1895 — Min. d. geistl. u. s. u. 
Ang. M. 941, Min. d. Inn. II 4638 — dieser Angelegenheit Ihre volle Aufmerk¬ 
samkeit zuzuwenden und erneut anzuordnen, dass möglichst in jedem Falle und 
thunlichst frühzeitig Mittheilung über das Auftreten ansteckender Krankheiten, 
zumal von Typhus, an die zuständigen Militärbehörden erfolgt,^ und zwar be- 
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sonders, wenn derartige Krankheiten in Garnisonorten and deren Umgebung and 
im Gelände für militärische Uebnngen vorgekommen sind. 

Indem wir Ihnen hiernach das Weitere überlassen, sehen wir einem Be- 
rchte über das Verfügte in 6 Wochen entgegen. 


Unzulässigkeit eines festen Vertragsverhältnisses zwischen Aerz- 
ten und Hebammen behufs Zuwendung von gebnrtshülfiichen Verrich¬ 
tungen. Bekanntmachung des Königlichen Polizeipräsidenten 
in Berlin vom 19. November 1899. 

Es ist mehrfach in letzter Zeit zur Anzeige gebracht worden, dass Heb¬ 
ammen den betreffenden Frauen bei einer etwa in Frage kommenden ärztlichen 
Hülfeleistnng solche Aerzte in Vorschlag bringen, mit welchen sie in einem 
festen Vertragsverhältniss anf die Zuwendung von geburtshülflichen Verrich¬ 
tungen stehen. Ich mache die Hebammen daranf aufmerksam, dass ein der¬ 
artiges Verfahren in Widerspruch steht mit den Bestimmungen des Hebammen¬ 
lehrbuches und der Ziffer 2 des Medizinal-Ediktes vom 27. September 1725, 
nach welchen den Hebammen verboten ist, einen Arzt vor dem anderen vorzu¬ 
schlagen, sie vielmehr gehalten sind, den Patienten darin freie Wahl und 
Willen zu lassen. Falls mir weiterhin solche Fälle gemeldet werden, so werde 
ich gegen die betreffenden Hebammen unnachsichtlich einschreiten und sowohl 
deren Namen, wie den der Aerzte bekannt geben. 


Konaervirnng von Hackfleisch. Verfügung des Königlichen 
Regierungspräsidenten in Schleswig vom 4. November 1899. 

Die Konservirungssalze und Flüssigkeiten, welche unter den Namen 
Konservesalz, Meat preserve Krystall u. a. im Handel sind und dem Hackfleisch, 
besonders dem Rinderhackfleisch zugesetzt werden, enthalten schweflige Säure 
bezw. dessen Salze. Durch den Zusatz dieser Substanz wird die rothe Farbe des 
Fleisches künstlich erhalten und verbessert. 

Der Genuss eines derartig präparirten Fleisches ist für die Gesundheit 
nicht unbedenklich und kann namentlich bei Kranken und Genesenden, welchen 
behanntlich mit Vorliebe Hackfleisch verabreicht wird, Verdauungsstörungen 
hervorrufen. 

Unter Hinweis auf die §§. 10 und 12 Ziffer 1 des Reichsgesetzes, betr. 
den Verkehr mit Nahrungsmitteln etc. vom 14. Mai 1879 mache ich darauf auf¬ 
merksam, dass der Zusatz von schwefligsaurem Salz zu dem Hackfleisch die 
wahre Beschaffenheit der Waare verschleiert und als eine Fälschung anfzufassen 
ist, dass dieser Zusatz die menschliche Gesundheit zu schädigen geeignet ist, 
und dass die Gewerbetreibenden, welche von derartigen Konservirungsmitteln 
Gebrauch machen, eine strafrechtliche Verfolgung zu gewärtigen haben. 


C. Königreich Bayern. 

Gewerbliche Verhältnisse der Hebammen. Königliche V erord- 
nung vom 4. Juni 1899. 

Im Namen Se. Majestät des Königs. Luitpold, von Gottes Gnaden 
Königlicher Prinz von Bayern, Regent. 

Wir haben Uns bewogen gefunden, die Allerhöchste Verordnung vom 
23. April 1874, die gewerblichen Verhältnisse der Hebammen betreffend, einer 
Revision zu unterziehen, und verordnen nunmehr anf Grund des §. 30 Schluss¬ 
satz und §. 147, Ziff. 1 der Reichs - Gew. - Ordn. sowie der Art. 127 und 128 
des Polizei-Str.-G.-B., was folgt: 

§. 1. Frauenspersonen, welche in Bayern den Hebammenberuf ausüben 
wollen, bedürfen des Befähigungszeugnisses einer Bayerischen Prüfungsbehörde. 
Inwieweit aus Rücksichten der Gegenseitigkeit oder anf Grund besonderer 
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Staatsverträge Abweichungen hiervon stattfinden, wird jeweils durch das Kgl. 
Staatsministerium des Innern bekannt gegeben. 

Die Berechtigung der nach Massgabe der seither bestehenden Bestim¬ 
mungen zugelassenen Hebammen bleibt unberührt. 

§. 2. Jede Hebamme, welche zur Ausübung ihres Berufs in einer Ge¬ 
meinde sich niederlassen will, hat die Wahl ihres Wohnortes der für denselben 
einschlägigen Distriktspolizeibehörde unter Vorlage ihres Prtttungszeugnisses 
anzuzeigen und dem Kgl. Bezirksarzte sich vorzustellen. Eine Hebamme, welche 
ihren Wohnort verändern will, hat hiervon auch der Distriktspolizeibehörde 
ihres bisherigen Wohnortes Anzeige zu erstatten. 

Hebammen, welche Bezüge aus Staats-, Kreis-, Distrikts-, Gemeinde-oder 
Stiftungsmitteln geniessen oder sonst durch Verträge mit öffentlichen Verbänden 
oder Anstalten gebunden sind, haben vor Veränderung ihres Wohnortes oder 
Niederlegung ihres Dienstes üuer die vorgängige Lösung ihrer bestehenden Ver¬ 
pflichtungen Ausweis beizubringen. 

§. 3. Den Gemeinden und Distrikten steht es frei, eigene Hebammen 
für etwaige bestimmte Bezirke aufzustellen und Uber die dienstlichen Verhält¬ 
nisse derselben besondere Vereinbarungen zu treffen. Soweit solche schon be¬ 
stehen, bleiben dieselben bis zur etwaigen zuständigen Auflösung oder Abän¬ 
derung aufrecht erhalten. Die Niederlassung anderer freipraktizirender Heb¬ 
ammen wird durch die Aufstellung von Gemeinde- oder Distriktshebammen 
nicht ausgeschlossen. 

§. 4. Die den Hebammen zukommenden Befugnisse neben den damit in 
Zusammenhang stehenden Obliegenheiten werden durch eine vom Kgl. Staats¬ 
ministerium zu erlassende Dienstanweisung 1 ) bestimmt. 

§. 5. Die Bezahlung der Hebammen bleibt zunächst der Vereinbarung 
Vorbehalten; als Norm für streitige Fälle im Mangel einer Vereinbarung ist 
die im Anhänge beifolgende Gebührenordnung massgebend. 

§. 6. Die Aufsicht Uber die Hebammen wird im Benehmen mit den Kgl. 
Bezirksärzten durch die Distriktspolizeibehörden geführt. 

§. 7. Gegenwärtige Verordnung, durch welche die Allerhöchste Verord¬ 
nung vom 23. April 1S74 und alle sonstigen entgegenstehenden Vorschriften auf¬ 
gehoben werden, tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung durch das Gesetz- 
und Verordnungsblatt für den ganzen Umfang des Königreiches in Wirksamkeit. 

Gebührenordnung für die Dienstleistungen der Hebammen. 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

1. Soweit die Gebührenordnung einen Spielraum zwischen niedrigsten und 
höchsten Ansätzen gestatfet, ist auf die Verschiedenheit der örtlichen Verhält¬ 
nisse, auf die grössere oder geringere Wohlhabenheit, den Erwerbs- und Fa¬ 
milienstand der Zahlungspflichtigen, sowie auf besondere Mühewaltung und 
Zeitversäumniss der Hebamme Rücksicht zu nehmen. 

Haben Kassen des Staates, der Gemeinden oder der Wobltbätigkeits- 
stiftungen Hebammengebühren zu bezahlen, so darf die Gebühr den Durch¬ 
schnittssatz keinesfalls übersteigen. 

2. Erfordert eine Verrichtung der Hebamme die Entfernung derselben 
von ihrer Wohnung, so hat dieselbe neben der unter Ziffer II bestimmten 
besonderen Gebühr 

a) bei Tag 40 Pf. bis 80 Pf., 

b) bei Nacht 80 Pf. bis 1,20 M. 
zu beanspruchen. 

Ausserdem gebührt derselben, wenn die Entfernung von der Wohnung 


J ) Diese Dienstanweisung ist unter dem 9. Juni 1899 erlassen; sie ist 
sehr umfangreich, daher hat von ihrem Abdruck wegen Raummangels Abstand 
genommen werden müssen. 
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mehr als 2 km beträgt, für je 1 km des Hin- und Rückweges eine Reiseent¬ 
schädigung von 20 Pf. bis 40 Pf. 

Die in Absatz 2 bezeichneto Reiscentscbädigung darf, wenn die Hebamme 
mehrere Besuche in einem Gange vereinigt, nur einfach in Aufrechnung ge¬ 
bracht werden. 

8. Für sonstige besondere Auslagen kann Entschädigung nach dem wirk¬ 
lichen Aufwande in Anspruch genommen werden. 

Werden die Desinfektionsmittel und sterilisirte Watte nicht von der 
Kundschaft zur Verfügung gestellt, oder werden sie nicht von der Gemeinde 
bezahlt, oder aus anderen öffentlichen Mitteln geliefert, so hat die Hebamme 
1 M. für dieselben zu beanspruchen. 

II. Gebühren für einzelne Verrichtungen. 


1. Für Untersuchung einer Frau.0,75—1 M. 

2. Für eine gewöhnliche Entbindung, wenn die Anwesenheit 

der Hebamme nicht über 12 Stunden dauert.5—15 M. 

8. Für jede fernere Stunde.0,50—1 M. 

4. Für eine Zwillingsgeburt.7,50 bis 


22,50 M. 

5. Für die Entbindung einer Schwangeren im 1. bis 4. Monat 3—10 M. 
Bei den Gebühren unter Ziffer 2, 4 und 5 sind die Gebühren 

für den Besuch (I Ziffer 2, Absatz 1) im Wohnorte der Heb¬ 
amme und für die sonst erforderlichen Dienstleistungen inbe¬ 
griffen. 

6. Für Assistenz bei geburtshülfliehen und sonstigen 


Operationen.2—5 M. 

7. Für vor8chriftsmässigo Besorgung von Mutter und Kind 

im Wochenbette zu jedem Besuche und für joden von der Kund¬ 
schaft verlangten Besuch überhaupt.0,50—1 M. 

8. Für jeden Nachtbesnch (von Abends 9 Uhr bis Morgens 

7 Uhr).1-2 M. 

9. Für das Setzen von Klystircn, Anlegung des Katheters, 

ärztlich angeordnete Scheiden-Ausspülungen oder Scheiden-Tampo¬ 
nade, Verband eines Nabclbrnches, Entfernung eines Pessariums 
und ähnliche Dienstleistungen ausser der Zeit der Geburt und des 
Wochenbettes.0,50—1 M. 

10. Für das ärztlich ungeordnete Setzen von Blutegeln, für 

das Stück .15—25 Pf. 

11. Für die Anwendung eines trockenen Schröpfkopfes . . 10 —15 Pf. 

12. Für die Anwendung eines blutigen Schröpfkopfes . . . 20—40 Ff. 


Anzeigepflicht für Pest. Erlass des Ministeriums vom 
14. Oktober 1899. 

Der Inhalt des Erlasses stimmt mit dem preußischen Ministerialerlass 
vom 1. September d. J. (s. Beilage zu Nr. 18, S. 146) tiberein. Als Unter¬ 
suchungsstelle für Pesterkrankungen und Pestverdachtsfälle wird das 
hygienische Institut der Universität München bestimmt. 


D. Königreich Württemberg. 

Führung der mit akademischen Graden verbundenen Titel. Er¬ 
lass des Ministeriums des Kirchen- und Schulwesens vom 

13. November 1899. 

Der Erlass entspricht seinem Inhalte nach der Königlich Preussischen 
Verordnung vom 7. April 1897 (s. Beilage zu Nr. 9 dieser Zeitschrift, S. 57). 
Darnach bedarf es in Württemberg ebenfalls zur Führung der anf deutschen 
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Universitäten verliehenen derartigen Titel keiner Erlaubniss, in allen übrigen 
Fällen dagegen der Genehmigung des Ministeriums für Kirchen- und Schulwesen. 


E. Grossherzogthum Hessen. 

Abänderung der Dienstinstruktion der Kreisärzte. Bekannt¬ 
machung des Ministeriums des Innern vom 27. September 1899. 

Die Dienstinstruktion für die Kreisärzte vom 14. Juli 1884 wird in nach¬ 
stehender Weise abgeändert: 

1. Absatz 1 u. 2 des §. 11 u. Abs. 1 u. 2 des §. 39 kommen in Wegfall. 1 ) 

2. Absatz 4 des §. 11 erhält folgende Fassung: 

„Von den Ausbrüchen aller derjenigen Viehseuchen, welche auf den Menschen 
übertragbar sind, also von Milzbrand, Rotz, Maul- und Klauenseuche, Toll- 
wuth und Trichinose, ist Seitens der Kreisveterinärämter den betreffenden 
Kreisgesundheitsämtern alsbald in entsprechender Weise Mittheilung zu 
machen. 


Schutzimpfungen gegen Tollwuth. Verordnung des Mini¬ 
steriums vom 25. September 1899 an sämmtliche Kreisgesundheitsämter, 
Kreisveterinärärzte und praktischen Aerzte. 

Der Inhalt der Verordnung entspricht dem preussischen Erlass vom 
10. Juli 1899 (s. Beilage zu Nr. 16, 1899, S. 180). 


F, Groissiherzogthum Sachsen - W eimai'. 

Anzeigepflicht der Aerzte bei Diphtherie. Ministerialbekannt¬ 
machung vom 16. Oktober 1899. 

Es wird hierdurch verordnet, dass die den ausübenden Aerztcn gemäss 
der Ministerialbekanntmachung vom 21. November 1898 (Reg.-Bl. S. 273 ff) 
auferlegte Verpflichtung zur Anzeige eines jeden bei Ausübung ihres Berufs 
zu ihrer Kenntniss gelangenden Falles von Typhus an den betreffenden Go- 
meindevorstand auch auf die Erkrankungen an Diphtherie erstreckt werden 
soll, und dass die Bestimmungen der bezeichueten Ministerialbekanntmachung 
über die Anzeigepflicht, sowie über die sonst zu beobachtenden Massnahmen 
bei Typhus hinfort sinngemässe Anwendung auch bei Erkrankungen an Diph¬ 
therie zu finden haben. 


G. Fürstenthum Schwarzburg - Rudolstadt. 

Erstattung von Anzeigen beim Ausbruch ansteckender Krank¬ 
heiten. Ministerial-Verordnung vom 22. September 1899. 

Mit höchster Genehmigung wird hierdurch verordnet, was folgt: 

§ 1. Jede Erkrankung und jeder Todesfall an Cholera (Cholera asiatica), 
Typhus (Typhus abdominalis, Typhus exauthemicus, Typhus recurrens), Pest 
(orientalischer Beulenpest), Blattern (Variola, Variolois), Kindbettfieber (Febris 
puerperalis), Diphtheritis, Ruhr (Dysenteria), Scharlach (Scarlatina), Masern 
(Morbilli), 

sowie jeder Fall, welcher den Verdacht der Cholera, des Typhus, 
der Pest, der Blattern und des Kindbettficbers erweckt, 
ist schleunigst und binnen längstens 24 Stunden, nachdem die Krankheit 


*) die Bestimmungen betreffen die Beaufsichtigung der Kreisveierinär- 
ärzte durch die Kreisärzte sowie die Mitwirkung der letzteren in veterinär- 
polizeilichen Angelegenheiten, insbesondere bei Ausführung des Reichsgesetzes, 
betr. die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen vom 23. Juni 1880 u. A., 
die nunmehr in Wegfall kommen. 
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erkannt und bezw. in den Fällen dos Absatz 2 der Verdacht erweckt worden 
ist, der Ortsbehörde schriftlich oder mündlich anzuzcigeu. 

§. 2. Zar Anzeige sind verpflichtet: 

1. der behandelnde Arzt, 

2. der H&ashaltnngsvorstand, 

8. jede sonst mit der Behandlung des Erkrankten beschäftigte Person, 

4. derjenige, in dessen Wohnung oder Behausung der Erkrankungs- oder 
Todesfall sich ereignet hat. 

Die Verpflichtung der unter Nr. 3 und 4 genannten Perconeu tritt nur 
dann ein, wenn ein früher genannter Verpflichteter nicht vorhanden ist. 

§. 3. Die Ortsbehörde hat jede Erkrankung und jeden Todesfall an 
Cholera, Pest und Blattern, sowie jeden Verdacht, dass eine dieser 
Krankheiten vorlicge, sofort und zwar telegraphisch zur Kcnntniss des 
Landraths zu bringen. Die Anzeigen von dem Ausbruch der übrigen an¬ 
steckenden Krankheiten und von Fällen, welche den Verdacht des Typhus 
und des Kindbettfiebers erwecken, sind ebenfalls sofort und längstens 
innerhalb 24 Stunden nach erfolgter Anmeldung seitens der Ortsbehörde an den 
Landrath in kurzer Form, die das Ministerium, Abthcilnng des Innern, näher 
bestimmen vird, zu übermitteln. 

Beim Auftreten der Masern greift eine Ausnahme hiervon insofern 
Platz, als nur der erste in einem Orte auftretende Masernfall von 
der Ortsbehörde dem Landrath innerhalb der erwähnten Frist zu melden ist. 
Weiter neu eintretende Erkranknngsfälle an Masern sind dem Landrathe in 
Zeitabschnitten von drei zu drei Tagen zu melden, sofern sich in einem solchen 
Zeitabschnitte die Zahl der neu Erkrankten um drei gesteigert hat. 

§. 4. Die Nichtbeachtung der in den §§. 1 und 2 dieser Verordnung ent¬ 
haltenen Vorschriften wird, sofern nicht nach den bestehenden gesetzlichen Be¬ 
stimmungen (§. 327 des Strafgesetzbuchs) eine höhere Strafe verwiikt ist, mit 
Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft bestraft. 

Verstösse gegen §. 3 dieser Verordnung sind im Disziplinarwege nach- 
drücklichst zu bestrafen. 

§. 5. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung 
in Kraft. 

Mit dem gleichen Zeitpunkt wird die Verordnung vom 14. Dezember 1892 
aufgehoben. 


H. Freie Stadt Hamburg. 

Vertilgung von Ratten und Mäusen. Bekanntmachung der 
Polizeibehörde in Hamburg vom 15. November 1899. 

Das Kaiserliche Gesundheitsamt hat darauf hingewiesen, dass als beson¬ 
ders gefährliche Verbreiter der Pest Ratten und Mäuse za betrachten sind und 
dass daher namentlich in den Hafonplätzen thnnlichst auf die Vernichtnng 
dieser Thiere hinzuwirken ist. 

Demgemäss sind Massregeln getroffen, um in staatlichen Betrieben und 
Anlagen (Abzugskanäle, Uferhöhlungen, Lagerhäuser, Eisenbahn - Güterschuppen) 
und auf den Schiffen die Ratten und Mäuse zu vertilgen und möglichst das 
Anlandkommen der Thiere zu verhindern. Das Publikum wird zu thätiger Theil- 
nahme an diesem Vorgehen aufgefordert. 

Es empfiehlt sich die Auslegung gifthaltiger Ungeziefermittel unter Be¬ 
obachtung der vorgeschriebenen Sicherheitsmassregeln. 

In grösseren Betrieben ist die Hinzuziehung eines Kammerjägers anzu- 
rathen. 

Von einem etwaigen massenhaften Rattensterben ist der Polizeibehörde 
schleunigst Anzeige zn erstatten, da erfahrungsgemäss eine solche Erscheiunng 
dem Pestausbruch unter den Menschen vorausgeht. 


Verantwortl. Redakteur: Dr. Rapmund, Reg.- u. Geh. Med.-Rath in Minden i. W. 

Druck von J. C. C. Brom, Minden. 
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Erster Sitzungstag. 

Zu V. 

Wie kann der staatliche Gesundheitsbeamte seine Stellung 
zur Förderung der modernen Wohlthätigkeitsbestrebungen 

verwerten? 

Referent: H. Ereispbysikns San.-Rath Dr. Hensgen in Siegen. 

I. Den in letzterer Zeit mehr und mehr sich ausdehnenden 
Wohlfahrtsbestrebungen, wie solche vornehmlich die Vereine vom 
Rothen Kreuze sich zur Aufgabe stellen, muss der staatliche Ge¬ 
sundheitsbeamte die vollste Aufmerksamkeit zuwenden und ein 
grösseres Interesse entgegenbringen, als dies bis jetzt im Allge¬ 
meinen geschehen ist. 

II. Dies gilt zunächst 

1. bezüglich der Krankenpflege, besonders der auf dem Lande: 

a) durch Sorge für Ausbildung und Anstellung von Pflege¬ 
rinnen für Kranke und Wöchnerinnen; 

b) durch Förderung der Errichtung von (Kreis-) Kranken¬ 
häusern und Krankenstuben; 

c) durch Einrichtung zahlreicher Stationen, in denen Kranken¬ 
pflegeutensilien deponirt sind; 

2. betreffs des Rettungswesens durch Errichtung von Sanitäts¬ 
kolonnen, Samaritervereinen und Rettungsgesellschaften, deren 
Förderung und Beaufsichtigung den Gesundheitsbeamten 
zufällt. 

Für diese Bestrebungen dürfte die beste Unterstützung bei 
den Vaterländischen Frauenvereinen (zu 1) und Männervereinen 
vom Rothen Kreuz (zu 2) zu finden sein. 

III. Auf sozialpolitischem Gebiete muss der Gesund¬ 
heitsbeamte der Ernährung und Bekleidung der ärmeren Volks¬ 
klassen, speziell der Arbeiter und deren Kinder seine Aufmerk¬ 
samkeit zuwenden, auch hat er die Errichtung von gesunden 



Arbeiterwohnungen, von Volksküchen, Bädern, Ferienkolonieen etc. 
anzuregen, sowie dem Alkoholmissbrauch zu steuern. 

Die verschiedenen, nach dieser Richtung hin wirkenden ge¬ 
meinnützigen Bestrebungen hat er thunlichst zu fördern. 

IV. Den modernen Bestrebungen zur Bekämpfung der Volks¬ 
krankheit, der Tuberkulose, darf der Gesundheitsbeamte sich ebenso 
wenig verschliessen, wie er es nicht unterlassen darf, anderseits 
vor allzu übertriebenen Erwartungen rascher Erfolge auf diesem 
Gebiete zu warnen (Heilstättenfrage). 


Zweiter Sitzungstag. 

Zu I. 

Regelung des Hebammenwesens. 

a. Vor- and Aasbildang der Hebammen. Nachprftfungen and 
Wiederholangsknrse. 

Referent: H. Kreisphysikus Dr. Langerhans, Direktor der Provinzial- 
Hebammen • Lehranstalt in Celle. 

I. Die Berufstätigkeit der Hebammen hat auch ferner in 
denjenigen Grenzen zu verbleiben, welche durch das Lehrbuch 
und die Instruktion festgelegt sind. Die Aufgabe der Hebamme 
ist also ausschliesslich die Behandlung normaler Zustände und 
Verhältnisse bei Schwangeren, Gebärenden, Wöchnerinnen und 
Neugeborenen. 

II. Gute Volksschulbildung ist für die Hebammenschülerin 
ausreichend, aber auch erforderlich. 

III. Bei der Auswahl der Hebammenschülerin hat der zu¬ 
ständige Medizinalbeamte mit grösster Sorgfalt zu verfahren und 
ungeeignete Bewerberinnen ohne Rücksicht auf etwaige Wünsche 
der Ortsbehörden zurückzu weisen. 

IV. Die Ausbildung der Hebammen ist intensiver zu ge¬ 
stalten; es ist vor Allem ein wirkliches Verständniss der Begriffe 
Infektion und Desinfektion anzustreben. Das mechanische Ein- 
dressiren der Desinfektionsvorschriften genügt nicht, um sichere 
Durchführung der Asepsis im späteren Berufsleben zu gewähr¬ 
leisten. 

V. Es muss eine grössere Sicherheit in der Untersuchungs¬ 
technik, namentlich in der äusseren Untersuchung erreicht werden. 

VI. Lehranstalten mittleren Umfanges sind für den Unter¬ 
richt der Hebammenschülerinnen am geeignetsten, Universitäts¬ 
kliniken im Allgemeinen ungeeignet. 

Es ist vortheilhaft, wenn mit der Hebammen - Lehranstalt 
eine nicht zu grosse gynäkologische Abtheilung in Verbin¬ 
dung steht. 

VH. Die Zahl der aufzunehmenden Schülerinnen hat sich nach 
dem Umfang der Lehranstalt (Geburtsziffer u. s. w.) und dem Be- 
dürfniss zu richten; sie ist von der Aufsichtsbehörde festzustellen. 



VIII. Die Dauer der Unterrichtskurse ist zu kurz; dieselbe 
ist auf mindestens 9 Monate zu bemessen. 

IX. Der Unterricht muss im Wesentlichen allein in der Hand 
des Direktors der Hebammen-Lehranstalt bezw. bei grossen An¬ 
stalten eines Abtheilungs - Leiters liegen. Eine Vielzahl unter¬ 
richtender Kräfte ist schädlich. Der Unterricht durch Assistenz¬ 
ärzte ist thunlichst zu vermeiden. 

X. Es ist wünschenswert!^ dass eine möglichst enge Fühlung 
besteht zwischen den Hebammen-Lehranstalten einerseits und den 
Medizinalbeamten anderseits. Häufigere Theilnahme des Hebammen¬ 
lehrers und des Regierungs - Medizinalraths an den Nachprüfungen 
und abwechselnde Betheiligung der Kreisphysiker (Kreisärzte) an 
den Prüfungen der Hebammenschülerinnen sind dazu geeignete 
Mittel. 

XI. Es sind an allen Hebammen-Lehranstalten regelmässige 
Wiederholungskurse für im Beruf stehende Hebammen einzu¬ 
richten. Die Dauer dieser Kurse ist auf mindestens 3 Wochen 
zu bemessen. 

Die Theilnahme altersschwacher verbauerter Hebammen an 
den Wiederholungskursen ist zwecklos. Es ist vielmehr für 
deren rechtzeitige Pensionirung Sorge zu tragen. 

Das Schwergewicht liegt darin, dass die jungen Hebammen 
frühzeitig 5 Jahre oder auch schon 8 Jahre nach Ablegung der 
Prüfung zum ersten Male wieder eingezogen werden. 

XII. Die Beaufsichtigung der Hebammen liegt dem zustän¬ 
digen Medizinalbeamten ob, der sich in besonderen Fällen durch 
einen praktischen Arzt (Aufsichtsarzt) vertreten lassen kann. 


b. Die soziale Stellnng der Hebammen. 

Referent: H. Ereispbysikas Dr. Lemmer in Alfeld. 

I. Die gegenwärtige soziale Stellung der Hebammen ent¬ 
spricht weder in rechtlicher, noch in wirtschaftlicher Beziehung 
den Mühen, der Verantwortlichkeit und Wichtigkeit ihres Berufs, 
der nicht zur Nebenerwerbsquelle herabsinken darf. 

Eine gründliche Besserung in dieser Hinsicht ist nicht nur 
im Interesse der Hebammen, sondern vor Allem auch im öffent¬ 
lichen Interesse erforderlich. 

II. Das grösste Hinderniss für die Beschaffung und Erhal¬ 
tung guter Hebammen bilden die jetzige Unsicherheit und Karg¬ 
heit ihrer Einnahmen. Hierin muss unverzüglich Abhülfe herbei¬ 
geführt werden. 

Geeignete Mittel dazu sind: 

a) Beseitigung des unzulässigen und des übermässigen 
Wettbewerbs durch schärfere Bestimmungen gegen die 
Hebammenpfuscherei, durch zweckmässige Abgrenzung 
von Hebammenbezirken und durch Zulassung freiprak- 
tizirender Hebammen nur auf Grund nachgewiesenen 
Bedürfnisses; 

b) Sicherstellung eines ausreichenden Einkommens der Be- 



zirkshebammen durch Gewährung eines festen Gehalts 
mit Alterszulagen im Verein mit entsprechenden Ge¬ 
bühren. 

c) Ersatz nothwendiger Ausgaben für Desinfektion, Nach¬ 
prüfungen und Wiederholungskurse, wie der dadurch 
herbeigeführten Ausfälle im Beruf; 

d) Versicherung gegen Krankheit, Invalidität und Alter, 
am besten durch eine Hebammen-Kranken- und Pen¬ 
sions-Kasse für jede Provinz mit staatlichem Zuschuss. 
Zum Beitritt muss jede Bezirkshebamme verpflichtet, jede 
freipraktizirende (gegen entsprechende Beiträge) berech¬ 
tigt sein. 

III. Zur Hebung des Standesbewusstseins der Hebammen 
und ihrer Stellung der Bevölkerung gegenüber, sowie zur Erhal¬ 
tung und Fortbildung ihrer Fachkenntnisse sind unter Aufsicht 
des zuständigen Medizinalbeamten stehende Hebammenvereine 
für kleinere Bezirke (Kreise u. s. w.) einzurichten. 
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sprechung) 145; Aufbewahrung verschiedener in demselben Behülmiss ist un¬ 
zulässig, falls dies durch Polizei-Verordn. verboten ist (Rechtsprechung) 145. 

Arzneimittclhandel ausserhalb der Apotheken nnd dessen Beaufsichtigung (Brom¬ 
berg) 39, (Schleswig) 62, (Braunschweig) 64, (Aachen) 95, 116, (Baden) 119, 
(Merseburg) 125; Untersagung desselben (Rechtsprechung) 89; Unkenntniss 
der gesetzlichen Vorschriften bringt keine Straffreiheit bei Zuwiderhandlungen 
(Rechtsprechung) 488 [Hauptblatt]; Zuziehung der Ortspolizeibehörde bei 
Revision der betreffenden Handlungen (Rechtsprechung) 740 [Hanptblati], 
s. auch Drogenhandlungen. 

Arzneirechnungen, nicht bezahlte, Haftverbindlichkeit der Gemeinden in Be¬ 
ziehung auf jene (He-seu) 188. 

Arzneitaxe für 1899 (Preussen) 11, (Lübeck) 71. 

Arztähnlicher Titel, „homöopathisches Institut“ (Rechtsprechung) 9, „Dr. Hydr.“ 
(Rechtsprechung) 34, „Dir. Aerztlichcs Zahntechniker-Institut“ (Rechtsprechung) 
35, „Vertreter des arzneilosen nnd operationslosen Heilmethode“, „prakt. 
Naturheilkundiger“, „Naturarzt“ (Rechtsprechung) 193; „Magnetopath“ ist 
dagegen kein solcher (Rechtsprechung) 113. 

Anfthaunng gefrorener Leichen vor den Obdnktionsterminen (Prenssen) 102. 

Augenentzündung, ansteckende, Verhaltnngs- und Verhütnngsmassregeln dabei 
(Gumbinnen) 60. 

Bader, deren Verhältnisse (Bayern) 70. 

Beerdigungen, Vorschriften dafür (Lüneburg) 20, (Danzig) 107. 

Begräbnisswesen, s. Beerdigungen. 

Berlin, Stadtkreis, Bildung einer besonderen Aerztekammer daselbst (Prenssen) 
29. 

Bewegung der Bevölkerung, Statistik darüber (Württemberg) 22. 

Bezirkshebammen, Gebührenordnung für dieselben (Stettin) 61, (Bayern) 209. 

Bezirksvereine, ärztliche (Sachsen) 96. 

Bienenhonig, dessen Verfälschung (Rechtsprechung) 2. 

Bier, darf nicht mit Saccharin vermischt werden (Prenssen) 59. 

Bissverletzungen durch tollwuthverdäcbtige Tbiere nnd Schutzimpfungen gegen 
Tollwnth (Württemberg) 24, (Preussen) 54, 130, (Sachsen) 63, (Braunschweig) 
100, (Hessen) 211. 

Bleiwasser, zum Handel damit bedarf es einer Giftkonzession (Rechtsprechung) 
164 [Hauptblatt]. 

Blödsinnige, ausserhalb der Anstalten lebende, Schutz und Fürsorge für diese 
(Danzig) 69. 

Borstenzurichtereien, deren Einrichtung und Betrieb (Deutsches Reich) 36, 
(Preussen) 173. 

Bruchband, Unterlassung der Anlegung desselben seitens eines Kurpfuschers als 
fahrlässige Körperverletzung (Rechtsprechung) 101. 

Bürstenmachereien, Einrichtung und Betrieb derselben (Deutsches Reich) 36, 
(Preussen) 173. 

Choleraverdächtige Erkrankungen sind nicht mehr anzeigepflichtig (Preussen) 
125. 

Cysticercus tenuicollis hei Schweinen (Aachen) 94. 

Desinfektion bei ansteckenden Krankheiten (Hamburg) 153. 

Dienstpflicht, aktive, der Apotheker (Deutsches Reich) 824 [Hauptblatt]. 

Dienstreisen der Staatsbeamten, Benutzung der Kleinbahnen dabei (Preussen) 
18, 199; der Medizinalbeamten auf Kleinbahnen (Rechtsprechung) 113, 157, 
(Preussen) 199. 

Diphtherie, deren Bekämpfung (Marienwerder) 126; Anzeigepflicht (Sachsen- 
Weimar) 211. 

Diphtheriesernm, festes, dessen Vertriebs- und Verkaufspreis (Württemberg) 
31; des Laboratorium Raete-Euoch (Preussen) 116. 
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Dir. Aerztliches, Zahotechnikerinstitat ist arztäbnlicher Titel (Rechtsprechung) 85. 

Dr. Hydr. ist arztähnlicher Titel (Rechtsprechung) 84. 

Drogen, Handel damit, dessen Untersagung (Rechtsprechung) 89; ausserhalb der 
Apotheken (Bromberg) 39, (Schleswig) 62, (Braunschweig) 64, (Aachen) 95, 
(Baden) 119, (Merseburg) 125; s. auch Arzneimittelhandel. 

Drogenhandlung, Untersagang der Bezeichnung „Apotheker", auch wenn der 
Mitinhaber approbirter Apotheker ist (Rechtsprechung) 27; Bezeichnung 
„Arzneimittel" (Rechtsprechung) 840 [Hanptblatt]; Besichtigung derselben, 
s. Drogen- und Arzneimittelbandel. 

Drogisten, Anfertigung von Rezepten, wenn es sich nicht um Herstellung eines 
Heilmittels handelt und die Bestandtheile dem freien Verkehr überlassen 
sind (Rechtsprechung) 181. 

Egypten, Beschränkung der Einfuhr daher zur Verhütung der Pest (Deutsches 
Reich) 122. 

Ehrengericbtsordnung, sächsische, deren Rechtsgiltigkeit (Rechtsprechung) 137. 

Entmündigungsverfahren bei Geisteskranken nnd Geistesschwachen (Prcussen) 203. 

Epileptische, jugendliche, deren Aufnahme in Privatanstalten (Prenssen) 30. 

Fachangdrücbe, deren Verminderung in ärztlichen Berichten (Prenssen) 45, 93. 

Farbzusatz, Verfälschung von Wurstwaaren dadurch (Rechtsprechung) 25. 

Fasspiohereien sind keine Pechsiedereien im Sinne des §. 16 der R.-G.-O. (Recht¬ 
sprechung) 10. 

Feilhalten, Verbreitung von Prospekten ist gleichbedeutend damit (Rechtspr.) 49. 

Ferratin ist kein Geheimmittel (Rechtsprechung) 196 [Hauptblatt]. 

Feuerbestattnng, fakultative (Hessen) 184. 

Fleischbeschauer, Entziehung der Bestallung wegen Unterbietung (Aachen) 56. 

Fleischkonservirungsmittel, Verwendung von solchen (Sachsen) 166, (Schleswig) 
208; (Rechtsprechung) 201. 

Freiluftbehandlung in Lungenheilanstalten; Sammelforschung (Prenssen) 207. 

Fremdwörter, deren Verdeutschnug in der Spracho der Aerzte (Prenssen) 45, 93. 

Futtermittel, zulässige, für Xindermilchkühe (Berlin) 45. 

Gebühren der Bezirkshebammen (Stettin) 61, (Bayern) 210; der Aerzte etc. 
(Sachsen - Gotha) 31, (Württemberg) 77; der Sanitätsbeamten für amtliche 
Verrichtungen (Baden) 142; für Untersuchung auf Schwangerschaft (Preussen) 
93; bei gemeinschaftlich abgegebenen Gutachten (Rechtspr.) 350 [Hanptblatt]. 

Gefängnissordnnng, für die Justizverwaltung (Preussen) 42. 

Geheimmittel, Anpreisen durch Apotheker (Rechtsprechung) 32, 700 [Hauptbl.]; 
Verbot der öffentlichen Ankündigung (Württemberg) 48; die Angabe der Be¬ 
standtheile desselben auf dem Behältniss genügt nicht, um das Ankündigen 
straffrei zu machen (Rechtsprechung) 145, deren Abgabe in den Apotheken 
(Hamburg) 180; Ferratin kein Geheimmittel (Rechtsprechung) 196 [Hauptbl]. 

Geisteskranke, deren Transport (Bayern) 63, (Württemberg) 153; ausserhalb 
der Anstalten lebende, Schutz nnd Fürsorge für diese (Danzig) 69, (Stettin) 
94; Entmündigung (Preussen) 203; s. auch Epileptische. 

Geistesschwache, s. Geisteskranke. 

Gemeinden, deren Haftverbindlicbkeit für nicht bezahlte Arzneirechnungen 
(Hessen) 183. 

Gemenge, Begriff desselben (Rechtsprechung) 169. 

Genussmittel, Gesundheitschädlichkeit, Begriff (Rechtsprechung) 10. 

Gerbereien, Schutz der Arbeiter in solchen gegen Milzbrand (Preussen) 6. 

Gerichtsärzte, Untersuchung von Verletzten durch diese in Abwesenheit des be¬ 
handelnden Arztes (Baden) 71. 

Gesundheitskommissionen, Gesetz betr. die Bildung derselben (Preussen) 162. 

Gesundheitsschädliehkeit von Nahrungs- und Genussmittel (Rechtsprechung) 17. 

Gewerbeordnung, Ausftthrungsanweisnng für dieselbe (Preussen) 173. 

Gewerbesteuerpflicht oder -Freiheit, ärztliche, in Beziehung auf Privatkranken- 
etc. Anstalten (Rechtsprechnng) 4. 

Gewerbpsteuertarif (Bayern) 165. 

Gifte, Grosshandel damit erfordert keine Genehmigung (Rechtsprechung) 9; 
Handel damit (Trier) 12, Zurücknahme der Genehmigung dazu (Rechtspr.) 89. 
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Gifthandlangen, deren Beaufsichtigung, s. Drogenhandlangen. 

Giftkammer, deren Einrichtung (Braunschweig) 40. 

Giftkonzession, für Grosshandel (Rechtsprechung) 9; beim Handel mit Bleiwasser, 
Giftweizen und Chlorsäure m Kali (Rechtsprechung) 164 [Hauptblatt]. 

Giftwoizen, beim Handel damit bedarf es einer Konzession (Rechtsprechung) 
164 [Hauptbiatt]. 

Grosshandel, s. Gifte. 

Gatachten einer Kollegialbehörde, inwieweit Beweismittel (Rechtsprechung) 201 
Gebühren für gemeinschaftlich abgegebene (Rechtsprechung) 860 [Haupt¬ 
blatt]. 

Hackfleisch, dessen Konservirung, s. Fleischkonservirangsmittel. 

Hausapotheken, thierärztliche, präzisirte Waagen sind in denselben erforderlich 
(Rechtsprechung) 824 [Hauptblatt]. 

Hautausschläge bei Zündholzfabrikarbeitern, Verhütung derselben (Prenssen) 102. 

Hebammen, deren Tagebücher (Hessen) 16, Gebühren (Stettin) 61; gewerbliche 
Verhältnisse und Gebühren (Bayern) 210; Untersagen ihrer Berufsthätigkeit 
behufs Bekämpfung des Kindbettficbers (Prenssen) 69; Besserung ihrer ma¬ 
teriellen Lage (Hessen) 99; ihre Ueberwackung (Aachen) 127; Unzulässigkeit 
eines Vertrages zwischon Hebammen und Aerzten behufs Zuwendung geburts- 
hülflicher Verrichtungen (Berlin) 208. 

Hebammenprüfung, Zulassung der ausserhalb Preussens ausgebildeten Personen 
dazu (Prenssen) 20. 

Hebammenprüfungszeugniss, zur Klage auf dessen Entziehung ist in Preussen 
die Ortspolizeibehörde zuständig (Rechtsprechung) 89. 

Heilanstalt, Begriff derselben (Rechtsprechung) 169, 193. 

Heilgehülfenordnung (Berlin) 140. 

Heilkunde, gegen deren freigegebene Ausübung ist polizeiliches Einschreiten 
unzulässig (Rechtsprechnng) 26. 

Heilmittel, dessen Begriff (Rechtsprechung) 121. 

Hilfsärztliches Ezternat (Sachsen) 127. 

Homöopathisches Institut, arztähnlicher Titel (Rechtsprechung) 9. 

Idioten, deren Aufnahme in Privat-Anstalten (Preussen) 30. 

Impfgesetz, Ausführungsvorschriften (Deutsches Reich) 185. 

Impfung, deren Ausführung (Koblenz) 108; der aus dem Auslande kommenden 
Arbeiter (Preussen) 97, 192. 

Irrenanstalten, deren Vorstände haben das Entweichen von geisteskranken Unter¬ 
suchungsgefangenen dem Staatsanwalt zu melden (Preussen) 181. 

Kahlköpfigkeit, Mittel dagegen sind keine Geheimmittcl zur Verhütung mensch¬ 
licher Krankheiten (Rechtsprechung) 29. 

Kali, chlorsaurcs, zum Handel damit bedarf es einer Giftkonzession (Recht- 
sprechung)164 [Hauptblatt]. 

Kanalanlage, unterirdisebe, deren Beseitigung aus gesundheitspolizeilichen Rück¬ 
sichten (Rechtsprechung) 91. 

Kauffahrteischiffe, Vorschriften über deren Ausrüstung mit Hülfsmitteln zur 
Krankenpflege und die Mitnahme von Schiffsärzten (Preussen) 122. 

Kindbettfieber, dessen Bekämpfung (Breslau) 98; Untersagung der Berufsthätig¬ 
keit der Hebammen (Preussen) 69. 

Kindermilch, Begriff derselben, Verkauf der gewöhnlichen Vollmilch als solche 
(Rechtsprechung) 1. 

Kindermilchkühe, zulässige Futtermittel für solche (Berlin) 46. 

Kleinbahnen, deren Benutzung bei Dienstreisen der Staatsbeamten (Preussen) 
18,199; seitens der Medizinalbeamten (Prenssen 199, (Rechtsprechung) 113,157. 

Körperverletzung, fahrlässige, Begriff derselben (Rechtsprechung) 138; seitens 
Kurpfuscher (Rechtsprechung) 57, 101, 195. 

Kollegialbehörde, s. Gutachten. 

Konzeption, Mittel dagegen sind keine Geheimmittel zur Verhütung menschlicher 
Krankheiten (Rechtsprechung) 29. 

Krankenanstalt, Begriff (Rechtsprechung) 198. 

Krankengeld, Erheben auf die Bescheinigung eines Naturheilkundigen (Recht¬ 
sprechung) 41. 
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Krankenhausvorstände, deren Anzeigepflicht bei Typhus (Preussen) 44. 

Krankenkassen, Bezug von Arzneien aus ausländischen Apotheken ist unzulässig 
(Preussen) 46. 

Krankenpflege auf Kauffahrteischiffen (Preussen) 122. 

Krankenwärter, Vornahme unzüchtiger Handlungen durch dieee (Rechtsprechung) 
65 [Hauptblatt]. 

Krankheiten, ansteckende, Massregeln dagegen; s. ansteckende Krankheiten und 
Anzeigepflicht. 

Kräuterbonbons, sind dem freien Verkehr überlassen (Rechtspr.) 106 [Hauptbl.]. 

Kreisarzt, Gesetz über dessen Dienststellung (Preussen) 162; Abänderung der 
Dienstinstruktion (Hessen) 211. 

Kreisvereine, ärztliche und pharmazeutische (Sachsen) 96. 

Kurpfuscher, fahrlässige Körperverletzung bezw. Tödtnng durch solche (Recht¬ 
sprechung) 57, 101, 195. 

Kurpfuscherei, betrügerische (Rechtsprechung) 67; Wiedereinführung des Ver¬ 
botes (Preussen) 130 [Hauptblatt]. 

Leichen, gefrorene, deren Aufthauung vor dem Obduktionstermin (Preussen) 102. 

Lepra, Berichterstattung über das Vorkommen derselben (Sachsen) 119, (Meck¬ 
lenburg-Schwerin) 119. 

Lungenheilstätten, Sammelforschung über deren Erfolge (Preussen) 207. 

Lungenschwindsucht, deren Bekämpfung auf den Eisenbahnen (Preussen) 192. 

Magnetische Behandlung u. s. w. kann polizeilich nicht verboten werden 
(Rechtsprechung) 26. 

Magnethopath, kein arztähnlicher Titel (Rechtsprechung) 113. 

Margarinefabriken und -Industrie, deren Ueberwachung (Preussen) 97. 

Materialwaarenhandlungen, s. Drogenhandlungen. 

Medizinalbeamte, Gebühren für ortspolizeiliche Dienstgeschäfte in Städten mit 
königlicher Polizei (Rechtsprechung) 33, 65; Gebühren für amtliche Verrich¬ 
tungen (Baden) 142; deren Entsendung beim Auftreten ansteckender Krank¬ 
heiten im Haushalte vou Gastwirthen, Materialisten, Hökern n. s. w. (Danzig) 
182; s. auch Kreisärzte. 

Medizinalordnung (Lübeck) 133. 

Miethswohnungen, deren Beschaffenheit u. das Schlafstellenwesen (Lüneburg) 13. 

Milch, Ueberwachung des Verkehrs mit derselben (Preussen) 103; Verhütung der 
Uebertragung von Typhus dureh jene (Aachen) 94; Unzulässigkeit eines all¬ 
gemeinen polizeilichen Verbotes des Inverkehrbringens der Milch seuchen¬ 
kranker Thiere (Rechtsprechung) 121. 

Militärbehörden, Benachrichtigung beim Auftreten ansteckender Krankheiten 
(Preussen) 207. 

Militär- und Marineärzte sind zu den Aerztekammern nicht wählbar und nicht 
wahlberechtigt (Preussen) 29. 

Milzbrand, Schutz der Arbeiter in Gerbereien gegen diesen (Preussen) 6. 

Mineralwässer, künstliche, die nicht aus destilliitem Wasser und chemisch reinen 
Salzen hergestellt sind, können polizeilich vom Handelsveskehr ausgeschlossen 
werden (Rechtsprechung) 17. 

München, öffentliche Anlagen daselbst (Bayern) 20. 

Nahrungsmittel, gesundheitsschädliche, Begriff (Rechtsprechung) 17, 73. 

Nahrungsmittelchemiker, staatlich geprüfte, deren Anstellung bei öffentlichen 
Untersuchungsämtern Preussen) 102. 

Nahrungsmittel Verfälschung von reinem Bienenhonig (Rechtsprechung) 2; von 
Presshefe (Preussen) 206. 

Natron, schwefligsaures, Zusatz zu Hackfleisch; s. Hackfleisch. 

Naturheilkundige können auch Krankenscheine ausstellen (Rechtsprechung) 41. 

Oberärzte der Universitätskliniken werden durch den Minister angestellt 
(Preussen) 116. 

Operation, nothwendige, Zorückhalten der Kranken von derselben seitens einer 
Kurpfuscherin und Beschleunigung des Todes dadurch ist fahrlässige Tödtnng 
(Rechtsprechung) 57. 

Ortspolizeibehörde, ist in Preussen allein zuständig zur Erhebung der Klage auf 



XVIII 


Sach • Rogister. 


Entziehung des Hebammenzeugnisses (Rechtsprechung) 89; Zuziehung bei Re¬ 
vision der Drogenhandlangen (Rechtsprechung) 740 [Hauptblatt]. 

Ortspolizeiliche Geschäfte der Medizinalbeamten, e. Medizinalbeamte. 

Pechsiedereien, s. Fnsspicbereien. 

Pest, Beschränkung der Einfuhr zur Verhütung der Einschleppung derselben 
(Deutsches Reich) 122, 139; Maßregeln gegen diese (Prenssen) 146, (Scbanm- 
burg-Lippe) 166, (Deutsches Reich) 170, (Bayern) 210; Belehrung über ihr 
Wesen; Anweisung zur Entnahme von pestverdächtigen Untersnchungsobjekten; 
Bestimmungen über Einrichtung und Betrieb von Pestlaboratorien (Deutsches 
Reich) 158; Anzeigepflicht bei derselben (Deutsches Reich) 170; Ausrottung 
der Ratten zur Abwehr derselben (Deutsches Reich) 171, (Hamburg) 212. 

Phosphorpillen, arsenhaltige, Verkauf als Ungeziefermittel (Württemberg) 31. 

Pinselmachereien, s. Borstenznrichtereien. 

Pissoir, Beseitigung des Anschlusses an eine Rohrleitung (Rechtspr.) 92. 

Polizei, s. Ortspolizei. 

Porzellanöfen gehören zu den Ziegelöfen des §. 16 der Gew.-Ordn. (Prenssen) 164. 

Presshefe, Verfälschung (Prenssen) 206. 

Privatanstalten, Aufnahme von jugendlichen Idioten und Epileptischen in solchen 
(Prenssen) 30. 

Privatkrankenanstalten, Begriff (Rechtsprechung) 169, 193; Besitz derselben 
bedingt für den Arzt Gewerbesteuer (Rechtsprechung) 4. 

Privatversicherung, Unterlassung der verlangten Sektion eines Versicherten be¬ 
dingt Verlust des Anspruchs (Rechtsprechung) 755 [Hanptblatt]. 

Prospekte, deren Verbreitung ist gleichbedeutend mit Feilhalten (Recht¬ 
sprechung) 149. 

Provinzen sind verpflichtet, geisteskranke, ausser Verfolgung gesetzte Verbrecher 
unterzubringen (Prenssen) 181. 

Prüfungsordnung für Aerzte, Zahnärzte und Apotheker (Deutsches Reich) 74. 

Ratten, deren Ausrottung zur Abwehr der Pestgefahr (Deutsches Reich) 171, 
(Hamburg) 212. 

Rezept, Anfertigung eines solchen durch einen Drogisten ist nur dann strafbar, 
wenn es sich um Herstellung eines Heilmittels handelt oder die Bestandteile 
dem freien Verkehr nicht überlassen sind (Rechtsprechung) 181. 

Rezeptabschriften auf dem Arzneibehältniss (Prenssen) 93. 

Rosshaarspinnereien etc., s. Borstenznrichtereien. 

Russland, Impfung der von hier kommenden Arbeiter (Prenssen) 97. 

Saccharin, dessen Beimischung zum Bier ist verboten (Prenssen) 59. 

Sachverständigen- oder Zeugengebühr (Rechtsprechung) 49. 

Schachteln für äussere Arzneien müssen rotbe Signaturen tragen (Preussen) 93. 

Schlachtereigewerbe, Einrichtung und Betrieb der zur Ausübung desselben be¬ 
stimmten Anlagen (Schaumbarg - Lippe) 167. 

Schlafstellen wesen (Lüneburg) 13, (Minden) 118. 

Schrankdrogisten, öffentliche Warnung der Behörden gegen das unreelle Treiben 
derselben (Rechtsprechung) 114; s. auch Arzneimittelhandel. 

Schulärztliche Untersuchungen in ländlichen Volksschulen (Preussen) 50; solche lm 
Aufträge der Polizei müssen von dieser unmittelbar honorirt werden (Rechtspr.) 65. 

Schutzimpfungen gegen Tollwnth (Preussen) 54, 130, (Sachsen) 63, (Württem¬ 
berg) 24, (Brannschweig) 100, (Hessen) 211. 

Schweine, cysticercus tenuicollis bei diesen (Aachen) 94. 

Schwanger chaft, Gebühren für Untersuchung darauf (Preussen) 93. 

Signatur des Arzneibehältnisses, Rezeptabschrift darauf (Preussen) 93; rothe, 
bei äasserlicch anzuwendenden, in Schachteln abzugebenden Arzneimitteln 
(Preussen) 93. 

Staatsirrenanstalten, deren Statut (Württemberg) 147. 

Stadterweiterung in München, öffentliche Anlagen dort (Bayern) 20. 

Standesordnung, sächsiche, deren Rechtsgiltigkeit (Rechtsprechung) 137. 

Standesvertretung, Abänderung der bezüglichen Verordnung (Preussen) 29. 

Steingut und Porzellanöfen gehören zu den Ziegelöfen -des §. 16 der Gewerbe¬ 
ordnung (Preussen) 164. 

Strafanstalten und Gefängnisse, Gefängnissordnung (Preussen) 92; Aufnahme 
von kranken Personen daselbst (Preussen) 140. 

Syphilitische Erkrankungen, Anzeigepflicht bei diesen (Preussen) 147. 
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Tabletten, fabrikmässig hergestellte zusammengesetzte, Verbot des Vorräthig- 
haltens derselben in Apotheken (Prenssen) 7. 

Tagebücher der Hebammen (Hessen) 15. 

Tagegelder und Heisekosten werden itir die Gänge eines Beamten nach seiner 
regelmässigen Dienststätte nicht gewährt (Prenssen) 125; s. auch Dienstreisen. 

Taxe für Aerzte etc. (Koburg-Gotha) 31, (Württemberg) 77. 

Telephonische Bestellung, Abgabe starkwirkender Arzneimittel auf solche ist 
▼erboten (Hamburg) 56. 

Thierärzte, s. Hausapotheken. 

Thomasscülacke und Thomasschlackenmehl, Einrichtung und Betrieb gewerb¬ 
licher Anlagen für diese (Deutsches Beicb) 74. 

Todesfälle, gewaltsame, das Verfahren dabei (Baden) 24. 

Todesursachenstatistik (Württemberg) 22, 23. 

Tödtung, fahrlässige, durch Kurpfuscher (Rechtsprechung) 57, 195. 

Tollwuth, Schntzmassregeln gegen dieselben (Württemberg) 24, (Prenssen) 54, 
130, (Sachsen) 63, (Braunschweig) 100, (Hessen) 211. 

Transport Geisteskranker (Bayern) 63. (Württemberg) 153. 

Tuberkulose, Belehrung über deren Bekämpfung (Baden) 88; Verhütung ihrer 
Verbreitung nebst Desinfektions-Anweisung (Baden) 142. 

Typhus, Massregeln dagegen (Sachsen-Weimar* 7, (Hamburg) 154; Anzeige¬ 
pflicht des Krankenhausvorstandes dabei (Prenssen) 44; Verhütung der Ueber- 
tragung durch Milch (Aachen) 94. 

Unfallsachen, Honorirung und Erstattung ärztlicher Gutachten in denselben 
(Rechtsprechung) 85. 

Ungeziefermittel, Verkauf und Verwendung von arsenhaltigen Phosphorpillen 
(Württemberg) 81. 

Universitätskliniken, Anstellung der Oberärzte durch den Minister (Preusssn) 116. 

Unterrichtszwang für taubstumme Kinder (Bremen) 160. 

Untersuchung auf Schwangerschaft, Gebühren für eine Bescheinigung darüber 
(Preussen) 93. 

Untersuchungsanstalten, öffentliche, Anstellung von staatlich geprüften Nahrungs¬ 
mittelchemikern (Preussen) 102. 

Unzucht, gewerbsmässige (Rechtsprechung) 202. 

Unzüchtige Handlungen, Vornahme durch Krankenwärter u. s. w. (Recht¬ 
sprechung) 65 [Hauptblatt]. 

Urkundenstempel (Hessen) 166. 

Verdeutschung der Fremdwörter aus der Sprache der Aerzte (Preussen) 94. 

Verfälschung, s. Nahrungsmittelverfälschung. 

Verkehr mit Milch, dessen Ueberwachung (Preussen) 103. 

Verletzte, deren Untersuchung durch Gerichtsärzte in Abwesenheit des behan¬ 
delnden Arztes (Baden) 71. 

Volksschulen, ländliche, schulärztliche Untersuchungen in denselben (Preussen) 50. 

Waagen, präzisirte, in thierärztlichen Hausapotheken (Rechtsprechung) 824 
[Hauptblatt]. 

Wasserversorgungsanstalten, zentrale, öffentliche, deren hygienische Begut¬ 
achtung (Württemberg) 96, (Preussen) 179. 

Wohngebäude, Fernhaltung gewerblicher Anlagen von denselben (Preussen) 30. 

Wurstwaaren, deren Verfälschung durch Farbzusatz (Rechtsprechung) 25. 

Zahnärzte, Sachverständigengebühren für diese (Rechtsprechung) 157. 

Zeugen- oder Sachverständigengebühr (Rechtsprechung) 149. 

Zünder, elektrische, Anlagen dazu sind genehmigungspflichtig (Deutsches Reich) 192. 

Zündholzfabriken, Schutz gegen Hautausschläge bei den Arbeitern in solchen 
(Preussen) 102. 

Zündschnürenherstellung, Anlagen dazu sind genehmigungspflichtig (Deutsches 
Reich) 192. 































